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I. Einleitung 
 
 Eine wesentliche Aufgabe der Rechtsordnung ist es zu regeln, wer in derem System 
Träger von Rechten und Pflichten sein kann. Sie regelt also, wem Rechtspositionen 
zugeordnet werden können. Jene Gebilde, denen die österreichische Rechtsordnung 
eine derartige Fähigkeit zubilligt, werden als Rechtssubjekte bezeichnet. Dabei handelt 
es sich logischerweise in erster Linie um natürliche Personen. Daneben kennt die 
österreichische Rechtsordnung noch andere Subjekte, die ebenfalls Träger von Rechten 
und Pflichten sein können und somit zumindest teilweise Rechtsfähigkeit besitzen. In der 
L wird zwischen solchen des öffentlichen und solchen des Privatrechts unterschieden. Im 
Folgenden interessieren, selbst wenn Grundsätzliches auch auf jene des öffentlichen 
Rechts zutreffen mag, ausschließlich jene des Privatrechts. Ein Teil der 
Privatrechtssubjekte ist in Form einer Gesellschaft konzipiert. Darunter ist eine aus 
mindestens zwei Personen bestehende, durch Rechtsgeschäft begründete, personell 
abgeschlossene Vereinigung zu verstehen, die einen gewissen gemeinsamen Zweck 
verfolgt. Wiederum ein Teil dieser Gesellschaften werden als Kapitalgesellschaften 
bezeichnet, worunter man versteht, dass diese Gesellschaften einen hohen Grad an 
Trennung zwischen der Ebene der Gesellschafter und der Ebene der Verwaltung 
aufweisen, wodurch sich der Aufgabenbereich des Gesellschafters stärker zu einer 
reinen Kapitalgeberfunktion ausbildet. Als solche sind die GmbH und die AG (sowie die 
praktisch wenig relevante Societas Europea) zu verstehen. Der ideelle Verein und die 
Genossenschaft sind zwar aufgrund ihrer offenen Mitgliedschaft nicht als Gesellschaften 
zu verstehen, weisen aber in ihrer Organisation eine starke Ähnlichkeit zu den 
Kapitalgesellschaften auf und sollen somit ebenfalls Gegenstand folgender Abhandlung 
sein. 
 
 Nun bringen natürliche Personen grundsätzlich die Fähigkeit mit, eigenständig 
rechtsgeschäftliche Erklärungen abzugeben. Dies trifft freilich nicht immer zu. Man denke 
nur an nicht voll geschäftsfähige Personen aufgrund des Alters oder Geisteszustandes, 
die eines gesetzlichen Vertreters bedürfen, welcher für sie handelt. Anders stellt sich dies 
bei den sonstigen Rechtssubjekten und auch insbesondere bei Kapitalgesellschaften dar. 
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Sie verfügen freilich aus tatsächlichen Gründen nicht über die Fähigkeit sich eigenständig 
rechtsgeschäftlich zu betätigen und bedürfen deshalb einer internen Organisation, durch 
welche festgelegt wird, wie die Gesellschaft ihren Willen bildet. Diese sieht vor, dass die 
Gesellschaft durch deren Organe handelt und damit gleichsam ihren Willen bildet. 
Derartige Organe tun dies, indem sie Beschlüsse fassen. Die Beschlussfassung ist 
freilich nur im Rahmen der für die einzelnen Organe geltenden Normen zulässig. Nun 
drängt sich die Frage auf, welche Konsequenzen es mit sich bringt, wenn eben gerade 
die durch Gesetz oder verbandsinterne Rechtssetzung vorgegebenen Normen nicht 
eingehalten werden und der Beschluss somit fehlerhaft ist. Die Klärung und 
Systematisierung dieser bedeutsamen Frage im Zusammenhang mit Organen von 
Kapitalgesellschaften (mit Ausnahme der wenig bedeutsamen SE), wie auch solchen von 
Genossenschaften und ideellen Vereinen, soll Aufgabe der folgenden Abhandlung sein.  
 
 Zunächst gilt es, allgemein das in der Rechtsordnung regelmäßig anzutreffende, 
jedoch von dieser nicht definierte, Rechtsgeschäft des Beschlusses zu erfassen. Zur 
Klärung der Frage, wann ein Beschluss mangelhaft ist und welche Konsequenzen dies 
mit sich bringt, sollte zunächst erörtert werden, was aus rechtlicher Sicht unter einem 
Beschluss zu verstehen ist.  
 
 Anschließend sollen die wesentlichen und für die weiteren Fragestellungen 
bedeutsamen allgemein zivilrechtlichen Normen in der gebotenen Kürze dargestellt 
werden. Es soll sozusagen der Kern des allgemeinen Zivilrechts, der sich mit der 
Anfechtbarkeit- und Nichtigkeit von Rechtsgeschäften auseinandersetzt, erläutert 
werden. Dies scheint deshalb sinnvoll, da die zur Diskussion stehenden 
gesellschaftsrechtlichen Normen - so überhaupt vorhanden - Sondernormen zu bereits 
im allgemeinen Zivilrecht anzutreffenden Bestimmungen darstellen. Ein Erörtern der 
gesellschaftsrechtlichen Normen, ohne Aufarbeitung der - freilich auch im 
Gesellschaftsrecht relevanten - im allg Zivilrecht entwickelten Grundsätze, auf welche im 
Laufe der Arbeit regelmäßig zurückzugreifen sein wird, kann verständlich und 
nachvollziehbar nicht erfolgen. 
 
 Danach werden die im Gesellschaftsrecht (Genossenschafts- und Vereinsrecht) 
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bestehenden speziellen Anfechtungs- und Nichtigkeitsbestimmungen überblicksmäßig 
dargestellt. 
 
 Im Weiteren - wesentlichen Teil der Arbeit - werden die Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen fehlerhafter Beschlüsse, beginnend mit jenen der Verbandsmitglieder, 
daran anschließend jene des kontrollierenden Organs (Aufsichtsrat) und abschließend 
jene des Leitungsorgans (Vorstand) umfassend erörtert. Eine Behandlung, beginnend 
mit Beschlüssen, gefasst von Verbandsmitgliedern, empfiehlt sich, nicht zuletzt in 
Hinblick auf eine zu prüfende Analogie zu Beschlüssen, gefasst von anderen Organen, 
schon wegen der in diesem Bereich höchsten Regelungsdichte und der in L und 
Rechtsprechung stärksten Aufarbeitung. 
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II. Beschlüsse und deren rechtsdogmatische Einordnung 
 
 Das Auftreten von Beschlüssen ist kein rein (kapital)gesellschaftsrechtliches 
Phänomen. Auch im allg Zivilrecht, so etwa im Rahmen einer 
Miteigentümergemeinschaft, kommt es vor, dass die Willensbildung der Gemeinschaft 
mittels Beschluss erfolgt1. Man kann deshalb die Frage nach der Rechtsnatur eines 
Beschlusses nicht auf das Gesellschaftsrecht beschränken, sondern muss dieser Frage 
in einem weiteren allg zivilrechtlichen Kontext nachgehen. Auch ist es denkbar und wohl 
auch bis zu einem gewissen Grad 2 im Rahmen der Vertragsfreiheit zulässig, dass 
zivilrechtlich vereinbart wird, einen Vertrag künftig auch von einer bestimmten Mehrheit 
der Vertragspartner abzuändern 3 . Eine solche Abänderung würde dann mittels 
Beschluss erfolgen.  
 
 Allgemein kann gesagt werden, dass es sich bei einem Beschluss um eine 
Entscheidung eines Kollektivorgans über einen Antrag4 handelt5. Bei einer nicht rein 
gesellschaftsrechtlichen Betrachtung wäre es wohl besser den Begriff des Organs 
auszusparen, da es sich bei zivilrechtlichen Personenmehrheiten, wie etwa bei 
Miteigentümern, die Beschlüsse fassen, nicht um Organe handelt. Bei der Stimmabgabe 
des Einzelnen handelt es sich richtigerweise und nach der hL6 um eine Willenserklärung. 
Der Beschluss selbst, also das Produkt der einzelnen Stimmabgaben, stellt ein 
Rechtsgeschäft dar7. Es handelt sich dabei um ein Rechtsgeschäft sui generis, auf 
                                                 
1 Allgemein dazu Koziol/Welser, ABGB I, S 296 f. 
2 Vgl dazu umfassend Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 72 ff. 
3 Vgl dazu Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 131. 
4 Besser wäre der Begriff Abstimmungsgegenstand, denn es ist ja durchaus denkbar, dass ohne Antrag 
über einen bereits im Grundrechtsverhältnis definierten Gegenstand abgestimmt wird. 
5  Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 440. 
6So zum Beispiel Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 443; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137; 
Aicher in Rummel ABGB, § 26 Rz 44; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45, §§ 92 – 94 Rz 50; 
Duursma/Duursma/Roth, Handbuch, Rz 3170. 
7 So auch Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 442; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 33;  Koziol/Welser, ABGB I, S 114; Duursma/Duursma/Roth, 
Handbuch, Rz 3169. 
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welches die allgemein zivilrechtlichen Grundsätze für Rechtsgeschäfte mE grds 
anwendbar sind8.  Wie der Vertrag ein Rechtsgeschäft, definiert aus der Korrespondenz 
mindestens zweier Willenserklärungen, ist, so stellt der Beschluss ein Rechtsgeschäft 
dar, definiert als eine aus Willenserklärungen (Stimmen) bestehende Entscheidung einer 
Personenmehrheit über einen Beschlussgegenstand (Antrag). Der Beschluss schafft 
somit eine kollektive Willensbildung9. Klar ist auch, dass ein Beschluss immer eines ihm 
zugrunde liegenden, bereits bestehenden Rechtsverhältnisses bedarf, um überhaupt 
Wirkungen zu entfalten. Er kann nicht etwa wie ein Vertrag originär wirksam in 
Erscheinung treten.10 Es muss durch das zugrunde liegende Rechtsverhältnis zunächst 
überhaupt geklärt sein, aus wem sich das beschlussfassende Gremium zusammensetzt 
und damit wer Zurechnungssubjekt ist11, für wen ein Beschluss also bindend sein soll12.   
 
 Auch einstimmige Beschlüsse sind keine Verträge. Auch hier handelt es sich um 
eine Entscheidung eines Kollektivs über einen Beschlussgegenstand. 
 
 Strasser vertritt die Ansicht, dass es sich schon bei der Stimmabgabe als solche 
nicht nur um eine Willenserklärung, sondern auch um ein einseitiges Rechtsgeschäft 
handle13.  Begreift man das Rechtsgeschäft als jenen Tatbestand, der jedenfalls eine 
oder mehrere Willenserklärungen enthält und von der Rechtsordnung als Grund für den 
Eintritt der als gewollt bezeichneten Rechtswirkungen anerkannt wird, so kann es sich bei 
einer bloßen Stimmabgabe nicht um ein Rechtsgeschäft handeln14. Zu diesem Schluss 
                                                 
8 Zur Frage, welche Bestimmungen des ABGB auf dieses anwendbar sind, siehe unten. Vgl auch Karsten 
Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 442. 
9 Vgl Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 442. 
10 Vgl dazu Gschnitzer in Klang, ABGB, IV 1, S 861. 
11 Handelt es sich beim beschlussfassenden Gremium um ein Organ einer jur. Person, so erfolgt durch die 
Zurechnung zum Organ folglich auch eine solche zur jur Person. Der Beschluss hat, wenn man so will, eine 
Doppelfunktion: Einerseits ist er ein Willensakt der Organmitglieder, also der dahinterstehenden Personen, 
andererseits stellt er einen Willensakt der jur Person selbst dar.  
12 Vgl dazu Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 40 f; Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 441. 
13 Strasser in  Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45; dies ebenfalls andeutend P. Bydlinski, ABGB, AT, § 5 
Rz 3. 
14 Flume, AT II, Das Rechtsgeschäft, S 23; vgl auch Gschnitzer, ABGB AT, S 455. 
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ist auch der OGH gekommen15. Die Stimmabgabe alleine stellt ihrer Konzeption nach 
noch nicht, im Gegensatz etwa zu einer Kündigung eines Arbeitsverhältnisses, die als 
gewollt bezeichnete Rechtsfolge her. Die Stimmabgabe ist darauf gerichtet einen 
Organbeschluss herzustellen, tut dies aber noch nicht, da es dafür grds der Abgabe 
weiterer Stimmen bedarf. Die ausgesprochene Kündigung eines Arbeitgebers etwa 
beendet das Arbeitsverhältnis, ohne dass es dafür weiterer Willenserklärungen bedarf. 
Würde man die Stimmabgabe als ein einseitiges Rechtsgeschäft ansehen, so müsste 
man auch ein Vertragsanbot als einseitiges Rechtsgeschäft ansehen16. Dies wäre mE 
ebenso verfehlt.  
 
 Eine weitere bedeutsame Frage ist, wann ein gefasster Beschluss einem Gremium 
und damit dem oder den dahinter stehenden Rechtsträger(n) zugerechnet werden kann17. 
Dh, wann überhaupt ein Beschluss des Zurechnungssubjekts vorliegt. Wann dies der Fall 
ist, ergibt sich aus dem zur Beschlussfassung notwendigen Verfahren. Es müssen also 
gewisse Verfahrensvoraussetzungen eingehalten werden, um die erforderliche Nähe 
zum Zurechnungssubjekt herzustellen. Erst dann kann von einem entsprechenden 
Beschluss dieses oder dieser Subjekte gesprochen werden. Man könnte sagen, dass das 
Einhalten gewisser Verfahrensgrundsätze, im Zuge der Beschlussfassung, dem 
Beschluss immanent ist. Als ein solcher Grundsatz wird etwa anzusehen sein, dass 
überhaupt ein Beschluss aller Mitglieder, in dem Sinne, dass alle von der 
Beschlussfassung ordnungsgemäß verständigt wurden und folglich daran teilnehmen 
konnten, vorliegt. Ohne Einhalten dieser Grundsätze, kann der Beschluss dem 
Rechtsträger nicht zugerechnet werden. Karsten Schmidt sieht das Verfahren selbst 
jedoch, trotz seiner grds Notwendigkeit, noch nicht als Teil des Beschlusses und damit 
nicht als Bestandteil des Rechtsgeschäfts selbst an 18 .  Kann der Beschluss nicht 
zugerechnet werden, ist dieser nicht als einer des Zurechnungssubjektes zu verstehen 
und damit, wenn man so will, absolut nichtig19. 
                                                 
15 OGH 26.05.1983, 6Ob786/82, SZ 56/84 = GesRZ 1983, 22. 
16 So z Bsp P. Bydlinski, ABGB, AT, § 5 Rz 3. 
17 Dazu Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62; Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 441. 
18 Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 444. 
19 Vgl zur Zurechnung von Beschlüssen zu den einzelnen Organen unten V.3.2.3. 
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 Das GmbHG und das AktG bezeichnen das Ergebnis der Willensbildung ihrer 
Mitgliederversammlungen, insbesondere im Bereich der Anfechtung und Nichtigkeit, 
stets als Beschluss20. § 3 Abs 2 GmbHG und die §§ 2 Abs 2 und 35 AktG sehen jedoch 
vor, dass eine GmbH oder eine AG von nur einer Person gegründet werden kann21. 
Ebenso kann es sein, dass nur ein Gesellschafter zur Abstimmung erscheint. Ein 
Beschluss kann aber, wie bereits oben erwähnt, nur von einer Personenmehrheit (einem 
Kollektivorgan) gefasst werden22. Es ist mE zwischen der Beschlussfassung im Sinne der 
Art und Weise, wie unter den Organmitgliedern ein Wille erzeugt wird 23  und dem 
Beschluss als Überbegriff für den Ausdruck des Willens eines Organs und somit folglich 
des Willens des dahinter stehenden Rechtsträgers24 zu differenzieren:  
 
 Wird der Beschluss von einem Organ mit einem einzigen Organwalter gefasst, so 
wird der Wille dieses Organs nicht mehr durch das Rechtsgeschäft Beschluss erzeugt. 
Es liegt kein Beschluss ieS vor. Dies hat natürlich Konsequenzen in Bezug auf die 
möglichen Mängel, unter welchen das Rechtsgeschäft25, in dem der Wille des Organs 
zum Ausdruck kommt - also der Beschluss iwS -, leiden kann. Die spezifischen Mängel, 
die durch die Tatsache, dass der Wille durch einen Beschluss ieS gefasst wird, auftreten, 
                                                 
20 Siehe zur Anfechtung und Nichtigkeit die §§ 41, 42, 44 GmbHG, 196, 197, 198 , 199, 200, 201 und 202 
AktG. 
21 Dazu Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 17. 
22 Vgl Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 440; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 33. 
23  Es handelt sich dabei um die Beschlussfassung im eigentlichen Sinn (ieS). Das Produkt dieser 
Beschlussfassung ist das Rechtsgeschäft des Beschlusses. Dieses wird im Folgenden als Beschluss ieS 
bezeichnet.  
24 Beim Ausdruck des Organwillens und damit Willens des Rechtsträgers handelt es sich regelmäßig auch 
um einen Beschluss ieS, doch muss dies nicht der Fall sein. Gehört nämlich einem Organ nur ein einziger 
Organwalter an, so erfolgt die Willensbildung innerhalb des Organs nicht mittels Beschluss ieS, sondern 
wohl idR durch einseitiges Rechtsgeschäft. Dennoch bezeichnet das Gesetz diese Willensäußerung als 
Beschluss. Diese Art der Willensäußerung wird im Folgenden als Beschluss im weiteren Sinne (iwS) 
bezeichnet.  
25 Im konkreten Fall handelt es sich um ein einseitiges Rechtsgeschäft. Grds kann ein Beschluss iwS nur 
aus einem einseitigen Rechtsgeschäft oder aus einem Beschluss ieS bestehen. 
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sind bei Beschlüssen iwS, welche durch ein einseitiges Rechtsgeschäft zustande 
kommen, nicht beachtlich. Dies trifft insb auf Verfahrensmängel zu. Bei Inhaltsmängeln 
oder auch Formmängeln wird diese Unterscheidung wohl unbedeutend sein. Wird der 
Beschluss iwS von einem Organ gefasst, welches zwar mehrere Mitglieder hat, von 
denen aber nur eines mitgewirkt hat, etwa weil die anderen nicht erschienen sind, so 
handelt es sich noch um eine Willensbildung unter den Organmitgliedern in Form einer 
Beschlussfassung, also durch Beschluss ieS. Auch hier ist allerdings die Relevanz 
mancher Verfahrensmängel unterschiedlich zu beurteilen. Ein Beschluss im Sinne des 
Ausdrucks des Willens des Organs - Beschluss iwS - liegt aber in beiden Fällen vor26. 
Wenn im Folgenden im Zusammenhang mit einem Organ einer jur Person27, lediglich der 
Begriff - Beschluss - verwendet wird, so ist ein solcher iwS gemeint, welcher aus dem 
Rechtsgeschäft des Beschlusses, also aus einem Beschluss ieS, besteht. In Einzelfällen 
wird auch auf eine etwaige Besonderheit bei Beschlüssen iwS, welche nicht aus einem 
Beschluss ieS bestehen, eingegangen, ansonsten ist eben zu bedenken, dass Mängel, 
die speziell auf Beschlüsse ieS abzielen, auf Beschlüsse iwS, die aus einem einseitigen 
Rechtsgeschäft bestehen, keine Anwendung finden. Wird allgemein, also nicht in 
Zusammenhang mit einer jur Person, von Beschlüssen gesprochen, so sind stets jene 
ieS gemeint oder besser jene iwS, die aus solchen ieS bestehen. 
 
 Die Abgabe der Stimme im Rahmen der Beschlussfassung erfolgt gegenüber den 
anderen Stimmberechtigten. Sie sind die Erklärungsempfänger, nicht der 
Versammlungsleiter. Er tritt lediglich als passiv Vertretungsbefugter in Erscheinung.28 
 
 Zusammenfassend handelt es sich bei einem Beschluss um ein Rechtsgeschäft 
eigener Art, bei dem eine Personenmehrheit über einen Antrag abstimmt. und Bei den 
dazu nötigen Stimmabgaben hendelt es sich um Willenserklärungen. 
                                                 
26 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 34 Rz 3. 
27 Dies wird wohl aufgrund der Tatsache, dass sowohl AG, GmbH, Gen und Vereine jur Personen sind, 
regelmäßig der Fall sein. 
28 U. Torggler/H. Torggler in Straube, HGB, § 119, Rz 27; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137;  ganz 
anders Enzinger, Personengesellschaften, S 53 f. 
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III. Grundsätzliche Normen der Anfechtung und Nichtigkeit im 
allgemeinen Zivilrecht 
 
1. Allgemeines 
 
 Im Folgenden werden die wesentlichen Normen - also der Kern - des allgemeinen 
Zivilrechts, welche sich mit der Anfechtung und Nichtigkeit von Rechtsgeschäften 
auseinandersetzen, dargestellt. Es soll das vom Gesetzgeber geschaffene und von der L 
und Rspr interpretierte und systematisierte System näher gebracht werden. 
Selbstverständlich existieren im Gesellschaftsrecht Sondernormen, die das allgemeine 
Zivilrecht als speziellere Normen verdrängen, doch ist es auch - insb für deren 
Verständnis - und für den Fall, wenn eben gerade diese Spezialnormen fehlen, von 
höchster Bedeutung, die dahinter stehenden zivilrechtlichen Normen zu kennen und 
gegebenenfalls zur Anwendung zu bringen.29  
 
 Rein logisch betrachtet kann man, wenn es um die Frage der Existenz von 
Rechtsgeschäften geht, diese, die Existenz, in drei Zustände einteilen: Zum einen, in den 
des Nichtbestehens, also die absolute Nichtigkeit. Das Rechtsgeschäft als solches hat 
gegenüber jedermann von vornherein keinerlei Bestand, eine Vernichtung ist nicht 
notwendig. Zweitens in jenen des Bestehens, aber mit einem damit verbundenen 
Gestaltungsrecht, die Existenz des Rechtsgeschäfts durch Geltendmachung rückwirkend 
zu vernichten. In diesen Bereich fallen die Anfechtungsrechte und die 
geltendzumachende Nichtigkeit.30 Ferner (drittens) kann ein Rechtsgeschäft, was wohl 
                                                 
29 Zu den Sondernormen siehe die §§ 41 – 44 GmbHG, die §§ 195 – 202 AktG und § 7 VerG.   
30 Zu den Diktionen im Bereich des Zivilrechts hinsichtlich des § 879 ABGB siehe z Bsp Koziol/Welser, 
ABGB, S 163; Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 247 ff; Schwimann, ABGB, § 879 Rz 34 ff; Bollenberger in 
Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 879 Rz 27 ff. 
Zu den unterschiedlichen Diktionen im Bereich des Gesellschaftsrechts siehe Karsten Schmidt, 
Gesellschaftsrecht, S 446; Kostner/Umfahrer GmbH, Rz 482 ff; Strasser in  Jabornegg/ Strasser, AktG, § 
195 Rz 2, § 199 Rz 1; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 17ff; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 
Rz 4 ff; Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 17; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 17 ff; Raiser, 
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den Regelfall darstellt, weder absolut nichtig noch vernichtbar, also wenn man so will, in 
Bezug auf seine Existenz, mangellos sein.   
 
 Neben dieser grundsätzlichen Einteilung der Rechtsfolgen sog Wurzelmängel kennt 
das allgemeine Zivilrecht noch Zwischen- oder Sonderformen. So kann es mangels voller 
Geschäftsfähigkeit eines Vertragspartners etwa zu einer unvollkommenen Bindung an 
das Rechtsgeschäft kommen. Bei manchen Formmängeln oder Glücksverträgen kann es 
zum Entstehen sog Naturalobligationen kommen.31  
 
 Etwaige Kündigungs-, Rücktritts- oder Wandlungsrechte beziehen sich grds nicht 
auf die Beseitigung des Rechtsgeschäftes an sich. Sie zielen nicht darauf ab, das 
Rechtsgeschäft rückwirkend zu vernichten, also seine Existenz zu beseitigen, sondern 
vielmehr darauf, die durch seine Existenz eingetretenen Folgen zu beseitigen. 
  
 Man kann dies am einfachen Beispiel eines Vertragsabschlusses zwischen A und B 
illustrieren: Bevor A und B miteinander verhandelt haben, aber auch noch während sie 
verhandeln, ja sogar wenn A bereits eine von B nicht erwiderte Willenserklärung 
abgegeben hat, ist es noch nicht zu einem Rechtsgeschäft gekommen. Es, das 
Rechtsgeschäft, ist nicht existent und hat demnach keinen Bestand. Man könnte sagen, 
dass es absolut nichtig ist. Es mag vielleicht eigenartig anmuten, dass bereits bevor A 
und B miteinander in Kontakt getreten sind, überhaupt von absoluter Nichtigkeit 
gesprochen wird, da niemand auch nur daran denken würde, dass hier bereits ein 
Vertrag zustande gekommen wäre. In der Rechtsfolge unterscheidet sich diese absolute 
Nichtigkeit jedoch grds nicht von einer, die sich aus anderen Gründen  ergibt. 
 
 Gibt nun B ebenfalls eine Willenserklärung ab, so eröffnet sich, neben dem nach wie 
vor möglichen Zustand der absoluten Nichtigkeit, die Möglichkeit der Einordnung in den 
Zustand der Vernichtbarkeit (geltendzumachende Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit) oder 
                                                                                                                                                              
Kapitalgesellschaften, § 16 Rz 118; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 5. Bei geltendzumachenden 
Willensmängeln wird stets von Anfechtung gesprochen. 
31 Vgl P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 6. 
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aber auch die Möglichkeit der Einordnung in den Bereich der Fehler- beziehungsweise 
Mangellosigkeit. Haben A und B beispielsweise vereinbart, dass A einen Mord begehen 
soll oder hat A in Wahrheit gar keine Willenserklärung abgegeben, da er durch vis 
absoluta dazu gezwungen wurde, so hat das Rechtsgeschäft keinen Bestand und ist 
absolut nichtig32. Selbiges gilt, wenn A und B vereinbart haben, dass A das seit Jahren 
verstorbene Kind des B wieder beleben soll33.  
 
 Hat A allerdings durch die undeutlichen Angaben des B über wesentliche 
Eigenschaften des Vertragsgegenstandes geirrt, so ist das Rechtsgeschäft bereits 
entstanden und somit existent, weshalb folglich absolute Nichtigkeit definitionsgemäß 
ausscheidet. Nun hat A aber wegen des wesentlichen Geschäftsirrtums, in welchem er 
befangen war und der Tatsache, dass dieser von B veranlasst wurde, die Möglichkeit das 
Rechtsgeschäft mittels Anfechtung zu vernichten. Das Rechtsgeschäft befindet sich im 
Zustand der Vernichtbarkeit.34 Wird dieser Mangel nicht fristgerecht geltend gemacht 
oder hat er von Anfang an nicht bestanden, so befindet sich der Vertrag im Stadium der 
Fehler- oder Mangellosigkeit.  
 
 Es handelt sich um mehrere Bereiche, von denen es abhängt, ob ein 
Rechtsgeschäft absolut nichtig, vernichtbar (geltendzumachende Nichtigkeit oder 
Anfechtbarkeit) oder keines von beiden, also in Bezug auf seine Existenz mangelfrei ist: 
Im Wesentlichen geht es dabei um folgende Fragen: Zunächst ob überhaupt die 
Mindestanforderungen des betreffenden Rechtsgeschäfts erfüllt sind. Bei einem Vertrag 
gehört zu den Mindestanforderungen etwa das Vorliegen zweier miteinander 
korrespondierender Willenserklärungen. Weiters ob im Zuge der Entstehung des 
Rechtsgeschäfts andere Mängel als solche, die schon die abstrakte Entstehung des 
Rechtsgeschäftes selbst hindern unterlaufen sind. Als solche wären etwa Willensmängel 
oder andere (insb bei Beschlüssen) Verfahrensmängel, aber auch Formmängel, zu 
                                                 
32 Vgl etwa Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 248; Koziol/Welser, ABGB, S 167, 175 ff; Schwimann, ABGB, 
§ 879 Rz 34.  
33 Vgl Koziol/Welser,ABGB I, S 170 ff. 
34 Vgl grds Koziol/Welser, ABGB I, S 147 ff; zur Anfechtung vgl Rummel in Rummel, ABGB, § 871 Rz 19; 
Schwimann, ABGB, § 871 Rz 29ff.  
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zählen. Ferner um die Frage ob das Rechtsgeschäft, welches wohl gemerkt bereits seine 
grds Entstehungserfordernisse erfüllt, seinem Regelungsgehalt nach erlaubt ist und 
damit ob die Rechtsordnung eine solche Vereinbarung, selbst wenn sie vom Parteiwillen 
getragen ist, überhaupt zulässt. Weiters um die Frage, ob die Ausführung dieses 
Regelungsgehalts möglich ist, dh weder rechtlich absurd noch faktisch unmöglich ist.35 
Innerhalb dieser Problemkreise hat der Gesetzgeber ein diffiziles System von 
Anfechtbar- und Nichtigkeiten36 geschaffen, die teils - mangels Spezialnormen - auch bei 
mangelhaften Beschlüssen des Gesellschaftsrechts herangezogen werden müssen.  
 
 Im Folgenden soll eine Systematisierung nach der Art der Mängel vorgenommen 
werden. Es sollen dabei die für das Beschlussmängelrecht37 wichtigsten Kategorien an 
möglichen Fehlertypen dargestellt werden.   
 
 (1) Verständlichkeit: Dem bestehenden Konstrukt (Rechtsgeschäft) muss 
überhaupt ein Sinn beigemessen werden können. § 869 ABGB kann in diesem 
Zusammenhang als Schlüsselnorm verstanden werden. Dieser regelt gewisse für einen 
Vertrag unbedingt notwendige Voraussetzungen, wie etwa jene der Bestimmtheit, 
Vollständigkeit oder Verständlichkeit38. Seine Kernaussagen beziehen sich zwar auf 
Verträge, lassen sich aber auf andere Rechtsgeschäfte und damit auch auf Beschlüsse 
übertragen. Auch der Inhalt eines Beschlusses wird bestimmt - im Sinne von bestimmbar 
- sein müssen. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so existiert das Rechtsgeschäft 
nicht und ist insofern (untechnisch gesprochen) absolut nichtig. Das versteht sich von 
selbst. 
 
 (2) Mängel bei Willenserklärungen: Weiters kann es sein, dass eine 
Willenserklärung nur scheinbar vorliegt oder diese mit einem Mangel behaftet ist. 
Beispielsweise wäre es denkbar, dass ein Bevollmächtigter seine Vollmacht 
                                                 
35 Natürlich ist es auch möglich, dass sich Willensmängel, die Unerlaubtheit oder die Unmöglichkeit nur auf 
Teile eines Rechtsgeschäftes beziehen.  
36 Damit ist sowohl die absolute als auch die geltendzumachende Nichtigkeit gemeint. 
37 Gemeint ist das Rechtsgeschäft des Beschlusses, also der Beschluss ieS. 
38 Vgl dazu Koziol/Welser, ABGB I, S 126 ff. 
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überschreitet und es dadurch zu keiner Willenserklärung des Vertretenen kommt. Ein 
Vertrag wäre in so einem Fall nicht zustande gekommen, da er notwendigerweise zweier 
Willenserklärungen bedarf. Ein Beschluss setzt dies nicht voraus, er kann auch 
jemanden binden, der keine Willenserklärung abgegeben hat. Wurde die Stimme 
mitgezählt, so liegt uU ein Verfahrensmangel vor 39 . Weiters kann zwar eine 
Willenserklärung vorliegen, diese aber mangelhaft sein. In einem solchen Fall sieht das 
allg Zivilrecht die Möglichkeit der Anfechtung des dieser Erklärung zugrunde liegenden 
Rechtsgeschäfts vor. Insbesondere die zweite Frage, nämlich jene nach bestehenden 
aber fehlerhaften Willenserklärungen, ist für die noch zu behandelnden Themen von 
großer Bedeutung, weshalb sie sogleich unten40 näher erläutert wird. 
 
 (3) Formmängel: Verstößt ein Rechtsgeschäft gegen ein gesetzliches Formgebot, 
so tritt jene Rechtsfolge ein, die der Formzweck erfordert41. IdR ist dies die Rechtsfolge 
der Nichtigkeit42. Daneben haben die Parteien noch die Möglichkeit selbst ein Formgebot, 
also eine sog gewillkürte Form, zu vereinbaren. Hier kennt § 884 ABGB eine 
Zweifelsregel, die die Vermutung aufstellt, dass das selbst auferlegte Formgebot ein 
Gültigkeitserfordernis darstellt und daher das Rechtsgeschäft bei einem Verstoß nichtig 
ist43. Diese allg Reglungen finden grds auch auf das Rechtsgeschäft des Beschlusses 
Anwendung.  
 
 (4) Verfahrensmängel: Verfahrensmängel können auf verschiedenste Art und 
Weise auftreten und auch unterschiedliche Rechtsfolgen mit sich bringen. Zunächst ist 
denkbar, dass nicht einmal jene Voraussetzungen erfüllt sind, die notwendig sind, um 
überhaupt den Tatbestand des betreffenden Rechtsgeschäftes zu entsprechen. So 
                                                 
39 Ein solcher Verfahrensmangel setzt voraus, dass die Stimme mitgezählt wurde. Dies ist aber nur dann 
möglich, wenn es zu einer konstitutiven Beschlussfeststellung kommt. 
40 Vgl unten unter II.2. 
41 Vgl Koziol/Welser, ABGB I, S 184 ff; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 28. 
42 Vgl dazu Gschnitzer, ABGB AT, S 741; Koziol/Welser, ABGB I, S 188 f; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 
28. 
43 Vgl zur gewillkürten Form statt vieler Gschnitzer, ABGB AT, S 743 f; Koziol/Welser, ABGB I, S 189 f; P. 
Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 31. 
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bedarf ein Vertrag zweier korrespondierender Willenserklärungen, dem Angebot und der 
Annahme44. Liegt eines der beiden nicht vor, so ist der Vertrag nicht existent und damit 
absolut nichtig. Selbiges muss auch für den Beschluss gelten. Wurde kein Antrag gestellt 
oder keine gültige Stimme abgegeben45, so ist der Beschluss aus selbigen Gründen 
nichtig. Dies ist selbstverständlich und bedarf im Folgenden mE auch keiner gesonderten 
Erörterung. Die Bezeichnung „Verfahrensmängel“ für die oben erwähnten Mängel wird 
hier deshalb bewusst gewählt, da es sich hierbei schließlich um Mängel handelt, die beim 
Zustande kommen des Rechtsgeschäfts unterlaufen. Daneben bestehen naturgemäß 
gerade beim Rechtsgeschäft des Beschlusses noch eine Vielzahl anderer 
Verfahrensvorschriften, gegen welche verstoßen werden kann. Die Rechtsfolgen eines 
solchen Verstoßes sind im allg Zivilrecht jedoch nicht geregelt46. Dennoch oder gerade 
deswegen wird man sich die Frage stellen müssen, welche Rechtsfolgen solche 
Verstöße mit sich bringen. 
 
 (5) Inhaltsmängel: Ein Rechtsgeschäft kann auch seinem materiellen 
Regelungsgehalt nach mangelhaft sein. Dies ist etwa dann der Fall, wenn es gegen 
gesetzliche Verbote oder die guten Sitten verstößt, oder schlichtweg unmöglich im Sinne 
des § 878 ABGB ist. Es handelt sich hierbei um Fragen der Möglichkeit47 und Erlaubtheit. 
Besondere Bedeutung hat im gegebenen Zusammenhang die Thematik der Erlaubtheit. 
Die wesentlichste zivilrechtliche Norm ist § 879 Abs 1 ABGB, sie regelt den Kern der 
Erlaubtheit, weshalb sie unten näher dargestellt wird. Daneben existieren ein Reihe von 
Spezialnormen, so etwa § 6 Abs 1 und 2 KSchG. 
   
2. Willensmängel 
 
 Das österreichische Rechtssystem und deren Rechtsgeschäftslehre sieht die 
                                                 
44 Vgl dazu statt vieler P. Bydlinski, ABGB, AT, § 6 Rz 1. 
45 Zu den Elementen des Rechtsgeschäfts Beschluss vgl oben. 
46 Vgl dazu Thöni, Gneralversammlungsbeschlüsse, 63 ff. 
47 Die Frage der Möglichkeit hat jedoch für die hier zu behandelnden Themenkreise keine große Bedeutung, 
weshalb es lediglich bei dieser Erwähnung bleibt. 
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Willenserklärung als zentrales Element des Rechtsgeschäftes an. Die Problematik der 
Fehlerhaftigkeit von Willenserklärungen findet auf zwei Ebenen statt. Zunächst muss 
geklärt werden, ob überhaupt eine Willenserklärung vorliegt 48 . Erst bei positiver 
Beantwortung darf man sich die Frage stellen, welche Konsequenzen eine mangelhafte 
aber existente Willenserklärung mit sich bringt.49 Erst hier stellt sich die Frage, ob das 
entsprechende Rechtsgeschäft möglicherweise wegen eines Willensmangels anfechtbar 
ist.  
 
 Nun ist der relevante Erklärungsgehalt einer solchen Willenserklärung nicht jener, 
welcher vom Erklärenden tatsächlich gemeint war, sondern aus Gründen des 
Vertrauensschutzes jener, wie diese Erklärung von einem redlichen 
Erklärungsempfänger hatte verstanden werden müssen. Dieser objektive Erklärungswert 
bestimmt den Inhalt des Rechtsgeschäfts. 50 Es kann demnach zu einer Diskrepanz 
zwischen dem, was tatsächlich gemeint war oder zwischen etwa dem, was bei besserer 
Information des Erklärenden erklärt worden wäre, und dem, was tatsächlich erklärt wurde, 
kommen. Der Erklärende hat ein Interesse sich von dem Rechtsgeschäft zu lösen, der 
Erklärungsempfänger, der auf die Erklärung vertraut hat, ein Interesse am 
Rechtsgeschäft festzuhalten. Es gilt diesen Interessenkonflikt aufzulösen. Der 
Gesetzgeber hat diese Interessenabwägung für unterschiedliche Arten von 
Willenmängeln in unterschiedliche Richtungen wahrgenommen. Im Folgenden sollen die 
wichtigsten dargestellt werden. 
  
 § 871 ABGB ist die zentrale Norm und gibt Auskunft darüber, wie dieser 
Interessenkonflikt im praktisch häufigsten Fall des Irrtums zu lösen ist. Voraussetzung ist 
ein Irrtum des Erklärenden. Unter Irrtum versteht man eine falsche Vorstellung von der 
                                                 
48 Liegt keine Willenserklärung vor, so erübrigt sich freilich die Frage, ob das Rechtsgeschäft wegen dieser 
(nicht vorliegenden) Willenserklärung anfechtbar ist. Die Tatsache, dass keine Willenserklärung vorliegt, 
bedeutet jedoch nicht automatisch, dass das Rechtgeschäft nichtig ist. Dies ist zwar beim Vertrag der Fall, 
muss jedoch nicht auf den Beschluss zutreffen.  
49 Vgl z Bsp Koziol/Welser, ABGB I, S 97 f, 105 ff; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 
871 Rz 1. 
50 Vgl z Bsp F. Bydlinski, Privatautonomie. 
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Wirklichkeit. 51  Nicht jeder Irrtum lässt die Interessenabwägung zugunsten des 
Erklärenden ausfallen. Der Gesetzgeber differenziert nach der Art des Irrtums. Für eine 
Anfechtung nach § 871 ABGB ist grundsätzlich nur ein Erklärungsirrtum oder ein 
Geschäftsirrtum relevant. Unter Erklärungsirrtum versteht man, dass der Erklärende über 
die objektive Bedeutung der Erklärung irrt, also etwas anderes erklärt, als er meint52.  Ein 
Geschäftsirrtum liegt vor, wenn der Erklärende über Punkte, die Inhalt des 
Rechtsgeschäftes sind, wie etwa Eigenschaften des Kaufgegenstandes, irrt 53 . Ein 
Motivirrtum liegt vor, wenn über Punkte, die außerhalb des Geschäftsinhaltes liegen, 
geirrt wird54. Er ist grundsätzlich, wenn nicht anders vereinbart ist, unbeachtlich. Für 
letztwillige Verfügungen und unentgeltliche Zuwendungen unter Lebenden ist er jedoch 
stets beachtlich55. Auch bei List (§ 870 ABGB) ist er beachtlich. Hier fällt das Vertrauen 
des Empfängers weniger ins Gewicht.  
 
 Der Irrtum muss für den Abschluss des Vertrages kausal gewesen sein.56 Er muss 
demnach zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorgelegen haben. Ob der Irrende 
schuldhaft in einem Irrtum befangen war, schadet, wenn die übrigen Voraussetzungen 
vorliegen, nicht.57  
 
 Für eine Anfechtung nach § 871 ABGB ist allerdings alternativ noch eine weitere der 
folgenden Voraussetzungen notwendig: Der Irrtum muss demnach entweder vom 
anderen, dh dem Anfechtungsgegner, veranlasst worden sein oder hätte dem anderen 
auffallen müssen oder der Irrtum wurde rechtzeitig aufgeklärt.58 Mit letzterem Fall ist 
gemeint, dass noch keine Dispositionen, im Vertrauen auf das Bestehen des Vertrages, 
                                                 
51 Vgl Koziol/Welser, ABGB I, S 147; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 871 Rz 2. 
52 OGH 22.02.1995, Ob 564/94; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 871 Rz 5. 
53 Rummel in Rummel, ABGB, § 871 Rz 10. 
54 Flume, AT II, Das Rechtsgeschäft, S 491 ff. 
55 Vgl dazu die §§ 572 und 901 ABGB. 
56 So OGH 02.09.1980, 5 Ob 573/80, SZ 53/108. War er für den Abschluss nicht kausal, wohl aber für den 
Inhalt des Vertrages, so kommt es zu einer Anpassung. Dazu siehe unten. 
57 OGH 11.03.2003, 5Ob4/03d, JBl 2003/577. 
58 Vgl Koziol/Welser, ABGB I, S 157; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 871 Rz 14 ff; 
Schwimann, ABGB,§ 871 Rz 22 ff. 
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getätigt wurden. In diesem Zusammenhang steht auch die Frage der Zulässigkeit und der 
sog Redintegration. Demnach muss, selbst wenn bereits Dispositionen getroffen wurden, 
eine Irrtumsanfechtung möglich sein, wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen und 
der Anfechtende dem Anfechtungsgegner den durch die Dispositionen entstandenen 
Vertrauensschaden ersetzt.59 All diese Voraussetzungen haben gemein, dass bei ihrem 
Vorliegen der Anfechtungsgegner weniger schutzwürdig erscheint und somit die vom 
Gesetzgeber getroffene Interessenabwägung zugunsten des Irrenden ausfällt. Er kann 
sich vom Rechtsgeschäft lösen. Daneben anerkennt die Rspr und Teile der L noch eine 
weitere Voraussetzung, jene des gemeinsamen Irrtums60.  Dies wird allerdings von jenen 
Teilen der L kritisiert, die für derartige Fälle einen Anwendungsbereich der Lehre vom 
Fehlen der Geschäftsgrundlage sieht61. 
 
 War der Irrtum für den Abschluss des Vertrages selbst nicht kausal, wohl aber für 
den Inhalt des Vertrages, so kommt es, wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen, 
nicht zu einer rückwirkenden Vernichtung des Vertrages an sich, sondern zu einer 
rückwirkenden Anpassung des Vertrages. Maßgeblich dafür ist der hypothetische 
Parteiwille. Der Vertrag wird dahin gehend korrigiert, wie ihn die Vertragsparteien bei 
Kenntnis der wahren Sachlage geschlossen hätten. Das meint § 872 ABGB, wenn er 
davon spricht, dass dem Irrenden vom anderen eine angemessene Vergütung zu leisten 
ist.62  
 
 § 871 ABGB spricht davon, dass keine Verbindlichkeit entsteht. Folgt man dem 
Wortlaut der Bestimmung, bedarf es keiner Geltendmachung und damit auch keiner 
Anfechtung des Rechtsgeschäftes. Die hL63 und Rspr64 gehen allerdings zu Recht davon 
                                                 
59  Zur Problematik der Redintegration siehe F. Bydlinski, Privatautonomie, S 180 ff  ; Ehrenzweig, System 
des Privatrechts I/1, S 234. 
60  OGH 19.05.1998, 1Ob34/98a; OGH 22.03.2004 1Ob23/04w; vgl auch Ehrenzweig, System des 
Privatrechts I/1, S 238 f. 
61 Vgl Rummel, Anmerkungen, JBl, 1981,1. 
62  Koziol/Welser, ABGB I, S 160 f; vgl Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 871 Rz 18. 
63 Rummel in Rummel, ABGB, § 871 Rz 19; Koziol/Welser, ABGB I, S 143; Schwimann, ABGB, § 871 Rz 29; 
Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 871 Rz 19. 
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aus, dass der Irrende sein Recht mittels Anfechtung durch Klage bzw Einrede geltend 
machen muss. Es steht also in seiner Disposition, ob er am Vertrag festhalten will oder ob 
er ihn mittels Anfechtung vernichten will. 65  Durch die Anfechtung wird das 
Rechtsgeschäft rückwirkend sachenrechtlich ex-tunc vernichtet 66 . Dies ist nur 
konsequent, da sich die Anfechtung wegen Irrtums gegen den Titel als solchen richtet. Es 
wird ein Mangel geltend gemacht, der dem Titel selbst anhaftet. Nur durch einen 
gänzlichen und damit rückwirkenden Wegfall des Titels kann ein logisches und damit 
dogmatisch sauberes Ergebnis erzielt werden. 
 
 Dies müsste grundsätzlich bei logischer Betrachtungsweise auch für 
Dauerschuldverhältnisse gelten. Die Rspr67 betrachtet die Anfechtungswirkungen von 
Dauerschuldverhältnissen aus praktischen Erwägungen differenziert. Sie geht davon aus, 
dass bei Dauerschuldverhältnissen, wenn sie in Vollzug gesetzt sind, aufgrund der 
Rückabwicklungsprobleme lediglich eine ex-nunc Auflösung eintritt. Liegen derartige 
Rückabwicklungsprobleme nicht vor, so bejaht die Rspr auch hier eine ex-tunc 
Auflösung68.   
 
 § 870 ABGB normiert, dass ein Rechtsgeschäft auch dann angefochten werden 
kann, wenn ein Teil durch List oder Zwang den anderen zum Abschluss bewogen hat. 
Der Gesetzgeber verlangt keine weiteren Voraussetzungen um eine Anfechtung zu 
ermöglichen. Es ist demnach bspw auch ein durch List herbeigeführter Motivirrtum 
                                                                                                                                                              
64  OGH 19.03.1975 1Ob39/75, SZ 48/30; OGH 15.01.1981, 7Ob67/80, SZ 54/7; OGH 29.08.1994, 
1Ob551/94, SZ 67/136. 
65 Vgl zu dem Ganzen umfassend Kerschner, Irrtumsanfechtung, 24 ff. 
66 OGH 31.08.1983, 1Ob693/83, HS XIV/15 = HS XV/15; OGH 18.09.1981, 1Ob685/90, SZ 64/127 = JBl 
1992, 183 = RdW 1992, 109; OGH 16.09.1993, 8Ob12/93, SZ 66/111 = EvBl 1994/69, 317; OGH 
29.08.1994, 1Ob551/94, SZ 67/136; OGH 28.05.1999, 6Ob81/99a; OGH 11.03.2003, 5Ob4/03d, Jbl 
2003/577; vgl z Bsp auch Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 871 Rz 20. 
67  OGH 27.01.1993, 7Ob689/82; OGH 11.10.1988, 1Ob650/88; OGH 29.09.1991, 7Ob580/91, EvBl 
1992/49, 232 = RdW 1992,110; OGH 10.11.1993, 9ObA232/93; OGH 26.11.1996, 1Ob2169/96v; OGH 
26.06.1997, 2Ob131/97x; OGH 28.05.1999, 6Ob81/99a. 
68 Dazu OGH 26.11.1996, 1Ob2169/96v; OGH 26.06.1997, 2Ob131/97x; vgl dazu auch Koziol/Welser, 
ABGB, S 141 f; Schwimann, ABGB, § 871 Rz 32. 
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beachtlich. Der Grund, warum der Gesetzgeber hier eine andere Interessenabwägung 
vorgenommen hat, liegt wie bereits erwähnt in der mangelnden Schutzwürdigkeit des 
Anfechtungsgegners.  
 
 Die Rechtsfolgen einer Anfechtung wegen List oder Zwang sind dieselben wie jene 
bei einer erfolgten Irrtumsanfechtung. Auch hier kommt es zu einer ex-tunc Vernichtung 
des Titels. 69 
 
 Ein Willensmangel kann auch von einem Dritten herbeigeführt werden. § 875 ABGB 
erklärt die §§ 870 bis 874 ABGB auch im Falle der Herbeiführung des Irrtums durch einen 
Dritten für anwendbar, wenn der Anfechtungsgegner an der Handlung des Dritten 
teilnahm oder von dieser offenbar wissen musste. Nur in diesen Fällen verliert er seine 
Schutzwürdigkeit. Grundsätzlich kommt also nach der Konzeption des ABGB eine 
Anfechtung nicht in Betracht. 70   
  
 Die §§ 869 bis 875 ABGB und damit auch die Bestimmungen über die Anfechtung 
von Willensmängeln sprechen stets von Verträgen. Diese Regelungen und deren 
Prinzipien finden allerdings, wie das die Überschrift des siebzehnten Hauptstückes des 
ABGB bereits indiziert, mE auch auf andere Rechtsgeschäfte und damit auch auf den 
Beschluss Anwendung71. Freilich ist dabei auf die entsprechenden Besonderheiten, wie 
etwa auf das Mehrheitsprinzip, einzugehen.  
 
 § 876 ABGB normiert, dass die Regelungen der §§ 869 bis 875 ABGB auch auf 
einseitige empfangsbedürftige Willenserklärungen Anwendung finden. Dies gilt nach L72 
und Rspr73 insbesondere für Kündigungen, Rücktrittserklärungen, die Wahl nach § 906 
ABGB oder andere einseitige Rechtsgestaltungserklärungen, aber auch etwa für 
                                                 
69 Vgl Rummel in Rummel, ABGB, § 871 Rz 1 ff 
70 Koziol/Welser ABGB I, S 169. 
71 Dagegen etwa Gschnitzer, ABGB, AT, S 480;  unklar Rummel in Rummel, ABGB, § 876 Rz 4.  
72 Schwimann, ABGB, § 876 Rz 1; zur Kündigung vergleiche auch Kudera, Die zeitwidrige Kündigung, 
DRdA 1969, 287; Holzer, Irrtumsanfechtung bei zeitwidriger Kündigung, JBl 1985, 82.    
73 Dietrich Tades, ABGB, § 876 E1 und E2. 
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Angebote.74  Dem ist mE nicht zu folgen. Geht man davon aus, dass die §§ 869 bis 875 
ABGB ohnedies für alle Rechtsgeschäfte anwendbar sind, so bedarf es für jene 
empfangsbedürftigen Willenserklärungen, die selbst bereits ein einseitiges 
Rechtsgeschäft darstellen, die Norm des § 876 ABGB nicht. Solche Rechtsgeschäfte 
sind insbesondere die Kündigung, aber auch beispielsweise Rücktrittserklärungen oder 
Vollmachtserteilungen. Anders ist dies bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen, die 
selbst noch kein Rechtsgeschäft darstellen. Als solche sind das Angebot oder auch die 
Stimmabgabe zum Beschluss zu nennen. Für diese gelten ja die §§ 869 bis 875 ABGB 
nicht schon von vornherein. Freilich ist diese Differenzierung lediglich eine im Weg zur 
Anwendbarkeit, die ohnedies - auch bei anderer Betrachtungsweise - erreicht wird. 
Besonders ist an bloßen Willenserklärungen im Gegensatz zu Rechtsgeschäften, die 
lediglich aus einer Willenserklärung bestehen, dass sie, die bloßen Willenserklärungen, 
noch Bestandteil eines Rechtsgeschäftes, wie eines Vertrages oder eines Beschlusses, 
werden können. Tritt dieser Fall ein, so stellt sich die Frage, ob nunmehr das 
Rechtsgeschäft oder immer noch die Willenserklärung anfechtbar ist. Ist ein Vertrag 
entstanden, so ist mE fraglich, ob dieser anzufechten ist oder die ihm zugrunde liegende 
Willenserklärung eines Angebots oder einer Annahme. Bei Verträgen spielt diese 
Unterscheidung allerdings keine Rolle, da ein Wegfall der Willenserklärung automatisch 
den Wegfall des Vertrages bedingen würde. Anders ist dies bei Mehrheitsbeschlüssen 
und den dazugehörigen Stimmabgaben. Problemtisch wird es insb dann, wenn für die 
Beschlussanfechtung spezielle Vorschriften gelten, die für eine Anfechtung der 
Willenserklärung grds nicht gelten. Hier müsste man nach einer Analogie fragen. 
Andererseits ist mE richtigerweise annehmen, dass § 876 ABGB immer dann, wenn eine 
Anfechtung des Rechtsgeschäfts möglich ist, zurücktritt. 75  Dies würde dann auch 
erklären, warum das ABGB die Anfechtung von Willenserklärungen, neben der 
Anfechtung von Verträgen (und wohl auch anderen Rechtsgeschäften), extra anordnet. 
 
 Eine vor allem in Bezug auf Beschlüsse maßgebliche Frage ist jene, wie die  §§ 870 
ff ABGB auf mehrseitige Rechtsgeschäfte anwendbar sind. Die Problematik liegt darin, 
                                                 
 
75 Demnach verfehlt Strasser in  Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45. 
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dass das ABGB seiner Konzeption nach von keinem mehrseitigen Rechtsgeschäft 
ausgeht. Vielmehr sind die Anfechtungsregelungen wegen Willensmängel auf 
zweiseitige Verträge zugeschnitten. Um eine Anfechtung zu ermöglichen, verlangt das 
ABGB auf der Seite des Anfechtungsgegners regelmäßig ein Verhalten, dass seine 
Schutzwürdigkeit weniger schwer wiegen lässt und damit eine Anfechtung erst möglich 
macht. So muss er den Irrtum durch List verursacht haben, den Anfechtenden durch 
Zwang zur Erklärung bewogen haben oder zumindest bei einem Irrtum des Anfechtenden 
ein im § 871 ABGB umschriebenes Verhalten 76  gesetzt haben. Beim mehrseitigen 
Rechtsgeschäft stellt sich nunmehr die Frage, wie diese Bestimmungen auszulegen sind, 
da ja regelmäßig nicht jeder der Vertragspartner ein solches Verhalten gesetzt haben 
wird. Dazu siehe unten unter V.2.3.4.  
 
3. § 879 Abs 1 ABGB und die Erlaubtheit  
 
 Neben den Willensmängeln kann ein Rechtsgeschäft auch derart mangelhaft sein, 
dass es seinem Regelungsgehalt nach nicht erlaubt ist. Die zentrale zivilrechtliche Norm, 
welche sich mit der Erlaubtheit von Rechtsgeschäften auseinandersetzt, ist jene des § 
879 ABGB, insbesondere deren Abs 1. Obwohl auch § 879 ABGB seinem Wortlaut nach 
lediglich für Verträge gilt, ist er nach der hL 77  und Rspr 78  richtigerweise auf alle 
Rechtsgeschäfte anwendbar. 
 
 § 879 ABGB ordnet demnach als Generalklausel an, dass ein Rechtsgeschäft, 
welches gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstößt, nichtig ist. 
Unter gesetzlichen Verboten werden in erster Linie inländische Gesetze im materiellen 
Sinn verstanden79. Nicht jedes Rechtsgeschäft, welches gegen ein gesetzliches Verbot 
                                                 
76 Dies kann auch in einem Unterlassen bestehen. 
77 Vgl Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 1 und 4. 
78 OGH 25.02.2004, 9Ob128/03v. 
79 Vgl Näheres Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 19. 
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verstößt, unterliegt deshalb bereits der Nichtigkeit im Sinne des § 879 ABGB80. Vielmehr 
muss es entweder ausdrücklich angeordnet sein oder es der Verbotszweck der 
übertretenen Norm erfordern81. Genauer betrachtet handelt es sich bei einer Norm, die 
ausdrücklich eine Nichtigkeitssanktion anordnet, bereits um eine lex specialis zu § 879 
ABGB. Derartige Sonderregeln finden sich insbesondere auch im Gesellschaftsrecht82. 
Andere Normen, dh jene, die nicht explizit eine Sanktion beinhalten, lösen somit immer 
dann die Rechtsfolge der Nichtigkeit aus, wenn, wie bereits erwähnt, der Schutzzweck 
der entsprechenden Norm danach verlangt. Dies wird wohl meist dann der Fall sein, 
wenn sich das gesetzliche Verbot gegen den Inhalt des Rechtsgeschäftes richtet. Meist 
werden Vorschriften, welche sich nicht gegen den Inhalt, sondern lediglich gegen Art, Ort 
und Zeit des Zustandekommens des Rechtsgeschäftes richten, nicht die Rechtsfolgen 
des § 879 ABGB verlangen83. Nach der Rspr des OGH ist ein Rechtsgeschäft sittenwidrig, 
wenn es, ohne ausdrücklich gegen ein Gesetz zu verstoßen, dennoch aufgrund von der 
Rechtsordnung getroffener Wertentscheidungen und aus ihr hervor gehender 
Grundprinzipien rechtswidrig ist 84 . Ein solches Rechtsgeschäft widerspricht dem 
Rechtsgefühl aller billig und gerecht Denkenden und damit dem der 
Rechtsgemeinschaft85. Dies ist etwa der Fall, wenn eine Interessenabwägung eine grobe 
Verletzung rechtlich geschützter Interessen oder bei Interessenkollision ein grobes 
Missverhältnis zwischen den verletzten und geförderten Interessen ergibt86. Nicht nur der 
Regelungsinhalt eines Rechtsgeschäftes kann sittenwidrig sein87. Ebenfalls kann das 
Motiv oder der Geschäftszweck die Sittenwidrigkeit des Rechtsgeschäftes bedingen. 
 
                                                 
80 Beachte Der Rechtsbegriff der Nichtigkeit, wie er in § 879 ABGB verwendet wird, erfasst, wie oben bereits 
erläutert, nach der hier verwendeten rechtswissenschaftlichen Diktion sowohl die Sanktion der (absoluten) 
Nichtigkeit als auch jene der geltendzumachenden Nichtigkeit. Genaueres zu den Rechtsfolgen siehe 
unten. 
81 OGH 25.04.2001, 9Ob 83/01y, SZ 74/77; OGH 30.06.2003, 7Ob135/03h.   
82 Vgl § 41 GmbhG, §§ 195, 199 AktG und § 7 VerG 2002. 
83 Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 879 Rz 4. 
84 Vgl von vielen etwa OGH 16.11.1994, 9ObA197/94, SZ 67/202. 
85 Vgl z Bsp OGH 27.03.1995, 1Ob 544/95, SZ 68/64. 
86 Vgl etwa OGH 15.12.1998, 5Ob185/98m, immolex 1999/84, 114 = NZ 2000, 333. 
87 Vgl dazu § 199 Abs 1 Z 4 AktG. 
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 § 879 ABGB ordnet bei einem Verstoß die Rechtsfolge der Nichtigkeit an. Er gibt 
keine Auskunft darüber, ob er darunter eine absolute Nichtigkeit oder lediglich eine 
geltendzumachende Nichtigkeit versteht. Entscheidend dafür ist wiederum der Zweck der 
übertretenen Norm bzw der Grund der Sittenwidrigkeit. Erfordert dieser das Ausbleiben 
jeglicher rechtlichen Wirkung des Rechtsgeschäftes, so kommt es zu einer absoluten 
Nichtigkeit. Wird etwa gegen Vorschriften verstoßen, die dem Schutz von 
Allgemeininteressen, dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dienen, so ist 
das Rechtsgeschäft absolut nichtig.88  Jedermann kann sich auf die Nichtigkeit stützen89. 
Sie ist von Amtswegen wahrzunehmen90.  Wenn derartige Interessen berührt sind, so 
kann es nicht in der Macht der Parteien liegen, ob sie das Rechtsgeschäft gelten lassen 
wollen oder nicht. Erfordert der Normzweck dies nicht, so kommt es lediglich zur sog 
geltendzumachenden Nichtigkeit. Das Rechtsgeschäft muss erst vernichtet werden. 
Welchen Vertragspartnern oder ob einem Dritten eine Befugnis zukommt, bestimmt sich 
ebenfalls nach dem Verbotszweck bzw dem Grund der Sittenwidrigkeit. 91   Dient etwa 
eine Norm dem Schutz einer bestimmten Partei, so kann sie darüber disponieren, ob das 
Rechtsgeschäft Bestand haben soll oder nicht. Eine erfolgte Geltendmachung vernichtet 
das Rechtsgeschäft rückwirkend (ex-tunc), da wie bei den Willensmängeln der Mangel 
unmittelbar dem Rechtsgeschäft anhaftet. Nur so kann der Mangel gänzlich saniert 
werden. Auf die Problematik einer ex-tunc Vernichtung von Dauerschuldverhältnissen 
kann hier nur hingewiesen werden. 
                                                 
88 Vgl OGH 26.04.1990, 8Ob510/90, SZ 63/72 = JBl 1991, 114; OGH 21.12.1995, 8Ob557/93, SZ 68/248; 
OGH 13.09.2000, 4Ob199/00v, SZ 73/142; OGH 19.09.2000, 10Ob91/00f, SZ 73/144; OGH 25.04.2001, 
9Ob83/01y, SZ 74/77; OGH 22.10.2003, 3Ob287/02f, RdW 2004, 155; vgl auch Krejci in Rummel, ABGB, § 
879 Rz 247 ff; Koziol/Welser, ABGB, S 163 ff; Schwimann, ABGB, § 879 Rz 34 ff; Bollenberger in 
Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 879 Rz 27 ff. 
89 Vgl OGH 19.09.2000, 10Ob91/00f, SZ 73/144; OGH 25.04.2001, 9Ob83/01y, SZ 74/77; vgl auch die Lit 
Angaben in Fn oben. 
90 Vgl OGH 16.03.1995, 8ObA 320/94, Arb 11.360; OGH 22.10.1997, 9ObA 151/97i, SZ 70/219 = Arb 
11.662; vgl auch Lit Angeben in Fn oben. 
91 Vgl OGH 27.04.1999, 4 Ob 79/99t, SZ 72/78; OGH 17.05.2000, 6Ob1/00s, ecolex 200/313, 795 = 
immolex 2000/181, 298; mwN Dietrich/Tades, ABGB, § 879 E 10; vgl auch Lit Angeben in Fn oben. 
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IV. Gesellschaftsrechtliche Sondernormen 
 
1. Allgemeines 
 
 Neben den allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen, die sich mit den Rechtsfolgen 
fehlerhafter Rechtsgeschäfte auseinandersetzen, kennt das Gesellschaftsrecht gewisse, 
diesen Bereich betreffende, Sonderregelungen, die im Folgenden dargestellt werden 
sollen. Es soll ein kurzer Überblick darüber gegeben werden, welche Regelungen 
bestehen und welchen Inhalt sie haben.  
 
2. Sondernormen 
 
2.1. AktG 
 
 Die Rechtsfolgen fehlerhafter Hauptversammlungsbeschlüsse einer AG regelt das 
AktG in den §§ 195 - 201 AktG. Normen über Rechtsfolgen fehlerhafter Beschlüsse 
anderer Organe finden sich grds nicht92.  
 
 Die §§ 195 - 198 AktG normieren Umfassendes zur Anfechtbarkeit von 
Hauptversammlungsbeschlüssen. § 195 AktG normiert die Anfechtungstatbestände, § 
196 AktG regelt, wer unter welchen Voraussetzungen zur Anfechtung befugt ist, § 197 
AktG definiert die Gesellschaft als Beklagte, setzt die Anfechtungsfrist fest, regelt das 
Vertretungsregime der beklagten Gesellschaft und normiert drüber hinausgehend 
sonstige prozessuale Sondervorschriften, § 198 AktG setzt sich mit den Rechtsfolgen 
eines positiven Anfechtungsurteils auseinander und enthält einen 
Schadenersatztatbestand für unbegründete Anfechtung.   
                                                 
92  Lediglich § 202 AktG stellt eine Spezialnorm hinsichtlich der Nichtigkeit von Beschlüssen der 
Verwaltungsorgane dar. Sein Anwendungsbereich ist allerdings äußerst beschränkt. Außerdem  normiert § 
202 AktG lediglich eine Nichtigkeit, nicht aber die Anfechtung von Beschlüssen und ist daher für die Frage, 
ob es auch anfechtbare Beschlüsse von Verwaltungsorganen gibt, wenig förderlich.  
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 Die §§ 199 – 201 AktG setzen sich mit der Nichtigkeit von 
Hauptversammlungsbeschlüssen auseinander. § 199 AktG setzt, als zentrale Norm der 
Nichtigkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen, (meist sehr allg formulierte) 
Tatbestände fest, unter welchen ein Beschluss nichtig ist 93 . § 200 AktG enthält 
Vorschriften, welche definieren, unter welchen Umständen es zu einer Heilung nichtiger 
Beschlüsse kommen kann. § 201 AktG macht im Falle der Klage (eines nach § 196 AktG 
Anfechtungsberechtigten) wesentliche Vorschriften des § 197 AktG anwendbar.  
 
 Insgesamt kann man festhalten, dass das AktG in diesem Bereich die mit Abstand 
höchste Regelungsdichte aufweist, weshalb die dort aufgestellten Grundsätze gerne 
mittels Analogie oder zur Ausfüllung allgemein gehaltener Tatbestände für andere 
Rechtsformen herangezogen werden94. 
 
2.2. GmbHG 
 
 Das GmbHG enthält in seinen §§ 41 – 44 Regelungen über die Anfechtbarkeit von 
Gesellschafterbeschlüssen. Bestimmungen über die Nichtigkeit95 oder Bestimmungen zu 
anderen Organen kennt das GmbHG nicht. § 41 GmbHG enthält, ähnlich den §§ 195 und 
196 AktG, (allg gehaltene) Anfechtungstatbestände und Bestimmungen darüber, wer 
unter welchen Voraussetzungen zur Anfechtung befugt ist. § 42 GmbHG definiert, 
ähnlich dem § 197 AktG, die Gesellschaft als Beklagte, regelt ebenfalls das 
Vertretungsregime der beklagten Gesellschaft und normiert weiters sonstige prozessuale 
Sondervorschriften. Darüber hinaus enthält § 42 GmbHG (wie § 198 AktG) Vorschriften 
                                                 
93  Aus dem Wortlaut nicht eindeutig ableitbar ist, ob damit  sowohl die absolute als auch die 
geltenzumachende Nichtigkeit erfasst ist.  
94 Vgl an dieser Stelle nur die Rspr des OGH zur Genossenschaft OGH 26.01.1995, 6Ob635/94, SZ 68/20 = 
HS 26.252 = ÖJZ 1995/123, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 33; OGH 29.06.1989, 6Ob605/89, 
HS 20.185 = ÖJZ 1989/187, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 34; vgl auch Siebenbäck in Dellinger, 
GenG, § 30 Rz 17; Genaueres zu dem Ganzen, siehe unten. 
95 Freilich bedeutet das nicht, dass eine solche bei GmbH-Gesellschafterbeschlüssen ausgeschlossen ist. 
Vielmehr kann  es auch hier zur Nichtigkeit kommen.   
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über die Rechtsfolgen eines positiven Anfechtungsurteils und normiert ebenfalls einen 
Schadenersatztatbestand bei unbegründeter Anfechtung.  
 
2.3. GenG 
 
 Das GenG sieht im Gegensatz zum AktG, GmbHG und VerG keinerlei Regelungen 
darüber vor, welche Konsequenzen es mit sich bringt, wenn 
Generalversammlungsbeschlüsse fehlerhaft sind. In der älteren Rspr und L hat man 
angenommen, dass fehlerhafte Generalversammlungsbeschlüsse ausschließlich die 
Rechtsfolge der Nichtigkeit mit sich bringen96. Insbesondere § 30 Abs 2 GenG97, welcher 
für in der Generalversammlung zu behandelnde Gegenstände gewisse 
Ankündigungsvorschriften vorsieht, wurde derart ausgelegt, dass Beschlüsse über 
Gegenstände, die eben nicht vorschriftsgemäß angekündigt worden sind, nichtig seien98.  
Der Grund dafür liegt in der Formulierung, die zum Ausdruck bringt, dass derart 
mangelhafte Beschlüsse gar nicht gefasst werden können. Betrachtet man allerdings die 
Parallelregelungen der §§ 38 Abs 4 GmbHG und 108 Abs 2 AktG, die für derartige 
Mängel lediglich die Rechtsfolge der Anfechtbarkeit vorsehen, so wird deutlich, dass es 
strikt auf den Wortlaut alleine nicht ankommen kann.  
 
 Wirft man einen Blick in die Vergangenheit der ö und d Gesetzgebung, so zeigt sich, 
dass sich im Bereich der Anfechtung und Nichtigkeit von Haupt- bzw 
Generalversammlungsbeschlüssen eine Wandlung vollzogen hat. Ging man anfangs 
noch grundsätzlich von einer Nichtigkeit fehlerhafter Beschlüsse aus, so wurde später, 
                                                 
96OGH 20.11.1929, 2Ob927/29 SZ 11/235; OGH 17.03.1961, 2Ob60/61, HS 763/21 = EvBl 1961/252, 327. 
vgl auch Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 473. 
97 § 30 Abs 2 GenG lautet wie folgt: „Der Zweck der Generalversammlung (Tagesordnung) muß jederzeit 
bei der Berufung, und zwar möglichst bestimmt, bekanntgemacht werden; bei beabsichtigten Änderungen 
des Genossenschaftsvertrages ist deren wesentlicher Inhalt anzugeben. Über Gegenstände, deren 
Verhandlung nicht in dieser Weise angekündigt ist, können Beschlüsse nicht gefasst werden; hievon ist 
jedoch der Beschluß über den in einer Generalversammlung gestellten Antrag auf Berufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung ausgenommen.” 
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gleichsam als (überschießende) Reaktion auf die Problematik der Nichtigkeit, etwa im 
GmbHG oder im dGenG lediglich die Anfechtung normiert. Die neueren ö und dAktG 
sehen, wiederum als Reaktion auf die Problematik der überzogenen Anfechtbarkeit, 
sowohl die Sanktion der Anfechtung als auch jene der Nichtigkeit vor.99 Die neueste 
Entwicklung des VerG differenziert ebenfalls zwischen Anfechtung und Nichtigkeit. Das 
VerG geht sogar noch weiter und erstreckt die Differenzierung auf alle Organe eines 
Vereins.100   
 
 Allgemein lässt sich sagen, dass sich die bereits im allgemeinen Zivilrecht 
angelegte Differenzierung zwischen einer Geltendmachung (auch in Form der 
Anfechtung) und einer absoluten Nichtigkeit als am sinnvollsten erwiesen hat101. Es 
bedarf einerseits einer absoluten Nichtigkeit, weil gewisse vor allem inhaltliche Mängel 
von Rechtsgeschäften von der Rechtsordnung nicht hingenommen werden dürfen, sie 
also der Disposition und damit einer Anfechtbarkeit (oder aber auch der 
geltendzumachenden Nichtigkeit) der Parteien entzogen sein müssen. Andererseits soll 
es dort, wo dies nicht notwendig ist, schon im Sinne der Privatautonomie, den Parteien 
überlassen bleiben, ob sie das Rechtsgeschäft gelten lassen wollen oder nicht. 102 
Besonders im Gesellschafts-, Genossenschafts- und Vereinsrecht103, wo Beschlüsse, 
etwa im Gegensatz zu herkömmlichen vertraglichen Vereinbarungen, weitreichende und 
komplexe Folgen haben können, scheint es weiterführend gerechtfertigt, über eine 
geltendzumachende Nichtigkeit hinaus, eine innerhalb kurzer First wahrzunehmende 
Anfechtbarkeit zu installieren. 
 
                                                                                                                                                              
98 OGH 13.12.1929, 3Ob583/29, SZ 11/260; OGH 20.10.1954, 3Ob708/54, HS 2292/63; OGH 06.07.1955, 
1Ob404/55, HS 2294/117; vgl Bondi in Staub/Pisko, AHGB, I, S 1096 ff. 
99 Vgl umfassend Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff. 
100 Zu § 7 VerG vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7. 
101 Vgl oben unter III. 
102 Vgl Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 247 ff; Kozio/Welser, ABGB, S 181 ff; ; Schwimann, ABGB, § 879 
Rz 34 ff; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB § 879 Rz 27 ff ;  P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 
Rz 1 ff. 
103 Grds kann dies generell im Bereich des Verbandsrechts angenommen werden. 
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 Die nunmehr gefestigte Rspr104 wendet im Anschluss an Reischauer105, in diesem 
Sinne, die aktienrechtlichen Bestimmungen über die Nichtigkeit und Anfechtung von 
Hauptversammlungsbeschlüssen analog auf Beschlussmängel der 
Generalversammlung der Gen an und schließt damit die bestehende Regelungslücke106.  
 
 Zum Zeitpunkt der Rspr des OGH war § 7 VerG noch nicht in Geltung, womit die 
aktienrechtlichen Vorschriften die Einzigen waren, welche sich sowohl mit der Nichtigkeit 
als auch Anfechtbarkeit von Beschlüssen auseinandergesetzt hatten und damit auch die 
einzig sinnvolle Analogiebasis darstellten. Dazu ist zu sagen, dass § 7 VerG ohnedies die 
im AktG bestehenden Regelungen in vereinfachter Form darstellt und den Geist des 
AktG in das VerG trägt. Ob die zahlreichen Sondervorschriften des AktG auch für Gen 
anwendbar sind, wird jedoch in den einzelnen Kapiteln noch zu besprechen sein.   
 
2.4. VerG 
 
 § 7 VerG legt fest, dass Beschlüsse von Vereinsorganen sowohl anfechtbar als 
auch nichtig sein können. Die Besonderheit des § 7 VerG liegt darin, dass er erstmals die 
Differenzierung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen nicht nur für solche 
der Mitglieder, sondern insgesamt für alle Organe festsetzt. Auf eine umfassende 
Determinierung der einzelnen Tatbestände verzichtet § 7 VerG bewusst und macht die 
Differenzierung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen vom Schutzzweck 
der übertretenen Norm abhängig. Ferner setzt er eine verhältnismäßig lange 
Anfechtungsfrist fest und determiniert (auf sehr allgemeine und damit noch zu erörternde 
Art und Weise) den Kreis der Anfechtungsbefugten. 
 
                                                 
104OGH 29.06.1989, 6Ob605/89, HS 20.185 = ÖJZ 1989/187, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 34; 
OGH 26.01.1995, 6Ob635/94, SZ 68/20 = HS 26.252 = ÖJZ 1995/123, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 
195 E 33.  
105 Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff. 
106 Vgl auch Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 17. 
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3. Anfechtbarkeit, Nichtigkeit und Unwirksamkeit von Beschlüssen 
 
 Organbeschlüsse können mit unterschiedlichen Fehlern behaftet sein, welche 
wiederum unterschiedliche Rechtsfolgen mit sich bringen. Im Allgemeinen wird zwischen 
anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen und teilweise sog Scheinbeschlüssen 
unterschieden. Als vierte Kategorie tritt der sog unwirksame Beschluss hinzu.  
 
 Die Frage, wann ein Beschluss einer der eben genannten Kategorien zugeordnet 
werden kann, soll im Verlauf der Arbeit anhand der unterschiedlichen Organkategorien 
(Mitglieder, kontrollierendes Organ und gf Organ) dargelegt werden. Die Kapitel gliedern 
sich folglich nach der behandelten Organgruppe, beginnend mit der im Gesetz in Bezug 
auf fehlerhafte Beschlüsse am stärksten geregelten Gruppe, der Verbandsmitglieder, 
über jene des kontrollierenden Organs, bis hin zu jener des gf Organs. Im Folgenden 
sollen die in L und Rspr auftretenden Beschlussmängelkategorien dargestellt werden. 
 
3.1. Der Scheinbeschluss 
 
 Ein Scheinbeschluss wird nach der Rspr zur GmbH dann angenommen, wenn ein 
Beschluss unter derart schwerwiegenden Mängeln leidet, dass von einer unbeachtlichen 
Willensäußerung gesprochen werden muss. Es handelt sich um Fälle, in welchen das zur 
Beschlusserzeugung notwendige Verfahren in gravierender Art und Weise verletzt wurde. 
Dies ist nach der Rspr etwa dann der Fall, wenn ein GmbH-Gesellschafterbeschluss 
weder in einer Generalversammlung noch unter Einhaltung der Voraussetzungen eines 
schriftlichen Verfahrens zustande gekommen ist oder ein Beschluss von 
Nichtgesellschaftern oder lediglich einer Minderheit von Gesellschaftern gefasst wurde107. 
Ebenso wird dies von großen Teilen der L108 vertreten, wobei weiters angenommen wird, 
                                                 
107 Vgl zur Rspr OGH 25.09.1997, SZ 67/103 = RdW 1998, 73; OGH 10.12.1998, ecolex 1999, 401 = RdW, 
346 = WBl 1999, 324; OGH 21.12.2000, 8Ob233/99v, RdW 2001/313, 284 = ÖJZ 2001/105.  
108  Vgl Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 421; 
Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482; hingegen für die Annahme eines nichtigen Beschlusses und damit 
gegen eine solche Differenzierung, Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8 mwN. 
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dass auch widersprüchliche oder sinnlose Beschlüsse als Scheinbeschlüsse zu 
verstehen sind 109 . Im Bereich der AG wird hingegen angenommen, dass diese 
Beschlusskategorie dort nicht existiert, da § 199 AktG entsprechende Sachverhalte 
abdecke110. 
 
 Bei der Annahme der Existenz von Scheinbeschlüssen handelt es sich um eine 
notwendige Einschränkung der Anfechtungsbedürftigkeit von Beschlüssen. Aufgrund der 
Tatsache, dass das GmbHG grds von der Anfechtbarkeit der gefassten Beschlüsse 
ausgeht und im Gegensatz zum AktG oder VerG keine Nichtigkeitstatbestände kennt, 
(und der OGH überhaupt zur Frage, ob es im Bereich der GmbH absolut nichtige 
Beschlüsse gibt, sich entgegen der hL111 noch nicht endgültig festgelegt hat), tritt dieses 
Bedürfnis dort in wesentlich stärkerem Ausmaß zutage.  
 
 Insgesamt ist die vom Scheinbeschluss erfasste Fehlergruppe, nämlich jene der 
Verfahrensfehler, freilich nicht auf den Bereich der GmbH beschränkt. Vielmehr können 
derartige Fehler bei allen anderen Rechtsformen gleichermaßen auftreten. Die Frage, 
wann ein Beschluss unter derartig starken Verfahrensmängeln leidet, dass überhaupt 
von keinem Beschluss dieses Organs mehr gesprochen werden kann, ist eine Frage der 
Zurechnung. Es stellt sich die Frage, welche Voraussetzungen vorliegen müssen, damit 
ein Beschluss dem dahinter stehenden Organ und damit Rechtsträger zugerechnet 
werden kann112. Insofern ist auch § 199 Abs 1 Z 1 AktG mE so zu verstehen, dass er 
Kriterien aufstellt, unter welchen ein Beschluss dem dahinter stehenden Rechtsträger 
nicht mehr zugerechnet werden kann. Seine Grundsätze sind auch auf andere 
Rechtsformen anwendbar. Daneben gibt es aber noch weitere Gründe, die die 
Zurechnung zum Organ verhindern. Als Beispiel wäre ein Beschluss, gefasst von einem 
inkompetenten Organ zu nennen.  
 
                                                 
109 So Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482. 
110 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 31. 
111 Vgl nur Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 392 ff; Gellis/Feil, GmbhG, § 41 Rz 5;  Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 41 Rz 7 ff. 
112 Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62 u. 380 f; Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 441. 
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 Überhaupt ist die Bezeichnung Scheinbeschluss umstritten. So wird insb von 
Koppensteiner/Rüffler vertreten, dass diese zugunsten der Annahme eines nichtigen 
Beschlusses überflüssig sei113. In Anbetracht dessen, dass bei einer AG bereits seit jeher, 
schon von Gesetzes wegen, Scheinbeschlüsse als nichtige Beschlüsse bezeichnet 
werden, ist dem durchaus etwas abzugewinnen. Ob man nun an der Kategorie festhält 
oder nicht, hängt mE vom Blickwinkel ab. Teilt man die Mängel nach Rechtsfolgen ein, so 
ist die Kategorie der Scheinbeschlüsse nicht notwendig.  
 
 Da ein Scheinbeschluss (oder eben ein wegen Verfahrensmängel nichtiger 
Beschluss) grds nicht als Beschluss dieses Rechtsträgers existiert, besteht die 
Rechtsfolge folglich in der absoluten Nichtigkeit, also im Ausbleiben jeglicher 
Rechtswirkung. 
 
3.2. Der nichtige Beschluss 
 
 Neben den Scheinbeschlüssen, die ja zu den nichtigen Beschlüssen gezählt 
werden können und damit ein Teil selbiger sind, gibt es noch andere Gründe, die zur 
Nichtigkeit eines Beschlusses führen. Dies trifft grds auf Formmängel zu114. Jedenfalls 
bei solchen, die gesetzlich vorgesehen sind. Ob bei einem Verstoß gegen gewillkürte 
Formgebote auf das allg Zivilrecht zurückgegriffen werden kann, wird noch zu klären 
sein115. Daneben kann insb dann ein nichtiger Beschluss vorliegen, wenn er inhaltlich 
gegen Gesetze 116  oder die guten Sitten verstößt. Dies ist insb bei Verletzung von 
Gläubigerschutzvorschriften oder bei Beschlüssen, die gegen das Wesen der 
entsprechenden Gesellschaft verstoßen, der Fall. Insgesamt wird es davon abhängen, 
ob der (Schutz)zweck der Vorschriften, gegen welche verstoßen wurde, die Nichtigkeit 
                                                 
113 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8. 
114 Vgl dazu § 199 Abs 1 Z 2 AktG. 
115 Vgl dazu bejahend Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 80 f. 
116 Ein Beschluss kann aber auch dann nichtig sein, wenn er gegen die Satzung oder gegen andere von 
dem Verband erzeugte Rechtsnormen verstößt. Kann vielleicht ein gegen die Satzung verstoßender 
Beschluss der Verbandsmitglieder nicht die Rechtsfolge der Nichtigkeit auslösen, so gilt dies nicht 
notwendnigerweise für einen Beschluss des AR. 
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des Beschlusses erfordert. Dieses Prinzip lässt sich bereits aus dem zu § 879 ABGB 
Vertretenen entnehmen und wird im Gesellschaftsrecht fortgeschrieben117.  
  
 Die Rechtsfolge ist grds die absolute Nichtigkeit, also das Ausbleiben jeglicher 
Rechtswirkung 118 . Ob es daneben nichtige Beschlüsse gibt, deren Nichtigkeit erst 
geltend gemacht werden muss, oder ob die Anfechtbarkeit diesen Bereich vollends 
abdeckt, ist jedenfalls bei Beschlüssen von Mitgliederversammlungen unklar119.  
 
3.3. Der anfechtbare Beschluss 
 
 Der große Unterschied zum allg Zivilrecht liegt darin, dass das Gesellschaftsrecht, 
insb bei Beschlüssen von Mitgliedern, umfassende Anfechtungsbefugnisse normiert120. 
Anfechtbarkeit bedeutet die rückwirkende Vernichtung des Rechtsgeschäfts ex-tunc. Die 
Anfechtung muss, im Unterschied zur Nichtigkeit, innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
geltend gemacht werden. Es liegt alleine in der Kompetenz der Verwaltung und/oder der 
Mitglieder des Verbands, ob sie die Mängel geltend machen. Unterbleibt sie, so kommt 
dem Beschluss endgültige Bestandskraft zu. Dies schafft ein Mehr an Rechtssicherheit 
und ein Weniger an Individualrechtsschutz. Klar muss auch sein, dass ein Beschluss, der 
in die Rechtsposition jener eingreift, denen keine Anfechtungsbefugnis zukommt, 
keinesfalls der Anfechtung unterliegen kann. Hier bedarf es der Sanktion der Nichtigkeit, 
jedoch mE grds nicht notwendigerweise der absoluten121. Nicht jeder Mangel ist geeignet, 
die Anfechtbarkeit eines Beschlusses auszulösen. Beschlüsse, die absolut nichtig sind, 
da sie etwa in öff Interessen eingreifen oder fundamentale Verfahrensvorschriften nicht 
eingehalten wurden sind absolut nichtig und sohin einer Anfechtung (da diese nicht 
                                                 
117 Vgl § 199 Abs 1 Z 3 AktG und § 7 VerG. 
118 Die hL geht ganz grds von dieser Rechtsfolge aus. Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 
195, Rz 17;  Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 139 ff; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 7 ff. 
119  Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 90 ff, tritt bei sittenwidrigen Beschlüssen von 
GmbH-Gesellschaftern für eine geltendzumachende Nichtigkeit ein. 
120 Vgl die eben erwähnten §§ 41 GmbHG, 195 AktG und 7 VerG. 
121 Diese Problematik wird im Verlauf der Arbeit noch zu erörtern sein. 
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notwenidg ist) entzogen. 
 
3.4. Exkurs: Der unwirksame Beschluss 
        
 Neben den eben genannten Kategorien an fehlerhaften Beschlüssen tritt der 
unwirksame Beschluss. Es handelt sich hierbei jedoch um keinen fehlerhaften Beschluss, 
da der Beschluss selbst, anders als bei anfechtbaren oder nichtigen Beschlüssen, weder 
in seinem Zustandekommen noch durch seinen Inhalt oder in anderer Weise gegen 
Rechtsvorschriften verstößt122. Vielmehr bedarf es zur Wirksamkeit des bestehenden 
mangellosen Beschlusses noch einer weiteren Tatbestandsvoraussetzung. Als solche 
kann etwa die Zustimmung eines Verbandsmitgliedes oder eines Dritten, die 
Firmenbucheintragung oder aber auch eine behördliche Genehmigung angesehen 
werden123. Kapitalmaßnahmen (AG und GmbH) oder Satzungsänderungen (AG, GmbH 
und Gen) sind, um deren Wirksamkeit zu begründen, ins Firmenbuch einzutragen. 
Ähnliches gilt für Organwalterbestellungsbeschlüsse124. Hier bedarf es einer Zustimmung 
des Organwalters. Ist die zusätzliche Tatbestandsvoraussetzung noch nicht erfüllt, so ist 
der Beschluss schwebend unwirksam, wird diese nicht mehr erfüllt, so ist der Beschluss 
endgültig unwirksam. 
 
  Die Kategorie unwirksamer Beschlüsse ist in der L125 weitgehend anerkannt und 
darf mE als ein rechtsform 126 - und organkategorieübergreifendes 127  Phänomen 
                                                 
122 Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 117. 
123 Eine Aufzählung für den Bereich des AktG findet sich bei Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 
195, Rz 23;   
124 OGH 14.10.1993, 8Ob621/93. 
125  Zur Unwirksamkeit vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, 7 ff; Thöni, 
Generalversammlungsbeschlüsse, S 115 ff; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 483; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195, Rz 20 ff; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 157 ff; 
Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 6; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 42 ff; vgl auch Reich-Rohrwig, 
GmbH-Recht, S 388 f. 
126So auch Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 117. 
127 Soll heißen, dass sie sowohl bei der Mitgliederversammlung, beim AR als auch bei Vorständen auftritt. 
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verstanden werden. Auch die Rspr128 erkennt die Existenz unwirksamer Beschlüsse an. 
Unklarheit besteht jedoch darüber, wann ein unwirksamer Beschluss vorliegt. So wird 
etwa im Aktienrecht vertreten, dass der Eingriff in Sonderrechte ohne Zustimmung des 
Berechtigten unwirksam sei129. Zur GmbH hat der OGH jedoch vertreten, dass der 
Eingriff in ein Sonderrecht nicht die Unwirksamkeit, sondern lediglich die Anfechtbarkeit 
des Beschlusses begründe130. In der Lehre finden sich jedoch zunehmend Stimmen, die 
einen solchen Beschluss als unwirksam qualifizieren131.  
 
 Bei der Frage, welche Beschlüsse unwirksam sind, handelt es sich um die 
schwierige Abgrenzungsfrage, welche Rechtsvorschriften (vor allem inhaltlicher Natur) 
für den Beschluss selbst verbindlich sind und folglich ein Verstoß dagegen den 
Beschluss anfechtbar oder nichtig macht und welche Vorschriften außerhalb des 
Beschlusses stehen und daher der Beschluss selbst nicht rechtswidrig ist, aber der 
Beschluss zu seiner Wirksamkeit eben noch der Erfüllung einer weiteren 
Tatbestandsvoraussetzung bedarf. In vielen Fällen fällt die Abgrenzung leicht: So ist es 
etwa klar, dass ein Beschluss, der einen Organwalter bestellt, nicht inhaltlich rechtswidrig 
ist, aber auch nicht alleine durch den Beschluss der Organwalter wirksam bestellt sein 
kann. Hier gebieten die Überlegungen zum Vertrag zulasten Dritter132, dass es, um die 
Wirksamkeit zu begründen, einer Zustimmung des Organwalters bedarf. Auch bei 
Beschlüssen, die ins Firmenbuch einzutragen sind, ist völlig einleuchtend, zumal sonst 
jeder solche Beschluss rechtswidrig wäre, dass diese Voraussetzung außerhalb der 
Anforderungen an den Beschluss selbst stehen muss und somit eine solche der 
Wirksamkeit ist. Schwieriger fällt die Abgrenzung bei gleichheitswidrigen Beschlüssen133 
                                                 
128 Vgl nur (zur AG) OGH 19.12.2000, 10Ob32/00d, RdW 2001, 375, 341 = wbl 2001/93, 133. 
129 So Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 24, mit Nachweisen in der Rspr.  
130  Vgl OGH 26.05.1983, 6Ob786/82, SZ 56/84 = GesRZ 1983, 222; OGH 19.06.1986, 7Ob538/86, 
SZ59/104 = EvBl 1987/79, 313 = GesRZ 1986, 198 = RdW 1986, 366 = NZ 1987, 158; OGH 24.03.1988,  
6Ob515/88, RdW 1988, 290 = Wbl 1988, 399 = NZ 1989, 158.  
131 Vgl nur Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 120 f; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 43. 
132 Schönherr, Nichtigkeit, JBl, 1960, 2. 
133  Diese sind Gegenstand der Anfechtung, wodurch die Gleichbehandlung Gegenstand inhaltlicher 
Anforderungen an den Beschluss ist. Vgl unten unter V.2.3.2. 
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oder solchen (wie oben erwähnt), die in ein Sonderrecht eingreifen. Als Kriterium ist mE 
der Zweck der zu beurteilenden Regelung zu sehen. Ist ihr Zweck primär darin zu sehen, 
dass sie einen verpönten Beschlussinhalt zu verhindern sucht, wie dies wohl beim 
Gleichheitsgebot, auch wenn eine Zustimmung des Betroffenen möglich ist, der Fall ist, 
so führt ein Verstoß zur Rechtswidrigkeit des Beschlusses. Liegt hingegen der Akzent 
stärker an der Einforderung eines Zustimmungsrechts oder eines Zusatzerfordernisses, 
so macht dies den Beschluss unwirksam.  
 
 Im Folgenden erfährt der unwirksame Beschluss im Gegensatz zum anfechtbaren 
oder nichtigen Beschluss keine besondere Behandlung, da er ja keine dem Beschluss 
selbst anhaftende Fehlerkategorie darstellt. In wichtigen Fällen wird er jedoch eine 
Erwähnung finden.  
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V. Beschlüsse der Verbandsmitglieder 
 
1. Allgemeines 
 
 Im Folgenden werden jene Beschlüsse behandelt, die von den Mitgliedern eines 
Verbandes gefasst werden. Es handelt sich dabei um die Gesellschafter einer AG und 
einer GmbH, um die Genossenschafter einer Gen und um die Mitglieder eines Vereins134. 
Die Beschlüsse der Mitglieder eines Verbandes weisen im Vergleich zu Beschlüssen, 
gefasst von anderen Organen (Vorstand 135  und AR 136 ), in Bezug auf deren 
Fehlerhaftigkeit die höchste Regelungsdichte 137 , wie auch die umfangreichste 
Behandlung in Lit und Rspr auf. Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, mit dieser 
Organkategorie zu beginnen. Dies auch deshalb, da im Zuge der Behandlung der 
Fehlerhaftigkeit von Beschlüssen anderer Organe oftmals die Frage zu stellen sein wird, 
ob ein bei Mitgliederbeschlüssen auftauchendes Problem und ein damit einhergehender 
Lösungsansatz auf Beschlüsse anderer Organe übertragbar ist.  
  
2. Die Anfechtbarkeit 
 
2.1. Allgemeines 
   
 Unter Anfechtbarkeit wird nicht anders als im allg Zivilrecht, ein Gestaltungsrecht, 
                                                 
134  Das VerG lässt dem Rechtsanwender bei der Ausgestaltung der Kompetenzen der einzelnen 
Vereinsorgane weiten Spielraum. Im Folgenden wird - um die verschiedenen Rechtsformen überhaupt 
vergleichen zu können - davon ausgegangen, dass den einzelnen Organen eines Vereins ähnliche 
Kompetenzen (wie insb die Befugnis zur Satzungsändeurng) wie den einzelnen Organen der anderen 
behandelten Rechtsformen zukommt. Findet sich im konkreten Einzelfall in der Satung des Vereins eine 
wesentlich andere Reglung, so muss dies bei der Beurteilung mangelhafter Beschlüsse berücksichtigt 
werden. 
135 Vgl unten unter VI.2. 
136 Vgl unten VI.1. 
137 Vgl dazu oben unter IV.2.1. 
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gerichtet auf die zeitlich beschränkte Vernichtbarkeit eines bestehenden 
Rechtsgeschäftes, verstanden138. Es soll also jenes System dargestellt werden, welches 
die Vernichtbarkeit bestehender, aber mangelhafter, vom zentralen 
Willensbildungsorgan gefasster Beschlüsse, regelt. Eine rechtsformübergreifende 
Darstellung empfiehlt sich deswegen, da es eine wesentliche Aufgabe ist, den 
gemeinsamen Kern der unterschiedlichen Regelungen herauszuarbeiten.  
 
 2.2. Gegenstand der Anfechtung 
 
 Gegenstand der Anfechtung sind Beschlüsse der Mitglieder des Verbandes. In 
diesem Zusammenhang stellt sich freilich die Frage, wann ein solcher Beschluss vorliegt. 
Dies ergibt sich aus den Vorschriften über die Nichtigkeit von Beschlüssen139. Klar ist, 
dass ein anfechtbarer Beschluss nur dann vorliegen kann, wenn dieser Beschluss nicht 
bereits absolut nichtig ist. Gegenstand der Anfechtung sind also Beschlüsse, die nicht 
absolut nichtig sind. Von besonderer Bedeutung sind hier freilich die verfahrensmäßigen 
Voraussetzungen eines Beschlusses, da sie Auskunft darüber geben, wann überhaupt 
(unabhängig vom Inhalt) abstrakt von einem Beschluss des betreffenden Organs 
gesprochen werden kann140.  
  
2.3. Anfechtungsgründe 
 
2.3.1. Gesetzesverstoß, Sittenwidrigkeit und Satzungsverstoß  
 
2.3.1.1. Grundsätzliches 
 
 Ein Beschluss des allgemeinen Willensbildungsorgans ist, wenn er gegen das 
                                                 
138 Vgl Gschnitzer, ABGB, AT, S 557 f.  
139 Vgl unten unter V.3. 
140 Vgl unten unter V.3.2.3. 
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Gesetz oder gegen die Satzung verstößt, anfechtbar. Ist der Beschluss jedoch bereits 
absolut nichtig 141 , so hat er keinerlei Rechtswirkung und kann daher auch nicht 
angefochten werden. Die Mängel lassen sich grds nach Inhalts- und Verfahrensmängeln 
einteilen. Beide sind von der Beschlussanfechtung erfasst 142. Die Eingliederung ist 
deshalb sinnvoll, da diese Mängelkategorien auf unterschiedlichen Grundsatzgedanken 
beruhen und daher auch nach einer gesonderten Behandlung verlangen. 
 
 Daneben sind noch andere Mängel denkbar. So gilt es besonders zu klären, welche 
Rechtsfolgen Beschlüsse, die mit einem Willensmangel behaftet sind, mit sich bringen. 
Ebenfalls zu klären ist die Frage, wie zu verfahren ist, wenn zwar kein Willensmangel 
vorliegt, aber die Willenserklärung gar nicht abgegeben wurde, weil der Erklärende etwa 
nicht ordnungsgemäß vertreten war oder es ihm an der Geschäftsfähigkeit mangelte.  
  
 Die sondergesetzlichen Tatbestände finden sich in den  §§ 41 GmbHG, 195 AktG 
und 7 VerG. Die Formulierungen unterscheiden sich, die Kernaussage bleibt allerdings 
dieselbe. Das GenG sieht keinerlei Anfechtungstatbestände vor. Die hL143 und Rspr144 
vertreten allerdings eine Analogie zum AktG, wodurch ein Rückgriff auf die allgemeinen 
Regelungen des Zivilrechts vermieden wird. Diese Thematik wurde bereits oben unter 
IV.2.3. behandelt.  
                                                 
141 Dies kann in dieser Klarheit nur für die absolute Nichtigkeit gelten, da ein geltenzumachend relativ 
nichtiger Beschluss ja auch (für gewisse Personen) Gültigkeit erlangt und folglich für diese vernichtbar sein 
kann. 
142  Siehe dazu sogleich unten; vgl beispielhaft Gellis/Feil, Kommentar zum GmbHG, § 41 Rz 7;  
Koppensteiner/Rüffler, Kommentar zum GmbHG, § 41 Rz 21; Doralt/Nowotny/Kalss, Kommentar zum AktG, 
§ 195 Rz 22 ff; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 195 Rz 8; vgl auch Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 
135 ff; Raiser, Kapitalgesellschaften, § 16 Rz 149 ff; vgl auch z Bsp Thiery, Zur Anfechtung von HV 
Beschlüssen, ecolex 1990, 151; Schröckenfuchs/Ruhm, Relevanz oder Kausalität ?, WBl 2003, 461. 
143 Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 
17. 
144 OGH 29.06.1989, 6Ob605/89, HS 20.185 = ÖJZ 1989/187, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 34; 
OGH 26.01.1995, 6Ob635/94, SZ 68/20 = HS 26.252 = ÖJZ 1995/123, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 
195 E 33.  
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2.3.1.2. Gesetzesverstoß und Sittenwidrigkeit 
 
 Eine Gesetzesverletzung begründet grds die Anfechtbarkeit eines Beschlusses. 
Sog Ordnungswidrigkeiten stellen zwar Gesetzesverletzungen dar, führen aber in 
Anbetracht des Zwecks der verletzten Norm, der keinesfalls nach der Vernichtung des 
entstandenen Beschlusses verlangt, zu keiner Anfechtbarkeit des Beschlusses. Als 
solche Vorschrift wäre etwa § 104 Abs 2 Satz 1 AktG, wonach die Entlastung der 
Verwaltungsmitglieder mit der Gewinnverteilung zu verbinden ist, zu nennen. Dies gilt 
übrigens auch für Satzungsbestimmungen, deren Zweck keine Anfechtung verlangt.145   
 
 Aus § 7 VerG lässt sich - bei richtiger Interpretation146 - unmittelbar ableiten, dass 
ein Organbeschluss auch dann anfechtbar sein kann, wenn er gegen die guten Sitten 
verstößt. Aus den Anfechtungstatbeständen des GmbHG und AktG lässt sich dies nicht 
unmittelbar ableiten. Der Begriff „Gesetz“ wird in den §§ 41 GmbHG und 195 AktG nach 
hL147 jedoch weit ausgelegt, wodurch dieses Problem entschärft ist. So werden auch die 
sich im Kapitalgesellschaftsrecht entwickelten Prinzipien des Gleichbehandlungsgebotes, 
der Treuepflicht und der materiellen Beschlusskontrolle mit umfasst. Insgesamt ist mE 
grds, also für AG, GmbH, Gen und Vereine anzunehmen, dass ein sittenwidriger 
Beschluss anfechtbar ist, sofern er nicht bereits absolut nichtig ist, zumal ja die 
Sittenwidrigkeit eigentlich Ausdruck der sich in den Gesetzen wiederfindenden 
Wertungshaltung der Rechtsordnung ist.  
 
                                                 
145 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 21; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss,  AktG, § 195 Rz 10; vgl 
auch OGH 09.02.1999, 7Ob179/98v; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 195 Rz 8; zur 
Satzungswidrigkeit vgl auch Hüffer, AktG, § 243 Rz 8. 
146 Die Anfechtbarkeit sittenwidriger Besschlüsse von Vereinsorganen lässt sich daraus ableiten, dass 
Beschlüsse wegen Sittenwidrigkeit nur dann nichtig sind, wenn der Zweck der Sittenwidrigkeit danach 
verlangt. Wenn der Zweck nicht danach verlangt ist folglich, auch wenn § 7 VerG lediglich von „anderen 
gesetz- oder statutenwidrigen Beschlüssen“ spricht, von Anfechtbarkeit auszugehen. Die Anfechtbarkeit 
von sittenwidrigen Beschlüssen lässt sich daher mE unmittelbar aus § 7 VerG ableiten. 
147 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbH, § 41 Rz 21; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 9; 
weniger deutlich Strasser in Jabornegg /Strasser, AktG, § 195 Rz 8. 
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 Grundsätzlich käme eine Anfechtung auch dann in Betracht, wenn ein die Satzung 
ändernder Beschluss gegen ein zwingendes Gesetz verstößt. Hier wird allerdings idR148 
bereits ein Fall der Nichtigkeit vorliegen149. 
2.3.1.3. Satzungsverstoß 
 
 Ein satzungswidriger Beschluss ist ebenfalls anfechtbar. Werden also die 
spezifischen Form- und Mehrheitserfordernisse, die zu einer Satzungsänderung 
notwendig sind, nicht eingehalten, obwohl der Beschluss diese ändert bzw gegen diese 
verstößt, so löst dies die Rechtsfolge der Anfechtbarkeit aus 150 . Schuldrechtliche 
Verträge und sonstige Gewohnheiten sind nicht maßgeblich. In diesem Sinne ist es auch 
unerheblich, ob bereits früher ein satzungswidriger Beschluss gefasst wurde, der nicht 
angefochten wurde. 151 Er kann nicht als Legitimation für einen weiteren Beschluss, 
welcher unter demselben Mangel leidet, herangezogen werden. Als Maßstab gilt die zum 
Beschlusszeitpunkt gültige Satzung.  
 
 Ein lediglich inhaltlich satzungswidriger Beschluss stellt bei logischer Betrachtung 
immer auch einen Verfahrensverstoß dar, denn wären die Verfahrensbestimmungen, die 
zu einer Satzungsänderung notwendig sind, eingehalten worden, so wäre der Beschluss 
nicht rechtswidrig152. Es finden somit grds, auch auf einen inhaltlich gegen die Satzung 
verstoßenden Beschluss, die für Verfahrensmängel geltenden Besonderheiten 
Anwendung. Insb ist ein solcher Beschluss, wie jeder wegen Verfahrensmängel 
anfechtbare Beschluss, nur dann anfechtbar, wenn der Verstoß für das 
                                                 
148  Diese Regel bezieht sich natürlich nur auf einen inhaltlichen Verstoß des Beschlusses. 
Verfahrensverstöße sind auch hier, wie bei „normalen” Beschlüssen, möglich und können grds im selben 
Ausmaß die Anfechtbarkeit auslösen. 
149 Dazu auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 19. 
150 Besonders deutlich in § 41 Abs 1 Z 1 GmbHG. 
151 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 8.  
152 Genau genommen trifft dies auch auf gesetzeswidrige Beschlüsse, die gegen dispositives Recht , das 
durch eine Satzungsänderung abgeändert werden kann, verstoßen, zu, da wenn die zur Satzungsänderung 
notwenidgen Bestimmungen eingehalten worden wären, keine Rechtswidrigkeit vorliegen würde. 
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Beschlussergebnis relevant war153. Ein als gewöhnlicher (also nicht satzungsändernder) 
Beschluss vorgesehener, inhaltlich gegen die Satzung verstoßender Beschluss wird 
jedoch in aller Regel gegen Verfahrensbestimmungen verstoßen, die aufgrund ihrer 
Relevanz die Anfechtbarkeit auslösen. Ein solcher Beschluss wird nämlich regelmäßig 
keiner einzigen spezifisch für Satzungsänderungen geltenden Verfahrensvorschrift – mit 
Ausnahme eines erhöhten Konsens- oder Präsensquorums - genügen. Es empfiehlt sich 
somit die Trennung zwischen Inhalts- und Verfahrensmängeln auch bei 
Satzungsverstößen vorzunehmen, da die wesentlichere Frage jene sein wird, ob der 
potenziell fehlerhafte Beschluss inhaltlich gegen die Satzung verstößt und damit das 
Erfordernis nach dem Einhalten der speziellen Verfahrensbestimmungen, die er nicht 
erfüllt und die auch für das Ergebnis relevant sein werden, auslöst.  
 
2.3.1.4. Vertragswidrigkeit 
 
 Die Verletzung vertraglicher Bestimmungen kann nicht als Anfechtungsgrund 
dienen. Eine solche bindet nur die Vertragsparteien. Selbst wenn im Einzelfall eine 
Anfechtung wegen einer Verletzung eines Syndikatsvertrages möglich ist, so gründet 
sich dies nicht auf die Vertragsverletzung, sondern auf eine Verletzung der 
Treuepflicht.154    
 
2.3.2. Inhaltsmängel 
 
 Beschlüsse können anfechtbar sein, wenn sie ihrem materiellen Regelungsgehalt 
nach nicht erlaubt sind. Nach hL kommt es richtigerweise nicht nur darauf an, ob der 
Beschluss seiner äußeren Gestalt nach gegen ein Verbot verstößt, sondern vielmehr 
auch darauf, was aus den Begleitumständen des Beschlusses hervorgeht. Meist wird 
sich die Rechtswidrigkeit allein aus dem sich am Papier Befindlichen noch nicht ergeben. 
                                                 
153 Siehe sogleich unten V.2.3.3.5. 
154 Tichy, Syndikatsverträge, S 254  ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss,  AktG, § 195 Rz 10; Gellis/Feil, 
GmbHG, § 39 Rz 8. 
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Bei einer solchen Sichtweise wäre wohl auch eine von der hL anerkannte Anfechtung 
wegen Verletzung der Treue- oder Gleichbehandlungspflicht nicht möglich. 155 Diese 
weitergehende Interpretation wird übrigens auch im allg Zivilrecht insb zu § 879 ABGB 
vertreten 156 . Die Rspr hat dies, nach zunächst unklaren und schwankenden 
Entscheidungen, bestätigt157.  
 
  Ein Beschluss ist insb dann anfechtbar, wenn er gegen bestimmte 
Einzelvorschriften verstößt. So hat der OGH im Bereich des AktG den Verstoß gegen die 
Unvereinbarkeitsbestimmung für Aufsichtsräte, § 90 AktG, als einen Anfechtungsgrund 
angesehen158. Eine wesentlich größere Bedeutung haben aber die im Gesellschaftsrecht 
entwickelten Prinzipien der Gleichbehandlung der Gesellschafter (Mitglieder), der 
Treuepflicht und der materiellen Beschlusskontrolle. Auch deren Verletzung stellt einen 
Inhaltsmangel dar. An dieser Stelle können diese Prinzipien nur überblicksmäßig 
dargestellt werden.  
 
 Das Gleichbehandlungsverbot verbietet der Gesellschaft und damit den 
Gesellschaftsorganen jede unsachliche Differenzierung unter den Gesellschaftern. Ein 
Verstoß macht den Beschluss anfechtbar159. Die Gesellschafter sind unter gleichen 
Voraussetzungen gleich zu behandeln. Differenzierungen bedürfen einer sachlichen 
Rechtfertigung. Denkbar wäre, dass der von der Ungleichbehandlung Betroffene in diese 
                                                 
155  Vgl Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 486; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 23 ff;  
Gellis/Feil, GmbHG, § 39 Rz 8; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 25. teilweise auch  Strasser in 
Jabornegg/Strasser, AktG,  Rz 8; Hüffer, AktG, §  243 Rz 21 ff; Raiser, Kapitalgesellschaften, § 16 Rz 16. 
156 Vgl Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 12. 
157  Vgl OGH 16.02.2006, 6Ob130/05v; OGH 12.10.2006, 6Ob139/06v; vgl auch die Nachweise in 
Koppensteiner, GmbHG, § 41 Rz 25.  
158 Vgl OGH 28.09.1960, 6Ob245/60; OGH 10.10.2002, 6Ob97/02m, SZ 2002/131. ME ist ein solcher 
Beschluss jedoch absolut nichtig, da er gegen im öff Interesse stehende Vorschriften verstößt, die nicht in 
die Disposition der Gesellschafter gestellt werden können.  
159 OGH 04.09.1924, 1Ob562/24, SZ 6/263; OGH 16.05.1956, 7Ob535/55, SZ29/52;  OGH 03.03.1964, 
8Ob50/64, SZ 37/35 = EvBl 1964/346, 495; OGH 06.11.1979, 5Ob764/78, SZ 52/158 = NZ 1980, 147; OGH 
16.12.1980, 5Ob649/80, SZ 53/172 = JBl 1981, 545 = EvBl 1981/72, 238 = GesRZ 1981, 44; OGH 
29.01.1981, 7Ob507/81, SZ 54/15 = EvBl 1981/128, 391 = GesRZ 1981, 115.  
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einwilligt160.  Kein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot liegt dann vor, wenn sich 
ein an sich gleich behandelnder Beschluss lediglich unterschiedlich, etwa in seinen 
steuerlichen Konsequenzen, auswirkt.161  
 
 Die Gesellschafter sind der Gesellschaft und den anderen Gesellschaftern bei der 
Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Treuepflicht zur gegenseitigen 
Interessenwahrung verpflichtet 162. Das ist unstrittig163. Durch das Rechtsinstitut soll 
Missbrauch verhindert werden. Das Ausmaß und der Umfang der Treuepflicht hängen 
von der konkreten Ausgestaltung der Gesellschaft ab. Innerhalb einer Rechtsform kann 
die Treuepflicht unterschiedlich stark ausgeprägt sein, entscheidend ist die Realstruktur 
der Gesellschaft. Auch der BGH ist in der Linotype-Entscheidung zu diesem Ergebnis 
gekommen.164 Die Treuepflichten der Aktionäre einer Familien - AG werden etwa stärker 
sein als jene zwischen den Aktionären einer sich im Streubesitz befindlichen AG. Im 
Extremfall kann aus der Treuepflicht sogar eine positive Stimmpflicht resultieren165. Auch 
die Ausübung von Minderheitsrechten kann eine Treuepflichtverletzung darstellen166. Die 
Annahme, dass eine treuwidrige Stimme nichtig sei und vom Versammlungsleiter nicht 
mitzuzählen wäre, ist nicht zutreffend und auch rechtlich schwer begründbar167. Die 
Stimmabgabe ist zwar rechtswidrig, aber dennoch rechtlich existent, anfechtbar ist das 
daraus resultierende Rechtsgeschäft, der Beschluss.   
 
                                                 
160 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 RZ 27. 
161  Diregger in DoraltNowotnyKalss, AktG, § 195 Rz 25 ff; Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 202 ff; 
Koppensteiner, GmbHG, § 41 Rz 30.   
162 Zur Treuepflicht vgl etwa Hüffer, Treuepflicht, FS Steindorff, 59 ff; Wiedemann, Zu den Treuepflichten im 
Gesellschaftsrecht, FS  Heinsius 949; Jilg, Die Treuepflicht des Aktionärs. 
163 Vgl auch OGH 22.11.1988, 5Ob626/88, NZ 1990, 35 = JBl 1989, 254,hier zeigt sich auch die Nähe zur 
Unwirksamkeit. 
164 BGH 01.02.1998, II ZR 75/87, BGHZ 103, 184. 
165 Vgl dazu Karsten Schmidt in Großkommentar zum AktG, § 243 Rz 49; Hüffer in  Münchner Kommentar 
zum AktG, § 243 Rz 53. 
166 Vgl BGH 20.03.1995, II ZR 205, 94, BGHZ 129, 136. 
167  Dieser Ansicht jedoch Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 39; aA etwa 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 31. 
- 49 - 
 
 In Zusammenhang mit der Treuepflicht steht das Rechtsinstitut der materiellen 
Beschlusskontrolle. Demnach bedürfen Mehrheitsbeschlüsse, die in 
Mitgliedschaftsrechte eingreifen, einer sachlichen Rechtfertigung.168 Der Eingriff muss 
erforderlich und zweckmäßig sein 169 . Es handelt sich um eine 
Beschlussinhaltskontrolle170. Die materielle Beschlusskontrolle findet demnach nur auf 
Beschlüsse mit einem gewissen, nämlich einem in die Mitgliedschaftsrechte 
eingreifenden Inhalt, Anwendung. Nur hier ist es sinnvoll und zweckmäßig den gefassten 
Beschluss einer entsprechenden Inhaltskontrolle zu unterziehen. 171  Ein solcher 
Beschluss wird in der Regel eine Satzungsänderung darstellen. Diese 
Satzungsänderung wäre anfechtbar. Das stellt insofern eine Besonderheit dar, da ihrem 
Inhalt nach rechtswidrige Satzungsänderungen in aller Regel die Rechtsfolge der 
Nichtigkeit mit sich bringen. Der OGH 172  hat das Institut der materiellen 
Beschlusskontrolle in Anlehnung an die Judikatur des BGH173 anerkannt und für eine 
Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts einer GmbH eine besondere 
sachliche Rechtfertigung verlangt. Die materielle Beschlusskontrolle ist jedenfalls im 
Vergleich zur allg Treuepflicht und zum Gleichbehandlungsgebot dahin gehend enger 
gefasst, dass sie nicht für alle Beschlüsse gilt, sondern lediglich für jene, die in die 
Mitgliedschaftsrechte eingreifen. Andererseits ist sie weiter gefasst als die allg 
Treuepflicht, da sie nach einer objektiven Rechtfertigung sucht und nicht auf die 
Realstruktur der Gesellschaft abstellt.174 Vom Prinzip der materiellen Beschlusskontrolle 
sind jene Beschlüsse auszunehmen, bei welchen der Gesetzgeber bereits selbst eine 
Interessenabwägung durchgeführt hat. Hier bedarf es keiner neuerlichen Prüfung der 
                                                 
168 Vgl umfassend Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, §243 Rz 47 ff; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 41 Rz 33; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, Kommentar zum AktG, § 195 Rz 40 ff; Hüffer, AktG, 
§ 243 Rz 22. 
169  Vgl Diregger in Doralt/ Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 40; Hüffer, AktG, § 243 Rz 24;  
Koppensteine/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 33. 
170 Vgl dazu Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 40 ff. 
171 Vgl dazu Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 57 ff; Karsten Schmidt in Großkommentar 
zum AktG, § 243 Rz 46. 
172 OGH 16.12.1980, 5Ob649/80, SZ 53/172 = JBl 1981, 545 = EvBl 1981/72, 238 = GesR 1981, 44. 
173 Vgl insbesondere BGH 13.03.1978, BGH, II ZR 142/76, BGHZ 71, 40. 
174 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 42. 
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sachlichen Rechtfertigung, da das Gesetz sie schon selbst in sich trägt. Es ist also nach 
dem Beschlussgegenstand zu differenzieren.175  Anwendungsfälle finden sich primär im 
Bereich der Kapitalmaßnahmen von AG und GmbH. 
 
 Diesen Generalklausen und deren Wertungsprinzipien kommt allgemeine Geltung 
für die AG, die GmbH, die Gen und für den Verein zu. Ein Verein, der nach seinen 
Statuten unterschiedliche Mitgliederkategorien vorsieht, hat Mitglieder derselben 
Kategorie gleich zu behandeln. 176  Freilich kann die Treuepflicht je nach 
Gesellschaftsform unterschiedlich stark ausgeprägt sein, weshalb wohl im Regelfall z 
Bsp bei einer GmbH ein strengerer Maßstab anzulegen sein wird als bei einer AG.  
 
 Ferner gilt es mE noch zu erwähnen, dass Beschlüsse, die aufgrund des 
Verbotszwecks der übertretenen Norm bzw der Ursache für die Sittenwidrigkeit, nur der 
geltendzumachenden Nichtigkeit, relativ zugunsten etwa eines Dritten, unterliegen, 
seitens der Anfechtungsbefugten daneben ebenfalls angefochten werden können. Bejaht 
man nämlich ein abstraktes Interesse an der Rechtmäßigkeit des Beschlusses seitens 
der Anfechtungsbefugten, so können sie auch Beschlüsse, die sie in ihrer Rechtsposition 
nicht tangieren, anfechten. Zur Nichtigkeit vgl unten V.3.2.2. 
 
2.3.3. Verfahrensmängel 
 
2.3.3.1. Grundsätzliches 
 
 Neben Inhaltsmängeln kommt weiters noch eine Anfechtung wegen eines 
                                                 
175 Vgl dazu Hüffer in Münchner Kommentar § 243 Rz 57 ff; Karsten Schmidt in Großkommentar zum AktG, 
§ 243 Rz 46; vgl eingehend zur österreichischen Rechtslage Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 
Rz 44 ff. 
176 Vgl dazu allg Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 197 ff. 
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Verfahrensmangels in Betracht 177 . Ein solcher liegt vor, wenn Gesetzes- oder 
Satzungsbestimmungen beim Zustandekommen des Beschlusses verletzt wurden. Der 
Begriff des Zustandekommens ist weit auszulegen und umfasst nicht nur die Abstimmung 
und Feststellung des Ergebnisses, sondern ebenso die Vorbereitung der 
Beschlussfassung. 178  Der Umfang der denkbaren Verfahrensmängel ist somit 
ausgesprochen weit. Es handelt sich dabei um Mängel, die nicht so gravierend sind, dass 
sie einen Beschluss als einen des betreffenden Rechtsträgers gar nicht entstehen lassen, 
aber doch stark genug sind, die Anfechtbarkeit auszulösen.  
 
 Die besondere Bedeutsamkeit der Verfahrensmängel beim Beschluss hat ihren 
Grund in der Natur dieses Rechtsgeschäfts. Durch die Tatsache, dass ein Beschluss 
immer ein bereits bestehendes Rechtsverhältnis voraussetzt und den dadurch bedingten 
Umstand, dass ein Beschluss oftmals auch ohne Mitwirken jedes einzelnen Mitglieds des 
beschlussfassenden Gremiums gefasst werden kann 179 , ist regelmäßig ein relativ 
komplexes Verfahren zur Beschlusserzeugung vorgesehen. In diesem Verfahren können 
Fehler unterlaufen. Nicht jeder dieser Verfahrensverstöße löst allerdings unmittelbar die 
Rechtsfolge der Nichtigkeit aus. 
 
 Bedenkt man etwa, dass bei einer Mitgliederversammlung lediglich die 
Anwesenden die Möglichkeit haben an der Beschlussbildung mitzuwirken, so ist es 
evident, dass Fehler (gemeint ist natürlich einer, der nicht die Rechtsfolge der Nichtigkeit 
auslöst180) im Zusammenhang mit der Verständigung der Mitglieder, zu einer Verzerrung 
des Ergebnisses führen können. Die Verletzung von Normen jedoch, deren Schutzzweck 
nicht auf Bildung und Ermittlung des Willens der Mitgliederversammlung abstellt, kann 
                                                 
177 Ausdrücklich § 41 Abs 1 Z 1 GmbHG; vgl Diregger in Doralt/Nowotny/ Kalss, AktG,  § 195 Rz 54 ff; Hüffer, 
AktG, § 243 Rz 11 ff; Raiser, Kapitalgesellschaften, § 16 Rz 150 ff; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 7; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 25. 
178 Hüffer, AktG, § 243 Rz 11.  
179  Dies ist immer dann der Fall, wenn das dem Beschluss zugrunde liegende Rechtsverhältnis die 
Möglichkeit der Beschlussfassung nach dem Anwesenheits- und/oder nach dem Mehrheitsprinzip vorsieht. 
180 Zu Verfahrensfehlern, die die Nichtigkeit des Beschlusses auslösen vgl unten V.3.2.3. 
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keine Anfechtbarkeit begründen181. Hier kann der Verstoß schon abstrakt gar keinen 
Einfluss auf das Beschlussergebnis gehabt haben 182 . Der Verstoß gegen sog 
Ordnungsvorschriften hat keinen Einfluss auf die Rechtmäßigkeit des Beschlusses 
selbst. 
 
 Verfahrensmängel weisen im Gegensatz zu Inhaltsmängeln bestimmte 
Besonderheiten auf, in derem Lichte die gesetzlichen Bestimmungen, die zwischen 
Verfahrens- und Inhaltsmängeln nicht unterscheiden, auszulegen sind. Nicht jeder 
Verstoß einer Verfahrensnorm, selbst wenn sie der Bildung und Ermittlung des 
Organwillens dient, soll sofort eine Anfechtbarkeit begründen. Auch hier bedarf es einer 
einschränkenden Auslegung. Des Weiteren stellt sich noch die Frage, ob die Sanierung 
von Verfahrensmängeln durch Bestätigungsbeschluss, also einem weiteren Beschluss 
mit demselben materiellen Inhalt wie der ursprüngliche Beschluss, möglich ist183.  
    
2.3.3.2. Kausalität und Relevanz 
 
 (1) Es ist hL184  und völlig unstrittig, dass nicht jeder Verfahrensfehler automatisch 
die Anfechtbarkeit eines Beschlusses begründen kann. Vielmehr können nur solche 
Beschlüsse anfechtbar sein, bei deren Zustandekommen ein Fehler unterlaufen ist, der 
sich in irgendeiner Form auf das Beschlussergebnis ausgewirkt hat. Die entsprechenden 
gesetzlichen Bestimmungen sind teleologisch zu reduzieren. Unklar ist aber, wann dieser 
Einfluss stark genug ist, um eine Anfechtung zu begründen. Es handelt sich hierbei um 
eine in L und teilweise (insb in der d) Rspr viel diskutierte Frage. 
                                                 
181 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 195 Rz 55. 
182 Beachte dazu die Ausführungen zur Relevanz- und Kausalitätstheorie. Logisch betrachtet bräuchte man 
diese Kategorie von möglichen Verfahrensfehlern gar nicht erwähnen, da man ihre 
Anfechtbarkeitstauglichkeit ohnedies im Rahmen der Überprüfung, ob diese Normen einen Einfluss auf das 
Beschlussergebnis hatten oder hätten haben können, verneinen müsste.  
183 Bei Inhaltsmängeln stellt sich diese Frage natürlich nicht. Ein Beschluss mit demselben Inhalt wäre ja 
erneut aus demselben Grund fehlerhaft. 
184 Vgl z Bsp Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 27; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, 
AktG, § 195 Rz 56;  Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 23; Hüffer, AktG, § 243 Rz 12. 
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 (2) Die auf die ältere Rspr185 zurück zu führende Kausalitätstheorie stellt darauf ab, 
ob der unterlaufene Mangel für das Beschlussergebnis kausal ist, also bei dessen 
Nichtvorliegen ein anderes Beschlussergebnis eingetreten wäre. Der Beweis, dass die 
konkrete Verletzung für den Beschluss nicht kausal ist, obliege hingegen der 
Gesellschaft 186 . Bei einer solchen Einschränkung der Geltendmachung von 
Verfahrensmängeln kann etwa ein Mehrheitsgesellschafter beliebig 
Verfahrensvorschriften verletzen, da derartige Verletzungen niemals für das 
Beschlussergebnis entscheidend sind. Freilich sind auch hier den 
Verfahrensverletzungen insofern Schranken gesetzt, als die Verletzung bereits mit 
Nichtigkeitssanktion geahndet wird187.  
 
 Die Kausalitätstheorie wurde insbesondere bei Informationsmängeln vom BGH188 
dahin gehend weiterentwickelt, als auf eine fiktive Kausalität abgestellt wurde. Bei der 
Beurteilung der Kausalität komme es demnach nicht mehr darauf an, inwiefern die 
konkreten Beschlussteilnehmer anders abgestimmt hätten, sondern darauf, wie objektiv 
urteilende Teilnehmer abgestimmt hätten. Es sei besonders danach zu fragen, ob ein 
objektiv urteilender Gesellschafter, dem alle dem Mehrheitsgesellschafter zur Verfügung 
stehenden Informationen vorliegen, wie dieser abgestimmt hätte. 189 
 
                                                 
185 Vgl BGH 18.12.1967, BGH II ZR 211/65, BGHZ 49, 209; BGH 09.11.1972, BGH II ZR 63/71, BGHZ 59, 
369; BGH 20.12.1982, BGH II ZR 88/81, BGHZ 86,1; BGH 22.05.1989, BGH II ZR 206/88, BGHZ 107, 296; 
BGH 15.06.1992, BGH II ZR18/91, BGHZ 119, 1; vgl auch (bereits abschwächend) OGH 04.10.1927, 
2Ob831/27, SZ9/242; OGH 30.05.1974, 6Ob8/74, SZ 47/70= JBl 1975,42 = NZ 1975, 123 = GesRZ 1975, 
61. 
186 Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 28; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss,  § 195 Rz 58. 
187Vgl in diesem Zusammenhang Schröckenfuchs/Ruhm, Relevanz oder Kausalität?, WBl 2003, 461 ff. 
Diese schließen aus den vom Quorum unabhängigen Nichtigkeitsbestimmungen wegen Verfahrensmängel, 
dass das ausschlaggebende Kriterium nach der Intention des Gesetzgebers nicht die Kausalität alleine sein 
kann. 
188 BGH 15.06.1992, BGH II ZR18/91, BGHZ 119, 1. 
189 Vgl Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 28 u 37; Schröckenfuchs/Ruhm, Relevanz oder 
Kausalität?, WBl 2003, 461 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 195 Rz 59.  
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 (3) Nunmehr wird vom BGH190 und der hL191  die auf Zöllner192  zurückgehende sog 
Relevanztheorie anerkannt. Der OGH hat in einer Entscheidung193 zwar die Gedanken 
der Relevanztheorie abstrakt dargestellt, jedoch deren Anwendbarkeit bewusst 
dahingestellt, da er die Entscheidung über diese Frage nicht als streitgegenständlich 
angesehen hat. In Anwendung der Relevanztheorie ist nach dem Zweck der 
entsprechenden Verfahrensbestimmung zu fragen. Dient sie der Schaffung des 
Mehrheitswillens, so begründet ein Verstoß die Anfechtbarkeit. Dies wird insbesondere 
bei der Verletzung von Informations-, Teilhabe- oder Mitwirkungsrechten der Fall sein. 
Nicht jedoch etwa bei einer falschen Beschlussfeststellung oder falschen 
Stimmenzählung, da diese Normen nicht der Willensbildung, sondern nur der 
Feststellung (bzw Ermittlung) des Willens dienen. Sie begründen die Anfechtbarkeit nur 
bei Kausalität. Die Relevanztheorie ist auf solche Fälle nicht zugeschnitten. ME könnte 
man jedoch in solchen Fällen dogmatisch schlüssig sagen, dass Relevanz nur bei 
Kausalität vorliegt. Werden etwa die Stimmen falsch ausgezählt, so kommt es nur dann 
zu einer Anfechtbarkeit, wenn die falsche Auszählung für das Beschlussergebnis kausal 
war. Die Relevanztheorie schafft eine differenzierte, den Anforderungen des Gesetzes 
genügende Abwägung zwischen dem Schutz der Minderheit, indem sie eine 
Mehrheitssicherheit von Informations-, Teilhabe und Mitwirkungsrechten schafft und dem 
Ausufern der Anfechtungsbefugnis, im Sinne einer überspitzten Formalität des 
Verfahrensablaufes, Einhalt gebietet. Ihr ist im Einklang mit der hL194 der Vorzug zu 
geben.  
 
 Allgemein hat diese Problematik sowohl im Bereich der AG und GmbH als auch im 
                                                 
190 BGH 18.10.2004, BGH II ZR 250/02, BGHZ 160, 385. 
191  Vgl auch Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 27; Schröckenfuchs/Ruhm, Relevanz 
oder Kausalität ?, WBl 2003, 461 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 62; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 38 Rz 12; aA Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, Rz 6. 
192 Zöllner in Kölner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 76 ff. 
193 OGH 30.11.1989, 7Ob703/89, SZ 62/190 =  HS 20.183 = GesRZ 1991, 98 = AnwBl 1990, 274 = ecolex 
1990, 152 = WBl 1990, 118. 
194 Vgl Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 243 Rz 27; Schröckenfuchs/Ruhm, Relevanz oder 
Kausalität ?, WBl 2003, 461 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 195 Rz 62; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 38 Rz 12; anderer Ansicht Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 195 Rz 6. 
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Bereich der Gen oder des Vereins Bedeutung. Die erläuterten Grundsätze finden 
aufgrund der bestehenden Wertungsgemeinsamkeiten universell auf alle erwähnten 
Rechtsformen Anwendung195.  Eine unterschiedliche Anwendung wäre mE nicht zu 
rechtfertigen. 
 
 Daneben ist noch zu erwähnen, dass, wenn es nur ein einziges Verbandsmitglied 
gibt, es sich bei dem Verband also um eine Einmann-GmbH oder AG handelt, 
Verfahrensmängel grds unbedeutend sind und daher keine Anfechtbarkeit begründen 
können. Dies deshalb, da die Verfahrensvorschriften regelmäßig davon ausgehen, dass 
die Willensbildung im Organ durch eine Personenmehrheit, also durch einen Beschluss 
ieS erfolgt.  
 
2.3.3.3. Bestätigungsbeschluss  
 
 Eine weitere in Zusammenhang mit Verfahrensfehlern auftauchende Frage ist jene 
um die Zulässigkeit von Bestätigungsbeschlüssen. Ein Bestätigungsbeschluss ist ein 
Beschluss, der einen unter einem Verfahrensmangel leidenden früheren Beschluss 
bestätigt, also denselben materiellen Regelungsgehalt aufweist und (im Gegensatz zu 
einem Wiederholungsbeschluss) auf eine rückwirkende Sanierung des ursprünglichen 
Beschlusses mit Wirkung ex-tunc abzielt. Die Zulässigkeit eines solchen Beschlusses 
wird von L196 und Rspr197 anerkannt. Klar ist, dass ein Bestätigungsbeschluss nur dann 
zulässig sein kann, wenn durch ihn nicht ein rückwirkender Eingriff in die Rechtsposition 
von Verbandsmitgliedern oder Dritten erfolgen kann198. Geht man jedoch davon aus, 
                                                 
195 Vgl dazu Thiery, Zur Anfechtung von Hauptversammlungsbeschlüssen, ecolex 1990, 151. 
196 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 2; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 195 Rz 
93 ff; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 36 f; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 39. 
197 OGH 04.09.1924, 1Ob562//24, SZ 6/263; OGH 19.12.1991, 8Ob595/90, SZ 64/191 = ÖJZ 1992/103 
(447) = RdW 1992, 144 = WBl 1992, 166; OGH 28.04.1993, 6Ob9/93, SZ 66/56 = ÖJZ 1993/199 (848) = 
ecolex 1993, 605; OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k, SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173; OGH 
21.02.2008, 6Ob7/08k. 
198 Vgl statt vieler Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 97. 
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dass nur, sich im Zustand der Anfechtbarkeit befindliche Beschlüsse, bestätigbar sind199, 
so kann eine Bestätigung mE jedenfalls in Bezug auf Dritte keinen Eingriff in deren 
Rechtsposition darstellen, zumal sie ja nicht die Möglichkeit haben sich auf die 
Anfechtbarkeit zu berufen. Theoretisch ist jedoch mE denkbar, dass sie in die Position 
eines Verbandsmitglieds eingreifen, da ja einem Beschluss, zu einem Zeitpunkt, an dem 
das Verbandsmitglied ihn hätte vernichten können, durch den Bestätigungsbeschluss 
endgültige Bestandskraft verliehen wird. Ist dies der Fall, so muss das Verbandsmitglied 
den Bestätigungsbeschluss und den bestätigten Beschluss anfechten. Ob nichtige 
Beschlüsse bestätigbar sind, wird, soweit ersichtlich, ohne genauere 
Auseinandersetzung, gänzlich verneint 200 . Die Bestätigung eines nichtigen oder 
vernichteten Beschlusses stellt mE keine Bestätigung eines Beschlusses dar, da der 
Beschluss ja absolut 201  nichtig und damit nicht existent ist. Die Frage um die 
„Bestätigung” nichtiger Beschlüsse ist damit mit jener um die Rechtmäßigkeit von  
rückwirkenden Beschlüssen kongruent. Die Zulässigkeit solcher ist mE jedenfalls dort zu 
verneinen, wo eine solche Rechtsgestaltung mit Wirkung für die Vergangenheit in Rechte 
von Verbandsmitgliedern, von Dritten oder in öff Interessen eingreift. Hinsichtlich der 
Rechtsfolge ist wiederum zwischen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit des rückwirkenden 
Beschlusses zu unterscheiden. 
 
2.3.4. Willensmängel 
 
 Wie bereits erwähnt, beziehen sich die in den jeweiligen Materiengesetzen 
geregelten Anfechtungstatbestände lediglich auf die Frage, welche Konsequenzen es mit 
sich bringt, wenn ein Beschluss mit einer gesetzlichen oder statutarischen Vorschrift, sei 
es eine materiell- oder formell-rechtliche, oder mit den guten Sitten in Widerspruch 
steht202. Ungeregelt bleibt die Frage, wie es sich mit einem Beschluss verhält, bei dessen 
                                                 
199 So auch die hL und Rspr. 
200  Vgl OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k,  SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 97. 
201 Verfahrensfehler, die zur Nichtigkeit führen, führen in aller Regel zur absoluten Nichtigkeit. 
202 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 1. 
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Zustandekommen Teilnehmer bei deren Stimmabgabe in einem Willensmangel 
verfangen waren.  
 
 Von der hL wird die Ansicht vertreten, dass zwischen dem Beschluss als 
Rechtsgeschäft und der einzelnen Stimmabgabe zu unterscheiden sei. Die 
Stimmabgabe sei gesondert anfechtbar.203 Das Rechtsgeschäft, also der Beschluss, 
könne folglich aufgrund der durch eine erfolgte Anfechtung der Stimmabgabe 
veränderten Situation gesondert vernichtet werden.  
 
 Im Gegensatz zum Vertrag stellt sich beim (Mehrheits-)Beschluss die Sachlage 
anders dar, da nicht automatisch jede erfolgreiche Anfechtung einer Stimmabgabe (wenn 
man diese mit der hL zuließe) bereits zur Änderung oder zum Ausbleiben des 
Beschlussergebnisses führen würde. Vielmehr würde sie, wenn sie die 
Mehrheitsverhältnisse nicht ändern würden, bedeutungslos bleiben oder, wenn das 
Beschlussergebnis konstitutiv festgestellt wird, einen nicht relevanten und damit nicht 
anfechtungsfähigen Verfahrensfehler bedingen. Bei strenger Betrachtung obiger Ansicht 
wäre aber auch eine nicht mehrheitsverändernde grds bedeutungslose Willenserklärung 
anfechtbar204. Darauf Bezug nehmend wird von Teilen der L auch argumentiert, dass 
eine Anfechtung der Stimmabgabe nur dann möglich sei, wenn die angefochtene Stimme 
kausal für das Beschlussergebnis ist 205 . Im Ergebnis wären bei einer solchen 
Betrachtungsweise nur noch jene Willenserklärungen anfechtbar, die in weiterer Folge 
einen Beschluss entweder mit einem anderen (ablehnenden statt stattgebenden oder 
vice versa) Ergebnis zustande kommen ließen, oder, bei einem konstitutiv festgestellten 
Beschluss, diesen, im Falle einer Anfechtung, zu Fall bringen würden. Allerdings müsste 
ein solcher Beschluss noch gesondert, nach den entsprechenden 
Anfechtungsvorschriften, vernichtet werden.  
                                                 
203Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 52 ff; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 60; Plasser, 
Willensmängel, JBl 2004, 137 ff; unklar Rummel in Rummel, ABGB, § 876 Rz 4; vgl auch  Aicher in Rummel, 
ABGB, § 26 Rz 44. 
204 dieser Ansicht Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53. 
205 Hämmerle/Wünsch, Handelsrecht, II, S 179; Aicher in Rummel, ABGB, § 26 Rz 44; unklar Plasser, 
Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
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 Problematisch wird diese trennende Sichtweise dann, wenn der Wegfall der 
Stimmen einen Fehler verursacht, der nicht der Anfechtbarkeit unterliegt, sondern, wie 
der erstere Fall, ein anderes Beschlussergebnis herbeiführt. In einem solchen Fall würde 
nämlich die Anfechtung der Stimmabgabe, über eine bestehende Anfechtungsfrist hinaus, 
das Beschlussergebnis ändern können. Es zeigt sich also, dass bei 
Mehrheitsbeschlüssen, wenn Sonderbestimmungen hinsichtlich ihrer Anfechtung 
bestehen, es zu kleinen Unterschieden kommen kann, je nachdem, ob man auch die 
Stimmabgabe oder nur das Rechtsgeschäft als anfechtbar ansieht. Dies auch dann, 
wenn man das Erfordernis der Kausalität der wegfallenden Stimme für das 
Beschlussergebnis an die Anfechtung der Stimmabgabe knüpft. Diese Unterschiede 
müssten dann, um ein unsachliches Ergebnis zu vermeiden durch Analogie dahin 
gehend aufgelöst werden, dass im Ergebnis fingiert wird, dass nur der Beschluss, nicht 
aber die Stimmabgabe, anfechtbar ist.  
 
 ME ist ein Beschluss - wie ein Vertrag - entgegen der hL206 nur direkt anfechtbar. 
Eine doppelte Anfechtung ist abzulehnen und auch nicht zweckmäßig. Ist ein 
Rechtsgeschäft entstanden, so ist dieses und nicht die Willenserklärungen, aus denen es 
besteht, anzufechten. Die Anfechtung wegen Willensmängel kann nur über den Weg der 
Beschlussanfechtung erfolgen. Nimmt man diesen Standpunkt ein, so ist in weiterer 
Folge zu fragen, welche Rechtsnormen für die Beschlussanfechtung maßgeblich sind. 
Klar ist, dass es auch bei Beschlüssen, gefasst von Verbandsmitgliedern, möglich sein 
muss, diese, also die Beschlüsse selbst, wegen des Vorliegens eines Willensmangels 
aus der Welt zu schaffen207. ME sind die spezifischen Anfechtungsvorschriften der 
Materiengesetze (bzw deren analoge Übernahme bei der Gen) auch auf unter 
Willensmängel leidende Beschlüsse anwendbar208. Es ist nicht davon auszugehen, dass 
der Gesetzgeber eine Anfechtung von Beschlüssen wegen Willensmängel grds 
                                                 
206 Zur hL vgl oben. 
207 Vgl Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff; Rummel in Rummel, ABGB, § 876 Rz 4, befürwortet dies 
jedenfalls bei Personengesellschaften. 
208  So offenbar auch Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 195 Rz 8; aA Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 52 f. 
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ausschließen wollte. Dies würde zu einem unerträglichen Defizit in der Rechtskontrolle 
führen. Andererseits sind die Bestimmungen des allg Zivilrechts, wenn man sie, wie hier, 
so versteht, dass sich eine Anfechtung wegen Willensmängel unmittelbar gegen das 
Rechtsgeschäft richtet und nicht bloß gegen die Willenserklärung209, ebenfalls nicht 
passend, da sie eine Anfechtung erheblich leichter und in wesentlich längeren Fristen 
zulassen. Die bewusst strengen Anfechtungsvoraussetzungen würden ausgehebelt 
werden. Diese Lücke ist mittels Analogie zu schließen. Auch eine Trennung zwischen der 
Anfechtung des Beschlusses selbst und der abgegebenen Willenserklärung, wie sie von 
der hL vertreten wird, würde, wie gezeigt, Lücken offen lassen, die ebenfalls mittels 
Analogie zu schließen wären. 
  
 Abschließend ist somit festzuhalten, dass ein Beschluss, welcher durch Stimmen, 
die unter einem Willensmangel abgegeben wurden, zustande gekommen ist, nur direkt 
anfechtbar ist und diese Anfechtung nach den jeweiligen für die Beschlussanfechtung 
geltenden Vorschriften zu erfolgen hat. Die Beschlussanfechtung ist also auf diesem 
Weg zu kanalisieren.  
 
  Die Anfechtungsvorschriften der entsprechenden Rechtsformen sind also auch auf 
eine Anfechtung eines Beschlusses, der an einem Willensmangel leidet, anwendbar. 
Nunmehr gilt es zu klären, in welcher Weise dabei die §§ 870 ff ABGB zur Anwendung 
kommen und damit unter welchen Voraussetzungen eine solche Anfechtung statthaft ist.  
 
 (1) Vertrauenstheorie: Die allg zivilrechtlichen Bestimmungen hinsichtlich der 
Anfechtung wegen Willensmängel sind vom Vertrauensschutz geprägt210. Je weniger 
schutzwürdig das Vertrauen des Anfechtungsgegners ist, desto weniger streng sind die 
Voraussetzungen einer Anfechtung. In diesem Sinne sind etwa auch die drei alternativen 
Voraussetzungen des § 871 ABGB zu verstehen211. Die Schutzwürdigkeit ist auch für die 
Beachtlichkeit der unterschiedlichen Irrtumsarten relevant212.  
                                                 
209 Gegenteiliges findet sich bei Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53 Fn 56. 
210 Vgl dazu oben unter III.2. Erörtertes. 
211 Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53 f. 
212 Dennoch geht Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53 f; der bei Beschlüssen das Vorhandensein eines 
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 Enzinger213 geht davon aus, dass die Vertrauenstheorie auf Willensmängel bei der 
Stimmabgabe zum Beschluss keine Anwendung finde. Es werde niemandes Vertrauen in 
Anspruch genommen und eine bereits abgegebene Stimme sei nicht 
Vertrauensgrundlage für Dispositionen anderer Gesellschafter. Das ist richtig, sofern 
noch kein Beschluss entstanden ist. Ist es noch zu keinem Beschluss gekommen und 
ficht man (was ja durchaus denkbar ist) bloß eine Stimmabgabe an214, so dürfen die 
durch den Vertrauensschutz vorgenommenen Einschränkungen nicht zur Anwendung 
kommen. Ist es bereits zu einem Beschluss gekommen, so ist anzunehmen, dass eine 
nunmehrige Anfechtung des Beschlusses215 den durch den Vertrauensschutz bedingten 
Einschränkungen unterliegt. Das Vertrauen auf den Bestand des Beschlusses selbst ist 
nämlich, im Gegensatz zu jenem auf die Stimmabgabe zum Beschluss, durchaus 
geschützt216. Das Prinzip des Vertrauensschutzes ist folglich auch bei der Anfechtung 
von Beschlüssen maßgeblich.  
 
 (2) Kausalität: Jedenfalls ist eine Anfechtung des Beschlusses nur dann möglich, 
wenn die mit einem Willensmangel behafteten Stimmen für das Beschlussergebnis 
kausal waren217. Sind mehrere Teilnehmer betroffen, so ist die Summe ihrer Stimmen für 
den Erfolg der Anfechtung maßgebend218. Die Prozesse sind zu verbinden. Ferner muss 
der einzelne Willensmangel kausal für die Abgabe der einzelnen Stimme gewesen 
                                                                                                                                                              
Vertrauensschutzes verneint, davon aus, dass nur Beschlüsse, die unter einem Geschäftsirrtum leiden, 
anfechtbar seien.  
213 Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53 f. 
214 Eine solche Anfechtung würde nicht nach den für die Beschlussanfechtung geltenden Bestimmungen 
durchgeführt werden. Die Bestimmungen der Beschlussanfechtung sind logischerweise erst dann 
anwendbar wenn tatsächlich ein Beschluss vorliegt.  
215 Vertritt man die Ansicht, dass die Stimmabgabe gesondert anfechtbar sei, so muss auch hier ein 
Vertrauensschutz ab Vorliegen des Beschlusses berücksichtigt werden. 
216 Vgl Rummel in FS Strasser, 824; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
217 Vgl dazu Hämmerle/Wünsch, Handelsrecht, II, S 179; Aicher in Rummel, ABGB, § 26 Rz 44; unklar 
Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
218 Ablehnend (für Personengesellschaften) Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53. 
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sein219. Erforderlich ist demnach eine doppelte Kausalität. Zum einen im Verhältnis 
Willensmangel – Stimmabgabe und zum anderen im Verhältnis Stimme – 
Beschlussergebnis.  
 
 (3) Irrtumsarten: Da die Regeln über die Irrtumsanfechtung (gemeint ist auch jene 
bei List) auf Beschlüsse (auch von Kapitalgesellschaften220) anwendbar sind, stellt sich 
die Frage, welche Arten des Irrtums eine Anfechtbarkeit auslösen. Grds ist auch hier von 
den im allg Zivilrecht geltenden Bestimmungen auszugehen.  
 
 Eine Anfechtung wegen eines Geschäfts- oder Erklärungsirrtums ist demnach, 
freilich nur bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen, stets zulässig221.  
 
  Ein Motivirrtum wird wohl, wie bei Verträgen, auch dann beachtlich sein, wenn 
dieser durch List herbeigeführt wurde222. Ansonsten ist ein Motivirrtum nach allg Zivilrecht 
nur 223  bei unentgeltlichen Verträgen oder im Rahmen der Lehre von der 
Geschäftsgrundlage oder wenn er zum Vertragsinhalt gemacht wurde, beachtlich224. 
Hierzu gilt es jedoch noch zu bemerken, dass es sich bei einem Beschluss regelmäßig 
nicht um ein unentgeltliches Rechtsgeschäft handeln wird und deshalb der Motivirrtum 
                                                 
219 Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff, spricht davon, dass sich das Abstimmungsverhalten durch 
den Willensmangel grundlegend geändert hat. Dies ist mE schwer verständlich formuliert, da bei einem 
Beschluss ja lediglich die Möglichkeit der Zustimmung oder Ablehnung (und je nach Beschlussmodi auch 
der Enthaltung, die aber bei den meisten Beschlussverfahren, die nach den abgegeben Stimmen der 
Anwesenden fragen, als Ablehnung gilt) gegeben ist. Der Beschlussteilnehmer kann also, aufgrund der 
eingeschränkten Möglichkeiten, sein Stimmverhalten nur grundlegend oder völlig belanglos (etwa von 
Ablehnung auf Enthaltung) ändern.  
220 Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 46; aA Rummel in Rummel, ABGB, § 876 Rz 4. 
221 Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 53; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff; zum allg Zivilrecht 
statt vieler Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, §§ 871 Rz 5 ff. 
222 Dieser ist ja bei List stets beachtlich. Vgl statt vieler Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, 
§ 870 Rz 1 ff. 
223 Der Motivirrtum ist auch bei letztwilligen Verfügungen beachtlich. Allerdings wird dies hier kaum eine 
Rolle spielen. 
224 Vgl statt vieler P. Bydlinski, ABGB, AT, § 8 Rz 28 ff. 
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grds unbeachtlich ist. Der Grund für das erweiterte Anfechtungsrecht bei unentgeltlichen 
Verträgen (§ 901 ABGB) ist nämlich die mangelnde Äquivalenz der Leistungen. Der 
Partner ist weniger schutzwürdig. Gerade dieser Mangel an Äquivalenz liegt bei 
entgeltfremden Beschlüssen regelmäßig nicht vor. Der Motivirrtum ist daher bei einer 
Anfechtung eines Beschlusses nach § 871 ABGB grds unbeachtlich.225   
 
 Bei einer Irrtumsanfechtung nach § 871 ABGB muss weiters noch eine der dort 
erwähnten Voraussetzungen vorliegen. Wie bei Verträgen bedarf es auch bei 
Beschlüssen, die wegen eines bloßen Irrtums (nicht bei List) angefochten werden, eines 
zusätzlichen Moments, welches das Vertrauen des Anfechtungsgegners weniger stark 
wiegen lässt.226   
 
 Eine Anfechtung wegen Zwangs ist, wie jene wegen List, immer statthaft und 
unterliegt keiner Einschränkung. Freilich müssen jedoch die allg sonstigen 
Voraussetzungen auch hier erfüllt sein.  
 
 Wendet man also die im ABGB für Verträge, abgeschlossen zwischen zwei Parteien, 
geltenden Bestimmungen auch auf Beschlüsse an, so kommt man zum eben 
beschriebenen Ergebnis. Dieses ist jedoch in der Form lediglich auf Beschlüsse, an 
denen zwei Teilnehmer mitgewirkt haben, anwendbar. Nur dieser Fall lässt sich derart mit 
zweiseitigen Verträgen vergleichen. 
 
 (4) Die Anwendung der §§ 870 ff ABGB auf das mehrseitige Rechtsgeschäft: Da an 
einer Beschlussfassung regelmäßig mehr als zwei Personen mitwirken, gilt es zu klären, 
wie die §§ 870 ff ABGB in einem solchen Fall auszulegen sind. 
 
 Das Problem liegt hierbei insbesondere darin, dass, wie oben bereits erwähnt, der 
                                                 
225 Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
226 Vgl zustimmend Rummel in FS Strasser, 824; Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff;  ablehnend 
Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse,  53 f. 
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Gesetzgeber bei der Normierung der Anfechtungstatbestände vor allem Verträge, 
abgeschlossen zwischen zwei Parteien, vor Augen gehabt hat. Um eine Anfechtung 
möglich zu machen, verlangt der Gesetzgeber nämlich beim Anfechtungsgegner ein 
Verhalten (Unterlassen im Falle des § 871 Abs 1 letzter Fall ABGB), das ihn weniger 
schutzwürdig erscheinen lässt und deshalb der Anfechtung zum Durchbruch verhilft. 
Dieses Verhalten bedingt umgekehrt aufseiten des Anfechtenden seine Schutzwürdigkeit. 
Auch ist es entscheidend dafür, inwieweit eine Anfechtung wegen Irrtums zulässig ist. So 
kann etwa bei listigem Verhalten auch eine Anfechtung lediglich wegen eines 
Motivirrtums statthaft sein. Wenn aber nun mehrere Anfechtungsgegner oder 
Anfechtende existieren, lässt es sich nicht mittels der in den §§ 870 ff ABGB normierten 
Tatbestände klären, ob eine Anfechtung möglich ist oder nicht. Bei mehrseitigen 
Rechtsgeschäften kann es zu einer Vermischung kommen. Bspw kann ein Irrtum eines 
Verbandsmitglieds von einem anderen listig veranlasst worden sein und ein Dritter, der 
bereits Dispositionen getroffen hat, wusste davon nichts. Es stellt sich die Frage, ob es 
hier zu einer Anfechtung kommen kann und wenn ja, ob diese auch wegen eines 
Motivirrtums möglich ist.  
 
 Theoretisch könnte man nun die Position einnehmen, dass eine Anfechtung bereits 
dann möglich ist, wenn nur bei einem Verbandsmitglied, aufgrund des Verhaltens eines 
einzigen anderen, ein Willensmangel vorliegt. Andererseits könnte man aber auch 
vertreten, dass eine Anfechtung nur dann möglich ist, wenn alle übrigen 
Verbandsmitglieder ein sie nicht mehr schutzwürdig erscheinendes Verhalten gesetzt 
haben. Beide Lösungsansätze führen allerdings zu einem unbefriedigenden Ergebnis, 
das nicht den Sinn des Gesetzes wiedergibt. Die erste Variante würde zu weit führen und 
ganz grds eine Anfechtung auch gegenüber jenen Gesellschaftern, die kein die 
Schutzwürdigkeit minderndes Verhalten gesetzt haben, zulassen. Die zweite Variante 
hingegen führt zum Ergebnis, dass eine Anfechtung praktisch ausgeschlossen ist. Auch 
dies liegt nicht im Sinne des Gesetzes. 
 
 Vielmehr muss man die §§ 870 ff ABGB als Ausdruckformen der Vertrauenstheorie 
verstehen und ihre Prinzipien im Sinne eines beweglichen Systems auf die einzelnen 
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Sachverhalte zur Anwendung bringen227. Mit den herkömmlichen Auslegungsvarianten 
ist nämlich ein dem Gesetzgeberwillen entsprechendes Ergebnis nicht zu erzielen. Mit 
Plasser228 ist anzunehmen, dass, bei der Frage, ob eine Anfechtung statthaft ist, der aus 
den Anfechtungsgegnern bestehende Teil jenem der Anfechtenden gegenüberzustellen 
ist. Ist der Teil der Anfechtungsgegner, wertend betrachtet, dem anderen Teil gegenüber 
nicht schutzwürdig, so kann es zu einer Anfechtung kommen. Als Wertungskriterien sind 
die Schwere des Willensmangels, die (damit in Zusammenhang stehende) Schwere des 
Fehlverhaltens der Anfechtungsgegner, das Ausmaß der im Vertrauen auf den Bestand 
des Beschlusses vorgenommenen Dispositionen und die Nähe des Irrtums zum Inhalt 
des Geschäftes, heranzuziehen229. Daneben können auch gewisse Wesensmerkmale 
des Rechtsgeschäfts von Bedeutung sein. 
 
 Dass schwerere Willensmängel eher zur Anfechtung berechtigen, lässt sich daraus 
ableiten, dass bei den Willensmängeln nach § 870 ABGB sogar der Motivirrtum die 
Anfechtbarkeit auslöst und aufgrund der längeren Verjährungsfrist eine Anfechtung 
zeitlich länger möglich ist230. Die Tatsache, dass bei einer Anfechtung nach § 871 ABGB 
weiters eine der drei alternativen Voraussetzungen notwendig ist, spricht allerdings 
entgegen Plasser 231  nicht für diesen Umstand, liegen diese Voraussetzungen (arg: 
veranlasst wurde) ja auch bei einer Anfechtung nach § 870 ABGB vor und sind insofern 
keine zusätzlichen Voraussetzungen der Anfechtung nach § 871 ABGB gegenüber jener 
nach § 870 ABGB. Schwerer wiegt der Mangel auch dann, wenn mehrere von ihm 
betroffen sind und diese ebenfalls anfechten wollen. Wollen sie nicht anfechten, so sind 
sie zu den Anfechtungsgegnern zu zählen. 
 
 Das Kriterium der Schwere des Fehlverhaltens der Anfechtungsgegner ergibt sich 
ebenfalls daraus, dass § 870 ABGB in weiterem und zeitlich längerem Ausmaß eine 
Anfechtung ermöglicht als dies § 871 ABGB tut. Weiters ergibt sich dies aus § 871 ABGB. 
                                                 
227 Zum beweglichen System vergl F. Bydlinski, Methodenlehre, 529 ff. 
228 Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
229 Vgl dazu zusätzlich Krejci in Bydlinski/Krejci/Schilcher/Steininger, Das bewegliche System, S 129. 
230 Vgl § 1487 ABGB. 
231 Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
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Wurde der Irrtum veranlasst oder hätte er dem Anfechtungsgegner auffallen müssen, so 
kommt es zu einer Anfechtung. Ist dies nicht der Fall und liegt damit kein Fehlverhalten 
vor, so ist eine Anfechtung ausgeschlossen (freilich nur, wenn bereits Dispositionen 
getätigt wurden). Der Gesetzgeber schafft demnach ein abgestuftes System an 
Anfechtungsmöglichkeiten, abhängig davon, wie schwer das Fehlverhalten wiegt. 
 
 Je geringer die Dispositionen, desto eher kann einer Anfechtung stattgegeben 
werden. Dies ergibt sich ebenfalls aus § 871 ABGB. Der Anfechtungsgegner ist demnach 
nicht schutzwürdig, wenn er noch keine Dispositionen im Vertrauen auf den Bestand des 
Rechtsgeschäftes getätigt hat. Nur bei ganz geringfügigen Dispositionen wird von Teilen 
der L eine Anfechtung zugelassen 232 . Auch muss dies im Bereich des 
Gesellschaftsrechts (Genossenschafts- und Vereinsrechts) für den durchaus 
wahrscheinlichen Fall gelten, dass die Gesellschaft (die Gen oder der Verein) selbst 
bereits Dispositionen getroffen hat. 
 
 Ein weiterer Aspekt ist die Geschäftsbezogenheit des Willensmangels233. Es lässt 
sich aus den §§ 870 ff ABGB klar ableiten, dass ein Geschäftsirrtum, der sich auf den 
Inhalt des Rechtsgeschäfts bezieht, eher zur Anfechtung führen soll, als dies bei einem 
Motivirrtum, der eine gewisse Distanz zum Rechtsgeschäft aufweist, der Fall ist. Dass es 
hier Abstufungen in der Nähe des Irrtums zum Vertrag gibt, zeigt schon das in der L zum 
Wegfall der Geschäftsgrundlage Vertretene234. Je näher der Willensmangel (oder besser 
die Summe der Willensmängel) am Vertrag ist, desto eher wird eine Anfechtung möglich 
sein. 
 
 Auch gewisse Aspekte des Wesens des Rechtsgeschäfts spielen eine Rolle. So ist 
eine Anfechtung wegen Motivirrtums auch dann zulässig, wenn es sich um letztwillige 
Verfügungen oder um unentgeltliche Zuwendungen handelt (etwa Schenkungen) 235. 
Dieses Prinzip muss auch bei mehrseitigen Rechtsgeschäften als Baustein des 
                                                 
232 Vgl P. Bydlinski, ABGB, AT, § 8 Rz 19; weiterführend F. Bydlinski, Privatautonomie, S 180 ff. 
233 So Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
234 Vgl statt vieler Koziol/Welser, ABGB I, S 156 ff.  
235 AA Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff. 
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beweglichen Systems gelten. Jedoch sei angemerkt, dass ein Beschluss kaum je den 
Charakter einer unentgeltlichen Zuwendung haben wird. Denkbar wäre aber, dass ein 
Gesellschafter auf gewisse im Gesellschaftsvertrag verbürgte Rechte im Zuge eines 
Beschlusses verzichtet. Hier muss die Anfechtung mangels Äquivalenz der „Leistungen” 
wohl eher zulässig sein.  
 
 Auch die numerische Größe der entsprechenden Teile (Anfechtungswerber und 
Anfechtungsgegner) spielt eine Rolle. Dies drückt sich allerdings bereits in den oben 
genannten Kriterien aus. Denn je mehr von einem Willensmangel betroffen sind (und 
diesen auch tatsächlich geltend machen wollen), desto stärker wird der Willensmangel 
sein. Dies trifft zwar nicht für den einzigen Willensmangel zu, zu berücksichtigen ist aber 
die Summe der Willensmängel. Ebendiese ist als gewichtiger zu qualifizieren, wenn 
mehrere Teilnehmer in einem Willensmangel verfangen waren. Das Gesagte gilt 
natürlich auch für die anderen Bausteine.  
 
   Im Ergebnis kann es bei einer solchen Auslegung auch dazu kommen, dass ein 
Beschluss, auch gegenüber solchen Gesellschaftern, die gar kein Fehlverhalten gesetzt 
haben, erfolgreich angefochten wird. Plasser236 will ihnen, wenn sie bereits im Vertrauen 
auf das gültige Rechtsgeschäft disponiert haben, einen Schadenersatzanspruch gegen 
die Anfechtenden zugestehen. Diese, die Anfechtenden, haben durch die fehlerhafte 
Willensbildung einen Mangel in ihrer Sphäre, der in weiterer Folge zur 
Schadenersatzpflicht führe. Dem ist mE nicht zu folgen. Eine solche Ansicht könnte 
nämlich auch dazu führen, dass ein zur Stimmabgabe Gezwungener einen Schaden 
ersetzen müsste. Daran ändert auch ein möglicher Regress nichts. Ein 
Schadenersatzanspruch sollte nur gegen schuldhaft Handelnde statthaft sein. 
 
 Wird der Willensmangel durch Dritte (insb Vorstand oder AR) verursacht, so kommt 
es zur Anwendung der allg zivilrechtlichen Bestimmungen. Eine Zurechnung des Dritten 
erfolgt somit grds nicht. Täuscht der Vorstand die Aktionäre über Tatsachen, so ist der 
Beschluss deshalb nicht wegen dem dadurch verursachten Willensmangel anfechtbar. 
                                                 
236 Plasser, Willensmängel, JBl 2004, 137 ff, offenbar in Anlehnung an das deutsche Irrtumsrecht. 
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Die Verbandsmitglieder haben aber freilich die Möglichkeit einen anderen Beschluss zu 
fassen. Wurde aber etwa der Vorstand von einem Teil der Verbandsmitglieder angestiftet, 
so kommt es zur Zurechnung. Die anderen Verbandsmitglieder haben die Möglichkeit 
anzufechten. Zur Frage der Abgrenzung kann auf einschlägige Lit des allg Zivilrechts 
verwiesen werden. 
 
2.3.5. Andere Mängel 
 
 Ferner besteht die Möglichkeit, dass eine Stimmabgabe nicht zustande kommt, da 
der Abstimmende nicht geschäftsfähig war oder eine Vollmacht nicht gültig erteilt wurde. 
Wurde die Stimme jedoch mitgezählt, so kann es immer dann, wenn die Stimme(n) für die 
Mehrheit kausal war(en), zu einer Anfechtung kommen. Dies ist freilich immer nur dann 
möglich, wenn das Beschlussergebnis konstitutiv festgestellt wurde. Ansonsten zählt ja 
das rechtlich zutreffende Ergebnis237, bei welchem die entsprechenden (Nicht)Stimmen 
nicht mitzuzählen sind. In Wahrheit handelt es sich dabei um keine eigene 
Fehlerkategorie, sondern nur um Spezialfälle von Verfahrensmängeln. 
2.4 Rechtsfolgen  
 
 Die unmittelbare Rechtsfolge eines Beschlusses, der unter einem oben erwähnten 
Mangel leidet, ist die Anfechtbarkeit. Diese Selbstverständlichkeit sei der Vollständigkeit 
halber an dieser Stelle erwähnt. Ist also ein solcher Mangeltatbestand erfüllt, so kommt 
einem bestimmten Personenkreis das Gestaltungsrecht zu, den Beschluss in einem 
bestimmten Verfahren238 zu vernichten. Davon zu unterscheiden ist die Rechtsfolge, die 
eintritt, wenn das Gestaltungsrecht ausgeübt wird, also gleichsam der Tatbestand der 
Ausübung des Gestaltungsrechtes erfüllt ist239.  
 
                                                 
237 Vgl unten V.3.2.3.5. 
238 Dazu sogleich unten. 
239 Dazu sogleich unten. 
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2.5. Geltendmachung 
 
2.5.1. Grundsätzliches zur Geltendmachung 
 
 Die Anfechtung eines von einer Mitgliederversammlung gefassten Beschlusses 
kann nur durch gerichtliche Klage erfolgen, nur sie bringt die erwünschte 
Rechtssicherheit. Andere Formen der Geltendmachung sind ausgeschlossen240. Die 
nach § 8 VerG, auch bei Streitigkeiten über die Fehlerhaftigkeit eines Beschlusses, 
anzurufende Schlichtungsstelle kann nie einen Entscheid darüber fällen, ob ein 
Beschluss fehlerhaft ist oder nicht. Sie dient dazu, den gegenständlichen Beschluss 
durch entsprechendes Einwirken auf andere Art und Weise aufzuheben oder dessen 
Folgen zu beseitigen241. 
 
2.5.2. Anfechtungsbefugte  
   
2.5.2.1. Allgemeines 
 
 Die entsprechenden sondergesetzlichen Bestimmungen sehen vor, wer unter 
welchen Voraussetzungen zur Anfechtung befugt ist. Die Anfechtungsbefugnis ist im 
materiellen Recht angelegt, weshalb bei ihrem Fehlen und der damit einhergehenden 
Unbegründetheit, die Klage mittels Urteil abzuweisen ist242. Es empfiehlt sich im Zuge der 
Darstellung der Anfechtungsbefugnis rechtsformübergreifend anhand der einzelnen 
Gruppen von Anfechtungsbefugten vorzugehen.  
 
                                                 
240 So die §§ 41 Abs 1 GmbHG, 195 Abs 1 AktG und 7 VerG. Für Gen gilt dies per Analogie ebenfalls. 
241 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 21. 
242  So die ganz hL (vgl nur Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 2; Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S70) und Rspr (vgl nur OGH 06.07.2004, 4Ob85/04k, GesRZ 2004, 327). 
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2.5.2.2. Mitglieder 
 
 (1) Die einzelnen Gesetze sehen einheitlich vor, dass den Mitgliedern 
(Gesellschafter, Genossenschafter und Vereinsmitglieder) also jenen die den Willen des 
Organs bilden, eine Anfechtungsbefugnis zukommen soll. Sie sind es auch, die den 
Beschluss fassen. Mit der Mitgliedschaft ist das Recht verbunden, die gefassten 
Beschlüsse einer Rechtmäßigkeitskontrolle zu unterziehen243. Die Mitglieder sind bei der 
Ausübung ihres Rechts nicht an die Treuepflicht gebunden 244 . Eine allgemeine 
Begrenzung ergibt sich jedenfalls im Bereich rechtsmissbräuchlicher Ausübung245. Hier 
wird eine Klage abzuweisen sein. 
 
 Auf eine konkrete Betroffenheit des anfechtenden Mitglieds soll es nicht ankommen. 
Die Mitgliedschaft alleine reicht aus, um eine Anfechtung anzustrengen. Dies wird 
zumindest im Bereich der Kapitalgesellschaften vertreten246. Im Genossenschaftsrecht 
gilt mE aufgrund der Analogie zum AktG und der ähnlich gelagerten Rechtslage selbiges. 
Überhaupt sind die aktienrechtlichen Vorschriften hinsichtlich der Anfechtungsbefugnis 
im Genossenschaftsrecht anzuwenden. 247 Dennoch muss die Anfechtungsklage mE 
einen Effekt herbeiführen können und, auch wenn kein konkretes Rechtschutzbedürfnis 
verlangt wird, einen gewissen Sinn haben 248 . Klagen, die überhaupt keinen Effekt 
erzielen können, sind abzuweisen. Die Anfechtung ist insofern kein Selbstzweck. Das 
VerG formuliert in § 7 VerG ausdrücklich, dass nur ein betroffenes Vereinsmitglied zur 
Geltendmachung befugt ist. Ob Betroffenheit, im Sinne einer einheitlichen Auslegung, 
                                                 
243 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 2; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 
6.  
244 Vgl Hüffer, Münchner Kommentar zum AktG, § 245 Rz 7; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG II,  § 
196 Rz 6; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 70 f.  
245 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 6; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 71. 
246 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 2; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 8; 
ausdrücklich. Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 45; so auch OGH 11.09.19179, 4Ob536/79, SZ 
52/132 = NZ 1980, 92 = JBl, 326. 
247 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 
Rz 25; vgl auch oben angeführte OGH Judikatur. 
248 So richtigerweise auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 44. 
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alleine durch eine erfolgte Rechtsverletzung, auch wenn sie konkret auf das 
entsprechende Vereinsmitglied keinerlei Auswirkung hat, vorliegt, kann mit gutem Grund 
angezweifelt werden. Doch kommt mE auch Vereinsmitgliedern, wie eben auch 
Gesellschaftern oder Genossenschaftern, die Befugnis der umfassenden 
Rechtsmäßigkeitskontrolle hinsichtlich der von den Mitgliedern gefassten Beschlüsse zu, 
wodurch jeglicher Rechtsverstoß die Betroffenheit jedes Vereinsmitglieds mit sich bringt 
und eine Anfechtungsbefugnis damit gegeben ist. Die gegenteilige Auffassung würde die 
Vereinsmitglieder ohne sachlichen Grund schlechter stellen als Mitglieder anderer 
Verbände, obwohl der Wortlaut des § 7 VerG eine derartige weitere Interpretation ohne 
weiteres zulässt.  
  
 (2) Mitgliedseigenschaft: Anfechtungsbefugt sind Mitglieder des Verbandes. Die 
Befugnis kommt etwa dem Treuhänder, nicht dem Treugeber zu249. Fraglich ist, ob die 
Mitgliedschaft zum Zeitpunkt der Klage oder auch im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
vorliegen muss. Die hL250 geht davon aus, dass die Mitgliedschaft schon zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung vorliegen müsse. Dem ist zu folgen. Unterliegt doch das 
Anfechtungsrecht gewissen Einschränkungen (Präsenz- und Widerspruchserfordernis), 
die ansonsten ins Leere gehen würden251. Koppensteiner/Rüffler252 führen an, dass 
diese Frage allerdings an Bedeutung verloren hat, da unstrittig sei, dass die 
Anfechtungsbefugnis durch die Übertragung von Anteilen auf den Erwerber übergeht. 
Dies kann freilich nur insoweit gelten, als der Überträger sein Anfechtungsrecht, etwa 
durch Erheben eines Widerspruchs, gewahrt hat. Wurden Anteile (etwa durch 
Kapitalerhöhung) originär erschaffen, so begründen diese folglich keine 
Anfechtungsbefugnis. Beim Verein ist mE aufgrund des Umstandes, dass das 
Anfechtungsrecht hier keinen Beschränkungen unterliegt, davon auszugehen, dass die 
                                                 
249 Vgl Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 383, Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 10; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 45. 
250 So Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 245 Rz 23; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 
Rz 4, offenbar ebenfalls dieser Ansicht Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 16; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 45. 
251 Dies jedenfalls für AG, GmbH und Gen. Bei Vereinen existiert ja keine Präsenz- bzw. Rügeobliegenheit. 
252 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 45. 
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Mitgliedschaft zum Zeitpunkt des Erhebens der Klage ausreicht. 
 
 (3) Zu unterscheiden ist zwischen Beschlüssen, die im Rahmen einer Versammlung 
und jenen die im Umlaufverfahren zustande gekommen sind. Beschlüsse von AG und 
Gen können nur im Rahmen einer Haupt- bzw Generalversammlung gefasst werden. 
GmbH und Vereine können Beschlüsse sowohl im Umlaufverfahren als auch in einer 
Versammlung fassen253. Die Gesetze, mit Ausnahme des VerG, sehen davon abhängig 
unterschiedliche Einschränkungen der Anfechtungsbefugnis vor.  
 
 (a) Beschlussfassung in der Versammlung: Das GmbHG und AktG, welches, wie 
bereits erwähnt, für Gen analog zur Anwendung kommt, sehen vor, dass nur jene 
Mitglieder zur Anfechtung des in der Versammlung zustande gekommenen Beschlusses 
befugt sind, die Widerspruch zu Protokoll (bzw zur Niederschrift) gegeben haben. Die 
Mitglieder trifft demnach eine Präsenz und Rügepflicht um ihr Anfechtungsrecht zu 
wahren254. Freilich ist auch eine Vertretung zulässig. Die Gesellschaft (bzw Gen) erhält 
somit Klarheit darüber, ob mit einer Anfechtung des Beschlusses zu rechnen ist und kann 
entsprechende Maßnahmen setzen, wie insbesondere die Ausführung des Beschlusses 
vorläufig zu unterlassen. Außerdem kann sie dadurch noch in derselben Versammlung 
die Bedenken entkräften und so eine drohende Anfechtung abwenden.255 Es wird im 
Interesse der Gemeinschaft die Rechtsposition des Einzelnen eingeschränkt. Die 
Anforderungen an den Widerspruch sind nach L256 und Rspr257  gering. Es reicht, wenn 
das Mitglied zu verstehen gibt, dass es die Beschlussfassung für unzulässig hält. 
Insbesondere ist somit die Aufnahme des Widerspruches in das Protokoll nicht 
                                                 
253 Bei einem Verein hängt dies davon ab, ob die Satzung gemäß § 3 Abs 2 Z 9 VerG eine derartige 
Möglichkeit vorsieht. 
254 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 21; 
255 Vgl dazu Thöni, Widerspruchserfordernis, GesRZ 1997, 209; Artmann, Offene Fragen, GeS 2007,3. 
256 Thöni, Widerspruchserfordernis, GesRZ 1997, 209; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 3; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 26; Hüffer, AktG, § 243 Rz 11; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 
Rz 10; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 46. 
257 Vgl OGH 25.06.2003, 9Ob64/03g, SZ 2003/74 = ecolex 2003/375 = GBU 2003/11/01 = GeS 2003, 402 = 
ÖJZ 2004/11 = RdW 2004, 15.  
- 72 - 
 
notwendig. Dem ist zu folgen, die Anfechtungsbefugnis darf nicht davon abhängen ob der 
Protokollführer gewillt ist, den Widerspruch zu vermerken. 
 
 Vom Mitglied nicht zu vertretendes Fernbleiben: Bleibt ein (wohlgemerkt 
unvertretenes) Mitglied aus von der Gesellschaft zu vertretenden Gründen der 
Versammlung fern, so können die gefassten Beschlüsse dennoch angefochten werden. 
Das ist die Kernaussage der §§ 41 Abs 2 GmbHG und 196 Abs 1 Z 2 AktG. Freilich muss 
dieses Prinzip auch für Gen gelten, da ja auch hier die Präsenzpflicht Anwendung findet. 
Wo diese Pflicht gilt, müssen auch die diesbezüglichen Ausnahmen zur Anwendung 
kommen258.  Das GmbHG erwähnt im Gegensatz zum AktG den Fall nicht, dass die 
Beschlussgegenstände nicht ordnungsgemäß angekündigt wurden. ME ist aber auch 
hier eine Anfechtung der nicht gehörig angekündigten Beschlüsse zulässig, wenn der 
Gesellschafter nicht anwesend war259. Selbiges gilt bei Beschlussfassung zur Unzeit260. 
War das Mitglied dennoch anwesend, so hat es mE auch einen Widerspruch zu erheben. 
Die Normen schützen lediglich den Abwesenden. Ebenfalls anfechtungsbefugt muss mE 
auch ein abwesendes Mitglied sein, wenn es der Versammlung, im Vertrauen darauf, 
dass diese ohne dessen Anwesenheit nicht beschlussfähig ist, fern bleibt und dennoch 
ein Beschluss zustande kommt 261 . Ist der Fernbleibende doch bewusst davon 
ausgegangen, dass diese Vorschriften eingehalten werden und hat er insofern nicht 
einfach auf sein Mitbestimmungsrecht verzichtet.  
 
 (b) Beschlussfassung im Umlaufverfahren: Beschlüsse der Mitglieder einer GmbH 
können auch im schriftlichen Wege gefasst werden. Wer seine Anfechtungsbefugnis 
wahren will, der muss gegen den Beschluss gestimmt haben. Anderes gilt, wenn ein 
Gesellschafter übergangen wurde. In einem solchen Fall, kann er jedenfalls anfechten262. 
Unter einem Übergehen ist freilich jedenfalls das physische Übergehen, also wenn dem 
betreffenden Mitglied überhaupt nicht die Möglichkeit gegeben wurde, sich an der 
                                                 
258 So selbstverständlich auch Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7. 
259 So auch Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 382. 
260 Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 10; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 46. 
261 So ebenfalls Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 382. 
262 Vgl dazu Gellis, GmbHG, § 41 Rz 10; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 47. 
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Beschlussfassung zu beteiligen, zu verstehen. Allerdings gilt es mE hier zu bemerken, 
dass ein solches Übergehen die Anfechtungsbefugnis nur dann auslösen kann, wenn der 
Beschluss nicht bereits aufgrund dieses Übergehens (absolut) nichtig ist. Ist er das 
nämlich, so braucht nach einer Anfechtungsbefugnis nicht gefragt zu werden. Diese 
Frage wird unten unter V.3.2.3.2. behandelt. Eine mE darüber hinaus bedeutsame Frage 
ist jene, ob eine Anfechtungsbefugnis auch dann bestehen bleibt, wenn ein Mitglied zwar 
nicht physisch sehr wohl aber auf geistiger Ebene übergangen wurde. Diese wird 
sogleich unter (5) in einem allgemeineren Kontext behandelt. 
  
 (4) § 196 Abs 1 Z 3 AktG gesteht den Gesellschaftern unabhängig von einem 
Widerspruch oder dem Erscheinen auch dann eine Anfechtungsbefugnis zu, wenn 
Beschlüsse gefasst werden, mit welchen gesellschaftsfremde Sondervorteile verfolgt 
werden. Das mangelnde Erfordernis eines Widerspruches erklärt sich wohl darin, dass 
die Rechtswidrigkeit solcher Beschlüsse nicht, jedenfalls meist nicht schon während der 
Versammlung, erkannt werden kann 263 . Diesem Prinzip muss 
Verallgemeinerungsfähigkeit zugestanden werden264. Eine Analogie zum GmbHG und 
GenG ist zu befürworten. ME kann das Absehen von der Präsenzpflicht jedoch als 
überschießend angesehen werden. Diregger argumentiert das Absehen vom Erfordernis 
der Anwesenheit mit einer Verwandtschaft zu den Nichtigkeitsgründen265. Eine analoge 
Anwendung des Absehens von der Anwesenheitspflicht auf GmbH und Gen ist mE, in 
Anbetracht des Zwecks der Ausnahme, nicht erforderlich und kann daher unterbleiben. 
Der Entfall der Rügeobliegenheit reicht aus, um die bestehende Lücke zu schließen. 
 
  (5) Allg Einschränkung des Widerspruchserfordernisses: Im Sinne der Prinzipien 
des § 196 Abs 1 Z 3 AktG (mE nicht jedoch im Sinne der Z 2) ist das 
Widerspruchserfordernis allg (für AG, GmbH und Gen) einzuengen. Dies gilt mE 
                                                 
263 Vgl Thöni, Widerspruchserfordernis, GesRZ 1997, 209; Artmann, Offene Fragen, GeS 2007,3; Hüffer, 
AktG, § 245 Rz 21; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 39; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 
41 Rz 46. 
264 Siehe dazu schon oben. 
265 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 39. 
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allerdings nur für den Widerspruch, nicht aber für die Anwesenheit 266 . Wer nicht 
anwesend war, der kann später nicht einwenden, dass er keinen Widerspruch erhoben 
hat, weil er den Mangel nicht erkennen konnte. Diese teleologische Reduktion sollte dann 
greifen, wenn der Mangel für ein sorgfältiges Mitglied nicht erkennbar war, nicht jedoch 
allgemein bei treu- und gleichheitswidrigen Beschlüssen 267 . Selbiges gilt auch bei 
Beschlüssen im Umlaufweg und selbst bei einer Beschlussfassung durch nachweislich 
einstimmige Zustimmung. Auch hier ist von der Gegenstimme (beim Umlaufbeschluss) 
und von dem Nicht-Zustimmen (bei nachweislicher Einstimmigkeit, wobei es hier zu gar 
keinem Beschluss käme und der Beschluss somit nichtig wäre) abzusehen. Diese 
Einschränkung muss mE auch für eine Beschlussanfechtung wegen eines 
Willensmangels gelten, da es gerade hier charakteristisch ist, dass die entsprechenden 
Mitglieder über den Mangel nicht Bescheid wissen und damit ein Widerspruch nicht 
möglich ist268. 
 
 § 41 Abs 2 GmbHG räumt den Gesellschaftern einer GmbH im Falle eines 
Umlaufbeschlusses, uneingeschränkt, also ohne das Zusatzerfordernis der 
Gegenstimme, die Anfechtungsbefugnis ein, wenn sie im Zuge der Beschlussfassung 
übergangen wurden. Freilich ist darunter, wie erwähnt269, jedenfalls das körperliche 
Übergehen zu verstehen, sofern man nicht bei einem solchen überhaupt von 
Beschlussnichtigkeit ausgeht. Jedoch kann mE aus der Formulierung und dem Sinn 
dieser Bestimmung, nämlich jenen Mitgliedern, die nicht die Möglichkeit hatten, sich 
gegen den Beschluss auszusprechen, dennoch die Anfechtungsbefugnis einzuräumen, 
mit gutem Grund angenommen werden, dass diese Ausnahme auch dann zur 
Anwendung kommt, wenn der Hinderungsgrund auf der geistigen Ebene anzusiedeln ist. 
Ein solcher liegt eben dann vor, wenn der Mangel für ein sorgfältiges Mitglied nicht 
erkennbar war.  
 
                                                 
266 AA offenbar Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 29. 
267 So auch Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 21; Hüffer, AktG, § 243 Rz 11; teilw. aA Thöni, 
Widerspruchserfordernis, GesRZ 1997, 209; ablehnend Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 46. 
268 Vgl Artmann, Offene Fragen, GeS 2007,3; treffend Hüffer, AktG, § 243 Rz 16. 
269 Vgl oben. 
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 (6) § 196 Abs 2 AktG kennt noch eine Sonderregel hinsichtlich der Anfechtung von 
Jahresabschlüssen. Sie dürfen unter gewissen Voraussetzungen nur von 5 % des 
Grundkapitals angefochten werden. Reischauer lehnt eine Analogie zum GenG ab270. 
 
 (7) Das VerG sieht weder bei Umlauf- noch Versammlungsbeschlüssen ein Rüge- 
oder Widerspruchserfordernis vor. Die entsprechenden Anforderungen, die an Mitglieder 
von AG, GmbH oder Gen gestellt werden, können nicht, an in der Regel rechtlich und 
kaufmännisch ungeschulte Vereinsmitglieder, gestellt werden271. Eine Analogie scheidet 
mangels Gesetzeslücke aus. Auch die einjährige Anfechtungsfrist des § 7 VerG steht 
damit in Einklang. Vereinsbeschlüsse können somit ohne weiteres selbst von Mitgliedern, 
die der Versammlung nicht beigewohnt haben, angefochten werden272.    
2.5.2.3. Verwaltungsorgane 
 
 Neben der Anfechtungsbefugnis der Mitglieder sehen das GmbHG und das AktG 
weiters eine Anfechtungsbefugnis von Verwaltungsorganen bzw deren Mitgliedern vor. 
Dies trägt auch dem Umstand Rechnung, dass die Willensbildung der Mitglieder nicht nur 
als solche, sondern auch als Willensakt des Verbandes selbst (Beschluss iwS) existiert, 
wodurch auch diesem selbst, mittels seiner Organe (insb dem Vorstand) die Möglichkeit 
gegeben wird, fehlerhafte Beschlüsse zu beseitigen. 
 
 (1) Jedes einzelne Verwaltungsorgan dh jedes Mitglied des AR oder Vorstands 
einer GmbH oder AG ist dann zur Anfechtung befugt, wenn sich die Mitglieder des 
Vorstands oder AR durch die Ausführung eines Beschlusses strafbar oder ersatzpflichtig 
machen würden273. Die Gefahr einer Strafbarkeit oder Ersatzpflicht soll hier genügen274. 
Dies kann logischerweise nur bei ausführungsbedürftigen Beschlüssen, also bei solchen, 
die einer Ausführungshandlung seitens der Verwaltungsmitglieder bedürfen, der Fall 
                                                 
270 Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7. 
271 Vgl Erläut-RV zu § 7 VerG abgedruckt in Prändl, VerG, § 7; vgl auch Vartian, VerG, § 7. 
272 Vgl Krejci/S. Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 19. 
273 Siehe § 41 Abs 3 und § 196 Abs 1 Z 5 AktG 
274 Dies ist ganz hL vgl nur Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 9. 
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sein275. Die hM276 vertritt, in Anlehnung an die deutsche Rechtslage277, dass jedes 
Verwaltungsmitglied dann zur Anfechtung befugt sei, wenn durch die Beschlussfassung 
die Gefahr der Strafbarkeit oder des Schadenersatzes für irgendein anders 
Verwaltungsmitglied besteht. Ein AR-Mitglied wäre also etwa auch dann zur Anfechtung 
befugt, wenn einem Vorstandsmitglied eine Schadenersatzforderung drohen würde. Dem 
ist zu folgen, da ja das später anfechtende Verwaltungsmitglied meist bereits im Vorfeld 
versucht haben wird, die Beschlussfassung zu verhindern oder eine Anfechtung seitens 
des Organs herbeizuführen, wodurch eine Schadenersatzpflicht dieses konkreten 
Mitglieds bereits entfallen sein wird und folglich – bei  gegenteiliger Ansicht – dem 
Tatbestand jeglicher Anwenundgsbereich genommen wäre. Insgesamt sei an dieser 
Stelle darauf verwiesen, dass die freilich mit der Anfechtungsbefugnis in Zusammenhang 
stehende Frage, wann überhaupt die Ausführung eines Beschlusses seitens der 
Verwaltung Schadenersatzansprüche auslösen kann, höchst umstritten ist. 278 
Beschlüsse, die eine Strafbarkeit auslösen würden, werden bereits nichtig sein und damit 
mE keiner Anfechtung bedürfen 279 . Gerade Beschlüsse, durch deren Ausführung 
Strafbarkeit ausgelöst wird, werden gegen das öff Interesse verstoßen und somit die 
Rechtsfolge der absoluten Nichtigkeit mit sich bringen.  
 
 Die Anfechtungsbefugnis einzelner Verwaltungsmitglieder ist auch im 
Genossenschaftsrecht anzuerkennen280. Auch hier sollen sich die Verwaltungsmitglieder, 
im Falle, dass sie sich durch die Ausführung eines Generalversammlungsbeschlusses 
strafbar oder ersatzpflichtig machen würden, mittels Anfechtung zur Wehr setzen können. 
Das VerG anerkennt lediglich die Anfechtungsbefugnis betroffener Vereinsmitglieder. Ob 
                                                 
275 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG , § 196 Rz 51. 
276 So Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG , § 196 Rz 49; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 
Rz 9; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 96 f.  
277 Vgl § 245 Z 5 dAktG. 
278 Zu dieser Problematik vgl unter anderem Koppensteiner, Haftung, WBl 1988, 1 ff; vgl auch insb im 
Zusammenhang mit der Anfechtungsklage bei GmbH und AG, Artmann, Offene Fragen, GeS 2007, 3 ff. 
279 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, § 196 Rz 53; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 49. 
280 Vgl zur Gen Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; Siebenbäck in Dellinger, GenG, 
§ 30 Rz 25. 
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unter Vereinsmitgliedern auch Mitglieder der Verwaltungsorgane gemeint sind, kann § 7 
VerG nicht entnommen werden. Würde sich ein Verwaltungsorganwalter aber durch die 
Ausführung eines Beschlusses der Mitgliederversammlung strafbar oder ersatzpflichtig 
machen und damit „betroffen“ sein, so kann die Anfechtungsbefugnis nicht davon 
abhängen, ob der Organwalter auch Mitglied des Vereins ist. Es muss also auch hier eine 
Anfechtungsbefugnis der einzelnen Organwalter ähnlich den Bestimmungen des 
GmbHG oder AktG geben. 
 
 (2) Neben den einzelnen Organwaltern sind aber auch die Organe selbst zur 
Anfechtung befugt. 
 
 (a) Das GmbHG sieht vor, dass der AR einen Generalversammlungsbeschluss 
anfechten kann. Das AktG sieht dies nicht vor. Der Grund dafür liegt wohl daran, dass bei 
einer GmbH oft die wenigen Gesellschafter selbst Geschäftsführer sind. Die Befugnis des 
AR soll hierzu ein Gegengewicht schaffen. Wegen der idR in diesem Punkt nicht 
vergleichbaren Realstrukturen ist mE eine analoge Anwendung auf AG, Gen und Vereine 
abzulehnen.281 
 
 (b) Gemäß § 196 Abs 1 Z 4 AktG kommt dem Vorstand eine Anfechtungsbefugnis 
der Hauptversammlungsbeschlüsse zu. § 41 Abs 3 GmbHG normiert die 
Anfechtungsbefugnis der Geschäftsführer einer GmbH. Unter Geschäftsführer oder 
Vorstand werden nach hL 282  und Rspr 283  alle Geschäftsführer oder Vorstände als 
Kollegium verstanden. Das Fassen eines Mehrheitsbeschlusses reicht aus, 
Einzelvertretungsbefugnis nicht, da es sich um keine Vertretungshandlung handelt, 
sondern um eine Handlung der Geschäftsführung, die das Kollegium wahrzunehmen 
hat284.    
                                                 
281 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7. 
282 Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 489; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 43; Hüffer, AktG, 
§ 245 Rz 28. 
283 OGH 20.10.1982, 3Ob637/82 = EvBl 1983/19 = GesRZ 1983, 322; OGH 24.03.1988, 6Ob515/88, RdW 
1988, 291.   
284 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 43; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 4. 
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 Richtigerweise ist mit dem OGH anzunehmen, dass nicht die einzelnen Mitglieder, 
sondern das Organ ein Recht geltend macht285. Die Prozesskosten muss dann aber auch, 
mangels Vermögensfähigkeit eines Organs, die Gesellschaft tragen 286 . Bei 
unbegründeter Anfechtung ist der Schaden allerdings zu ersetzen287. 
 
 Der Vorstand (die Geschäftsführung) hat das Anfechtungsrecht im 
Gesellschaftsinteresse auszuüben. Ihm kommt das umfassende Recht zu, Beschlüsse 
der Mitglieder auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen, selbst dann, wenn er den Fehler, 
etwa durch mangelhafte Einberufung, selbst verursacht hat288. Unklar ist, ob auch ein 
Beschluss, der von allen Gesellschaftern getragen wird, anfechtbar ist289. Diese Frage 
steht mit der Problematik um die Existenz eines eigenständigen, vom Interesse der 
Mitglieder unabhängigen Verbandsinteresses in Zusammenhang. Bejaht man ein 
solches, so muss man auch dem Vorstand ein umfassendes, vom Willen der 
Verbandsmitglieder unabhängiges Anfechtungsrecht zugestehen. 
  
 Auch der Vorstand einer Gen kann, wie der einer AG oder GmbH, 
Generalversammlungsbeschlüsse unter denselben Voraussetzungen anfechten290. § 7 
VerG sieht vor, dass Beschlüsse der Verbandsmitglieder von betroffenen 
Vereinsmitgliedern angefochten werden können 291 . Bei isolierter Betrachtung des 
                                                 
285 OGH 30.04.2002, 1Ob84/02p, SZ 2002/59 = ÖJZ 2002/158, 609 = RdW 2002/498, 53 = GesRZ 2002, 
210; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 92. 
286 Vgl  Hüffer in Münchner Kommentar § 245 Rz  62; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 8; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 44. 
287 Siehe § 42 Abs 7 GmbHG und § 198 AktG; so auch Strasser in Jabornegg/ Strasser, AktG, § 196 Rz 8. 
288 Vgl Strasser in Jabornegg/ Strasser, AktG, § 196 Rz 7; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG ,  § 196 
Rz 42; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 92 f. 
289  Dieser Ansicht Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 196 Rz 7; Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 92; anderer Ansicht Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 
42. 
290 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff; OGH 31.01.2002, 6Ob313/01z = 
ecolex 2002/196 = wbl 2002/258 = ÖJZ 2002/110 = GesRZ 2002, 92 = RdW 2002/410. 
291 Vgl dazu Krejci/S. Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 18. 
- 79 - 
 
Wortlauts kann somit das geschäftsführende Organ einen Beschluss grds nicht 
anfechten, da es wohl nicht als Vereinsmitglied zu qualifizieren ist. Bedenkt man jedoch, 
dass die Organwalter als solche durchaus als dem Verein zugehörig und damit im 
weiteren Sinne auch als Vereinsmitglieder angesehen werden können, die sich in der 
Form des betreffenden Organs institutionalisieren, so ist es mE mit dem Wortlaut des § 7 
VerG in Einklang zu bringen, dass auch dem Vorstand als Organ eine 
Anfechtungsbefugnis zukommt. Auch beim Verein besteht, wie bei GmbH, AG und Gen 
der Beschluss iwS als Willensakt des Verbandes und nicht nur als ein solcher der 
Vereinsmitglieder (gemeint sind jene Personen denen tatsächlich Mitgliederstatus im 
Verband zukommt), weshalb mE auch der Verein durch den Vorstand zur Anfechtung 
befugt ist. 
   
2.5.3. Frist zur Geltendmachung  
 
 Die Anfechtung eines Beschlusses der Verbandsmitglieder ist stets an eine Frist 
gebunden292. Man könnte das Vorhandensein einer Frist überhaupt als notwendiges 
Merkmal für den Begriff Anfechtung verstehen 293 . Entscheidend ist demnach die 
Kombination aus dem Erfordernis der Geltendmachung und der dafür zur Verfügung 
stehenden Zeitspanne. Dadurch wird die Balance zwischen Rechtskontrolle und 
Rechtssicherheit erreicht. Auch die Anfechtungsrechte im allgemeinen Zivilrecht, wie 
etwa die Irrtumsanfechtung nach den §§ 871 ff ABGB oder aber auch jene wegen 
Verkürzung über die Hälfte nach § 934 ABGB sind nur innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes möglich, da ansonsten das Gestaltungsrecht (anders als im 
Gesellschaftsrecht, wo es präkludiert) verjährt294. Würde man die Frist nicht als Merkmal 
                                                 
292  Vgl  §§ 41 Abs 4 GmbHG, 197 Abs 1 AktG, und 7 VerG. Die Anfechtung von 
Generalversammlungsbeschlüssen findet, wie bereits mehrfach erwähnt, nach den Regeln des AktG statt, 
weshalb die Anfechtung auch hier einer Frist unterliegt. 
293 Dieser Ansicht offenbar auch Gschnitzer, ABGB, AT, S 557 f; offenbar anderer Ansicht Kerschner, 
Irrtumsanfechtung, S 34. 
294 Vgl dazu z Bsp zur Irtumsanfechtung Rummel  in Rummel, ABGB, § 871 Rz 22;  Koziol/Welser, ABGB, S 
160; Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, § 871 Rz 23; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 8 Rz 22;  
zur laesio enormis im Überblick Koziol /Welser, ABGB II, S 94; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 8 Rz 45. 
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der Anfechtung ansehen, so müsste man das Recht zur Durchsetzung der 
geltendzumachenden Nichtigkeit nach § 879 ABGB ebenfalls als Anfechtungsrecht 
bezeichnen 295 . In Ermangelung einer solchen spricht man allerdings nicht von 
Anfechtung, sondern von geltendzumachender Nichtigkeit, welche freilich einem 
Anfechtungsrecht bereits sehr nahe kommt. Die Art und Weise der Geltendmachung, ob 
sie in Form einer gerichtlichen Klage, einer Einrede oder außergerichtlich möglich ist, ist 
mE nicht entscheidend dafür, ob es sich um ein Anfechtungsrecht handelt oder nicht. 
Eine gerichtliche Geltendmachung ist somit nicht notwendig um ein Gestaltungsrecht 
rechtswissenschaftlich als Anfechtungsrecht zu qualifizieren. Dies zeigt bereits die 
Diskussion um die Frage der außergerichtlichen Geltendmachung von Willensmängeln 
im allg Zivilrecht296. 
 
 Bei den in den unterschiedlichen Materiengesetzen verankerten Anfechtungsfristen 
handelt es sich nach der hL297 und Rspr298  um materiell-rechtliche Präklusivfristen. Dem 
ist zu folgen. Nur eine Präklusivfrist stellt sicher, dass eine Vernichtung des Beschlusses 
nach Ablauf der Frist nicht mehr möglich ist. Diese Rechtssicherheit ist bei Annahme 
einer Verjährungsfrist, da deren Ablauf eingewendet werden muss, nicht zu erreichen. 
Die Fristberechnung erfolgt nach den §§ 902 ff ABGB. Somit muss die Klage bis zum 
Ablauf der Frist bei Gericht eingelangt sein. Tage des Postlaufs werden mitgezählt. Eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist nicht möglich. Eine verspätete Einbringung 
führt zur amtswegigen Abweisung der Klage299.   
 
 Auch ein nachträgliches - dh nach Ablauf der Frist - Vorbringen von 
                                                 
295 Zur Ermangelung einer Frist vgl statt vieler P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 4. 
296 Vgl Kerschner, Irrtumsanfechtung, 61 ff; Rummel  in Rummel, ABGB, § 871 Rz 19. 
297 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 490; 
Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 5; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 24; 
Hüffer, AktG, § 246 Rz 20; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 53 f; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 11;  
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 52. 
298 OGH 30.11.1989, 7Ob703/89, SZ 62/190 = GesRZ 1991, 98 = AnwBl 1990, 274 = WBl 1990, 118; OGH 
25.01.2006, 7Ob300/05a, ecolex 2006/ 215 = GeS 2006, 167 = ÖJZ-LSK 2006/109 u. 110 = RdW 2006/260 
= RZ-EÜ 2006/193. 
299 Für eine Zurückweisung der Klage Strasser in Jabornegg/ Strasser, AktG, § 197 Rz 6. 
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Anfechtungsgründen in einem bereits anhängigen Anfechtungsprozess ist nicht möglich. 
Die Anfechtungsgründe sind in ihrem wesentlichen Kern bis zum Ablauf der Frist 
darzulegen. Selbst wenn die beklagte Partei zustimmt, ist das Nachschieben von 
Anfechtungsgründen nicht zulässig300. Vor Ablauf der Anfechtungsfrist können freilich 
neue Gründe vorgebracht werden.301 
 
 Die Vorschriften über die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung können 
grds auch im Weg der Analogie auf Präklusivfristen Anwendung finden302. Im Bereich der 
AG wird dies verneint, da eine Hemmung oder Unterbrechung dem Zweck der 
Präklusivfrist, nämlich dem Schaffen von Rechtssicherheit, zuwiderlaufe303. Im Bereich 
der GmbH wird eine Hemmung der Präklusivfrist bei ernsthaften 
Streitbeilegungsverhandlungen teils bejaht304.  Der Zweck der Präklusivfristen ist das 
Schaffen von Rechtssicherheit. Das gilt auch für die Anfechtungsfristen im GmbHG, 
GenG und VerG. Generell ist dieser Zweck allen Anfechtungsrechten, ja sogar den 
Rechtsinstituten der Verjährung und Präklusion überhaupt, gemein. Es handelt sich stets 
um eine Abwägung zwischen Rechtskontrolle und Rechtssicherheit. Dass der 
Rechtssicherheitsaspekt im Bereich der Beschlussanfechtung besonders stark wiegt, 
zeigt sich schon an den kurzen Anfechtungsfristen von idR einem Monat und dem 
bestehenden Präsenz- und Widerspruchserfordernis. Das Ablehnen einer analogen 
Anwendung der Vorschriften über die Hemmung und Unterbrechung von 
Verjährungsfristen auf die Anfechtungsfristen von Mitgliederbeschlüssen von AG, GmbH 
und Gen passt demnach in das bestehende Konstrukt. Bei AG ist typischerweise das 
Verlangen nach Rechtssicherheit am größten, weshalb die hL auch eine analoge 
                                                 
300 Vgl OGH 19.12.1967, 8Ob349/67, SZ 40/169; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 6.  
301 Vgl OGH 25.01.2006, 7Ob300/05a = ecolex 2006/ 215 = GeS 2006, 167 = ÖJZ-LSK 2006/109 u. 110 = 
RdW 2006/260 = RZ-EÜ 2006/193 = WBl 2006/151; 8Ob515/95 = GesRZ 1995, 187 = ecolex 1995, 723 = 
Wbl 1995, 465. 
302 Vgl Schubert  in Rummel, ABGB, § 1451 Rz 5 mwN. 
303 So Hüffer in Münchner Kommentar § 246 Rz 34; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 5; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 26; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 54 f.  
304 Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 473 mwN; offenbar auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, 
§ 41 Rz 52.  
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Anwendbarkeit verneint. Bei Gen und vor allem bei GmbH ist aufgrund der in der Regel 
geringeren Anzahl von beteiligten Personen das Bedürfnis nach Rechtssicherheit 
insgesamt weniger groß. Ob deshalb bereits eine Gesetzeslücke vorliegt und eine 
analoge Anwendbarkeit der Bestimmungen über die Hemmung und Unterbrechung der 
Verjährung erforderlich ist, ist mE äußerst zweifelhaft und im Ergebnis zu verneinen. 
Schließlich hat der Gesetzgeber auch bewusst bei AG und GmbH dieselbe 
Anfechtungsfrist gewählt und Unterschiede zwischen den Gesellschaftsstrukturen nicht 
berücksichtigt. Bei Vereinen ist die Frist mit einem Jahr deutlich länger. Dies deckt sich 
auch mit dem Fehlen eines Anwesenheits- oder Widerspruchserfordernisses. An 
Vereinsmitglieder können nicht so hohe Anforderungen gestellt werden wie an 
Gesellschafter von Kapitalgesellschaften oder Genossenschafter. Das ist der Grund für 
das Fehlen des Widerspruchserfordernisses und mag auch ein Grund für die längere 
Anfechtungsfrist sein305.  Die verhältnismäßig lange Frist besteht wohl aber auch deshalb, 
um vor deren Ablauf eine außergerichtliche Einigung zu erzielen306. Die Möglichkeit einer 
solchen Einigung spiegelt sich also bereits in der Länge der Frist wider, weshalb mE eine 
analoge Anwendung von entsprechenden Verjährungsvorschriften ausgeschlossen ist, 
zumal ja gewisse normalerweise zur Unterbrechung oder Hemmung führende Gründe 
berücksichtigt wurden. Im Einzelfall ist wohl auf den Zweck des Hemmungs- bzw 
Unterbrechungsgrunds und dessen Kompatibilität mit der Ratio der längeren 
Anfechtungsfrist des § 7 VerG abzustellen. Erschöpft sich der Zweck bereits in der 
längeren Frist, so ist die Anwendbarkeit zu verneinen. 
 
 Die Klagefrist beträgt bei Hauptversammlungsbeschlüssen einer AG und bei 
Gesellschafterbeschlüssen einer GmbH ein Monat307. Bei Gen ist aufgrund der analogen 
Anwendung der Anfechtungsbestimmungen von Beschlüssen einer AG ebenfalls von 
einem Monat auszugehen308. Bei Vereinen beträgt die Anfechtungsfrist gemäß § 7 VerG 
ein Jahr.  
                                                 
305 Vgl Vartian, VerG, § 7 Fn 89. 
306 Vgl ErläutRV zu § 7 VerG, abgedruckt in Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7; 
Prändl, VerG, § 7. 
307 Siehe §§ 41 Abs 4 GmbHG und 197 Abs 2 AktG. 
308 Dazu siehe oben unter IV.2.3. 
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 Das die Anfechtungsfrist auslösende Ereignis ist in den einzelnen Gesetzen 
unterschiedlich geregelt: 
 
 Bei der Beschlussfassung einer AG-Hauptversammlung beginnt die 
Anfechtungsfrist gem § 197 Abs 2 AktG mit Beschlussfassung, also dann, wenn der 
Beschluss rechtliche Existenz erlangt 309 . Dies gilt nach hL auch dann, wenn die 
Hauptversammlung am nächsten Tag noch fortgeführt wird.310  
 
 Die Anfechtungsfrist eines GmbH-Gesellschafterbeschlusses beginnt mit dem 
Absenden der Kopie des Beschlusses nach § 40 Abs 2 GmbHG. Die Kopie muss mittels 
eingeschriebenen Briefes zugesandt werden. Dem muss mE das persönliche 
Überreichen durch einen Vertretungsbefugten gleichgestellt werden. Eine 
Klagseinbringung vor Fristenlauf ist möglich 311 . Für Gesellschafter-Geschäftsführer 
kommt es richtigerweise auf den Tag der ersten Zusendung an einen anderen 
Gesellschafter an. Unterbleibt sie, so ist auf Kenntnisnahme vom Beschluss 
abzustellen.312 Würde man diese Einschränkungen nicht vornehmen, so hinge es vom 
Gesellschafter-Geschäftsführer ab, wann seine Anfechtungsfrist ausgelöst wird. Weicht 
die zugesandte Kopie vom Original ab, gibt bereits die Niederschrift den Beschluss 
fälschlich wieder oder fehlen zum Verständnis des Beschlusses notwendige Anlagen, so 
kann die Anfechtungsfrist nicht ausgelöst werden. Der Grund liegt darin, dass bei derart 
mangelhaften Informationen der potenziell Anfechtende gar nicht entscheiden kann, ob 
er anfechten will oder nicht. Der Beginn des Fristenlaufs setzt demnach eine 
                                                 
309 Wann ein Beschluss existiert, ergibt sich aus dem zu den Nichtigkeitsgründen Erörterten. Bei einem 
Aktionärsbeschluss kann dies beispielsweise jedenfallls nicht vor Beurkundung der Fall sein, da ein nicht 
beurkundeter Beschluss (mit Ausnahme einer erfolgten Firmenbucheintragung) absolut nichtig ist.   
310 So Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 5; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 54; aA 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 42. Es könnte bis zum Ende der Hauptversammlung 
noch Widerspruch erhoben werden oder der Beschluss noch widerrufen werden. Deshalb soll die Frist erst 
mit dem Ende (letzten Tag) der Hauptversammlung beginnen.  
311 Vgl Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 11; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 52 mwN. 
312 Karollus, Neuregelung der Anfechtungsfrist, RdW 1996, 516. 
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ordnungsgemäße Information voraus. Bei der Klagebefugnis von Organen oder 
Organwaltern ist auf Kenntnisnahme abzustellen. Würde man auch hier auf Zustellung 
abstellen, so würde die Frist oftmals nie ausgelöst werden.313 
 
 Das GenG kennt naturgemäß keine Regelungen über den Beginn des Fristenlaufs. 
Eine § 40 Abs 2 GmbHG vergleichbare Bestimmung findet sich im GenG nicht, weshalb, 
wie im AktG, auf den Zeitpunkt der Beschlussfassung abzustellen ist. Dort Erwähntes gilt 
sinngemäß.  
 
 Das VerG normiert, dass Beschlüsse der Mitgliederversammlung ab 
Beschlussfassung gerichtlich angefochten werden können. Dies gilt auch für 
Umlaufbeschlüsse, falls die Satzung eine derartige Willensbildung erlaubt. Folglich 
finden auch hier die zur AG angestellten Überlegungen Anwendung. 
 
2.5.4. Die Gesellschaft als Beklagte 
 
 Die Anfechtungsklage ist gegen die Gesellschaft (bzw die Gen oder den Verein) zu 
richten314. Der Beschluss, welcher von der Mitgliederversammlung getroffen wurde, ist 
dem Verband zuzurechnen315. Er ist nicht nur Ausdruck des Willens der Mitglieder, 
sondern, aufgrund der Rechtsnatur des Verbandes, auch ein ihm zurechenbarer und 
damit zugehöriger Akt interner Willensbildung. Er ist Bestandteil des Verbands und muss 
auch mit Klage gegen ihn beseitigt werden. Freilich muss der Verband, da er passiv 
legitimiert ist, die Kosten des Verfahrens tragen. Dadurch schmälert sich aber auch, 
insbesondere bei den Kapitalgesellschaften, indirekt das Vermögen des Klägers. Es ist 
deshalb mE mit Reich-Rohrwig 316  anzunehmen, dass dem Verband bei grob 
fahrlässigem bzw vorsätzlichem317 Fassen von nichtigen oder anfechtbaren Beschlüssen 
                                                 
313 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 53a. 
314 Vgl §§ 42 Abs 1 GmbHG und 197 Abs 2 AktG. 
315 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 2. 
316 Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 403. 
317 Dieser Anspruch besteht allerdings wegen Rechtsmissbräuchlichkeit ohnedies.  
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ein Schadenersatzanspruch zusteht. Es stellt dies ein Pendant zur Haftung nach den §§ 
42 Abs 7 GmbHG und 198 Abs 2 AktG dar.  
 
 Die §§ 41 Abs 1 GmbHG und 197 Abs 2 AktG sehen vor, von wem die Gesellschaft 
im Falle einer Anfechtungsklage vertreten wird. Das GenG und VerG kennen 
diesbezüglich keinerlei Regelungen. Allg kann gesagt werden, dass die Frage, wem 
Vertretungsbefugnis zukommt, damit in Zusammenhang steht, wer von seinem 
Anfechtungsrecht Gebrauch macht. Die Bestimmungen sind allerdings nicht einheitlich 
und teilweise unvollständig. 
  
2.5.4.1. AG 
 
 Macht ein Aktionär von seiner Klagebefugnis Gebrauch, so wird die Gesellschaft 
gem § 197 Abs 2 AktG von Vorstand und AR gemeinschaftlich vertreten. Es kommt zur 
sog Doppelvertretung. Sinn dieser Regelung ist es, dass es dem weisungsfreien 
Vorstand nicht möglich sein soll, etwa durch Anerkenntnisurteil oder Versäumungsurteil 
entgegen dem Willen der Aktionärsmehrheit über die Rechtmäßigkeit von 
Hauptversammlungsbeschlüssen entscheiden zu können.318 ME wird die Notwendigkeit 
der Doppelvertretung dadurch entschärft, als missbräuchliche Vertretungshandlungen 
des Vorstandes im Zusammenwirken mit dem Kläger bereits nach den Regeln der 
Kollusion nichtig wären 319 . Bei einem missbräuchlichen Herbeiführen eines 
Versäumungsurteils wäre eine Wiedereinsetzung nach den §§ 146 ff ZPO zu 
überlegen.320 Dennoch stellt die Doppelvertretung eine intensivere und vor allem stärker 
vorbeugende Missbrauchskontrolle dar. Als Nachteil muss in diesem Zusammenhang 
allerdings eine gewisse Schwerfälligkeit erwähnt werden. Vorstand und AR bilden ihren 
                                                 
318  Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 197 Rz 44; Hüffer, AktG, § 246 Rz 30;  Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 100. 
319  Zur Kollusion vgl Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 234, 384, 391, 468; Krejci, 
Gesellschaftsrecht I, S 152 f; Koziol /Welser, ABGB I, S 214 f; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 8 Rz 63 f. 
320 Zur Wiedereinsetzung vgl  Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 302. 
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Willen dabei nach den für sie geltenden aktienrechtlichen Vorschriften321.   
 
 Klagt der Vorstand als Organ, so wird die Gesellschaft vom AR vertreten. Dies gilt 
auch dann, wenn gleichzeitig Aktionäre klagen.322 Es soll ein Insichprozess vermieden 
werden. Das ist nur dann möglich, wenn man den Vorstand gänzlich (dh jedes Mitglied) 
von der Vertretung ausschließt, da er ja als Organ durch all seine Mitglieder bereits auf 
der Klägerseite auftritt323. 
 
 Klagen einzelne Mitglieder des Vorstandes oder AR, so ist zu differenzieren: Klagen 
einzelne Mitglieder des Vorstands, so kommt es nach der ganz hL324 ebenfalls zur 
Doppelvertretung, solange der Vorstand noch vertretungsfähig ist. Ist er dies nicht mehr, 
so ist ein Prozesskurator nach § 8 ZPO zu bestellen. ME sollte der AR auch dann, wenn 
der Vorstand als Teil der Doppelvertretung nicht mehr vertretungsfähig ist, alleine 
vertreten. Immerhin tut er das auch, wenn der Vorstand als Organ (und damit alle 
Mitglieder) klagt. Klagen (auch) Mitglieder des AR, so wird vertreten, dass ein 
Prozesskurator bestellt werden muss, da eine Doppelvertretung nicht mehr möglich ist, 
da dazu alle Mitglieder des AR notwendig wären325. Ein alleiniges Vertretungsrecht des 
Vorstandes, wenn dieser in einer solchen Konstellation noch vertretungsfähig wäre, 
besteht also nicht, obwohl als Zweck der Doppelvertretung, das Vermeiden des 
Zusammenwirkens von Vorstand und Minderheitsaktionär angegeben wird. Nach den 
Bestimmungen des GmbHG würde hier ein Geschäftsführer die Gesellschaft vertreten. 
 
                                                 
321 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 44; Hüffer, AktG, § 246 Rz 30. 
322 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 196 Rz 42; Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 
246 Rz 62; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 102; Hüffer, AktG, § 246 Rz 36. 
323 Vgl oben unter V.2.5.2.3. 
324 Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 103; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 48; 
Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 9. 
325 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 9; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 48; 
aA Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 103 f. 
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2.5.4.2. GmbH 
 
 Nach § 42 Abs 1 GmbHG wird die GmbH im Anfechtungsprozess grundsätzlich von 
der Geschäftsführung vertreten. Zu einer Doppelvertretung wie im AktG kommt es also 
nicht. Die Gefahr des Zusammenwirkens einer Minderheit mit der Geschäftsführung ist 
offenbar weniger groß, weil die Geschäftsführer der Gesellschaft ohnedies von der 
Generalversammlung gewählt werden und auch deren Weisungen unterworfen sind. 
Außerdem wird in den meisten Fällen ohnedies kein AR vorhanden sein. Hat allerdings 
der einzige Geschäftsführer als Gesellschafter gegen den Beschluss gestimmt, ist nach 
Koppensteiner/Rüffler gem § 35 Abs 1 Z 6 GmbHG analog ein Prozessvertreter zu 
bestellen326. Dem ist zu folgen, da sich der Geschäftsführer in einem Interessenkonflikt 
befindet und somit Gefahr besteht, dass die Interessen der Gesellschaft nicht gewahrt 
werden. Nach der hL327 und Rspr328 vertreten die Geschäftsführer und nicht der AR  auch 
dann, wenn ein Geschäftsführer klagt und die verbleibenden Geschäftsführer noch die 
Möglichkeit haben die Gesellschaft zu vertreten. Dies entspricht auch dem im AktG 
Vertretenen. Der AR vertritt also nur dann, wenn eine Vertretung durch die 
Geschäftsführer nicht mehr möglich ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
Geschäftsführung als Organ klagt. Klagt der AR oder einzelne Mitglieder desselben, so 
wird die Gesellschaft ebenfalls von den Geschäftsführern vertreten. Dies entspricht nicht 
dem zur AG Vertretenen. Klagen sowohl Mitglieder der Geschäftsführung als auch des 
AR muss es ebenfalls zur Vertretung der Gesellschaft durch die Geschäftsführer 
kommen, wenn diese noch in ausreichender Anzahl vorhanden sind. Erst wenn dies nicht 
der Fall ist, dann ist ein Prozessvertreter zu bestellen. Zur Bestellung eines 
Prozessvertreters nach § 35 Abs 1 Z 6 kommt es mE also immer dann, wenn keine 
Geschäftsführer in ausreichender Anzahl vorhanden sind und wenn ein oder mehrere 
Geschäftsführer oder die Geschäftsführung als Organ klagen, auch subsidiär kein AR, da 
dieser entweder nicht besteht oder er selbst oder seine Mitglieder ebenfalls im Prozess 
                                                 
326 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 3. 
327 Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 396; Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 419; Gellis/Feil, 
GmbHG, § 41 Rz 1; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 4. 
328 OGH 07.07.1988, 8Ob516/88, NZ 1989, 249.  
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auf der Klägerseite auftreten, vorhanden ist. Ausnahmsweise kann es auch bei 
Interessenkonflikten, sogar dann, wenn Gesellschafter klagen, zu einer 
Vertreterbestellung kommen. Kommt es zu keiner Bestellung nach § 35 Abs 1 Z 6 
GmbHG, so hat das Gericht nach § 8 ZPO einen Prozesskurator zu bestellen329. 
 
2.5.4.3. Gen 
 
 Im GenG existieren naturgemäß keinerlei Bestimmungen über die Vertretung der 
Gen im Falle der Erhebung einer Anfechtungsklage. ME nach sollten die Bestimmungen 
des GmbHG hier zur Anwendung kommen, da dies sachgemäßer erscheint. Wie im 
GmbHG ist der Vorstand der Gen den Weisungen der Genossenschafter unterworfen 
und wird auch von diesen bestellt. Die Nähe zur GmbH ist hier größer als zur AG, 
weshalb es zur Anwendung entsprechender Bestimmungen des GmbHG kommen sollte. 
Sogar im Bereich der AG tritt Diregger dafür ein, dass die sMn zweckmäßigeren 
Bestimmungen der GmbH analog angewendet werden 330. ME scheint dies zu weit 
gegriffen und auch rechtsdogmatisch nur schwer argumentierbar, sich über den 
eindeutigen Wortlaut des § 197 Abs 2 AktG hinwegzusetzen.  
 
2.5.4.4. Verein 
 
 Der Verein wird, wenn ein Mitglied klagt, von dem gem § 5 Abs 1 VerG 
vorgesehenen Leitungsorgan vertreten. Denkbar ist auch hier, dass ein Prozesskurator 
bestellt wird, wenn ein Interessenkonflikt droht, etwa wenn die einzigen beiden Mitglieder 
des Leitungsorgans als Vereinsmitglieder gegen den nunmehr angefochtenen Beschluss 
gestimmt haben331. Bejaht man das Anfechtungsrecht der Vereinsorgane oder deren 
Mitglieder, so wird man sich auch hier an den Regelungen des GmbHG anlehnen. Klagt 
                                                 
329 Dazu OGH 31.03.1977, 6Ob575/77, SZ 50/51 = EvBl 1977/240, 554 = NZ 1979, 8; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 42 Rz 4; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 1. 
330 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 49. 
331 Vgl oben unter V.2.5.4.2. Entsprechendes zur GmbH.  
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das Leitungsorgan, so müsste es in Übereinstimmung mit dem GmbHG und AktG 
ebenfalls zu einer Vertretung des Vereins durch das Kontrollorgan kommen, sofern ein 
solches bestellt ist, ansonsten ist ein Kurator zu bestellen. Zu betonen ist hier noch, dass 
das Vereinsstatut entsprechende Regelungen, freilich nur solche die nicht bereits nach § 
7 VerG nichtig sind, vorsehen kann.  
 
2.5.5. Sonstige Sondervorschriften und prozessuale Besonderheiten 
 
2.5.5.1. Allgemeines 
 
Neben dem eben zur Geltendmachung Dargestellten kennen das GmbHG und das 
AktG noch bestimmte, vorwiegend prozessuale, Sondervorschriften. Diese Vorschriften 
stellen zwar mE nicht den wesentlichen Kern der Anfechtung dar, doch sollten sie 
dennoch der Vollständigkeit halber dargestellt werden. Ein intensives Eingehen auf die 
folgenden Problematiken kann in der gebotenen Kürze nicht erfolgen. Es sei auf 
entsprechende Lit verwiesen. 
  
2.5.5.2. Gerichtszuständigkeit 
 
§ 197 Abs 2 AktG bestimmt, dass für die Anfechtungsklage der für den Sitz der 
Gesellschaft zuständige, zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufene 
Gerichtshof erster Instanz ausschließlich zuständig ist. Nach hL handelt es sich dabei um 
einen Zwangsgerichtsstand, der auch nicht durch Vereinbarung abgeändert werden 
kann332.  Die hL geht also davon aus, dass § 197 Abs 2 AktG selbiges wie § 87b JN 
anordnet. Eine analoge Anwendung auf die Gen ist insofern nicht notwendig, da sie dem 
Anwendungsbereich des § 87b JN unterliegt. Für den Verein hingegen gelten die allg 
Vorschriften über die Zuständigkeit. Auch § 87b JN ist auf ihn nicht anwendbar. § 42 Abs 
                                                 
332 So Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 4; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 
19; Simotta in Fasching, ZPO, § 83b JN Rz 7. 
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2 GmbHG ordnet selbiges wie § 197 Abs 2 AktG an. Auch hier kann mE nichts anderes 
als bei § 197 Abs 2 AktG gelten. 
 
2.5.5.3. Verfahrenskonzentration 
 
  § 197 Abs 3 Satz 1 sieht vor, dass die erste Tagsatzung nicht vor Ablauf der 
Klagefrist stattfinden darf. Die Bestimmung ist jedoch aufgrund der 
Zivilverfahrens-Novelle 2002 obsolet geworden 333 , da das Gericht eine binnen vier 
Wochen zu erstattende Klagebeantwortung aufzutragen hat und nach Einlangen dieser 
eine vorbereitende Tagsatzung anzuberaumen hat, bis zu welcher den Parteien 
mindestens eine Frist von drei bis vier Wochen zu bleiben hat334. 
 
 Ferner sieht § 197 Abs 3 Satz 2 AktG vor, dass Anfechtungsklagen zur 
gemeinsamen Entscheidung und Verhandlung zu verbinden sind. Diese Bestimmung 
solle eine maximale Verfahrenskonzentration sicherstellen. Obwohl die anderen 
Materiengesetze eine solche Bestimmung nicht kennen, ist mE davon auszugehen, dass 
auch dort regelmäßig eine Verbindung solcher Prozesse stattfinden wird.  
 
2.5.5.4. Sicherheitsleistung 
 
 § 197 Abs 4 AktG sieht vor, dass die Gesellschaft vom klagenden Aktionär das 
Leisten einer Sicherheit verlangen kann, wenn sie glaubhaft macht, dass ihr aufgrund des 
§ 198 Abs 2 AktG oder einer anderen Vorschrift ein Ersatzanspruch gegen den Aktionär 
zusteht oder entstehen wird. Die Sicherheitsleistung setzt die Bescheinigung voraus, 
dass die Prozessführung unbegründet und schadenskausal ist. Sie kann nur vom 
klagenden Aktionär verlangt werden. 335  Die Sicherheitsleistung dient nicht der 
                                                 
333 So auch Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 51 f. 
334 Vgl § 257 Abs 1 ZPO. 
335 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 197 Rz 15; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 
54. 
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Sicherstellung von Prozesskosten und ist dafür ungeeignet336. Die Regelungen über die 
ZPO hinsichtlich der Festsetzung einer Frist zur Sicherheitsleistung und hinsichtlich der 
Folgen des Versäumens dieser Frist sind sinngemäß anzuwenden337.  Die Regelung des 
§ 197 Ab 4 AktG findet sich auch im § 42 Abs 3 GmbHG wieder338. Auch die GmbH kann 
im Falle eines Anfechtungsprozesses das Bestellen einer Sicherheit verlangen339. Für 
die Gen und den Verein ist eine analoge Anwendung zu überlegen. 
 
2.5.5.5. Bekanntmachungspflichten des Vorstandes 
 
 Gem § 197 Abs 5 AktG hat der Vorstand die Erhebung der Klage und den Termin 
der ersten Tagsatzung in den Bekanntmachungsblättern zu veröffentlichen. Hauptzweck 
dieser Pflicht ist es, jenen, die durch die Gestaltungswirkung bzw insb durch die 
Rechtskrafterstreckung des Anfechtungsurteils betroffen sein könnten, die Möglichkeit 
einzuräumen, sich als Nebenintervenienten am Prozess zu beteiligen.340 Eine solche 
Pflicht, die als besondere Form der Streitverkündung nach § 21 ZPO angesehen wird341, 
besteht bei anderen Verbänden nicht. In Anbetracht dessen, dass eine Anfechtungsklage 
auch dort eine Gestaltungswirkung zur Folge hat und ebenfalls eine 
Rechtskrafterstreckung gesetzlich angeordnet ist (GmbH) oder dies analog vertreten wird 
(Gen und Verein), besteht auch dort das Bedürfnis nach Information um sich dem 
Verfahren als Nebenintervenient zu beteiligen. In diesem Sinne vertritt Thöni, dass auch 
bei der GmbH die Geschäftsführung verpflichtet sei, die Gesellschafter von der 
Anfechtungsklage zu benachrichtigen342. Dem ist auch bei Gen und Vereinen zu folgen. 
                                                 
336 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 197 Rz 55. 
337 Vgl dazu die §§ 57 ff ZPO. 
338 Wenn auch mit einer leicht abweichenden Formulierung. 
339 Vgl dazu Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 398; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 7.  
340 So zutreffend Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 59; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 209; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 197 Rz 62; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 110. 
Daneben soll die Veröffentlichung noch eine Warnfunktion für Dritte und Aktionäre haben. 
341 Vgl dazu Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 197 Rz 62. 
342  Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 59; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 209; so auch 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 11.  
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Unklar ist, ob auch Dritte, auf die sich ein Urteil auswirken könnte, zu verständigen sind343. 
ME kann dies logischerweise nur dann zu befürworten sein, wenn die Geschäftsführung 
von diesem Umstand Kenntnis hat oder Kenntnis haben musste344. 
 
  Zu erwähnen ist noch, dass in der L ganz allgemein die rechtspolitische Forderung 
erhoben wird, dass alle die von der Rechtskraft der Entscheidung unmittelbar erfasst 
werden, auch in dem zu dieser Entscheidung führenden Verfahren gehört werden 
müssen und folglich amtswegig beizuziehen sind345. 
 
2.5.5.6. Streitwertfestsetzung 
 
 § 197 Abs 6 AktG sieht, entgegen der JN346 vor, dass das Gericht unter Bindung an 
den Antrag einer Streitpartei den Streitwert hinaufsetzen kann. Das Gericht hat dabei 
einen Ermessensspielraum und bei Ausübung desselben, auf den Einzelfall und auf 
Gesellschaftsinteressen Rücksicht zu nehmen347. Die Änderung des Streitwerts hat insb 
für die Prozesskosten Bedeutung. Bei andern Gesellschaften finden sich diese 
Regelungen nicht. Nach einer Entscheidung des OGH sei die Bestimmung des § 197 Abs 
6 AktG auf die Gen nicht analog anzuwenden348. Dies wird wohl auch bei GmbH und 
Vereinen anzunehmen sein. 
 
2.5.5.7. Einstweilige Verfügung 
 
Oftmals wird eine erfolgreiche Anfechtungsklage dann nicht den gewünschten 
                                                 
343 Zustimmend Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 59; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 210. 
344 Das ist insofern logisch, als anderenfalls ein möglicher Schadenersatzanspruch sowieso ins Leere 
gehen würde.  
345 Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 209 mwN. 
346 Vgl § 56 Abs 2 JN. 
347 Genaueres vgl etwa Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 108 ff. 
348 OGH 26.01.1995, 6Ob635/94, SZ 68/20 = HS 26.252 = ÖJZ 1995/123, mwN Heidinger/Schneider, AktG, 
§ 195 E 33. 
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Effekt erzielen, wenn der später wegfallende Beschluss bereits ausgeführt wurde. 
Insofern ist es möglich eine eV anzustrengen, um Derartiges zu verhindern. Die eV dient 
der Sicherung des Anfechtungsrechts, zumal gerade bei anfechtbaren Beschlüssen eine 
erhöhte Gefahr der Ausführung besteht und damit der Erfolg einer Anfechtung 
möglicherweise vereitelt wäre. Auch ist die Argumentation349, dass eine eV nach allg 
Grundsätzen, angestrengt durch ein Verbandsmitglied, nur insofern und insoweit 
zustehen könne, als man Unterlassungsansprüche des Mitglieds aus eigenem Recht 
anerkennt, verfehlt. Die eV dient ja gerade der Sicherung des Anfechtungsrechts und 
nicht der Sicherung etwaiger daneben, den Mitgliedern gegen die Gesellschaft 
zustehenden Unterlassungsansprüchen. Ob zur Sicherung dieser Ansprüche eine eV 
möglich ist, hängt freilich davon ab, ob derartige Ansprüche überhaupt bestehen können. 
 
§ 42 Abs 4 GmbHG sieht vor, dass die Ausführung eines angefochtenen 
Beschlusses mittels eV aufgeschoben werden kann, wenn der Gesellschaft ein 
unwiederbringlicher Nachteil droht. Eine solche eV ist allerdings richtigerweise, in 
Anbetracht allgemeiner Grundsätze des einstweiligen Rechtsschutzes, zeitlich auch 
bereits vor Erheben der Klage zulässig350. Die Besonderheit des § 42 Abs 6 GmbHG ist 
dort zu sehen, dass in seinem Anwendungsbereich, nämlich dann, wenn der Gesellschaft 
ein unwiederbringlicher Schaden droht, eine Bescheinigung der Gefahr, dass der 
Beschluss ausgeführt wird, nicht bedarf. Ansonsten gelten auch hier die allg Regeln. Eine 
entsprechende Anwendung auf andere Rechtsformen ist mE zu befürworten. Auch muss 
es möglich sein, eine eV anzustrengen, weil einem Gesellschafter ein Schaden droht, 
dient doch die Anfechtungsklage auch dem Schutz der Individualinteressen der 
Gesellschafter. Entsprechende Erleichterungen kommen hier jedoch nicht zur 
Anwendung.351  
 
                                                 
349 So Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 197 Rz 74. 
350 So Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 398; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz  8. 
351 Zu dem Ganzen vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 8. 
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2.5.5.8. Nebenintervention 
 
§ 42 Abs 5 GmbHG sieht vor, dass sich jeder Gesellschafter dem Rechtsstreit auf 
eigene Kosten als Nebenintervenient anschließen kann. Der Nachweis eines rechtlichen 
Interesses ist nicht notwendig352. Aufgrund der Rechtskrafterstreckung (auch) auf die 
Gesellschafter handelt es sich um eine streitgenössische Nebenintervention nach § 20 
ZPO.  
 
 Auch bei den anderen Verbänden (GmbH, Gen und Verein) können sich die 
Mitglieder nach § 17 ZPO dem Verfahren als Nebenintervenient anschließen353. Insofern 
stellt § 42 Abs 5 keine Besonderheit dar. Auch sonst kommt es wegen der 
Rechtskrafterstreckung des Urteils zu einer streitgenössischen Nebenintervention. Die 
Besonderheit des § 42 Abs 5 liegt also prima facie darin, dass der GmbH-Gesellschafter 
kein rechtliches Interesse vorweisen muss, um sich anschließen zu können. Jedoch wird 
auch bei den Mitgliedern der anderen Verbände ein solches meist schon aufgrund der 
Rechtskrafterstreckung des Urteils vorliegen. 
 
Dritte können sich bei Vorliegen eines entsprechenden rechtlichen Interesses dem 
Prozess anschließen354. 
 
2.6. Urteilswirkung 
 
2.6.1. Gestaltungswirkung 
 
 Bei dem Recht zur Beschlussanfechtung handelt es sich, wie bei allen 
Anfechtungsrechten, um ein Gestaltungsrecht. Dieses ist, wie mehrfach erwähnt, 
                                                 
352  Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 399; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 207; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 11.  
353 Vgl nur Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 197 Rz 12 f. 
354 Vgl dazu genauer Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 207 f. 
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ausschließlich mittels Rechtsgestaltungsklage355 geltend zu machen. Ein stattgebendes 
Urteil verändert mit Eintritt der Rechtskraft konstitutiv die materielle Rechtslage mit 
Wirkung gegenüber jedermann356. Dies bedeutet, dass die geänderte Rechtslage nicht 
nur der Gesellschaft (der Gen, dem Verein) gegenüber, sondern auch jedem Dritten 
gegenüber, eintritt.357 Dritte haben, wie ebenfalls bereits erwähnt, die Möglichkeit sich 
als Nebenintervenienten dem Rechtsstreit anzuschließen358. 
  
 Die in den §§ 42 Abs 6 GmbHG und 198 Abs 1 AktG vorgenommene Erstreckung 
der Wirkung des Urteils bezieht sich nicht auf den Eintritt der Gestaltungswirkung, da 
diese ohnedies, dh auch bei allen anderen nicht gesellschaftsrechtlichen 
Rechtsgestaltungsklagen, gegenüber jedermann eintritt359.  Vielmehr handelt es sich um 
eine Erstreckung der Rechtskraft360.  
  
2.6.2. Rechtskraft 
 
 Anders als die Gestaltungswirkung tritt die Rechtskraft grds nur inter partes ein. 
Andere, dh Dritte, müssen also die Gestaltungswirkung gegen sich gelten lassen, nicht 
aber die Wirkungen der materiellen Rechtskraft. 361  Sie könnten in einem anderen 
Prozess, etwa über eine Schadenersatzleistung, die Richtigkeit des Gestaltungsurteils 
infrage stellen. Dadurch würde sich zwar die geschaffene Rechtslage nicht wieder auf 
den vorherigen Status ändern, wohl würden aber die Folgen des nicht der materiellen 
                                                 
355 Zur Rechtsgestaltungsklage vgl Fasching  in Fasching, ZPO, § 226 Rz 24 ff vgl insb die Aufzählung unter 
Rz 33. 
356 Vgl Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 55; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 2;  Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 7; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 58 f; Gellis/Feil, 
GmbHG, § 42 Rz 6;   Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 13. 
357 Zur Gestaltungswirkung im allg. vgl Fasching/Klicka in Fasching, ZPO, § 411 Rz 156 ff. 
358 Vgl dazu oben unter V.3.4.2.2. 
359 Vgl Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 720; Ballon, Erkenntnisverfahren, Rz 327. 
360 Siehe sogleich unten unter V.2.6.2. 
361 Vgl nur Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 722. 
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Rechtslage entsprechenden Urteils eingedämmt werden. Das in der Lit362 immer wieder 
vorkommende Bsp, dass die Rechtskrafterstreckung verhindere, dass eine weitere 
Anfechtungsklage eingebracht werde, ist zwar richtig, aber denkbar schlecht gewählt. 
Käme es nämlich zu keiner solchen Rechtskrafterstreckung, so würde man eine weitere 
Anfechtungsklage zwar nicht zurück-, sehr wohl aber abweisen müssen, da der 
gewünschte Effekt (Vernichtung des Beschlusses) ja bereits eingetreten ist. 
 
 Die §§ 42 Abs 6 und 198 Abs 1 AktG sehen eine Erstreckung der Rechtskraft, eines 
stattgebenden Urteils, auch auf nicht an dem Anfechtungsprozess Beteiligte vor363. Die 
Rechtskraft wird auf alle Gesellschafter erstreckt. Ferner gilt die Rechtskraft auch für die 
Organe der Gesellschaft. Dies ergibt sich bereits daraus, dass das Urteil gegen die 
Gesellschaft gilt.364 § 198 Abs 2 AktG ordnet eine Erstreckung auch auf die Mitglieder 
der Organe an. Dies gilt auch für die GmbH. 365 Das Gesetz will alle am internen 
Gesellschaftsgeschehen Beteiligte erfassen366. Innerhalb der Gesellschaft soll Klarheit 
herrschen. Die Möglichkeit der Geltendmachung von Beschlussmängeln soll im 
Anfechtungsverfahren kanalisiert werden, die Beteiligten haben die Möglichkeit 
streitgenössischer Nebenintervention367. Die Rechtskrafterstreckung gilt allerdings mE 
nur für die Funktion als Gesellschafter, bzw Geschäftsführer oder AR. Die 
dahinterstehenden Organwalter sollen nur dann, wenn sie in ihrer Funktion tätig werden 
von der internen Klärung der Streitfrage erfasst sein. Befindet sich ein Gesellschafter in 
einer Rechtsbeziehung, wie ein Dritter, etwa in einem Arbeitnehmerverhältnis, so gilt für 
jenen Bereich zwar die Gestaltungswirkung, nicht aber die Rechtskrafterstreckung. Ziel 
ist es, wenn interne Streitigkeiten über einen Willensbildungsakt bestehen, diese intern 
für alle Beteiligten, verbindlich und endgültig zu regeln. 
                                                 
362 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 2; Hüffer, AktG, § 248 Rz 8. 
363 Zur Rechtskrafterstreckung vgl Fasching/Klicka in Fasching, ZPO, § 411 Rz 106 ff und 118. 
364 Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 55 ff; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 2; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 6; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 61; Gellis/Feil, 
GmbHG, § 42 Rz 6;  Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 13. 
365 Vgl Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 55 ff; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht S 401. 
366 Vgl hiezu auch 7Ob681/89 = EvBl 1990/30, 147 = JBl 1990, 185 = RdW 1990, 80. 
367 Zur Nebenintervention vgl Ballon, Erkenntnisverfahren, Rz 137 mwN. 
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 Das GenG naturgemäß und das VerG sehen eine derartige Rechtskrafterstreckung 
nicht vor. Aufgrund des Fehlens jeglicher Regelungen und der analogen Anwendung 
aktien- bzw GmbH-rechtlicher Bestimmungen und der gleich gelagerten Interessenlage, 
ist im Bereich der Gen jedenfalls davon auszugehen, dass es auch hier zu einer 
Rechtskrafterstreckung im erörterten Ausmaß kommt. Alles andere würde zu einem 
sachlich nicht rechtfertigbaren Ergebnis führen. 368  Das VerG kennt zwar allgemein 
gehaltene Bestimmungen über die Anfechtung von Beschlüssen, normiert aber keine 
Rechtskrafterstreckung eines stattgebenden Anfechtungsurteils369. Der Gesetzgeber hat 
sich im Zuge der Normierung des § 7 VerG von den GmbH- und aktienrechtlichen 
Bestimmungen leiten lassen. Eine Rechtskrafterstreckung hat er jedoch nicht formuliert. 
Aus der Erläut-RV ergibt sich ebenfalls nicht, wie dies dagegen etwa beim Erfordernis 
des Widerspruchs der Fall ist, dass bewusst davon abgesehen wurde. Ein klarer Wille ist 
aus dem Schweigen des Gesetzes nicht auszumachen.370 Das Bedürfnis nach einer 
Regelung, wie sie bei AG oder GmbH der Fall ist und einer damit verbundenen 
Sicherung des verbandsinternen Rechtsfriedens, besteht bei Vereinen in vergleichbarer 
Weise, weshalb mE eine analoge Anwendung auch auf Anfechtungssurteile von 
Vereinsmitgliederbeschlüssen zu befürworten ist. Auch hier würde es bei analoger 
Anwendung die Möglichkeit streitgenössischer Nebenintervention nach § 20 ZPO geben. 
Freilich stellt die Rechtskrafterstreckung eine Verkürzung der Rechte der 
Vereinsmitglieder dar. Dies ist auch im Bereich der AG, GmbH und Gen der Fall. Hier hat 
sich der Gesetzgeber für die Einschränkung der Position des Einzelnen entschieden. 
Insgesamt ist mE auch im Vereinsrecht davon auszugehen, dass ein stattgebendes 
Anfechtungsurteil rechtskrafterstreckende Wirkung hat.   
  
                                                 
368 Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff, sieht die Anwendung der Vorschriften 
über die Rechtskrafterstreckung als selbstverständlich an. 
369 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 9. 
370 Vgl Erläut-RV zu § 7 VerG, abgedruckt in Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7; 
Prändl, VerG, § 7. 
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2.6.3. Rückwirkung 
 
 Ein stattgebendes Anfechtungsurteil wirkt ex-tunc371. Der Grund dafür liegt mE, wie 
dies auch im allg Zivilrecht der Fall ist, darin, dass sich die Anfechtung gegen einen von 
vornherein bestehenden Wurzelmangel des Rechtsgeschäftes richtet und nur eine 
rückwirkende Vernichtung eine vollständige Sanierung des Mangels gewährleisten 
kann372. In diesem Sinne setzt § 199 Abs 2 AktG die Wirkungen eines angefochtenen 
Beschlusses jenen eines absolut nichtigen gleich.373 Diese Rückwirkung gilt sowohl im 
Innen- als auch im Außenverhältnis. Im Zusammenhang mit ebendieser Rückwirkung 
und der damit verbundenen Rückabwicklung sowie in der Frage um den Schutz 
gesellschaftsfremder Dritter tauchen gewisse Probleme auf. 
  
 In der L wird teils vertreten, dass der Anfechtung eines rechtswidrigen 
Organbestellungsbeschlusses (insb die Bestellung von Aufsichtsräten) keine ex-tunc 
Wirkung zukomme 374 . Dem ist nicht zu folgen 375 . Eine derartige (pauschale) 
Einschränkung entspricht nicht dem Normzweck und würde dazu führen, dass eine 
fehlerhaft vorgenommene Bestellung, im Zeitraum von der Beschlussfassung bis zur 
Rechtskraft des Anfechtungsurteils, ohne Konsequenzen bleiben würde. 
 
  Setzt ein rechtswidrig bestelltes Vertretungsorgan, wie etwa der Vorstand oder ein 
                                                 
371 Vgl z Bsp OGH 29.08.1995, 1Ob586/94, SZ 68/144; OGH 10.10.2002, 6Ob97/02m, SZ 2002/131; OGH 
23.09.1975, 3Ob182/75 = RZ 1976/39, 75 = GesRZ 1976, 27; Beck’sches Hdb der AG, § 5 Rz 298; Thöni, 
Drittschutz, GesRZ 1994, 55; Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 12; Strasser in 
Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 2; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 9; Hüffer, AktG, § 
248 Rz 6; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 61; Raiser, Kapitalgesellschaften, § 12 Rz 176 u. § 33 
Rz 71;  Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 13.  
372 AA offenbar Thöni, Drittschutz, GesRZ 1994, 55. 
373 So auch Karsten Schmidt, Großkommentar zum AktG, § 248 Rz 5. 
374  Dieser Ansicht Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 5; teilw auch für die Wahl der 
Geschäftsführer, Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 13. 
375 So auch Zöllner in Kölner Kommentar zum AktG, § 248 Rz 10 f; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 401; 
Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 248 Rz 10; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 
11; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 64 f; Hüffer, AktG, § 248 Rz 6. 
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Geschäftsführer, Vertretungshandlungen, so wären grds auch diese nicht gültig. Im 
Bereich der AG und GmbH hat allerdings der Gesetzgeber gem den §§ 73 Abs 4 AktG 
und 17 Abs 3 GmbHG Verkehrsschutznormen zugunsten Dritter installiert, indem er die 
Vertretungshandlung gelten lässt, wenn der Vorstand (der Geschäftsführer) im FB 
eingetragen oder bekannt gemacht war und der Dritte den Mangel nicht positiv kannte.376 
Diregger will als logische Fortführung dieses Prinzips eine analoge Anwendung auch auf 
vom AR gesetzte Vertretungshandlungen377. Im GenG existiert eine derartige Regelung 
nicht. Hier kommt, wenn man eine entsprechende Analogie, die mEn mangels 
Wertungswiderspruch geboten scheint, verneinet, § 15 Abs 3 UGB zur Anwendung378. § 
105 Abs 1 AktG bestimmt, dass der ins FB eingetragene Vorstand zur Einberufung der 
Hauptversammlung befugt ist. Hier findet also auch ein Schutz bei lediglich 
innenwirksamen Geschäftsführungshandlungen statt. Ohne diese Regelung wäre freilich 
jede Hauptversammlung, die keine Vollversammlung ist, nach § 199 Abs 1 Z 1 nichtig. 
Eine Analogiebasis für eine Anwendung auf andere Rechtsformen (GmbH und Gen) und 
Organe (AR) ist mE durchaus gegeben379. Der Verein wird nicht ins FB eingetragen, 
weshalb § 15 Abs 3 UGB oder eine Analogie zu den oben erwähnten Vorschriften 
ausscheiden muss. Dennoch bedarf es auch hier, aus selbigen Beweggründen, dem 
Schutz Dritter. Wird durch vereinsinternes Handeln, wie insb durch die Eintragung in das 
Vereinsregister als organschaftlicher Vertreter, der Rechtsschein erweckt, dass gewisse 
Personen zur Vertretung befugt sind, so muss sich auch hier ein Dritter darauf stützen 
können. Es gelten die Prinzipien der Anscheins- und Duldungsvollmacht380.  
  
 Anders stellt sich die Sachlage dar, wenn das vertretende Organ rechtmäßig 
bestellt wurde, aber einen Beschluss ausführt, der später durch erfolgreiche Anfechtung 
                                                 
376 Vgl statt vieler Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 17 Rz 12. 
377 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 11. 
378 Seit Einführung des UGB im Jänner 2006 findet § 15 UGB durch seinen neuen Abs 3 auch auf 
ursprünglich unrichtige Eintragungen Anwendung. vgl dazu Keinert, Unternehmensrecht, Teil II, Rz 58 ff. 
379 Hierzu Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 22; vgl dazu auch Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 42 Rz 13, welche dies aus einer normzweckorientierten Einschränkung der ex-tunc Wirkung 
schließen.  
380 Vgl nur P. Bydlinski, ABGB, AT, § 9 Rz 25.  
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wegfällt. Hier greifen grds die Bestimmungen der §§ 20 Abs 2 GmbHG, 74 Abs 4 AktG, 19 
GenG und 6 Abs 3 VerG über die Formalvollmacht.381 Die geschlossenen Geschäfte sind 
gültig. Die Formalvollmachten finden jedoch dort ihre Grenze, wo der ordnungsgemäße 
Beschluss der Mitgliederversammlung ein Tatbestandsmerkmal für die Wirksamkeit des 
Durchführungsgeschäfts ist. Dies ist bei sog Grundlagengeschäften der Fall382. Darunter 
fallen bei Kapitalgesellschaften insb strukturändernde Beschlüsse, wie 
Kapitalerhöhungen, Verschmelzungen, Spaltungen, Umwandlungen, aber etwa auch der 
Abschluss eines Beherrschungs- oder Gewinnabführungsvertrages. Hier schlägt eine 
erfolgreiche Anfechtung auch auf Dritte durch. Auch hier sollte es, ganz der Systematik 
folgend, grds zu einer ex-tunc Wirkung des Anfechtungsurteils kommen383.  § 15 Abs 3 
soll nach der hL hier keinen Schutz bieten, da der Rechtsschein eine gesetzliche 
Wirksamkeitsvoraussetzung nicht ersetzen könne 384 . Der Gesetzgeber hat für 
Umgründungen (namentlich bei Verschmelzungen, Spaltungen und verschmelzenden 
Umwandlungen) allerdings besondere Mechanismen geschaffen, die den Schutz des 
Rechtsverkehrs sicherstellen sollen. So besteht während der Anfechtungsfrist eine 
Registersperre 385  und nach Eintragung sogar ein absoluter Bestandschutz 386 . Bei 
fehlerhaften Kapitalerhöhungsbeschlüssen will ein Teil der L die Bestimmungen über die 
                                                 
381 Vgl nur Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 61 f. 
382 Vgl dazu allg Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 156; genauer Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 
Rz 5; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 13; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 62 f; 
vgl auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 14 und auch bspw § 20 Rz 21. 
383Zöllner in Kölner Kommentar zum AktG, § 248 Rz 17 f; K. Schmidt in Großkommentar zum AktG, § 248 
Rz 5; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 5; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 
9 u. 14; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 63; Hüffer, AktG, § 248 Rz 6 f; aA Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 42 Rz 14. 
384 Dieser Ansicht Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 13; Strasser in Jabornegg/Strasser, 
AktG, § 198 Rz 5 (Im Ergebnis dieser Ansicht, im Weg jedoch verfehlt, da neben dem alten § 15 HGB eine 
Wirkung auch für ursprünglich unrichtige Eintragungen zugestanden wird.). Zu beachten ist, dass seit der 
Reform 2006 § 15 Abs 3 UGB nunmehr auch für ursprünglich unrichtige Eintragungen gilt. Im Prinzip 
schreibt er allerdings das fest, was ohnedies der hL entsprochen hat. (Vgl dazu Krejci, Handelsrecht,  S 81) 
Insofern verfehlt und unverständlich, da verwechselnd Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 14. 
385 Vgl die §§ 225 Abs 2 AktG, 12 Abs 2 SpaltG und 2 Abs 3 UmwG. 
386 Vgl die §§ 230 Abs 2 AktG, 14 Abs 3 SpaltG und 2 Abs 3 UmwG. 
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fehlerhafte Gesellschaft angewandt wissen387.  
 
 Inwiefern es bei Dauerschuldverhältnissen, wie etwa bei einem 
Gewinnabführungsvertrag, zu einer, aus dem allg Zivilrecht bekannten, lediglichen 
ex-nunc Wirkung der Anfechtung kommt, ist nicht geklärt 388 . Es ist aber davon 
auszugehen, dass allgemein, dh auch bei keinen Grundlagengeschäften, bei schon in 
Vollzug gesetzten Dauerschuldverhältnissen, die erhebliche Rückabwicklungsprobleme 
mit sich bringen, in Anlehnung an das im allg Zivilrecht Vertretene, eine ex-nunc Wirkung 
Platz greift389. 
  
 Eine erfolgreiche Anfechtungsklage vernichtet den gefassten rechtswidrigen 
Beschluss, schafft aber nicht gleichzeitig einen neuen rechtskonformen Beschluss. Eine 
positive Feststellung eines anderen Beschlussergebnisses ist grds nicht möglich. Ein 
solcher muss erst, in dem dafür vorgesehenen Verfahren, neu geschaffen werden.390 
Periodisch zu fassende Beschlüsse der Mitgliederversammlung bedürfen demnach einer 
Wiederholung. Eine Ausnahme von der bloßen Vernichtung gelte nach hL391 und Rspr392 
dann, wenn der Fehler darin liegt, dass das Abstimmungsergebnis falsch festgestellt 
wurde. In einem solchen Fall könne gemeinsam mit der Anfechtungsklage ein positives 
Beschlussfeststellungsbegehren gestellt werden. Das festgestellte Beschlussergebnis 
habe dieselben Wirkungen, die dem stattgebenden Anfechtungsurteil zukommen. Dem 
ist zu folgen, zumal dem Anfechtenden mit der Vernichtung des Beschlusses alleine 
wenig geholfen ist. Zu beachten ist jedoch, dass das Beschlussfeststellungsbegehren nur 
dann zulässig ist, wenn der Beschluss (etwa durch den Versammlungsleiter) falsch 
                                                 
387 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 14 mwN. 
388 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 14 mit weiterführenden Literaturangaben. 
389 Vgl dazu allg Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 14. 
390 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 3; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 66; 
391 Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 3; 
Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 65. 
392 OGH 25.06.2003, 9Ob64/03g, ecolex 2003/375z , 916 = RdW 2004/15, 23 = EvBl 2004/1, 55; OGH 
25.01.2006, 7Ob300/05a, ecolex 2006/ 215 = GeS 2006, 167 = ÖJZ-LSK 2006/109 u. 110 = RdW 2006/260 
= RZ-EÜ 2006/193. 
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festgestellt wurde, denn nur bei solchen Mängeln kann das korrekte Beschlussergebnis 
treffsicher ermittelt werden.  
 
2.7. Schaden durch unbegründete Anfechtung 
 
 Die §§ 42 Abs 7 GmbHG und 198 Abs 2 AktG sehen eine Haftung des 
Anfechtungsklägers vor, wenn dieser vorsätzlich oder grob fahrlässig durch 
unbegründete Anfechtung einen Schaden verursacht393.  
 
 Dies gilt jedenfalls für eine Anfechtung durch Gesellschafter. Der Gesetzgeber 
normiert demnach eine über den Schadenersatz wegen sittenwidriger Schädigung nach 
§ 1295 Abs 2 ABGB hinausgehende Schadenersatzpflicht, die bereits bei grober 
Fahrlässigkeit greift394. Da es sich dabei um eine Bestimmung aus dem Hintergrund der 
Treuepflicht handelt, gilt dies mE auch bei anderen Rechtsformen (Gen, Verein), bei 
welchen die Mitglieder ja ebenfalls in einer Treuebindung zum Verband stehen. Diese 
Schadenersatzpflicht ergibt sich mE also bereits aus dem Vorhandensein einer 
Treuebindung, weshalb es folglich einer Analogie mangels Lücke nicht Bedarf.  
 
 Nach hL395 komme es bei einer Anfechtung durch Verwaltungsorgane oder deren 
Mitglieder zur Anwendung des für sie geltenden objektiven Sorgfaltsmaßstabs und 
deshalb auch bereits zu einer Haftung bei bloß leichter Fahrlässigkeit. Dem ist zu folgen. 
Es soll die aus der Treuebindung der Gesellschafter herrührende Schadenersatzpflicht 
normiert werden und nicht zu einer Haftungserleichterung der Verwaltung kommen. Ist 
der Schaden durch die Anfechtung eines mehrgliedrigen Organs entstanden, so muss 
eine Haftung jener Mitglieder, die sich gegen die Anfechtung ausgesprochen haben 
                                                 
393 Allg dazu Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 42 Rz 16; Gellis/Feil, GmbHG, § 42 Rz 7; Kostner/Umfahrer, 
GmbH, Rz 493. 
394 Bei einer sittenwidrigen Klagsführung kommt es ohnedies bereits zu einer Abweisung. Vgl unten unter 
V.2.8. 
395 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 9; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 22.  
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unterbleiben396.  
 
  Unbegründet sei eine Anfechtung dann, so die hL397, wenn ihr jede Berechtigung 
fehlt, sie also zurück oder gänzlich abgewiesen wird. Dringt der Anfechtungskläger nur 
zum Teil durch, so entstehe keine Schadenersatzpflicht. Dem ist mE nicht zu folgen, da 
es auf den Zusammenhang zwischen gesetztem Fehlverhalten und entstandenem 
Schaden ankommt. Nur weil etwa mehrere Beschlüsse im Zuge einer Anfechtungsklage 
angefochten werden, kann die Schadenersatzpflicht nicht gänzlich entfallen. Insofern 
relativiert Diregger, dass es sehr wohl auch bei teilweiser Unbegründetheit zu einer 
Schadenersatzpflicht kommen kann. Werden also mehrere Beschlüsse angefochten und 
beruhen diese auf unterschiedlichen Lebenssachverhalten, so kann es zu einer 
Schadenersatzpflicht kommen.398 
 
 2.8. Exkurs: Missbrauch des Anfechtungsrechts 
 
 Das Gesetz selbst sieht Mechanismen vor, welche die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar vor rechtsmissbräuchlichen Klagen schützen sollen. So trägt der Kläger 
zunächst ein erhebliches Kostenrisiko, weiters hat der Kläger für den der Gesellschaft 
entstandenen Schaden aufzukommen, wenn die Klage unbegründet war und dem Kläger 
hierbei Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gefallen ist399. Des Weiteren kann dem 
Kläger eine Sicherheitsleistung aufgetragen werden, wenn der Gesellschaft durch 
unbegründete Anfechtung ein Schaden droht400. Bei in das Firmenbuch einzutragenden 
Beschlüssen hat das Firmenbuchgericht erstens die Anfechtungsgründe nicht von Amts 
wegen zu beachten und kann zweitens nach § 19 Abs 2 FBG selbst dann, wenn eine 
Vorfrage, wie dies bei einer Anfechtungsklage der Fall wäre, anhängig ist, wenn das 
rechtliche oder wirtschaftliche Interesse an einer raschen Erledigung erheblich überwiegt, 
                                                 
396 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 8. 
397 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 8; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 22. 
398 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 24. 
399 Vgl § 42 Abs 7 GmbHG und § 198 Abs 2 AktG; zum Schadenersatz vgl oben unter V.2.7. 
400 Vgl § 42 Abs 3 GmbHG und § 197 Abs 4 AktG. 
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das Verfahren nicht aussetzen und somit eine Eintragung vornehmen401. 
 
 Daneben sind rechtsmissbräuchliche Anfechtungsklagen, auch wenn sie ansonsten 
begründet sind, abzuweisen. Als Grundlage dient § 195 Abs 2 ABGB und die dort 
aufgestellten Kriterien. Eigennütziges Verhalten als solches begründet selbstverständlich 
noch keinen Rechtsmissbrauch. Vielmehr wird dies etwa bei erpresserischen Verhallten 
der Fall sein.402  
 
3. Die Nichtigkeit 
  
3.1. Allgemeines 
 
 Die gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von 
Beschlüssen der Mitglieder sind in den einzelnen Materiengesetzen sehr unterschiedlich 
ausgestaltet und reichen von einer Differenzierung zwischen Nichtigkeit und 
Anfechtbarkeit (AktG und VerG) über eine völlige Negierung der Existenz nichtiger 
Beschlüsse, jedoch Anerkennung anfechtbarer Beschlüsse (GmbHG) bis hin zu einem 
gänzlichen Ausbleiben jedweder Regelung (GenG). Es kann aber als gesichert 
angesehen werden, dass bei all diesen Rechtsformen und damit auch bei GmbH und 
Gen eine Differenzierung zwischen nichtigen 403  und anfechtbaren Beschlüssen 
vorzunehmen ist404.  Die Problematik beschränkt sich nicht auf einzelne Rechtsformen. 
                                                 
401 Vgl Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 276; Burgstaller in Jabornegg, HGB, § 19 FBG Rz 4.  
402 Vgl zu der ganzen Thematik sehr umfassend Bison, Mißbrauch, S 243 ff; vgl auch Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG,  § 196 Rz 66 f; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 40. 
403 Auch Scheinbeschlüsse sind nichtige Beschlüsse. 
404  Zur Gen vgl OGH 26.01.1995, 6Ob635/94 , SZ 68/20 = HS 26.252 = ÖJZ 1995/123, mwN 
Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 33; OGH 29.06.1989, 6Ob605/89, HS 20.185, ÖJZ 1989/187, mwN 
Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 34;  Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; 
Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 17 ff;  zur GmbH: Der OGH ist in seiner Rspr terminologisch nicht 
auf der Linie der Lehre, anerkennt aber dennoch ganz klar die Notwendigkeit der Existenz von Beschlüssen, 
die keinerlei Wirkung entfalten können. Oft bezeichnet er diese bei Verfahrensfehlern als Scheinbeschlüsse. 
Vgl Eckert, GmbH-Gesellschafterbeschlüsse, GeS 2004, 228ff, mit einer umfassenden Darstellung der 
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ME lässt sich sogar die kühne Behauptung in den Raum stellen, dass der Gesetzgeber, 
so er die entsprechenden Gesetze neu erließe, mit Sicherheit eine Differenzierung 
zwischen nichtigen und anfechtbaren Beschlüssen bei all diesen Rechtsformen vorsehen 
würde. Dafür spricht auch § 7 VerG, welcher als jüngste Norm die Differenzierung 
nunmehr auch im VerG verankert hat. Aufgrund der Gleichartigkeit des Problems 
empfiehlt sich eine einheitliche Behandlung der unterschiedlichen Rechtsformen. 
Besonders ist dabei zu prüfen, ob bestehende Bestimmungen einer Erstreckung in Form 
einer Analogie auf andere Verbände, bei welchen vergleichbare Themenbereiche 
(irrtümlich) regelungslos geblieben sind, zugänglich sind. Dies scheint auch schon im 
Sinne einer verfassungskonformen Interpretation geboten405. Auf rechtsformspezifische 
Aspekte ist natürlich Rücksicht zu nehmen. 
 
3.2. Nichtigkeitsgründe 
 
3.2.1. Voraussetzung zur Nichtigkeit 
 
 Im Folgenden soll rechtsformübergreifend erörtert werden, welche Normen 
überhaupt abstrakt geeignet sind, bei einem erfolgten Verstoß, die Nichtigkeit eines 
Beschlusses herbeizuführen. Beschlüsse der Mitglieder eines Verbandes können 
jedenfalls dann nichtig sein, wenn sie gegen gesetzliche Bestimmungen oder gegen die 
guten Sitten verstoßen. Dieses Prinzip lässt sich aus den bestehenden 
Nichtigkeitstatbeständen der §§ 199 AktG und 7 VerG unmittelbar entnehmen. Ein 
Satzungsverstoß kann, zumindest dem Wortlaut nach, nicht zu einer Nichtigkeit führen. 
In diesem Sinn führt § 7 VerG einen Satzungsverstoß nur als Ursache einer möglichen 
Anfechtbarkeit, nicht aber einer Nichtigkeit an. Dies scheint mE insofern sinnvoll, als 
durch einen Satzungsverstoß nicht in Rechte Dritter, denen ja folglich die Möglichkeit 
einer Anfechtung nicht offen stehen würde, eingegriffen werden kann. Ein Verstoß greift 
folglich lediglich in die Position Anfechtungsbefugter ein, weshalb die Sanktion der 
                                                                                                                                                              
OGH-Judikatur; für die Lehre statt vieler Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 7. Bei AG und Vereinen 
sieht bereits das Gesetz eine Differenzierung vor. 
405 Zur verfassungskonformen Interpretation Öhlinger, Verfassungsrecht, Rz 36 ff. 
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Nichtigkeit nicht notwendig erscheint. Dies trifft in erster Linie auf Inhaltsmängel zu. Für 
den Bereich der Verfahrensfehler kann dieses Prinzip hingegen nicht gelten.406 Bedenkt 
man, dass insb bei Vereinen, aber auch bei anderen Verbänden, in der Satzung 
wesentliche Verfahrensabläufe, wie etwa die Art der Einberufung oder das 
Einberufungsverfahren überhaupt, geregelt sein können, so ist es evident, dass ein 
Beschluss, im Zuge dessen Bildung derartige Bestimmungen nicht eingehalten wurden, 
absolut nichtig sein muss. Ein Beschluss, der unter derart (auch in der Satzung 
normierter) starken Verfahrensmängeln leidet, dass er dem Organ nicht zugerechnet 
werden kann, ist als absolut nichtig zu qualifizieren. Welche Mängel eine derartige 
Zurechnung verhindern, wird noch zu klären sein und unter V.3.2.3. erörtert. Die 
entsprechenden Tatbestände, die die Nichtigkeit eines satzungswidrigen Beschlusses 
nicht zulassen, sind mE so auszulegen, dass der Begriff „Beschluss” als 
Tatbestandsmerkmal eben erst dann erfüllt ist, wenn auch tatsächlich ein Verfahren 
stattgefunden hat, welches einen Beschluss diesem ganz konkreten Rechtsträger auch 
zurechnet. 
 
3.2.2. Inhaltsmängel 
 
3.2.2.1. Grundsätzliches 
 
 Die gesellschaftsrechtlichen Anfechtungs- und Nichtigkeitstatbestände stellen, 
jedenfalls hinsichtlich inhaltlicher Beschlussmängel, Spezialnormen bzw 
Konkretisierungen des § 879 ABGB dar407. Diese Norm ist sozusagen die gemeinsame 
Basis408. Die entsprechenden Vorschriften sind demnach mE auch im Sinne der zu § 879 
ABGB entwickelten Grundsätze auszulegen. Die Ausfüllung der Nichtigkeitstatbestände 
und damit die Frage, wann ein Beschluss absolut nichtig oder bloß anfechtbar ist bzw ob 
                                                 
406 Vgl  Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 26. 
407 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 33 ff. 
408 Man beachte in diesem Zusammenhang insbesondere die Formulierung des § 7 VerG. 
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daneben noch eine Kategorie lediglich geltendzumachend nichtiger Beschlüsse 409 
existiert, sollte, was inhaltlich mangelhafte Beschlüsse anbelangt, im Lichte des § 879 
ABGB erfolgen. Wie bereits dargestellt, differenziert § 879 ABGB, je nachdem wen das 
Verbot (oder die Sittenwidrigkeit) schützen soll, zwischen einer geltendzumachenden 
und einer absoluten Nichtigkeit. Eine absolute Nichtigkeit ist immer dann anzunehmen, 
wenn öff Interessen berührt sind. In einem solchen Fall kann einem Rechtsgeschäft 
keinerlei Verbindlichkeit zukommen. Ist dies nicht der Fall, so kommt es lediglich zur 
geltendzumachenden Nichtigkeit. Sie ist folglich dann anzunehmen, wenn nur ein 
bestimmter Personenkreis geschützt ist. Die geltendzumachende Nichtigkeit kann dann 
immer nur von dem entsprechend Geschützten geltend gemacht werden. Selbiges gilt 
auch für die Anfechtung. Auch ihre Geltendmachung kann einem bestimmten 
Personenkreis überlassen bleiben. Die geltendzumachende Nichtigkeit und die 
Anfechtung überlappen sich hinsichtlich ihres theoretisch möglichen 
Anwendungsbereichs. Nicht jedoch die absolute Nichtigkeit. Da hier in öff Interessen 
eingegriffen wird, muss sie allen gegenüber wirken. Ihre Geltendmachung kann nicht zur 
Disposition gestellt werden.  
 
 Im Gesellschaftsrecht findet sich keine Aufzählung jener Verstöße, welche die 
Anfechtbarkeit auslösen. Vielmehr können nur jene Verstöße anfechtbar sein, die nicht 
bereits absolut nichtig sind. Es gilt also zu klären, welche Beschlüsse absolut nichtig sind 
und weiters, ob all jene Beschlüsse, die nicht absolut nichtig sind, der Anfechtbarkeit 
unterliegen oder ob es „dazwischen” noch eine geltendzumachende Nichtigkeit gibt. 
Auch ist es theoretisch möglich, dass ein Beschluss für einen bestimmten Personenkreis 
anfechtbar ist, für einen anderen jedoch der geltendzumachenden Nichtigkeit unterliegt. 
Im Falle einer absoluten Nichtigkeit ist dies dagegen freilich nicht möglich. 
 
3.2.2.2. Absolute Nichtigkeit 
 
 (1) Wie bereits erwähnt, müssen der absoluten Nichtigkeit jene Beschlüsse 
                                                 
409 So Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 90 ff; Thöni, Sittenwidrigkeit, WBl 1992, 353 ff; vgl auch 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16. 
- 108 - 
 
unterliegen, die inhaltlich in öff Interessen eingreifen. Dieser zu § 879 ABGB entwickelte 
Grundsatz der Inhaltskontrolle von Rechtsgeschäften findet auch im Gesellschaftsrecht 
Anwendung. Dies lässt sich schon auch aus § 199 Abs 1 Z 3 AktG ableiten. § 7 VerG ist in 
diesem Sinne zu verstehen. Wenn § 7 VerG also davon spricht, dass es zu einer 
Nichtigkeit dann kommen soll, wenn der Zweck des übertretenen Verbotes es verlangt, 
so ist ein Beschluss, der gegen ein Verbot verstößt, welches den Schutz der 
Allgemeinheit bezweckt, als absolut nichtig anzusehen. Auch Beschlüsse der Mitglieder 
einer Gen oder einer GmbH müssen in einem solchen Fall absolut nichtig sein. Bei der 
Gen kommt es ohnedies, wie bereits mehrfach erwähnt, zur analogen Anwendung des 
AktG410. Auch bei der GmbH muss mit der hL411 die Existenz derartiger Beschlüsse 
anerkannt werden. Die Rspr hat diese Frage jedoch stets offen gelassen412. Dem dort 
unbegrenzt formulierten Anfechtungsrecht kann ein derart weitreichender Umfang 
unmöglich zugestanden werden, würde dies doch bedeuten, dass die Gesellschafter und 
der Verband durch seine Organe es in der Hand hätten, jedem nur erdenklichen 
Beschlussinhalt endgültige Bestandskraft zu verleihen. 
  
 (2) Nunmehr gilt es zu klären, wann die Mangelhaftigkeit eines Beschlusses derart 
weitrechend ist, dass sie mit der strengen Rechtsfolge der absoluten Nichtigkeit zu 
ahnden ist. Es empfiehlt sich nach den in § 199 Abs 1 Z 3 AktG für die AG normierten 
Nichtigkeitsgründen vorzugehen. Insb ist jeweils zu prüfen, ob das dort Normierte, mittels 
Analogie oder durch Ausfüllen eines generelleren Tatbestandes (VerG), auch auf andere 
Rechtsformen Anwendung finden kann. 
  
 (a) § 199 Abs 1 Z 3 2 Fall ordnet an, dass Beschlüsse, die gegen Vorschriften 
verstoßen, die überwiegend dem Gläubigerschutz dienen, nichtig sind. Anfechtung 
kommt insgesamt (bei allen Rechtsformen) nicht in Betracht, da Gläubigern grds (wenn 
                                                 
410 Vgl hiezu die Ausführeungen oben. 
411 So schon Plöchl, “Nichtige” Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1957, 305 ff; Schönherr, Nichtigkeit 
von Gesellschafterbeschlüssen, JBl 1960, 1 ff; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 392 ff; Thöni, 
Generalversammlungsbeschlüsse, S 53 ff;  Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5; Artmann, Offene Fragen, GeS 
2007, 3 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12 ff.  
412 Vgl dazu die Judikaturanalyse bei Eckert, GmbH-Gesellschafterbeschlüsse, GeS 2004, 228 ff. 
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sie nicht gleichzeitig Mitglieder sind) keine Anfechtungsbefugnis zukommt. Es kann nicht 
der Disposition der Mitglieder überlassen bleiben, ob sie Gläubigerschutz praktizieren 
oder nicht. Als Rechtsfolge sieht das AktG nach ganz hL413 die absolute Nichtigkeit vor. 
Dies wird auch bei anderen Verbänden vertreten414. Der Gläubigerschutz wird also als öff 
Interesse betrachtet, oder diesem jedenfalls soweit angenähert, als es zu denselben 
Rechtsfolgen kommt und sich folglich jeder auf die Nichtigkeit des Beschlusses stützen 
kann415.    
 
 Nach allg Zivilrecht sind Rechtsgeschäfte grds nur dann absolut nichtig, wenn sie 
gegen Vorschriften verstoßen, die dem Schutz öff Interessen dienen 416. Ansonsten 
kommt es lediglich zu einer geltendzumachenden Nichtigkeit, die von jenem eingewandt 
werden kann, der vom Verstoß betroffen ist. Es stellt sich also, wie erwähnt, die Frage, ob 
der Schutz von Gläubigerinteressen im öff Interesse steht. Betrachtet man den 
Nichtigkeitstatbestand des § 199 Abs 1 Z 3 AktG, welcher sich dem Gläubigerschutz 
verschreibt, so wird schnell klar, dass der Gläubigerschutz nach der Intention des 
Gesetzes (im Bereich mangelhafter Beschlüsse) offenbar zu den öff Interessen gezählt 
wird417. Dies ist insofern sinnvoll, als dieser zu einem erheblichen Anteil einem - im öff 
Interesse stehenden - funktionierenden Wirtschaftsleben dienlich ist und folglich die 
Ahndung einer Verletzung nicht zur Disposition gestellt werden kann. Der hL ist demnach 
insoweit – und dies bei allen behandelten Verbänden – zu folgen, als Beschlüsse, die 
gegen Gläubigerschutzbestimmungen verstoßen, absolut nichtig sind.  
                                                 
413 Vgl nur Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 50; in Dtld z Bsp Hüffer, AktG, § 241 Rz 4. 
414  Vgl insoweit zur Genossenschaft Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7 ff; 
Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 19; OGH 26.01.1995, 6Ob635/94 , SZ 68/20 = HS 26.252 = ÖJZ 
1995/123, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 33; OGH 29.06.1989, 6Ob605/89, HS 20.185, ÖJZ 
1989/187, mwN Heidinger/Schneider, AktG, § 195 E 34; zur GmbH z Bsp Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 
392 f; Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 473;  Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 86 
f; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5. Für das VerG, im Grundsätzlichen differenzierend, 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16. 
415  Vgl nur Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; Thöni, 
Generalversammlungsbeschlüsse, S 107 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 50. 
416 Vgl nur Krejci in Rummel, ABGB, I, § 879 Rz 248 und im Vergleich 248b. 
417 So auch Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 15. 
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 Mit Gläubigerschutzbestimmungen sind nicht nur jene Bestimmungen gemeint, die 
ausdrücklich selbigen bezwecken, sondern auch jene Bestimmungen, die nicht bloß 
untergeordnet dem Schutz ebendieser dienen 418 . Insbesondere erfasst sind somit 
Bestimmungen, die die Kapitalerhaltung und Aufbringung bezwecken, aber auch 
Bilanzierungsvorschriften oder solche über die Firma. Auch außerhalb der 
Materiengesetze angesiedelte Bestimmungen können (auch) den Gläubigerschutz zum 
Ziel haben.419 Eine Aufzählung all jener Vorschriften ist schwer möglich und soll auch 
nicht Gegenstand dieser Arbeit sein. Es beleibt im Einzelfall zu prüfen, ob eine 
Gläubigerschutzverletzung vorliegt oder nicht. 
 
 (b) Beschlüsse, die dem Wesen der entsprechenden Rechtsform widersprechen, 
sind absolut nichtig. Dies ordnet § 199 Abs 1 Z 3 1 Fall AktG für die AG an420. Dies gilt 
nicht nur für die AG, sondern muss mE mangels erkennbarer Wertungsunterschiede 
auch für die anderen hier behandelten Rechtsformen gelten. Die Aufrechterhaltung des 
Wesens einer bestimmten Rechtsform steht im öff Interesse. Dies muss kraft Analogie 
auch für die GmbH 421  und die Gen 422  gelten. Auch hier darf die Existenz solcher 
Beschlüsse nicht in den disponiblen Bereich der Mitglieder gestellt werden. Beim Verein 
ist § 7 VerG in dieser Hinsicht auszulegen. Freilich ist dieser Tatbestand ausgesprochen 
unbestimmt und bedarf näherer Erläuterung. 
 
                                                 
418 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 39; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 
134. 
419  Zu dem Ganzen vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, Reich-Rohrwig, 
GmbH-Recht, S 392 f; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S  86 f; Strasser in Jabornegg/Strasser, 
AktG, § 199 Rz 10; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 RZ 40 f; Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 134; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 
41 Rz 13. 
420 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 8; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 
Rz 34 ff; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 132 f. 
421 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12. 
422 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 
19. 
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 Ein wesenswidriger Beschluss liegt in erster Linie dann vor, wenn dieser 
Beschluss die Satzung abändert und dabei inhaltlich gegen zwingende Normen verstößt. 
Dies muss jedoch nicht schon bereits beim Verstoß gegen jegliche zwingenden Normen 
der Fall sein423. Welche Normen nun diesen festen, nicht abänderbaren Wesenskern 
ausmachen, ist freilich mittels Auslegung zu klären. Einen Anhaltspunkt im Aktienrecht 
bietet etwa § 1 AktG, welcher gewisse Begriffsmerkmale aufstellt, die in den einzelnen 
Bestimmungen ihre Ausgestaltung finden424. Diese zwingenden Normen sichern auch 
das im öff Interesse stehende Prinzip des numerus clausus der Rechtsformen425. Der 
Versuch, eine davon abweichende Verbandsordnung zu installieren, führt zur absoluten 
Nichtigkeit ebendieser. Meist wird dies wohl bei der Änderung gewisser 
Strukturmerkmale der Fall sein. Thöni führt etwa die Ausgabe von Inhaberpapieren der 
Geschäftsanteile einer GmbH, die Ausschließung der Übertragbarkeit und Vererblichkeit 
der Geschäftsanteile, die Beseitigung unentziehbarer Individual- und Minderheitsrechte 
oder den Entzug des Anfechtungs- und Teilnahmerechts an426. Ebenfalls gilt dies etwa 
für einen die unbeschränkte Haftung der Gesellschafter installierenden Beschluss427. Ein 
wesenswidriger Beschluss liegt also jedenfalls dann vor, wenn in die Grundprinzipien der 
gesetzlich determinierten Verbandsordnung eingegriffen wird. Dies bedeutet freilich nicht, 
dass ein satzungsändernder Besschluss, der nicht in den Wesenskern des Verbandes 
eingreift, nicht aus anderen Gründen absolut nichtig sein kann.  
 
 Weiters stellt sich die Frage, ob auch nicht-satzungsändernde Beschlüsse gegen 
das Wesen der entsprechenden Rechtsformen verstoßen können. Nach der hL428 wird 
                                                 
423 Insofern zu weit Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 392; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5. 
424 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 8; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 
Rz 35; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 132; vgl dazu auch OGH 29.08.1995, 1Ob586/94, SZ 
68/144 = RdW 1996, 60 = WBl 1996, 81 = AnwBl 1996, 574. 
425 Zum numerus clausus vgl Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 5 f mwN. 
426 Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 89. 
427 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 15. 
428 Vgl dazu Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 89 (Mit einigen Beispielen, die sich zweifelsohne 
nicht auf Satzungsänderungen beziehen.); Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG,  § 199 Rz 8; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 34 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12 (dieser verweist 
auf aktienrechtliche Grundsätze); Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 392 und Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5 
- 112 - 
 
dies richtigerweise bejaht. Zu weit geht mE allerdings auch hier der Ansatz, dass der 
Verstoß gegen jegliche zwingenden gesetzlichen Bestimmungen zur absoluten 
Nichtigkeit wegen Wesenswidrigkeit führe429. In der Literatur werden neben perplexen 
Beschlüssen und solchen von unzuständigen Organen etwa Beschlüsse genannt, die jur 
Personen zu Aufsichtsräten bestellen 430  aber auch solche, die generell gegen die 
AR-Bestellungskriterien verstoßen431. Wieweit der Tatbestand tatsächlich reicht ist im 
Einzelnen schwer auszumachen. ME ist dies, nicht anders als bei satzungsändernden 
Beschlüssen, dann der Fall, wenn gegen oben erwähnte Grundprinzipien des Verbandes 
verstoßen wird.  
 
 Unter perplexen Beschlüssen werden solche verstanden, denen aufgrund ihrer 
Unklarheit oder Widersprüchlichkeit kein Sinn beigemessen werden kann oder die von 
Umständen ausgehen, die rechtlich oder tatsächlich nicht gegeben sind.432 So sei etwa 
nach der Rspr433 ein Kapitalerhöhungsbeschluss, der die Existenz eines vorangehenden 
nichtigen Kapitalerhöhungsbeschlusses voraussetzt, selbst nichtig. Unklar – im Ergebnis 
aber unbedeutend – ist jedoch, ob ein solcher Beschluss wesenswidrig ist oder sonst 
wegen Verletzung von Vorschriften, die im öffentlichen Interesse liegen, nichtig ist434.  
Unklare oder widersprüchliche Beschlüsse sind mE jedoch bereits, so ihr 
Regelungsgehalt unverständlich oder unbestimmt im Sinne des § 869 ABGB ist, nach 
dieser Norm asolut nichtig. 
 
 Beschlüsse von inkompetenten Organen werden als dem Wesen des Verbandes 
                                                                                                                                                              
gehen  hingegen überhaupt davon aus, dass jeder Beschluss, der gegen zwingende gesetzliche 
Bestimmungen verstößt absolut nichtig ist. 
429 Vgl obige FN. 
430 So Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 89. 
431 Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 133. 
432 Vgl Harrer, Fehlerhafte Willensbildung im Aktienrecht, WBl 2000, 60; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, 
AktG, § 199 Rz 37; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12. 
433  OGH 19.12.2000, 10Ob32/00d, RdW 2001/375, 341 = WBl 2001/93, 133 = ecolex 2002/349, 890. 
434 Vgl OGH 19.12.2000, 10Ob32/00d, RdW 2001/375, 341 = WBl 2001/93, 133 = ecolex 2002/349, 890; 
Harrer, Fehlerhafte Willensbildung im Aktienrecht, WBl 2000, 60; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 
12. 
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widersprechend angesehen 435 . Dies kann mE nur bei der Verletzung gesetzlich 
zwingender Kompetenzvorschriften der Fall sein. Geht man allerdings von der hier 
vertretenen Ansicht aus, dass ein von einem inkompetenten Organ gefasster Beschluss 
diesem nicht zugerechnet werden kann, so wird sich diese Frage nicht stellen, da der 
Beschluss bereits mangels Zurechnung absolut nichtig ist.  
 
 Insgesamt ist die Bedeutung der Frage nach dem Wesen der jeweiligen Verbände 
dahin gehend zu relativieren, dass ein solcher Beschluss meist bereits aus anderen 
Gründen (insb Gläubigerschutz) nichtig sein wird. Außerdem ist eine klare Abgrenzung 
der Tatbestände schwer möglich und auch mangels Rechtsfolgenunterschiede von 
untergeordneter Bedeutung436. 
 
 (c) Weiters ordnet § 199 Abs 1 Z 3 3 Fall gleichsam als Generalklausel an, dass 
Beschlüsse, die gegen sonstige im öffentlichen Interesse stehende Vorschriften 
verstoßen, nichtig sind. Dies muss - nicht anders als im allg Zivilrecht437 - auch bei 
anderen Verbänden (wie eben auch bei GmbH438, Gen439 und Vereinen440) der Fall sein. 
Die Einhaltung von im öffentlichen Interesse gegebenen Normen kann nur im Einzelfall 
beurteilt werden. Auch sind Unterschiede zwischen den einzelnen Rechtsformen 
anzunehmen. So wird mit gutem Grund vertreten, dass das Handeln einer AG wohl in der 
Regel stärker im öff Interesse liegen wird als das einer GmbH441. Es handelt sich um eine 
                                                 
435 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 36; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 15. 
436 Dies wird insb. bei § 7 VerG deutlich, der ja diese Tatbestandsmerkmale nicht kennt. Dennoch eignen sie 
sich, um den Anwendungsbereich des § 7 VerG zu konkretisieren. 
437 Vgl dazu nur Krejci in Rummel, ABGB,  § 879 Rz 248. 
438  Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 87; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 14. 
439 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 7; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 
17.  
440 Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 14, verweisen sogar auf die Norm des § 
879 ABGB und stellen klar, dass die Nichtigkeit von Beschlüssen an den dazu entwickelten Gedanken 
anknüpft.  
441 So Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 87; vgl auch Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 
199 Rz 9; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 134 f;  
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Notwendigkeit, Rechtsgeschäfte, die gegen Normen verstoßen, deren Einhaltung im öff 
Interesse gelegen ist, mit der Sanktion der absoluten Nichtigkeit zu belegen. Die 
Gültigkeit derartiger Rechtsgeschäfte muss privatrechtlicher Disposition entzogen sein. 
 
(d) Sittenwidrige Beschlüsse: § 7 VerG bestimmt, dass Beschlüsse, die gegen die 
guten Sitten verstoßen, sofern diese die Nichtigkeit verlangen, nichtig sind. ME scheint es 
hier in der Vorgehensweise vernünftig, zunächst den allgemeinen und an § 879 ABGB 
angelehnten 442  Tatbestand des § 7 VerG zu konkretisieren, bevor man sich dem 
aktienrechtlichen Pendant des § 199 Abs 1 Z 4 AktG annimmt. 
 
Bei richtiger Auslegung des § 7 VerG muss im Ergebnis klar sein, dass 
Beschlüsse, die gegen die guten Sitten verstoßen und dabei in öff Interessen eingreifen, 
absolut nichtig sind. Auch hier kann es eine Disposition über die Geltendmachung der 
Fehlerhaftigkeit nicht geben. Beschlüsse, die auf sittenwidrige Weise in die Position eines 
Dritten eingreifen, müssen, mangels Anfechtungslegitimation desselbigen, ebenfalls 
nichtig sein. Jedoch bedarf es - in einem solchen Fall - keiner absoluten Nichtigkeit443. 
Beschlüsse, die sittenwidrig in die Position eins Mitgliedes eingreifen, sind grds, da das 
Mitglied ja über die Möglichkeit der Anfechtung verfügt, lediglich anfechtbar. Allerdings 
kann dies dort nicht gelten, wo die Sittenwidrigkeit unmittelbar aus dem Inhalt des 
Beschlusses hervorgeht. Hier bedarf es mE, obwohl sich der Betroffene durch eine 
Anfechtungsklage zur Wehr setzen könnte, ebenfalls der Annahme einer Nichtigkeit. Es 
kann nämlich nicht hingenommen werden, dass ein Rechtsgeschäft, dessen 
ausdrücklicher Inhalt (darunter ist nicht der Umstand des Zustandekommens das Ziel 
oder der Zweck, sondern dessen objektiver ausdrücklicher Inhalt zu verstehen) von der 
Rechtsordnung derart missbilligt wird, dass er als sittenwidrig qualifiziert wird, gültiger 
und verbindlicher Bestandteil der Rechtsordnung wird. Solche Beschlüsse sind nichtig, 
jedoch nicht absolut nichtig444.  
 
                                                 
442 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 24. 
443 Zur geltendzumachenden Nichtigkeit vgl unten unter V.3.2.2.3.  
444 Dazu vgl unten unter V.3.2.2.3. 
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§ 199 Abs 1 Z 4 AktG ordnet die Nichtigkeit von sittenwidrigen Beschlüssen der 
Hauptversammlung an. Er beschränkt die Sittenwidrigkeit auf eine inhaltliche (gemeint ist 
eine solche, wie sie oben beschrieben wurde)445. Richtet sich die Sittenwidrigkeit lediglich 
gegen einen Aktionär, so bereitet die Beschränkung auf den Inhalt keinerlei Probleme446 
und steht auch im Einklang mit oben Erwähntem. Gegen Beschlüsse, die sonst 
sittenwidrig sind, kann sich der Aktionär mittels Anfechtungsklage zur Wehr setzen. 
Richtet sich diese jedoch gegen Dritte oder gegen öff Interessen, so bedeutet eine 
Beschränkung lediglich auf den Wortlaut des Beschlusses, dass ein sonstiger 
sittenwidriger Eingriff, so er nicht angefochten wird, ohne Konsequenzen bliebe. Insofern 
versuchen manche Autoren den Tatbestand auch auf andere Bereiche der 
Sittenwidrigkeit auszudehnen447. Mit Thöni448 ist mE anzunehmen, dass der historische 
Zweck, nämlich das Verhindern einer Ausuferung der Nichtigkeitssanktion, heute nicht 
mehr als gegeben anzusehen ist. ME ist der Tatbestand des § 199 Abs 1 Z 4 AktG dahin 
gehend einzuengen, als die Beschränkung auf eine inhaltliche Sittenwidrigkeit, nur für 
eine solche, gerichtet gegen Aktionäre, zur Anwendung kommt. Dort ist sie jedoch als 
wesentliches Strukturmerkmal anzusehen, zumal sich daraus ableiten lässt, dass 
Beschlüsse, die lediglich gegen die Rechtsposition Anfechtungsberechtigter verstoßen, 
unter gewissen Umständen auch nichtig sein können.  
 
Für GmbH und Gen gilt in Analogie zu den Vorschriften des AktG selbiges. Eine 
Analogie zu § 7 VerG würde das gleiche Ergebnis mit sich bringen und kann deshalb 
ebenso als Basis herangezogen werden. 449  
   
                                                 
445 So OGH 10.10.2002, 6Ob97/02m, RdW 2003/70, 87 = GesRZ 2003, 41. Der Beschluss muss für sich 
allein genommen im objektiven Sinn von Motiv und Zweck losgelöst sittenwidrig sein; so wohl auch Strasser 
in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 11; weiter auslegend Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 
Rz 47. 
446 Vgl aber die Ausführungen von Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 48. 
447 Vgl nur Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 49 mwN. 
448 Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 92 f. 
449 Thöni, Sittenwidrigkeit, WBl 1992, 353 ff; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 93 ff, vertritt die 
Auffassung, dass im Bereich der GmbH eine Analogie zu § 879 ABGB geboten scheint. Im Ergbnis würde 
dies mE bei richtiger Auslegung zu selbigem Ergbnis führen. 
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(e) Sondertatbestände des AktG: § 199 Abs 1 AktG kennt noch weitere sog 
besondere Nichtigkeitsgründe 450, die im Folgenden, der Vollständigkeit halber, kurz 
dargestellt werden. 
 
Gem § 199 Abs 1 iVm § 159 Abs 6 AktG ist ein Beschluss, der einer bedingten 
Kapitalerhöhung entgegensteht, nichtig. Die Bestimmung dient dem Schutz von Bezugs- 
und Umtauschrechten 451 .  Eine erfolgte bedingte Kapitalerhöhung, die eben zur 
Sicherstellung der Bezugs- und Umtauschrechte durchgeführt wurde, kann später nicht 
mehr widerrufen werden. Dadurch würde in die Rechtsstellung der Berechtigten, denen 
ja keine Anfechtungsbefugnis zukommt, einseitig eingegriffen werden. Folglich muss der 
Beschluss nichtig sein. Sieht man eine solchen Beschluss richtigerweise als Verletzung 
von Gläubigerschutzbestimmungen, so kommt es zur absoluten Nichtigkeit. 
 
Junge Aktien, also solche, die im Zuge einer Kapitalberichtigung geschaffen 
werden, stehen ausschließlich den Altaktionären zur Verfügung. Entgegenstehende 
Beschlüsse sind nach § 199 Abs 1 AktG iVm § 3 Abs 4 KapBG nichtig452. Wäre dem nicht 
so, so käme es durch einen solchen Beschluss zur Verwässerung der 
Eigentümerverhältnisse. Da es lediglich Aktionäre, die ohnedies anfechtungsbefugt sind, 
betrifft, mutet dieser Nichtigkeitsgrund eigenartig an. Sieht man darin jedoch eine 
Verletzung des Wesens der Kapitalgesellschaft, so lässt sich dieser in das Regime der 
Nichtigkeitsgründe einordnen. Selbiges trifft auch auf die GmbH zu453.  
 
Ein von der Hauptversammlung festgestellter Jahresabschluss ist gem § 199 Abs 
1 AktG nichtig, wenn die erforderliche Pflichtprüfung nach § 268 Abs 1 UGB unterlassen 
                                                 
450 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 8; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 123 
f. 
451 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 10; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 
124. 
452 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 3; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 
Rz 11; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 125. 
453 So auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 17. 
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wurde 454 . Selbiges gilt für eine Prüfung durch einen fachlich ungeeigneten 
Abschlussprüfer455 oder bei Unterlassen einer gebotenen Nachtragsprüfung456. Freilich 
trifft dies auch auf GmbH zu457. Ein solcher Verstoß führt mE zur absoluten Nichtigkeit 
des Beschlusses, zumal ein solcher Beschluss einen Verstoß gegen im öff Interesse 
liegende Gläubigerschutzvorschriften darstellt.  
 
Nach den §§ 181 Abs 2, 188 Abs 3 und 189 Abs 2 AktG sind vorgenommene 
Kapitalherabsetzungsbeschlüsse und etwaige gleichzeitig vorgenommene 
Kapitalerhöhungsbeschlüsse, sofern sie nicht binnen 3 bzw 6 Monaten ins FB 
eingetragen wurden, nach § 199 Abs 1 AktG nichtig458. Bei richtiger Einordnung handelt 
es sich dabei um Fälle der Unwirksamkeit459. Die Beschlüsse sind bis zur Eintragung in 
das FB schwebend unwirksam. Die Eintragung ist eine Wirksamkeitsvoraussetzung. 
Wurden die Beschlüsse innerhalb der vorgesehen Frist nicht eingetragen, so sind sie 
endgültig unwirksam. 460 Die selbige Thematik findet sich übrigens auch bei der GmbH 
wieder461, auch hier handelt es sich um einen Fall der Unwirksamkeit. 
 
(f) § 4 Abs 2 GmbHG ordnet an, dass gesellschaftsvertragliche Bestimmungen bei 
Abschluss des Gesellschaftsvertrags (also noch bevor die GmbH als solche existiert), die 
gegen Vorschriften des GmbHG verstoßen, rechtlich keine Wirkung haben. Deshalb wird 
zur Rechtslage der GmbH vertreten, dass gegen zwingendes Recht verstoßende, 
                                                 
454  Vgl dazu auch Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 14 ff; Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 124. 
455 Vgl Lechner in Straube, HGB, § 272 Rz 19. 
456 So Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 Rz 14. 
457 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 17. 
458 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 3; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 
Rz 12; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 124. 
459 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 14; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 
125. 
460 zutreffend Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 125. 
461 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 17. 
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satzungsändernde Beschlüsse generell, also über das Erwähnte hinaus, nichtig seien462. 
Koppensteiner/Rüffler nehmen weiterführend an, dass nur jene Satzungsänderungen 
nichtig seien, die gegen Bestimmungen verstoßen, die auch schon beim Abschluss des 
Gesellschaftsvertrags anwendbar sind 463 . Nicht erfasst seien somit etwa nach 
Koppensteiner/Rüffler gleichheitswidrige Beschlüsse oder Beschlüsse die gegen 
zwingende Verfahrensvorschriften464 verstoßen.465 Sie seien lediglich anfechtbar.  
 
Für andere Verbände kommt § 879 ABGB zur Anwendung. Auch hier ist es nicht 
möglich beim Abschluss der Satzung gegen zwingende Bestimmungen des 
entsprechenden Materiengesetzes (oder anderer Vorschriften) zu verstoßen. Auch diese 
Vertragsbestimmungen sind nichtig. Verstoßen sie gegen das öff Interesse, so sind sie 
absolut nichtig, ansonsten unterliegen sie der geltendzumachenden Nichtigkeit. § 4 Abs 2 
GmbHG kann mE nur insofern eine Besonderheit darstellen, als man die Formulierung, 
dass derartige Vertragsbestimmungen keine Wirkungen haben, so versteht, dass 
dadurch stets die absolute Nichtigkeit ebendieser angeordnet wird. ME ist § 4 Abs 2 
GmbHG jedoch - wie § 879 ABGB - derart auszulegen, dass es vom Schutzzweck der 
übertretenen Norm abhängt, ob es zur absoluten oder bloß geltendzumachenden 
Nichtigkeit der Vertragsbestimmung kommt. Es ist mE auch nicht ersichtlich, warum etwa 
bei einer AG anderes als bei einer GmbH gelten soll. Im Ergebnis können somit, bei allen 
behandelten Rechtsträgern, Vertragsbestimmungen entweder absolut oder 
geltendzumachend nichtig sein. (Das zur GmbH Vertretene müsste demnach bei allen 
anderen Rechtsformen ebenso vertreten werden.) Die absolute Nichtigkeit tritt unter 
denselben Voraussetzungen wie bei Beschlüssen, nämlich immer dann ein, wenn die 
Vertragsbestimmung gegen im öff Interesse stehende Vorschriften verstößt. Die 
                                                 
462 Vgl dazu Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 85; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12; 
aA und diese Differenzierung ablehnend, Reich-Rohrwig,GmbH-Recht, S 387 f. 
463 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12, begründen das insbesondere mit § 4 Abs 2 GmbHG, 
welcher die Nichtigkeit des Gesellschaftsvertrages anordnet, wenn dieser gegen zwingende Bestimmungen 
des GmbHG verstößt.  
464 Welche Verfahrensvorschriften, die im Zuge der Beschlussfassung anwendbar sind, auch auf den 
Vertragsabschluss anwendbar sind, ist mE jedoch schleierhaft.  
465 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 12. 
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geltendzumachende Nichtigkeit kann entweder zugunsten von Vertragspartnern oder 
zugunsten Dritter bestehen. Wird gegen Vorschriften verstoßen, die den Schutz eines 
Dritten bezwecken, so kommt es wiederum, wie auch bei Beschlüssen (was noch zu 
zeigen sein wird), zur geltendzumachenden Nichtigkeit. Ein Unterschied besteht jedoch 
bei Vertragsbestimmungen, die gegen Normen verstoßen, die den Schutz eines 
Vertragspartners bezwecken. Sind sie beim Vertragsabschluss nichtig 
(geltendzumachend relativ), so sind sie im Falle eines Beschlusses mE idR466 anfechtbar. 
Die Ursache dafür liegt darin, dass die Satzung bei deren Begründung eben noch nicht 
den Anfechtungstatbeständen der Materiengesetze unterliegt. Hier kann sich folglich ein 
Unterschied ergeben. Gerade deshalb (wegen dem beschriebenen Unterschied) ist mE 
nicht davon auszugehen, dass jene theoretisch denkbaren Satzungsänderungen die im 
Falle der Aufnahme in den Vertrag nichtig sind, auch im Falle einer Beschlussfassung 
nichtig sein müssen. Der Aussage, dass ein satzungsändernder Beschluss, der gegen 
zwingende Vorschriften (etwa des GmbHG) verstößt, müsse nichtig sein, kann in dieser 
absoluten Form mE nicht gefolgt werden. Freilich wird es meist so sein, dass zwingende 
Normen den Schutz der Gläubiger, den Erhalt des Wesens des Verbandes, sonstige öff 
Interessen oder den Schutz Dritter bezwecken.  
   
3.2.2.3. Geltendzumachende Nichtigkeit  
 
 Das AktG kennt nach hL 467 und Rspr 468 lediglich die absolute Nichtigkeit. Der 
Wortlaut des § 201 AktG lässt mE allerdings auch eine Differenzierung in absolute und 
geltendzumachende Nichtigkeit zu. Das VerG spricht sich darüber nicht aus und ist 
insoweit auch einer solchen Differenzierung zugänglich469.  
 
 Ein Beschluss kann auch in Interessen Dritter eingreifen, ohne in öff Interessen 
einzugreifen. In einem solchen Fall kommt es mE lediglich zur geltendzumachenden 
                                                 
466 Im Einzelfall können auch sie der geltendzumachenden Nichtigkeit unterliegen. 
467 Vgl nur Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195. 
468 OGH 19.12.2000, 10Ob 32/00d = ecolex 2002/349 = RdW 2001, 375 = Wbl 2001/ 93, 133. 
469 Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16. 
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Nichtigkeit, relativ zugunsten des Dritten. Denkbar ist dies insb bei Beschlüssen, die 
sittenwidrig in die Position eines Dritten eingreifen470. Hier eine absolute Nichtigkeit 
anzunehemen, scheint mE nicht zweckmäßig und steht überdies auch im Widerspruch zu 
allg zivilrechtlichen Überlegungen. Es kann - in einem solchen Fall - dem Verletzten 
überlassen bleiben, ob er die Nichtigkeit aufgreifen will. 
 
 Ebenfalls theoretisch denkbar ist der Fall, dass ein Beschluss lediglich die 
Interessen der Verbandsmitglieder betrifft, jedoch qualitativ derart stark in diese eingreift, 
dass selbst bei einer unterlassenen Anfechtung eine Sanierung und damit Verbindlichkeit 
des Beschlusses nicht eintreten darf. Die Tatsache, dass ein inhaltlicher Verstoß im allg 
Zivilrecht keiner Frist zur Geltendmachung (auch nicht der Verjährung) unterliegt, ist wohl 
auch darin begründet, dass so manches Ergebnis schlichtweg gar nicht verbindlicher 
Bestandteil der Rechtsordnung werden darf. Dies kann freilich nur bei solchen 
Inhaltsmängeln der Fall sein, die sich auf den äußeren Regelungsgehalt beziehen. Bei 
Mängeln, betreffend das Ziel oder den Zweck einer Vereinbarung, ist dies grds nicht 
denkbar. Insb ist hier an Beschlüsse zu denken, die eine sittenwidrige Schädigung eines 
Verbandsmitglieds ausdrücken. Oftmals werden diese Beschlüsse, sofern das Organ zu 
einer solchen Beschlussfassung überhaupt kompetent ist, jedoch bereits einen Eingriff in 
öff Interessen, wie etwa das Wesen der Gesellschaft, darstellen. 
 
3.2.3. Verfahrensmängel  
 
3.2.3.1. Grundsätzliches  
 
 Auch Beschlüsse der Mitgliederversammlung, die gegen Verfahrensvorschriften 
verstoßen, können nichtig sein. Dies ist selbstverständlich dann der Fall, wenn nicht 
einmal die für das Rechtsgeschäft Beschluss erforderlichen 
Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind. Daneben ist von der Nichtigkeit eines 
Beschlusses grds nur dann auszugehen, wenn der Mangel derart schwer wiegt, dass der 
                                                 
470 Vgl dazu oben unter V.3.2.2.2. Erwähntes. 
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gefasste Beschluss nicht als einer des entsprechenden Organs anzusehen ist. Er ihm 
also nicht zugerechnet werden kann471. In der L und Rspr wird in diesem Zusammenhang 
auch von Scheinbeschlüssen gesprochen, da sie dem Rechtsträger ja nicht zugerechnet 
werden können und deshalb als Beschlüsse dieses Rechtsträgers nicht existieren472. In 
einem solchen Fall liegt streng genommen gar kein Beschluss des Rechtsträgers im 
Sinne der §§ 195 ff AktG, 41 f GmbHG oder 7 VerG vor473. Insofern ist auch § 199 Abs 1 
Z 1 AktG mE so zu verstehen, dass er Kriterien aufstellt, unter welchen ein Beschluss 
dem dahinter stehenden Rechtsträger zugerechnet werden kann. ME ist die 
systematische Stellung des § 199 Abs 1 Z 1 denkbar schlecht gewählt. Im Unterschied zu 
den anderen Nichtigkeitsgründen des § 199 AktG stellt er nämlich Kriterien auf, bei deren 
Nichterfüllen eigentlich gar nicht von einem Beschluss im Sinne des § 199 AktG und vor 
allem auch des § 195 AktG gesprochen werden kann. Zu beachten ist in diesem 
Zusammenhang auch, dass der Beschlussbegriff des § 200 AktG, also der 
Heilungsvorschriften, mE wiederum weiter ist, da auch hier Beschlüsse erfasst werden, 
die dem Rechtsträger eigentlich nicht zurechenbar sind. Die Grundsätze des § 199 Abs 1 
Z 1 sind auch auf andere Rechtsformen anwendbar. Ob man nun eine eigene Kategorie 
des Scheinbeschlusses schafft oder nicht, hängt lediglich vom Blickwinkel ab. Teilt man 
die Mängel nach Rechtsfolgen ein, so ist die Kategorie der Scheinbeschlüsse nicht 
                                                 
471 Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62 u. 380 f; Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 441. Der OGH 
hat jüngst, OGH 10.06.2008, 10Ob36/07b, zum VerG ausgesprochen, dass ein Beschluss eines 
Vereinsorgans, bei dem nicht alle Mitglieder ordnungsgemäß einberufen wurden, absolut nichtig ist. Dem ist 
im Ergebnis auch zu folgen. Doch hat der OGH, dogmatisch unzutreffend, das Nichteinhalten von 
Einberufungsvorschriften, wohl aufgrund des Umstands, dass das VerG, dem Wortlaut nach keine 
Nichtigkeit von statutenwidrigen Beschlüssen kennt, als sittenwidrige Beschlüsse qualifiziert. 
Richtigerweise handelt es sich um Beschlüsse, die dem Organ nicht zugerechnet werden können und 
streng genommen vom Tatbestandsmerkmal „Beschluss“ des § 7 VerG gar nicht erfasst sind.  
472  Dieser Begriff wird weitgehend verwendet. So zum Bsp OGH vielfach OGH 10.12.1998, 7Ob284/98k; 
OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k, SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173; OGH 21.12.2000, 
8Ob233/99v, RdW 2001/313, 284 = ÖJZ 2001/105; OGH 16.12.2003, 4Ob241/03z; OGH 27.05.2008, 
8ObA 32/08a; vgl auch Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, 398; Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, 380; 
Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482; Eckert, GmbH-Gesellschafterbeschlüsse, GeS 2004, 228 ff; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8; vgl auch Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 446. 
473 Vgl dazu  Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 26 ff. 
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notwendig. Teilt man nach Kriterien, wie etwa der Ursache der Schadhaftigkeit des 
Beschlusses ein, so bedarf es hier einer Differenzierung. Da das dogmatische Vorgehen 
dieser Arbeit nach der Rechtsfolge strukturiert ist, scheint diese Kategorie entbehrlich.474  
 
 Wesentlich wichtiger ist die Frage, wann nunmehr eine Zurechnung nicht mehr 
möglich ist. Nach Enzinger sei eine solche dann nicht möglich, wenn ein 
Beschlussmangel vorliegt, der in die Gesamtinteressen der Gesellschaft eingreift475. 
Freilich lässt sich daraus noch nicht ableiten, welche Mängel davon konkret erfasst sein 
sollen. Insofern ergänzt selbiger, dass dies dann nicht der Fall sein soll, wenn aufgrund 
des Mangels nicht von einem Beschluss aller Gesellschafter gesprochen werden kann476. 
Dies liege insbesondere dann vor, wenn ein Beschluss von Nichtmitgliedern gefasst 
wurde. Dem Grunde ist diesem Ansatz zu folgen. In diesem Sinne normiert auch § 199 
Abs 1 Z 1 AktG die Nichtigkeit eines Beschlusses, wenn nicht alle Gesellschafter 
einberufen wurden und geht erst dann davon wieder ab, wenn eine Vollversammlung 
vorliegt. 
   
 Allgemein und ergänzend kann man sagen, dass ein Beschluss nur dann dem 
beschlussfassenden Organ zugerechnet werden kann, wenn dieser durch das von ihm 
durchlaufene Verfahren zu ebendiesem Organ eine gewisse Nähe aufweist. Jedenfalls 
muss die Nähe so stark sein, dass überhaupt ein Beschluss, gefasst durch alle Mitglieder, 
vorliegt. Dies kann dann nicht der Fall sein, wenn einerseits eine Beschlussfassung durch 
Nichtmitglieder erfolgt, andererseits dann nicht, wenn die Einberufung stark mangelhaft 
erfolgt ist und nicht alle Mitglieder zur Abstimmung erschienen sind477. Zur Klärung der 
bei fehlerhaften Einberufungen auftretenden Fragen ist, wie erwähnt, auf die in § 199 Abs 
1 Z 1 AktG normierten Grundsätze zurückzugreifen. Darüber hinaus kann mE einem 
Organ ein Beschluss dann nicht zugerechnet werden, wenn dieses zur Entscheidung 
derartiger Anträge nicht einmal zuständig ist. In einem solchen Fall kann der Antrag und 
in weiterer Folge der darüber ergangene Beschluss, der über die in den 
                                                 
474 So auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8. 
475 Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62 u 380 f. 
476 So auch Zöllner in Kölner Kommentar zum AktG § 133 Rz 4. 
477 So auch Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395. 
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Organisationsvorschriften festgelegte Kompetenz hinausreicht, nicht zugerechnet 
werden. Ferner stellt sich die Frage, ob ein Beschluss einer Mitgliederversammlung dann 
zugerechnet werden kann, wenn das Gesetz, die Satzung oder ein vorangehender 
Beschluss einen Versammlungsleiter bestimmt, der das Beschlussergebnis festzustellen 
hat und diese Feststellung unterbleibt. 
  
3.2.3.2. Einberufungsmängel 
 
 Liegen gravierende Mängel im Zuge der Einberufung einer Mitgliederversammlung 
oder der Verschaffung der Möglichkeit einer Mitwirkung bei Beschlussfassungen im 
schriftlichen Wege vor, so liegt kein Beschluss aller Gesellschafter vor, weshalb dieser 
dem dahinter stehenden Organ nicht zugerechnet werden kann. Es empfiehlt sich 
zunächst zu differenzieren, ob ein Beschluss in einer Versammlung oder im schriftlichen 
Wege gefasst wurde. 
  
 (1) Beschlussfassung in einer Versammlung: Bei einer AG478 oder Gen479 muss die 
Beschlussfassung in einer Versammlung erfolgen. GmbH480 oder Vereine 481 können 
einen Beschluss in einer Versammlung fassen, können dies aber uU auch auf 
schriftlichem Weg bewerkstelligen.  
 
 Insgesamt hat man sich im Bereich der Nichtigkeit von Beschlüssen wegen Mängel 
im Zuge der Einberufung einer Versammlung rechtsformübergreifend an den in § 199 
Abs 1 Z 1 AktG normierten Grundsätzen zu orientieren482. Er normiert für die AG, wann 
das Einberufungsverfahren derart mangelhaft ist, sodass nicht mehr von einem 
Beschluss, gefasst durch Mitglieder des Verbandes als organschaftliche Vertretung jedes 
Einzelnen, gesprochen werden kann. Den hier normierten Prinzipien ist allgemein auch 
                                                 
478 Vgl §§ 102 ff AktG. 
479 Vgl §§ 27 ff GenG. 
480 Vgl § 34 GmbHG. 
481 Vgl § 3 Abs 2 Z 9 VerG. 
482 Für die GmbH wird dies nach hL vertreten.  
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bei anderen Rechtsformen Beachtung zu schenken.  
 
  Im Einzelnen handelt es sich bei den Einberufungsmängeln um zweierlei Bereiche. 
Zum einen um Mängel der Einberufungsbefugnis und zum anderen um Mängel in der 
Bekanntmachung der Versammlung.483  
 
 (a) Mängel in der Bekanntmachung: Hier sind zwei Fälle zu unterscheiden: Zum 
einen, wenn die Gesellschafter von der Versammlung nicht ordnungsgemäß verständigt 
wurden und zum andern, wenn die Bekanntmachung inhaltliche gravierende Mängel 
aufweist und dadurch gewisse Mindestanforderungen nicht erfüllt.  
 
 Wurden die Gesellschafter von der Versammlung nicht ordnungsgemäß verständigt, 
so sind die gefassten Beschlüsse nichtig484. Dieses Prinzip lässt sich aus § 199 Abs 1 Z 1 
iVm 105 Abs 2 AktG entnehmen.485 Aus den eben erwähnten Bestimmungen ergibt sich 
auch, dass nicht nur fehlende, an alle adressierte Kundmachungen, wie etwa jene in der 
Wiener Zeitung, den Beschluss nichtig machen, sondern die Nichtigkeit auch dann eintritt, 
wenn die Bekanntmachung derart erfolgt, dass die Gesellschafter einzeln zu 
verständigen sind und nicht alle verständigt wurden486. Eine Zurechnung zum Organ 
erfordert eben grds einen Beschluss der durch alle Gesellschafter, in dem Sinne, dass 
alle verständigt wurden, gefasst wurde. Auf welche Art und Weise eine Verständigung zu 
erfolgen hat, ergibt sich aus dem Gesetz oder oftmals aus der Satzung des Verbandes. 
Bei Gen und Vereinen ergibt sich dies mangels gesetzlicher Bestimmungen stets aus der 
Satzung 487 . In diesem Zusammenhang gilt es mE zu bemerken, dass 
Satzungsbestimmungen, die gar keine oder nur sehr mangelhafte 
                                                 
483 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 198 Rz 4 ff ; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 
Rz 17 ff; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, 125 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10. 
484 So OGH 10.06.2008, 10Ob36/07b zum VerG im Ergebnis richtig im Weg (über die Sittenwidrigkeit und 
nicht über eine mangelnde Zurechnung) verfehlt.  
485 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 24; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 
Rz 6. Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, 128 f. 
486 Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 382. 
487 Vgl § 3 Abs 2 Z 9 VerG und § 5 Z 8 GenG. 
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Einberufungsvorschriften kennen, selbst nichtig sein können, da gewisse 
Mindeststandards wohl zum Wesen eines Verbands zu zählen sind. Außerdem können 
derartige Satzungsbestimmungen uU sittenwidrig und folglich nichtig sein. 
 
 Weiters hat der Akt der Einberufung selbst gewissen Mindestkriterien zu genügen. 
Als Maßstab ist ebenfalls § 105 Abs 2 AktG zu nennen. Es ist mindestens darüber 
Auskunft zu geben, wo und wann welcher Verband eine Versammlung abhält. Es muss 
demnach die Firma (bei Vereinen der Name), der Ort und die Zeit angegeben werden488. 
Ist dies nicht der Fall, sind jene Gesellschafter, die derart mangelhaft einberufen wurden, 
(das können auch alle sein) als nicht zu dieser Versammlung einberufen anzusehen. Es 
finden dann logischerweise dieselben Regelungen Anwendung, wie sie bereits oben 
erläutert wurden. Somit liegt wiederum kein Beschluss aller und somit kein dem Organ 
zurechenbarer und deshalb nichtiger Beschluss vor. Es muss klar sein, welche 
Versammlung abgehalten wird. Der strenge und formalistische Maßstab des § 105 Abs 2 
AktG muss nicht notwendigerweise auch bei allen anderen Gesellschaften gelten. So 
wird man bei der stärker personalistischen GmbH weniger strenge Anforderungen stellen 
können489. 
 
 (b) Mangelnde Einberufungsbefugnis: Fehlt es dem Einberufenden an der 
diesbezüglichen Befugnis, so sind später gefasste Beschlüsse nichtig 490 . Der 
Einberufende kann mangels Kompetenz die Mitglieder nicht gültig verständigen. Eine die 
gesetzlichen oder statutarischen Anforderungen erfüllende Bekanntmachung aller ist 
jedoch essenziell um eine Nichtigkeit mangels Zurechenbarkeit der Beschlüsse zu 
verhindern. Genau genommen liegt also ein Unterfall der Bekanntmachungsmängel vor. 
Wer nicht kompetent ist, kann nicht bekannt machen. Wenn nicht bekannt gemacht 
wurde, sind die Beschlüsse mangels Zurechenbarkeit nichtig. Dies gilt für alle 
                                                 
488 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 25; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 
Rz 6; vgl auch Hüffer, AktG, § 241 Rz 8 ff. 
489 Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 72, mwN.  
490 Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 6; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 17; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, 125 ff; Gellis/Feil, 
GmbHG, § 41 Rz 5; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10 mwN. 
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behandelten Verbände. Die einzelnen Bestimmungen hinsichtlich der 
Einberufungsbefugnis können unterschiedlich sein und sind insb bei Gen und Vereinen 
von den Statuten bestimmt491.  
 
 (c) Zur GmbH wird hinsichtlich der Einberufungsmängel unter (a), namentlich, wenn 
Ort oder Zeit falsch oder nicht angegeben waren oder nicht alle Gesellschafter 
verständigt worden sind, vertreten, dass diese den Beschluss nur anfechtbar machen. 
Dies mit der Begründung, dass gem § 40 Abs 2 iVm 41 Abs 4 GmbHG die 
Anfechtungsfrist ohnedies erst durch Zusenden einer Kopie der gefassten Beschlüsse 
ausgelöst wird492.  
 
 Es ist richtig, dass eine Überprüfung der Beschlüsse aufgrund des von der 
Beschlussfassung losgelösten Beginns der Anfechtungsfrist, auch bei Vorliegen dieser 
Fehler, möglich ist. Sieht man den Zweck der Nichtigkeitssanktion von 
Einberufungsmängeln lediglich darin, dass die Betroffenen sonst, nämlich dann, wenn 
die Frist unabhängig von der Zustellung des Beschlusses zu laufen beginnt, uU keine 
Möglichkeit hätten die Mängel aufzugreifen, so ist dieser Ansicht zu folgen. Jedoch ist in 
diesem Zusammenhang mEn fraglich, warum die Einberufung durch einen 
Unzuständigen zur Nichtigkeit führt, nicht aber das Fehlen einer Angabe über Zeit oder 
Ort der Versammlung oder das Verabsäumen der Verständigung von Gesellschaftern493.  
 
 Sieht man die Nichtigkeit derartiger Beschlüsse aber als Ausfluss dessen, dass in 
solchen Fällen kein Beschluss aller Gesellschafter und damit auch kein dem Organ 
zurechenbarer Beschluss vorliegt, so muss es einheitlich rechtsformübergreifend und 
damit auch hier zu einer Nichtigkeit kommen. Es scheint mE nicht im Sinne des Gesetzes, 
Gesellschaftern, eben durch den Umstand, dass kein Beschluss aller Gesellschafter 
                                                 
491 Vgl die §§ 105 Abs 1 AktG, 36 Abs 1 GmbHG, 28 GenG und § 3 Abs 2 Z 9 VerG. 
492 So Plöchl, “Nichtige” Generalversammlungsbeschlüsse?, JBl 1957, 311; Schönherr, Nichtigkeit von 
Gesellschafterbeschlüssen, JBl 1960, 4 f; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 393, 395; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 41 Rz 10 mwN; aA Thöni, Gneralversammlungsbeschlüsse, S 73 f. 
493 Fraglich ist hier auch, wie viele Gesellschafter geladen werden müssen bzw was passiert, wenn keiner 
oder nur eine Minderheit geladen wurde. 
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vorliegt, die von einer Beschlussfassung nicht verständigt und damit um ihr 
Teilnahmerecht gebracht wurden, wenn sie gegen den Beschluss vorgehen wollen, auf 
die befristete Anfechtungsklage zu verweisen. Ein Abgehen vom Prinzip, dass ein 
Beschluss, um zugerechnet werden zu können, ein solcher aller Gesellschafter sein 
muss, ist mE hier entgegen der hL494 nicht sachgerecht. 
 
 (d) Sind alle Gesellschafter bei der Versammlung anwesend, so lösen etwaige 
Einberufungsmängel nicht die Rechtsfolge der Nichtigkeit aus 495 . Da bei einer 
Universalversammlung, unabhängig davon, welche Fehler im Vorfeld unterlaufen sind, 
ohnedies eine Beschlussfassung aller vorliegt, ist auch die Konsequenz einer Nichtigkeit 
obsolet. Die gefassten Beschlüsse können als Willensbildung aller Mitglieder dem 
Verband zugerechnet werden. Eine positiv rechtliche Grundlage dieses logischen 
Schlusses findet sich im besagten § 199 Abs 1 Z1 AktG und sollte bei allen Verbänden 
Anwendung finden. Nach hL496 komme es dabei, um eine Vollversammlung zu erzielen, 
richtigerweise nicht auf das Stimmrecht, sondern vielmehr auf das Teilnahmerecht an. 
Dies hat insb bei AG Bedeutung, da hier die Möglichkeit besteht unterschiedliche 
Aktiengattungen (wie bspw stimmrechtslose Vorzugsaktien) auszugeben. 
 
 (2) Beschlussfassung im schriftlichen Wege: Beschlussfassungen auf andere Art 
und Weise - als in der Form einer Versammlung - sind nur bei GmbH und Vereinen 
zulässig. Das GmbHG normiert die möglichen anderen Beschlussfassungsarten, das 
VerG nicht. Im Bereich des VerG ist ein Umlaufbeschluss aber zulässig, wenn dies in der 
Satzung vorgesehen ist. Auch die anderen im GmbHG vorgesehenen Arten der 
Beschlussfassung sind mE nach auch bei Vereinen zulässig, wenn sie in der Satzung als 
                                                 
494  Plöchl, “Nichtige” Generalversammlungsbeschlüsse?, JBl 1957, 311; Schönherr, Nichtigkeit von 
Gesellschafterbeschlüssen, JBl 1960, 4 f; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 393, 395; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 41 Rz 10 mWn. 
495 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 26 f; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 
Rz 4; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, 125 ff; Hüffer, AktG, § 121 RZ 19 ff; ebenfalls jedoch unklar 
hinsichtlich der Reichweite Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 5. 
496 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG,  § 199 Rz 4; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 198 
Rz 24;  Hüffer, AktG, § 121 Rz 20. 
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zulässig erklärt wurden. Von besonderer Bedeutung ist hier der Umlaufbeschluss, denn 
die andere (in § 34 Abs 2 GmbHG normierte) Variante einer einstimmigen 
Beschlussfassung aller Mitglieder, wird wohl immer dann, wenn nicht tatsächlich alle 
Gesellschafter abgestimmt haben, zur (absoluten) Nichtigkeit führen. Haben alle 
abgestimmt, aber nicht alle zugestimmt, so liegt ein ablehnender Beschluss vor. Das 
Zurechnungskriterium ist auch hier, jedoch ohne denkbare Ausnahme, das Mitwirken 
aller Gesellschafter. Selbiges wird wohl auch dann gelten, wenn die Beschlussfassung 
durch die im Bereich der GmbH von Rspr und L anerkannte Form der Einigkeit aller 
Gesellschafter erfolgt497.   
 
 Komplexer stellt sich die Sachlage beim Umlaufbeschluss dar. Nach 
Koppensteiner/Rüffler sei ein Umlaufbeschluss (also ein Beschluss, gefasst auf 
schriftlichem Wege) einer GmbH 498  nicht schon deshalb nichtig, weil einzelne 
Gesellschafter übergangen wurden, sofern feststeht, dass die erforderliche Mehrheit für 
den Beschluss gestimmt hat499. Ausschlaggebend für diese Ansicht ist wohl das Faktum, 
dass bei einer GmbH die Anfechtungsfrist erst mit Zustellung des Beschlusses zu laufen 
beginnt und somit die Möglichkeit einer Geltendmachung des Mangels gewahrt bleibt500. 
 
 Der OGH501 sieht allg (also auch bei Umlaufbeschlüssen) einen Scheinbeschluss 
und damit einen nach der hier verwendeten Diktion, nichtigen Beschluss, insb dann als 
gegeben an, wenn keine Erklärung der Gesellschafter als Organ der Gesellschaft 
vorliegt502. Das sei etwa dann der Fall, wenn der Beschluss von einer Minderheit oder von 
einem oder mehreren vermeintlichen Gesellschaftern gefasst wurde. Die Tatsache, dass 
eine Minderheit in die Beschlussfassung nicht miteinbezogen wurde, führe demnach 
noch nicht zu einem Scheinbeschluss und damit zur Nichtigkeit. Dies vertritt der OGH zur 
                                                 
497 Zu dieser Beschlussmodi und deren Zulässigkeit vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 34 Rz 26 mwN. 
498 Dies gilt nicht für den Verein 
499 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10. 
500 Beim Verein beginnt ja die Anfechtungsfrist im Gegensatz zur GmbH bereits mit Beschlussfassung, 
weshalb sich dieser Gedanke nicht übertragen lässt. 
501 OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k,  SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173. 
502 Also keine Zurechnung des Beschlusses zum Organ möglich ist. 
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GmbH, bei welcher ja die Anfechtungsfrist erst mit Zustellung des Beschlusses zu laufen 
beginnt und damit eine Überprüfung des Beschlusses seitens der nicht informierten 
Minderheit jedenfalls gewährleistet ist503.   
 
 Die Tatsache, dass ein Beschluss vorliegen muss, der dem Organ zurechenbar ist, 
erklärt sich von selbst. Soweit ist dem OGH auch zu folgen. Fraglich ist, wann es zu 
ebendieser Zurechnung kommt. Grds ist mE auch bei Umlaufbeschlüssen davon 
auszugehen, dass eine Zurechnung nur dann erfolgen kann, wenn ein Beschluss aller 
Gesellschafter vorliegt. Ein solcher Beschluss aller liegt aber nicht schon dann vor, wenn 
auf dem Schriftstück alle Gesellschafter erwähnt sind 504. Vielmehr müssen alle die 
Möglichkeit gehabt haben ihre Stimme abzugeben. Dies entspricht den Kriterien des § 
199 Abs 1 Z 1 AktG und sollte grds auch für Umlaufbeschlüsse gelten. Ein 
Umlaufbeschluss kann also dem Rechtsträger grds nur dann zugerechnet werden, wenn 
alle dazu einberufen - oder besser: verständigt - wurden.  
 
 Ein Abgehen von diesem Prinzip sollte mE nur dort möglich sein, wo der Betroffene, 
also der Übergangene, durch eine Zurechnung trotz des unterlaufenen Fehlers, also des 
Übergehens, nur unwesentlich schlechter gestellt ist, als er stünde, wenn dieser Fehler 
nicht unterlaufen wäre. Hier scheint es mE nicht sinnvoll eine Zurechnung zu verhindern, 
da der Betroffene, wenn eine Zurechnung erfolgt, keinen wesentlichen Nachteil hat. Bei 
solch unerheblichen Fehlern scheint eine Zurechnung im Sinne der Rechtssicherheit 
auch dann gerechtfertigt, wenn eigentlich kein Beschluss aller vorliegt. 
 
  In diesem Sinne sind es zwei wesentliche Punkte, die zu einer Einschränkung des 
Prinzips, dass alle die Möglichkeit haben müssen, an der Beschlussfassung 
teilzunehmen, führen könnten. Zum einen entspricht es der Natur des 
Umlaufbeschlusses, dass, anders als bei einer Versammlung, die Mitglieder eben nicht 
die Möglichkeit haben auf die Stimmabgabe anderer Mitglieder und damit auf das 
                                                 
503  Auch hier gilt, dass sich dieser Gedanke nicht auf den Verein übertragen lässt, da ja die 
Beschlussanfechtungsfrist bereits mit Beschlussfassung zu laufen beginnt. 
504 Anders offenbar OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k,  SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173; kritisch 
dazu Artmann, Offene Fragen, GeS 2007,3. 
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Beschlussergebnis Einfluss zu nehmen. Daneben gilt spezifisch für die GmbH, dass die 
Anfechtungsfrist erst mit der Absendung der Kopie des gefassten Beschlusses zu laufen 
beginnt, wodurch es auch übergangenen Mitgliedern möglich ist, den Beschluss wirksam 
zu bekämpfen. Dies steht auch im Einklang mit dem Wortlaut des § 41 Abs 2 letzter 
Fall505.  
 
 Es ist richtig, dass bei einem Umlaufbeschluss die Stimmabgabe eines Mitglieds, 
wenn zuvor bereits genügend positive Stimmen abgegeben wurden, um die erforderliche 
Mehrheit zu begründen, keinen Einfluss auf das Beschlussergebnis haben kann. Der 
Mangel des Übergehens eines Mitglieds ist also in Bezug auf das Beschlussergebnis 
nicht kausal. Auch kann der Mangel, im Sinne der Relevanztheorie, nicht einmal, 
mangels der Möglichkeit eines Austausches unter den Mitgliedern, für die Willensbildung 
relevant sein. Man könnte aufgrund dieser Erkenntnis den Schluss ziehen, dass ein 
Umlaufbeschluss bereits mit der die Mehrheit begründenden Stimme als solcher entsteht 
und damit dem Organ zugerechnet werden kann und jene Mitglieder, die noch nicht 
abgestimmt haben, getrost übergangen werden können, da ja prima facie der Betroffene 
durch das Übergehen nicht schlechter gestellt ist, als er stünde, wenn der Fehler nicht 
unterlaufen wäre. Etwaige sonstige Mängel (etwa inhaltlicher Natur) müssten dann 
mittels Anfechtung geltend gemacht werden. Allerdings wird bei einer solchen 
Argumentation vergessen, dass durch das Übergehen, die übergangenen Mitglieder von 
der erfolgten Beschlussfassung regelmäßig nicht einmal Kenntnis erlangen und dadurch, 
durch ihr Informationsdefizit, den Nachteil erleiden können, eine Anfechtungsfrist zu 
versäumen. Die Tatsache alleine, dass ein Übergehen der Minderheit, für das 
Beschlussergebnis bei Umlaufbeschlüssen nicht relevant ist, begründet mE noch keine 
Ausnahme des hier vertretenen Prinzips, dass grds ein Beschluss aller Gesellschafter 
vorliegen muss, um eine Zurechnung zu begründen. Eine Ausnahme sollte, wie bereits 
erwähnt, nur zulässig sein, wenn dem betroffenen Mitglied kein nennenswerter Nachteil 
im Verhältnis zu einem rechtmäßigen Verhalten, also die Ermöglichung der Teilnahme, 
erwächst. Dies ist, wie dargestellt, alleine aufgrund der mangelnden Relevanz noch nicht 
der Fall.   
                                                 
505 Ebenso Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10. 
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 Bei der GmbH beginnt die Anfechtungsfrist, anders als beim Verein, erst mit der 
Absendung der Kopie des Beschlusses. Ein GmbH-Gesellschafter, der nicht informiert 
wurde, erleidet also nicht den Nachteil, dass er möglicherweise die Anfechtungsfrist 
versäumt. Gleichzeit hätte, wie oben dargestellt, sein Verhalten – auch wenn er 
verständigt worden wäre – in Bezug auf das Beschlussergebnis nicht relevant sein 
können. Der Nachteil gegenüber dem rechtmäßigen Verhalten besteht lediglich darin, 
dass er erst durch das Zusenden der Kopie vom Beschluss informiert wird, wobei er wohl 
auch das Übersendungsrisiko zu tragen hat. ME ist hier aufgrund der minimalen 
Nachteile, die ein GmbH-Gesellschafter erleidet, der Beschluss ausnahmsweise dem 
Organ zuzurechnen, obwohl keine Beschlussfassung aller, sondern bloß der Mehrheit 
vorliegt. Das Bedürfnis nach Rechtssicherheit, das durch die Anfechtung gewährleistet 
wird, wirkt hier mE nach stärker als der geringe Nachteil, der dem übergangenen 
Gesellschafter widerfährt. 
 
 Wird ein Mitglied in der Frage, ob überhaupt eine Beschlussfassung auf 
schriftlichem Weg zulässig ist, wie dies § 34 Abs 1 GmbHG verlangt, übergangen, so ist 
ein dennoch gefasster Beschluss mE schwebend unwirksam. Erst durch die Zustimmung 
aller Mitglieder506 kann ein solcher Beschluss seine Rechtswirkung entfalten. Schließlich 
stellt die Zustimmung einen Verzicht auf eine Beschlussfassung im Wege einer 
Versammlung dar, in welcher jedes Mitglied die Möglichkeit hat sich zu äußern und damit 
auf das Ergebnis Einfluss zu nehmen.507   Praktisch bedeutet dies, dass die meisten 
Beschlüsse, bei deren Zustandekommen Mitglieder übergangen wurden, unwirksam sind, 
weil die Zustimmung zum schriftlichen Verfahren idR auf derselben Urkunde wie die 
Abstimmung erfolgt. 
 
                                                 
506 Zur Zustimmung vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 34 Rz 19. 
507 So auch Thöni, Gneralversammlungsbeschlüsse, S 75. 
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 3.2.3.3. Beschlussfassung durch Nichtmitglieder 
 
 Wird ein Beschluss durch Nichtgesellschafter gefasst, so vertritt die L 508  und 
Rspr509 richtigerweise die Ansicht, dass derartige Beschlüsse nichtig sind. Der Grund 
dafür sei, dass sie dem Organ nicht zugerechnet werden können. Dem ist ohne weiteres 
jedenfalls nur so weit zu folgen, als eine Beschlussfassung ausschließlich durch 
Nichtmitglieder erfolgt. Ein solcher Beschluss wäre meist auch bereits, da es wohl an 
einer ordnungsgemäßen Einberufung fehlen wird, nach dem oben Erörterten nichtig. 
Solche Fälle, wie etwa, wenn auf der Straße eine Versammlung durch irgendwelche 
Passanten einberufen wird, werden allerdings kaum je praktische Beachtung 
erlangen510.   
 
 Fraglich sollte mE jedoch sein, ob ein Beschluss, an dem Nichtmitglieder lediglich 
mitgewirkt haben, die Rechtsfolge der Nichtigkeit mit sich bringt511. Ist ein Beschluss nicht 
schon wegen eines Einberufungsmangels nichtig und hat zumindest ein Mitglied an 
dessen Fassung mitgewirkt, so sollte die Mitwirkung von Nichtmitgliedern, selbst dann, 
wenn sie das Mitglied überstimmt haben, nicht zur Nichtigkeit führen. Der Beschluss ist 
durch entsprechendes Einhalten der Einberufungsvorschriften dem Organ zuzurechnen, 
da ja jedem Mitglied die Möglichkeit gegeben wurde, am Willensbildungsprozess 
teilzunehmen. Das Mitzählen der Stimmen der Nichtmitglieder stellt, wenn das 
Beschlussergebnis konstitutiv festgestellt wurde, einen mathematischen 
Verfahrensfehler dar und löst die Anfechtbarkeit aus512. Es soll aber den anwesenden 
                                                 
508 Reich-Rohrwig, GmbH-Recht 395; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482; Hüffer in Münchner Kommentar 
zum AktG, § 241 Rz 11; Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 26; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 31; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 4; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 41 Rz 8; vgl auch Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 380. 
509 Vgl OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k,  SZ 72/15 = WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173. 
510 So auch Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 241 Rz 11. 
511 Nach Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 380, ist ein Beschluss an dem Nichtmitglieder mitgewirkt haben 
bereits nichtig. Zu betonen ist allerdings, dass Enzinger dies im Bereich der Personengesellschaften 
vertritt. 
512 Zum falschen Zählen von abgegeben Stimmen vgl oben. 
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Mitgliedern überlassen bleiben, ob der Beschluss Bestand haben soll oder nicht. 
 
 Kommt es zu keiner Beschlussfeststellung, so kommt der Beschluss ohnedies mit 
dem rechtlich richtigen und damit ohne Zuzählung der Stimmen der Nichtgesellschafter 
zustande513. In diesem Fall, wie in jenem Fall, wenn der Beschluss zwar konstitutiv 
festgestellt wurde, aber die Stimmen der Nichtmitglieder nicht kausal für das festgestellte 
Ergebnis waren, stellt sich die Frage, ob auch bereits die Teilnahme der Nichtmitglieder 
zur Anfechtbarkeit führt. Dies kann natürlich schon prinzipiell nur dann der Fall sein, wenn 
eine solche Teilnahme durch das entsprechende Materiengesetz oder die Satzung 
untersagt ist. Grds ist mE davon auszugehen, dass ein solcher Mangel dann eine 
Anfechtbarkeit mit sich bringt, wenn die Ursache des Teilnahmeverbots darin begründet 
liegt, dass den Mitgliedern eine unabhängige Willensbildung ermöglicht wird. Liegt sie 
aber etwa darin, dass andere über verbandinterne Vorgänge keine Kenntnis erlangen 
sollen, so führt ein Verstoß nicht zur Anfechtbarkeit und stellt daher eine bloße 
Ordnungswidrigkeit dar. 
 
3.2.3.4. Zuständigkeitsmängel 
 
 Eine weitere Frage stellt sich, welche Rechtsfolge es mit sich bringt, wenn ein 
Organ durch einen gefassten Beschluss die ihm zukommende Kompetenz überschreitet. 
Teile der L514 (und wohl auch die Rspr zur AG515) sehen die Kompetenzverteilung als 
zum Wesen der entsprechenden Gesellschaft gehörig und wollen deshalb eine 
Überschreitung der Zuständigkeitsgrenzen als Nichtigkeitsgrund im Sinne des § 199 Abs 
1 Z 3 1 Fall AktG qualifizieren. Es handle sich um einen Verstoß gegen zwingende 
                                                 
513 Vgl Thöni, Unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215. 
514 Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 80 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 
36; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 132 f; aA etwa Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 
Rz 9, der kompetenzüberschreitende Beschlüsse als unwirksam ansieht. Vgl in diesem Zusammenhang 
auch die Ausführungen von Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, vor § 195 Rz 27; wiederum anders 
Hüffer, AktG, § 241 Rz 20 mwN. 
515 OGH 29.08.1995, 1Ob586/94, SZ 68/144 = RdW 1996, 60 = WBl 1996, 81 = HS 26.128. 
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inhaltliche gesetzliche Vorschriften, die es einem Organ verbieten darüber 
hinausgehende Beschlüsse zu fassen516.  
 
 Es ist richtig, dass das bestehende, gesetzliche und zwingende Kompetenzregime 
das Wesen der unterschiedlichen Verbände ausmacht. Insofern wäre auch eine 
Satzungsänderung, die in gesetzlich zwingende Kompetenzvorschriften eingreift, also 
diese abändert, nichtig517.  
 
 Der Grund, weshalb Beschlüsse inkompetenter Organe nichtig sind, ist mE 
allerdings - jedenfalls zunächst 518 - ein anderer. Deutlich wird dies, wenn man die 
Problematik der Beschlussfassung eines inkompetenten Organs rechtsformübergreifend 
betrachtet. Im Speziellen beim Verein lässt das VerG dem Rechtsanwender bei der 
Regelung, über welche Organe der Verein verfügt und welche Kompetenz diesen 
zukommt, geradezu grenzenlos Spielraum 519. Würde man nun nur Beschlüsse, die 
gegen die gesetzlichen, das Wesen des Vereins ausmachenden Kompetenznormen 
verstoßen, als nichtig ansehen, so wäre dies nur sehr selten der Fall. Ein Organ könnte 
massiv gegen die Zuständigkeitsbestimmungen verstoßen und es würde lediglich zur 
Anfechtbarkeit kommen 520 . Vielmehr ist die Problematik der Beschlussfassung 
inkompetenter Organe eine solche der Zurechnung 521. Auf diese Art lässt sich die 
Problematik auch rechtsformübergreifend auf einen Nenner bringen. Überschreitet ein 
Organ demnach durch Beschluss den ihm zukommenden Aufgabenbereich, so ist 
demselbigen dieser Beschluss nicht zurechenbar. Genauer gesagt kann der 
überschießende Antrag und damit auch der daran anknüpfende Beschluss dem Organ 
                                                 
516 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 36. 
517 Vgl dazu Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 8; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 
199 Rz 35; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 133 f ; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 15. 
518 Zum zweiten Schritt, siehe sogleich. 
519 Freilich ist dieser Spielraum nicht grenzenlos, aber doch wesentlich weiter als bei der AG, der GmbH und 
auch der Gen, weshalb diese überspitzte Formulierung in diesem Kontext eine Rechtfertigung findet. 
520 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 28. 
521  Vgl Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62, welcher die Beschlussfassung unzuständiger Organe 
offensichtlich ebenfalls als Zurechnungsfrage qualifiziert.  
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nicht zugerechnet werden. Ob dies schon bei jeder Überschreitung oder erst bei Evidenz 
der Fall sein soll, ist fraglich 522 . Lässt man eine Zurechnung, auch bei nicht 
evidentermaßen gegen das Zurechnungsregime verstoßenden Beschlüssen, zu, so 
sollte dies nur dann passieren, wenn jenen Organen, in deren Zuständigkeitsbereich 
durch die Überschreitung eingegriffen wurde, ein Anfechtungsrecht zukommt. Eine 
stärkere Zurechnung kann eben nur dann befürwortet werden, wenn dieser Ausgleich 
besteht. Theoretisch denkbar ist, wenn man denn die Ansicht vertritt, dass nur evident 
kompetenzüberschreitende Beschlüsse nicht zurechenbar sind, auch der Fall, dass ein 
Beschluss zwar nicht evident außerhalb der Kompetenz liegt, jedoch gegen zwingende 
gesetzliche Kompetenzvorschriften verstößt. In einem solchen Fall wäre dann im Sinne 
der hL, in einem zweiten Schritt, Nichtigkeit wegen Wesenswidrigkeit anzunehmen. 
Diese kann, wie erwähnt, nur bei einem Verstoß gegen gesetzliche 
Kompetenzbestimmungen vorliegen. Ein bloßer Satzungsverstoß kann keinen 
Wesensverstoß beinhalten. 
 
3.2.3.5. Exkurs: Beschlussfeststellung     
 
 Das Gesetz, die Satzung oder ein vorangehender Beschluss können vorsehen, 
dass das Beschlussergebnis von einem Vorsitzenden festzustellen ist.  
 
 Dies ist bei der AG gem § 111 Abs 2 AktG der Fall. Kommt es zu keiner 
Beschlussfeststellung, so ist der Beschluss nach hL523 und Rspr524 nichtig. Dies bedeutet, 
dass ein Beschluss, der nicht die Anforderungen einer Feststellung des § 111 Abs 2 AktG 
erfüllt, der Gesellschaft nicht zugerechnet werden kann. Dies trifft auch dann zu, wenn 
der Beschluss alle anderen Voraussetzungen erfüllt. Eine durch den Versammlungsleiter 
erfolgte Feststellung ist also bei AG - nach der Intention des Gesetzgebers – notwendig, 
um überhaupt einen Beschluss dieser konkreten Hauptversammlung zu erzeugen. 
                                                 
522 Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 28, gehen offenbar von Evidenz aus; 
523 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG,  § 111 Rz 5; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 30; 
Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 130. 
524 OGH 30.11.1989, 7Ob703/89, SZ 62/190 = WBl 1990, 118 = ecolex 1990, 152 = GesRZ 1991, 98. 
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 Das GmbHG, das GenG und das VerG sehen eine derartige gesetzliche 
Bestimmung nicht vor. Dennoch kann entweder in der Satzung oder mittels 
Gesellschafterbeschluss ein Vorsitzender, welcher ein Ergebnis festzustellen hat, bestellt 
werden. Das von ihm festgestellte Ergebnis hat richtigerweise, betreffend den Inhalt des 
Beschlusses, konstitutive Wirkung525. Dies gilt auch für jenen Inhalt eines Beschlusses, 
über den sich alle Gesellschafter, obwohl es zu keiner Feststellung gekommen ist, einig 
sind526. Kommt es allerdings zu keiner Feststellung, so sind Beschlüsse, im Gegensatz 
zum AktG dennoch gültig zustande gekommen, da eine nicht erfolgte Feststellung die 
Wirksamkeit nicht hindert527. Eine Beschlussfeststellung bestimmt also hier lediglich, mit 
welchem Inhalt ein Beschluss zugerechnet wird, nicht aber, ob es überhaupt zu einer 
solchen kommt. Ob es auch dann dabei bleibt, wenn die Satzung Gegenteiliges anordnet, 
nämlich, dass ein nicht festgestellter Beschluss nicht wirksam sein soll, ist fraglich528. 
Insgesamt sollten mE, in Hinblick darauf, dass eben gerade nichtige Beschlüsse 
vermieden werden sollten, in der Satzung zusätzlich vorgesehene 
Zurechnungserfordernisse kritisch betrachtet werden.  
 
Wurde kein Beschluss festgestellt, so kommt dieser mit jenem Inhalt zustande, der ihm 
bei richtiger rechtlicher Beurteilung zukommt529. Naturgemäß kann es also bei GmbH, 
Gen und Vereinen immer dann, wenn kein Beschluss festgestellt wurde, zu erheblichen 
Meinungsverschiedenheiten darüber kommen, was eigentlich Inhalt des Beschlusses ist. 
Das Beschlussergebnis kann richtiger weise und nach der hL530 und Rspr531 mittels 
Feststellungsklage festgestellt werden. Dies sollte mE sowohl für GmbH als auch für Gen 
                                                 
525 Vgl zur GmbH Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215 mwN. 
526 Vgl OGH 25.11.1997, 1Ob61/97w, SZ 70/242; OGH 26.02.2006, 6Ob130/05v = GeS 2006, 219; in 
diesem Sinne wohl auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 34 Rz 16 f. 
527 So OGH 26.02.2006, 6Ob130/05v = GeS 2006, 219; Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 
215; etwas missverständlich Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 34 Rz 16; Gellis/Feil, GmbHG, § 34 Rz 12. 
528 Dies offenbar bejahend Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215. 
529 So Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215. 
530  Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215; Gellis/Feil, GmbHG, § 35 Rz 12; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 35 Rz 17. 
531 OGH 25.11.1997, 1Ob61/97w, SZ 70/242; OGH 26.02.2006. 
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und Vereine gelten. Eine solche Klage wirkt grundsätzlich lediglich inter partes und 
entfaltet, im Gegensatz zu einer Rechtsgestaltungsklage, eben keine Wirkung erga 
omnes. Des Weiteren kommt es auch zu keiner Rechtskrafterstreckung, wie sie für das 
stattgebende Anfechtungsurteil vorgesehen ist532. Es besteht allerdings auch hier das 
gleiche Bedürfnis nach einer endgültigen Klärung, wie dies im Bereich der Anfechtung 
(oder aber auch Nichtigerklärung) der Fall ist. Thöni tritt dafür ein, dass aus diesem 
Grund der Beschlussfeststellungsklage ebenfalls im Sinne einer Rechtsgestaltungsklage 
erga omnes Wirkung zukomme. Ferner soll sich die Rechtskraft, gleich einer 
Anfechtungsklage, auch auf alle Mitglieder und die Verwaltungsorgane und deren 
Mitglieder erstrecken533. Dieser Auffassung ist mE auch zu folgen, da auch hier, ganz 
ähnlich wie bei Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklagen, ein Bedürfnis nach einer 
endgültigen verbandsinternen Reglung besteht. Für diese Klage muss dann freilich auch 
alles, was für Nichtigkeits- bzw Anfechtungsklagen, bedingt durch die 
Rechtskrafterstreckung und rechtsgestaltende Wirkung gilt, ebenfalls Anwendung finden.  
 
3.2.3.6. Abschließende Überlegungen 
 
 Andere Verfahrensmängel, also solche, die die Zurechnung zum Verband nicht 
hindern, können grds keine Nichtigkeit begründen534. Dies liegt daran, dass es zu einer 
Nichtigkeit grds nur dann kommen soll, wenn die Interessen jener betroffen sind, die sich 
außerhalb des Verbandes befinden. Ein Verfahrensmangel hat allerdings, da er grds den 
Schutz jener bezweckt, die selbst an der Beschlussfassung beteiligt sind, nicht den 
Schutz solcher Interessen im Auge. Hätte er dies, so müsste es zur Nichtigkeit 
kommen535. Auch würde ein solcher Verstoß kein Ergebnis erzeugen, das, auch wenn es 
                                                 
532 Vgl die §§ 42 Abs 6 GmbHG, 198 Abs 1 AktG; vgl in diesem Zusammenhang auch § 201 AktG der für die 
Nichtigkeitsklage selbiges anordnet.   
533  Thöni, unklare Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215; befürwortend auch Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 35 Rz 17. 
534 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10. 
535 Dies jedenfalls bei gesetzlichen Bestimmungen. Im Falle einer Satzungsbestimmung wird es wohl zu 
keiner Nichtigkeit kommen, da dies als unzulässige wesenswidrige Ausdehnung der Nichtigkeitssanktion zu 
verstehen ist. Die Frage bedarf jedoch genauerer Untersuchung.  
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nur die Gesellschafter selbst betrifft, von der Rechtsordnung derart missbilligt wird, dass 
es nicht als endgültig verbindlich hingenommen werden kann. Dies schon deshalb nicht, 
da dies ja lediglich bei inhaltlichen Verstößen der Fall sein kann.  
 
3.2.4. Formmängel 
 
 § 199 Abs 1 Z 2 AktG bestimmt, dass ein Beschluss der Hauptversammlung einer 
AG notarieller Beurkundung bedarf. Andernfalls führt dies zur Nichtigkeit. Das entspricht 
auch dem allg Zivilrecht 536. Die hL schließt aus § 201 Abs 1 AktG, der von einer 
gehörigen Beurkundung spricht, dass auch eine mangelhafte Beurkundung zur 
Nichtigkeit führe537. Dem ist zuzustimmen. Irgendeine Beurkundung vermag dem Zweck 
einer ausreichenden Dokumentation noch nicht zu erfüllen. Es sind dabei die in § 111 
Abs 1 AktG aufgestellten Gültigkeitserfordernisse einzuhalten. Dies gilt auch für den 
Alleinaktionär538.  
 
 Im Gegensatz zum AktG verlangen das GmbHG, das GenG und das VerG 
grundsätzlich keine Einhaltung einer bestimmten Form. § 49 Abs 1 GmbHG verlangt 
allerdings, auch bei satzungsändernden Beschlüssen einer GmbH, dass diese, wie bei 
der AG, einer notariellen Beurkundung bedürfen. Auch hier wird von L539 und Rspr540 
                                                 
536 Koziol/Welser, ABGB I, S 188; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 28 (Dieser spricht allerdings in Rz 20 bei 
notariellen Beurkundungen von Formgeboten im weiteren Sinn, die kaum einmal eine 
Wirksamkeitsvoraussetzung für ein Rechtsgeschäft darstellen. Die Beurkundung von 
Hauptversammlungsbeschlüssen oder von Generalversammlungsbeschlüssen sind wohl als solche 
Ausnahmen zu sehen. Anders verhält sich dies bspw bei Privaturkunden die, um eine 
Grundbuchseintragung zu erzielen, gem § 31 Abs 1 GBG einer notariellen Beurkundung bedürfen. Hier 
handelt es sich um keine Wirksamkeitsvoraussetzung in Bezug auf das Grundgeschäft.). 
537 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 199 Rz 7; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 28; 
Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 130. 
538 Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 130; Hüffer, AktG, § 241 Rz 13. 
539Vgl Plöchl, „Nichtige” Generalversammlungsbeschlüsse?, JBl 1957, 311; Schönherr, Nichtigkeit von 
Gesellschafterbeschlüssen, JBl 1960, 5; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 80 ff; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 7.  
540 OGH 14.11.1984, 1Ob676/84,  SZ 57/174 = GesRZ 1985, 34 = NZ 1985,172. 
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richtigerweise angenommen, dass ein Verstoß, wie bei einer AG, zur Nichtigkeit des 
Beschlusses führt.  
 
 Im allg Zivilrecht besteht die Möglichkeit, dass Parteien eine sog gewillkürte Form 
vereinbaren, sie also in Zukunft für den Abschluss gewisser Rechtsgeschäfte gewisse 
formale Bedingungen einzuhalten haben 541 . Eine solche Form stellt grds ein 
Wirksamkeitserfordernis dar, jedenfalls bringt dies die Zweifelsregel des § 884 ABGB 
zum Ausdruck542. Grds könnte man davon ausgehen, dass dieses Prinzip auch im 
Verbandsbereich Anwendung findet. Dem folgend müsste es also auch im 
Gesellschaftsrecht möglich sein, in der Satzung gewillkürte Formerfordernisse 
aufzustellen, die als Wirksamkeitserfordernis zu verstehen sind.  
 
 Nunmehr verhält es sich aber insb im Kapitalgesellschaftsrecht so, dass der 
Gesetzgeber versucht Nichtigkeiten möglichst zu vermeiden. Besonders deutlich bringt 
dies § 199 Abs 1 AktG zum Ausdruck, indem er die Nichtigkeitsgründe vermeintlich 
taxativ aufzählt 543 . Bedenkt man, dass Satzungsverletzungen grds (freilich mit 
Ausnahmen, wie insb die der Verfahrensfehler) nur zur Anfechtbarkeit führen können, so 
ist mE davon auszugehen, dass gewillkürte Formerfordernisse, bei einem Verstoß, 
lediglich die Anfechtbarkeit des Beschlusses mit sich bringen. Die Vorschriften über die 
Anfechtung und Nichtigkeit sind auch auf Formmängel anwendbar, zumal Beschlüssen, 
die unter einem Formmangel leiden, im Gegensatz zu solchen, die unter 
Verfahrensmängeln leiden, wohl nicht unterstellt werden kann, dass sie vom 
Rechtsbegriff des Beschlusses, gleich welcher Bestimmung, nicht erfasst werden. 
Werden sie erfasst, so kann die Rechtsfolge nur in der Anfechtbarkeit bestehen. Im AktG 
ist dies auch ausdrücklich normiert. Hier wird nur bei einem Verstoß gegen gesetzliche 
Formvorschriften die Sanktion der Nichtigkeit verlangt und folglich bei Verstößen gegen 
gewillkürte Formerfordernisse nur jene der Anfechtbarkeit. Bei anderen Rechtsformen ist 
in Anlehnung an das AktG mE ebenfalls davon auszugehen.  
                                                 
541 Vgl dazu § 884 ABGB. 
542 Vgl Koziol/Welser, ABGB I, S 189  f; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 31. 
543  Die Aufzählung ist jedoch unvollständig und dogmatisch unübersichtlich. Vgl Hüffer in Münchner 
Kommentar zum AktG, § 241 Rz 7. 
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 Inwiefern überhaupt das Einführen derartiger Formvorschriften in der Satzung 
erlaubt ist, steht mit der Frage in Zusammenhang, ob diese zusätzlichen 
Formerfordernisse mit dem Wesen der entsprechenden Rechtsform zu vereinbaren sind, 
also ob eine derartige Satzungsänderung (gemeint das Einführen eines 
Formerfordernisses) inhaltlich nichtig ist. Übertriebene Formerfordernisse werden diesen 
Anforderungen nicht mehr gerecht werden. 
 
3.2.5. Sonstige Mängel 
 
Neben den erwähnten Gründen, die einen Beschluss absolut nichtig machen, gibt 
es noch weitere, nicht von § 199 AktG erfasste, wohl aber auch für den Bereich der AG 
gültige Nichtigkeitsgründe. Die Spezialtatbestände verdrängen das allg Zivilrecht mE ja 
nur soweit, als ihr Anwendungsbereich reicht. Insofern erfassen sie nämlich nur Form-, 
Verfahrens- und Inhaltsmängel. Nur in diesem Bereich stellen die im AktG normierten 
(und auch für andere Rechtsformen geltenden oder mittels Analogie übernommenen) 
Nichtigkeitsgründe Spezialtatbestände bzw Konkretisierungen im Verhältnis zum allg 
Zivilrecht dar. Andere Gründe, die eine Fehlerhaftigkeit des Rechtsgeschäfts begründen 
können bleiben mE daneben bestehen. Allerdings ist zu erwähnen, dass freilich die 
Möglichkeit besteht, bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzung, die Tatbestände 
auch auf andere Mängel auszudehnen, wie dies etwa (im Bereich der Anfechtung) mEn 
bei Willensmängeln der Fall ist. 
 
3.3 Rechtsfolgen 
 
 Die Rechtsfolge, wenn ein Beschluss einem der oben genannten Tatbestände 
entspricht, ist freilich die Nichtigkeit. Diese kann eine absolute oder eine 
geltendzumachende sein, wobei Letztere wiederum idR nur relativ zugunsten gewisser 
Geschädigter besteht. Bei der absoluten Nichtigkeit besteht die Rechtsfolge im 
gänzlichen Ausbleiben der gewollten rechtlichen Wirkung (sofern es zu keiner Heilung 
kommt). Die Rechtsfolge der geltendzumachenden Nichtigkeit erzielt diesen Effekt noch 
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nicht und stellt insofern ein Gestaltungsrecht dar, als es erst durch ein Aufgreifen zum 
Ausbleiben der Rechtswirkung kommt. Bezieht sich die Nichtigkeit nur auf einzelne 
Beschlussbestandteile, so kann es, wie im allg Zivilrecht, freilich auch hier zu einer 
Teilnichtigkeit544 kommen, wenn die Bestandteile abtrennbare Einheiten bilden. Ist dies 
nicht der Fall, so ist von Gesamtnichtigkeit auszugehen. 
  
 Zudem löst das Erfüllen eines Nichtigkeitstatbestandes eine weitere zusätzliche 
Rechtsfolge aus. Das AktG (das in diesem Punkt, wie noch zu zeigen sein wird, auch auf 
Verbände anderer Rechtsformen Anwendung findet) räumt Mitgliedern bzw bestimmten 
Organen und deren Mitgliedern ein spezielles (Gestaltungs)recht ein, das es ermöglicht, 
die Nichtigkeit eines ihnen gegenüber nichtigen Beschlusses, universell allen gegenüber 
festzustellen und dies mit Rechtskrafterstreckung auf alle Verbandsmitglieder und den 
Verband selbst. 
 
3.4. Geltendmachung 
 
3.4.1.Grundsätzliches 
 
 Hinsichtlich der Frage, wem das Recht zukommt, die Nichtigkeit aufzugreifen, ist 
zwischen absoluter und geltendzumachender Nichtigkeit zu unterscheiden. Die absolute 
Nichtigkeit bedarf keines Aufgreifens, da sie ohnedies gegeben ist. Ist der Beschluss 
jedoch lediglich geltendzumachend nichtig, so kann eine Geltendmachung nur von jenen 
erzielt werden, zu deren Gunsten der Beschluss nichtig ist. Für andere ist der Beschluss 
solange gültig 545 . 546  Insofern nähert sich die geltendzumachende Nichtigkeit der 
                                                 
544 Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 51. 
545 Es ist zu erwähnen, dass die meisten Autoren, insb im Bereich der Kapitalgesellschaften (AG und 
GmbH), davon ausgehen, dass jeder nichtige Beschluss absolut nichtig ist. Vgl dazu Thöni, 
Generalversammlungsbeschlüsse, S 107 ff; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 50; Haider, 
Hauptversammlungsbeschlüsse, S 139 f; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 4 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, 
§ 41 Rz 18; aA zur GmbH, zum Verein vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16 
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Anfechtung an und führt bei erfolgter Geltendmachung zur Gestaltung einer neuen 
Rechtslage. Das Gestaltungsrecht kann nach allg Zivilrecht formlos und auch 
außergerichtlich, etwa durch Bestreitung, geltend gemacht werden547. 
 
 Davon zu unterscheiden ist die Art und Weise, wie die Nichtigkeit gerichtlich 
aufgegriffen werden kann. Prozessual wird die absolute Nichtigkeit eines Beschlusses 
mittels Feststellungsklage548 festgestellt und setzt grds ein Feststellungsinteresse nach § 
228 ZPO549 voraus. Ebenfalls kann sie mittels Einrede aufgegriffen werden, wobei sie in 
einem Prozess von Amts wegen aufzugreifen wäre. Die geltendzumachende Nichtigkeit 
ist grds mittels Einrede aufzugreifen550. Auch kann eine Feststellungsklage nach § 228 
ZPO erhoben werden, wenn das Gestaltungsrecht ausgeübt wurde. Diese ganz 
gewöhnlichen Möglichkeiten des Aufgreifens der Nichtigkeit, sind eben grds auch im 
Verbandsbereich möglich. 
 
 Jedoch kennt § 201 AktG eine spezielle Form der gerichtlichen Geltendmachung 
der Nichtigkeit, die in ihrem Anwendungsbereich die oben angeführte allgemeine Form 
der gerichtlichen Auseinandersetzung verdrängt551.  
 
                                                                                                                                                              
f. Auch hier wird die Möglichkeit einer geltendzumachenden und einer relativen Nichtigkeit in Betracht 
gezogen. 
546 Vgl dazu allg nur Krejci in Rummel, ABGB, § 879 Rz 247 ff. 
547 Vgl Gschnitzer, AT, S 690; P. Bydlinski, § 7 Rz 4. 
548 Der Begriff Feststellung verwirrt bei Aufgreifen der geltendzumachenden Nichtigkeit insofern, als ja 
eigentlich erst durch das Aufgreifen eine neue Rechtslage entsteht. 
549 Vgl Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 190; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 412. 
550  Vgl dazu OGH 17.05.2000, 6Ob1/00s, ecolex 200/313, 795 = immolex 2000/181, 298; mwN 
Dietrich/Tades, ABGB, § 879 E 10.   
551 Dazu sofort unten. 
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3.4.2. Rechtsgestaltende Nichtigkeitsklage 
 
3.4.2.1 Nichtigkeitsklage 
 
 § 201 AktG sieht, abweichend vom eben Erwähnten, eine spezielle Klage zur 
Feststellung der Nichtigkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen vor. Sie zeichnet sich 
durch spezielle Rechtsfolgen, namentlich durch eine Rechtskrafterstreckung und durch 
eine für alle verbindliche Erledigung, aus. Aktivlegitimiert sind, wie bei der Erhebung der 
Anfechtungsklage, die Aktionäre, der Vorstand als Organ und die Mitglieder des 
Vorstandes und des AR. Besagte Personen oder Organe müssen mE, wenn sie 
gegenüber der Gesellschaft die Nichtigkeit eines Beschlusses feststellen wollen, dh, 
wenn sie die Gesellschaft auf Feststellung der Nichtigkeit klagen wollen, eine solche 
Klage nach § 201 AktG anstrengen 552 . Dies gilt auch für die geltendzumachende 
Nichtigkeit, bloß dass in ihrem Fall, lediglich jene Aktionäre, welchen das Recht zukommt 
die Nichtigkeit geltend zu machen, eine solche Nichtigkeitsklage einbringen können. Eine 
allg Feststellungsklage nach § 228 ZPO (oder Rechtsgestaltungsklage) ist ihnen hier 
nicht möglich. Zur Erhebung der Klage nach § 201 AktG bedarf es keiner weiteren 
Voraussetzungen mehr. Insbesondere ist ein rechtliches Interesse, wie es bei Klagen 
nach § 228 ZPO gefordert wird, nicht notwendig553. Dies mE jedenfalls für jene nicht, die 
auch anfechtungsbefugt sind. Wenn ein solches Bedürfnis schon bei der Anfechtung 
nicht notwendig ist, so wird dies wohl auch im Zuge des Aufgreifens der Nichtigkeit nicht 
notwendig sein. Da bei der AG jedoch alle Organmitglieder und Aktionäre 
anfechtungsbefugt sind, bleibt hier, anders als etwa bei AR-Beschlüssen 554 , kein 
Restanwendungsbereich. Bei gänzlichem Fehlen des Rechtsschutzbedürfnisses wird 
jedoch vertreten, dass eine Klage abzuweisen sei555. Dem ist zuzustimmen. Andere 
Voraussetzungen jedoch, wie dies bei der Anfechtungsklage der Fall ist, wie etwa das 
                                                 
552 So auch Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 201 Rz  9;  Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, 
S 140 Fn 799; aA Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 55.  
553Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 201 Rz 1; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 141. 
554 Vgl unten VI.1.4.3. 
555 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 201 Rz 4; Haider, Hauptversammlungsbeschlüsse, S 141. 
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Erheben eines Widerspruchs oder die spezielle Betroffenheit (Strafbarkeit oder 
Schadenersatzpflichtigkeit) bei einer Klage der Verwaltungsmitglieder, sieht das Gesetz 
nicht vor und werden richtigerweise auch nicht gefordert. Gem § 201 Abs 1 iVm §197 Abs 
2 AktG ist auch die Nichtigkeitsklage gegen die Gesellschaft zu richten. Die Vertretung 
der Gesellschaft folgt denselben Regeln wie die Vertretung im Falle einer 
Anfechtungsklage556. 
 
 Diese spezielle Form der Geltendmachung, nämlich das Erheben einer solchen 
Nichtigkeitsklage, findet lediglich im AktG einen Niederschlag. Freilich stellt sich jedoch, 
wie bei der Anfechtungsklage, die Frage nach einer analogen Anwendung auf andere 
Rechtsformen. Von der hL 557  wird eine analoge Anwendung der aktienrechtlichen 
Bestimmungen bzw der Bestimmungen über die Anfechtungsklage von 
GmbH-Gesellschafterbeschlüssen, auch auf die GmbH vertreten. Dem ist zuzustimmen, 
das Bedürfnis nach einer für alle verbindlichen Feststellung mit erstreckter 
Rechtskraftwirkung besteht hier im selben Ausmaß und aus demselben Grund wie bei 
anfechtbaren GmbH-Gesellschafterbeschlüssen oder nichtigen Beschlüssen einer 
Hauptversammlung einer AG. Selbiges gilt für die Gen558. Auch hier besteht dieselbe 
Interessenlage. Insgesamt besteht für die Feststellung der Nichtigkeit dasselbe Bedürfnis 
nach Klärung, wie bei einer Anfechtungsklage. Insofern ist überall dort, wo eine für alle 
rechtsgestaltende Anfechtungsklage mit Rechtskrafterstreckung zulässig ist, auch im 
Falle eines nichtigen Beschlusses, eine für alle die Nichtigkeit feststellende Klage mit 
entsprechender Rechtskrafterstreckung zulässig. Befürwortet559 man im Vereinsrecht die 
analoge Anwendung der Rechtskrafterstreckung eines positiven Anfechtungsurteils, so 
hat man auch die Anwendung einer Nichtigkeitsklage nach dem Prinzip des § 201 Abs 1 
AktG anzuerkennen. 
 
 Die aktienrechtliche Nichtigkeitsklage (bzw deren Prinzip) ist also auch bei den 
                                                 
556 Dazu siehe oben unter V.2.5.4. 
557  Vgl Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 107 ff; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 55.  
558 So auch Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 18.  
559 Wie hier vertreten, vgl oben unter V.2.6.2. 
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anderen Verbänden entsprechend analog anzuwenden. Die Aktivlegitimation bzw die 
Vertretung der Gesellschaft im Falle einer Nichtigkeitsklage richtet sich nach den für eine 
Anfechtungsklage des entsprechenden Verbandes geltenden Vorschriften. Überall dort, 
wo § 201 Abs 1 AktG auf Bestimmungen aus dem Anfechtungsrecht Bezug nimmt, ist auf 
das, für die spezifischen Rechtsformen für die Anfechtung Geltende, abzustellen. 
Existieren derartige Bestimmungen nicht und finden sie auch keine analoge Anwendung, 
so gilt dies auch für die Nichtigkeitsklage. 
 
 Im Ergebnis schwindet der Anwendungsbereich der herkömmlichen 
Feststellungsklage nach § 228 ZPO bzw der Geltendmachung durch Einrede auf jene 
Fälle, in denen ein verbandsfremder Dritter die Nichtigkeit aufgreift oder in denen sich ein 
Verbandsmitglied bzw Verwaltungsmitglied mittels Einrede auf die Nichtigkeit eines 
Beschlusses beruft. In all jenen Fällen, in welchen im Falle eines anfechtbaren 
Beschlusses eine Anfechtungsklage erhoben werden kann, muss im Falle eines 
nichtigen Beschlusses die Klage in der eben beschriebenen Form erfolgen. 
   
3.4.2.2 Prozessuale Sondervorschriften 
 
 § 201 Abs 1 AktG normiert, dass die Bestimmungen über die Gerichtszuständigkeit, 
die Sicherheitsleistung, die Bekanntmachungspflichten des Vorstandes und die 
Regelung über den Streitwert bei Nichtigkeitsklagen ebenfalls zur Anwendung kommen. 
Hinsichtlich der Verfahrenskonzentration bestimmt § 201 Abs 2 AktG, dass 
Nichtigkeitsprozesse zu verbinden sind. Insgesamt lässt sich daraus schließen, dass alle 
Besonderheiten der Anfechtungsklage, sofern sie nicht gezielt auf die Tatsache, dass es 
sich bei der Klage, um eine solche bei der ein Anfechtungsrecht geltend gemacht wird, 
handelt, abzielen, auch für die Nichtigkeitsklage gelten. Dies ist mE auch bei den anderen 
Verbänden der Fall. Es kann auf das zur Anfechtungsklage Ausgeführte verwiesen 
werden560.  
 
                                                 
560 Vgl oben unter V.2.5.5. 
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Zusammenfassend gilt Folgendes: 
 
 (1) Gerichtszuständigkeit: § 201 Abs 1 iVm § 197 Abs 2 AktG bestimmt, dass für die 
Nichtigkeitsklage der für den Sitz der Gesellschaft zuständige, zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in Handelssachen berufene Gerichtshof erster Instanz ausschließlich 
zuständig ist. Auch hier handelt es sich um einen Zwangsgerichtsstand. Das gilt auch für 
die Nichtigkeitsklage bei der GmbH. Für die Gen kommt § 83b JN zur Anwendung, beim 
Verein gelten die allg Zuständigkeitsregeln. 
 
 (2) Sicherheitsleistung: § 201 Abs 1 iVm § 197 Abs 4 AktG bestimmt, dass auch bei 
Nichtigkeitsklagen der Kläger zur Leistung einer Sicherheit verpflichtet sein kann. Die 
Voraussetzungen sind dieselben wie jene bei einer Anfechtungsklage. Selbiges gilt für 
die GmbH. Bei anderen Verbänden ist, sofern die Bestimmungen hinsichtlich der 
Anfechtungsklage analog übernommen werden, dies auch bei der Nichtigkeitsklage zu 
befürworten.  
 
 (3) Bekanntmachungspflichten des Vorstandes: Die in § 197 Abs 5 AktG normierten 
Bekanntmachungspflichten gelten gem § 201 Abs 1 AktG auch bei Erheben der 
Nichtigkeitsklage. Für andere Gesellschaften gilt das zur Anfechtungsklage Erwähnte 
auch für die Nichtigkeitsklage. Mit Nichtigkeitsklage ist freilich die unter V.3.4.2.1. 
beschriebene Klage gemeint. Hier sollte eine Verständigung stattfinden. Bei Klagen, 
durch welche eine geltendzumachende Nichtigkeit aufgegriffen wird und es insofern zur 
Ausübung eines Gestaltungsrechts kommt, sollte es ebenfalls zu einer Verständigung 
kommen. Für eine Klage nach § 228 ZPO gilt dies grds nicht, da es hier weder zu einer 
Rechtskrafterstreckung noch zur Entfaltung einer Gestaltungswirkung kommt, wobei bei 
genauer Betrachtung durch einen, mit der Klage einhergehenden Heilungsausschluss 
sehr wohl eine Gestaltungswirkung eintritt. 
 
 (4) Streitwertfestsetzung: § 197 Abs 6 AktG sieht entgegen der JN561 vor, dass das 
Gericht unter Bindung an den Antrag einer Streitpartei den Streitwert hinaufsetzen kann. 
                                                 
561 Vgl § 56 Abs 2 JN. 
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Selbiges gilt auch für die Nichtigkeitsklage. Für die andern Verbände gilt dies, wie auch 
bei der Anfechtungsklage, nicht. 
 
(5) Einstweilige Verfügung: Auch im Zuge einer bevorstehenden oder 
eingebrachten Nichtigkeitsklage kann es, wie bei einer Anfechtungsklage, zum Erlass 
einer eV kommen. Auch Dritte können mE eine eV beantragen, allerdings kann diese nur 
bei außenwirksamen Beschlüssen statthaft sein.  
 
(6) Nebenintervention: Wie bei der Anfechtungsklage haben die Verbandsmitglieder, 
auf die sich die Rechtskraft der Klage bezieht, die Möglichkeit sich als Nebenintervenient 
dem Verfahren anzuschließen. Der Nachweis eines rechtlichen Interesses ist bei der 
GmbH nicht notwendig und bei den Mitgliedern der anderen Verbände wohl wegen der 
Rechtskrafterstreckung ebenfalls nicht. Es handelt sich auch hier um eine 
streitgenössische Nebenintervention. Dritte können nach den allg Regeln als 
Nebenintervenient beitreten.  
 
3.4.2.3 Rechtsfolgen eines ergangenen Urteils 
 
  Das Besondere an der Klage nach § 201 AktG liegt an den Rechtsfolgen, die eine 
erfolgreiche Feststellung der Nichtigkeit mit sich bringt. Ein stattgebendes 
Nichtigkeitsfeststellungsurteil wirkt, gleichsam wie eine Rechtsgestaltungsklage, für und 
gegen jedermann562. Die Nichtigkeit des Beschlusses wird also verbindlich festgestellt. 
Ein gegenteiliges Ergebnis kann nicht mehr Gegenstand einer gerichtlichen 
Entscheidung sein. Wohl kann es jedoch von jenen, gegen welche die 
Rechtskrafterstreckung nicht wirkt, infrage gestellt werden. Karsten Schmidt spricht im 
Falle einer solchen Nichtigkeitsklage nicht zu Unrecht von einer 
Rechtsgestaltungsklage 563 . Ferner kommt es, wie bei einer erfolgreichen 
Anfechtungsklage, zu einer Rechtskrafterstreckung auf alle Verbandsmitglieder, wie 
                                                 
562 Vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 201 Rz 6; Hüffer, AktG, § 249 Rz 17. 
563 Karsten Schmidt, Gesellschaftsrecht, S 451 ff. 
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auch auf den Verband und dessen Organe selbst 564 . Auch hier, also wenn die 
Fehlerhaftigkeit verbandsintern aufgegriffen wird, kommt es zu einer endgültigen für den 
gesamten Verband verbindlichen Entscheidung. Ferner können bei der Aufgreifung 
nichtiger Beschlüsse, wie bei anfechtbaren Beschlüssen, Rückabwicklungsprobleme 
auftauchen. Es stellen sich also dieselben Fragen, die sich im Zuge einer erfolgten 
Anfechtungsklage stellen. Es kann auf die obigen Ausführungen verwiesen werden565. 
3.5. Heilung der Nichtigkeit 
 
 § 200 AktG sieht vor, dass gewisse Mängel, die die Nichtigkeit eines Beschlusses 
bedingen, durch eine erfolgte Eintragung ins FB heilen können. Da eine Eintragung ins 
FB für eine Heilung des Beschlusses notwendig ist, kann eine solche überhaupt, so man 
eine Analogie zu Verbänden anderer Rechtsformen bejaht, nur dort eintreten, wo eine 
FB-Eintragung von Beschlüssen vorgesehen ist. Eine Heilung kann also (wenn man 
lediglich die hier behandelten Rechtsformen in Betracht zieht) nur bei AG, GmbH und 
Gen eintreten. Nur hier kann es zu einer Eintragung des Beschlusses in das FB kommen. 
Der Grund für das Anknüpfen an die Eintragung in das FB besteht nämlich darin, dass 
derartige Beschlüsse einer Kontrolle unterzogen werden und somit die FB-Eintragung 
einen besonderen Vertrauenstatbestand setzt 566 . Eine entsprechende analoge 
Anwendung der aktienrechtlichen Bestimmungen auf die GmbH und Gen wird von der 
hL567 wie von der Rspr568 vertreten. Dies mE zurecht, da der durch die FB-Eintragung 
erzeugte Rechtsschein freilich auch bei GmbH und Gen erzeugt wird, weshalb durch die 
vergleichbare Interessenlage eine Analogie zu befürworten ist.  
 
                                                 
564 Vgl dazu etwa Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 201 Rz 6; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 
Rz 55. 
565 Vgl oben V.2.6. 
566  So auch Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 18; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 200 Rz 2. 
567 Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 18; Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, 
S 114 f; Siebenbäck in Dellinger, GenG, § 30 Rz 21;   Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 7. 
568 Dies hat sich erst zur GmbH geäußert. Vgl OGH 14.11. 1984, 1 Ob 676/84, SZ 57/174 = GesRZ 1985, 34 
= HS 14.255 =  HS 14.325 = HS 14.328 = HS 14.331 = NZ 185, 172 = NZ-K 1988/22 = RdW 1985, 181. 
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 § 200 Abs 1 AktG sieht eine Heilung von Beurkundungsmängeln bereits unmittelbar 
durch die erfolgte Eintragung in das FB vor569. Zu beachten ist, dass ein solcher Mangel 
praktisch nur bei AG und GmbH auftreten kann, da es nur dort zu einer Beurkundung von 
Beschlüssen kommt570. Der Sinn der Vorschrift liegt darin, dass eine Nichtigkeit des 
Beschlusses dann entfallen soll, wenn der Zweck der Beurkundung auf eine andere Art 
und Weise, nämlich durch die Eintragung ins FB, erreicht wird. Dazu wird es allerdings 
selten kommen, da im Regelfall wohl bereits aufgrund der Erkennbarkeit des Mangels 
eine Eintragung nicht stattfinden wird571.  
 
 § 200 Abs 2 AktG bestimmt, dass Beschlüsse, die unter Einberufungs- oder 
Inhaltsmängeln572 leiden, dann heilen, wenn sie ins FB eingetragen wurden und seitdem 
drei Jahre verstrichen sind. Die hM573 geht davon aus, dass eine Heilung dann nicht 
eintritt, wenn innerhalb der Dreijahresfrist geklagt wurde oder eine entsprechende 
Einrede erhoben wurde. Dem ist zu folgen. Es kann nicht sein, dass sich etwa ein 
unmittelbar nach der Beschlussfassung auf Feststellung der Nichtigkeit Klagender später, 
nachdem die Frist abgelaufen ist, entgegenhalten lassen muss, dass nunmehr Heilung 
des Beschlusses eingetreten sei.  
 
 Umstritten ist die Frage, inwiefern es auch bei Vorliegen anderer Nichtigkeitsgründe 
zu einer Heilung kommen kann 574 . ME ist grds davon auszugehen, dass nichtige 
Beschlüsse heilbar sind. Wenn nämlich Beschlüsse, bei deren Zustandekommen 
massive Verfahrensfehler aufgetreten sind, die gegen das Wesen des Verbandes 
verstoßen, die gegen Gläubigerinteressen verstoßen, die sittenwidrig sind oder 
                                                 
569 Vgl Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 112; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 3; 
Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 200 Rz 8. Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 20. 
570 Vgl Reischauer, Generalversammlungsbeschlüsse, JBl 1976, 18. 
571 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 3.  
572 Also unter einem Nichtigkeitsgrund des § 199 Abs 1 Z 1 AktG oder des § 199 Abs 1 Z 3 und 4 AktG 
leiden. 
573 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 4; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 200 Rz 2; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 40 Rz 20. 
574 Vgl Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 5; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 200 Rz 
12 ff. 
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anderweitig gegen öffentliche Interessen verstoßen heilen können, so scheint es wenige 
Gründe zu geben, die einer Heilung entgegenstehen.  
 
 Von den Heilungsvorschriften unberührt bleibt die Möglichkeit der amtswegigen 
Löschung von Beschlüssen, die gegen zwingende, im öff Interesse stehende 
Vorschriften verstoßen575. Es handelt sich hierbei um ein notwendiges Korrektiv. 
 
 Ferner stellt sich die Frage, ob unwirksame Beschlüsse heilbar sind. Strasser 
verneint dies576, bejaht aber eine Heilung von Beschlüssen, die nach den §§ 181 Abs 2, 
188 Abs 3 und 189 Abs 2 nichtig sind 577 , obwohl es sich dabei eigentlich um 
Unwirksamkeitsgründe handelt578. Die hL579 und die dhL580 bejahen richtigerweise eine 
Anwendung auch auf unwirksame Beschlüsse, da ein vergleichbares 
Rechtsschutzbedürfnis bestehe. 
 
 Abschließend sei in diesem Kapitel erwähnt, dass Umgründungsbeschlüsse 
(Verschmelzung, Spaltung und Umwandlung) bereits durch die Eintragung ins FB heilen. 
Ein Aufgreifen der Nichtigkeit ist ab diesem Zeitpunkt ausgeschlossen. Derartige 
Beschlüsse genießen also einen absoluten Bestandschutz.581  
                                                 
575 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 6; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 199 Rz 57 
f. 
576 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 2.  
577 Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 200 Rz 5.  
578 Vgl oben unter IV.3.4. 
579 Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 135 f; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 200 Rz 18; 
noch unschlüssig Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 40 Rz 42. 
580 Zöllner in Kölner Kommentar zum AktG, § 242 Rz 28; Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG § 242 
Rz 25; Karsten Schmidt in Großkommentar zum AktG, § 242 Rz 16. 
581 Zu dem Ganzen vgl Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 195 Rz 13. 
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VI. Beschlüsse von Verwaltungsorganen 
  
1. Das kontrollierende Organ (Aufsichtsrat) 
 
1.1. Allgemeines 
 
 Auch das kontrollierende Organ eines Verbandes (AR582) bildet seinen Willen durch 
Beschluss. Besonders am AR ist, dass er stets kollegial organisiert ist und damit seinen 
Willen immer durch eine Personenmehrheit (also Beschluss ieS) und damit immer nach 
einer gewissen Beschlussprozedur fasst583. Analog zur Mitgliederversammlung können 
auch hier im Rahmen der Beschlussfassung Fehler unterlaufen, wodurch sich 
zwangsläufig die Frage aufdrängt, welche Rechtsfolgen dies mit sich bringt. Im 
Gegensatz zu den §§ 41 f GmbHG, 199 ff AktG und 7 VerG584, für fehlerhafte Beschlüsse 
der Mitglieder, hat der Gesetzgeber jedoch im Bereich der AR-Beschlüsse eine weit 
weniger starke Regelungsdichte geschaffen. Lediglich § 7 VerG findet auch unmittelbar 
auf AR-Beschlüsse eines Vereins Anwendung585.  
 
 Die zentrale, in Rspr und L sehr kontrovers beantwortete Frage ist jene, ob es auch 
bloß anfechtbare AR-Beschlüsse gibt.     
 
                                                 
582 Das Kontrollorgan wird stets als AR bezeichnet, auch wenn es im Bereich des VerG einen anderen 
Namen tragen kann. 
583 Der AR ist immer ein Kollegialorgan. Vgl die §§ 30 GmbHG, 86 AktG, 24 Abs 1 GenG und 5 Abs 4 VerG. 
584 Dieser gilt ja auch für die Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 
585  Die Tatsache, dass § 7 VerG grds eine Differenzierung zwischen anfechtbaren und nichtigen 
AR-Beschlüssen schafft und damit eine positiv rechtliche und durchaus analogiefähige Wertungshaltung 
des Gesetzgebers ausdrückt, findet mE in der jüngeren Lit (seit 2002) viel zu wenig Niederschlag. 
Entweder wird § 7 VerG nicht einmal erwähnt (so Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14, die 
allerdings die Existenz einer Anfechtbarkeit bejahen) oder man begnügt sich mit einer kurzen lapidaren 
Erwähnung (so Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 89), ohne auf die Frage einzugehen. 
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1.2. Frage um die Existenz einer Anfechtung von Aufsichtsratsbeschlüssen 
 
 Anders als bei Beschlüssen, gefasst von Mitgliederversammlungen, wo 
unumstritten ist, dass zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen unterschieden 
wird, finden sich bei Beschlüssen des AR bereits hinsichtlich dieser Frage in Schrifttum586 
und Rspr587 unterschiedliche Ansätze. Dies ist insbesondre auf das bereits erwähnte 
Schweigen des Gesetzgebers zurückzuführen.  
 
 Das allg Zivilrecht, welches ja grds in Ermangelung einer Regel heranzuziehen 
wäre, kennt keine weitreichenden Anfechtungsbefugnisse, weshalb Beschlüsse in der 
Tat wohl idR nichtig wären. IdR deshalb, da ja auch das allg Zivilrecht die Anfechtbarkeit 
von Rechtsgeschäften, etwa wegen eines auch bei Beschlüssen möglichen 
Willensmangels, kennt. Jedoch sei an dieser Stelle noch der Umstand erwähnt, dass das 
allg Zivilrecht das Auftreten von Verfahrensfehlern keiner, an die Fülle der 
unterschiedlichen Verfahrensfehler, wie sie beim Beschluss auftreten können, 
angepassten umfassenden Reglung zuführt. Insofern führt auch ein Rückgriff auf das allg 
Zivilrecht nicht zu einer juristisch eindeutigen Lösung. Auch hier gilt es, den vom Gesetz 
nicht geregelten Raum auszufüllen. 
 
 In L und Rspr finden sich hinsichtlich der Frage, ob der Behandlung fehlerhafter 
AR-Beschlüsse, unterschiedliche Ansätze. Allen gemeinsam ist der aus dem Bedürfnis 
der Rechtssicherheit herrührende Versuch die Nichtigkeitssanktion einzuschränken.  
 
                                                 
586 Vgl dazu insb Harrer, Aufsichtsratsbeschlüsse, WBl 1996, 13; Beck’sches Hdb der AG, § 7 Rz 168 f 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 1 ff; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, 
§§ 92 - 94 Rz 70 ff; Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 89 ff; ; Raiser, Kapitalgesellschaften, § 15 
Rz 72 ff; vgl auch Kalss, Blockabstimmungen, GesRZ 2005, 66; Gellis/Feil, GmbHG, § 30g Rz 10; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14; Spindler/Stilz, AktG, § 108 Rz 72 ff. 
587 Vgl zur Rspr des OGH 27.02.1985, 1Ob514/85, SZ 58/32 = EvBl 1998/170, 754 = GesRZ 1985, 102; 
OGH 29.08.1995, 5Ob554/94, SZ 68/144 = RdW 1996, 60 = WBl 1996, 81 = HS 26.128; zum deutschen 
Bundesgericht BGH 17.05.1993, BGH II ZR 89/92, BGHZ 122, 342. 
- 153 - 
 
 Der OGH (und ihm folgend ein Teil der L588) steht zumindest für die GmbH und 
mangels wesentlicher Unterschiede589 wohl auch für andere Gesellschaftsformen auf 
dem Standpunkt, dass ein AR-Beschluss entweder wirksam oder nichtig sei. Die 
Anwendung der Vorschriften über fehlerhafte Gesellschafterbeschlüsse auf 
AR.Beschlüsse im Wege der Analogie werde abgelehnt. Dies lehnt der OGH 
insbesondere deshalb ab, weil das Gesetz die zur Anfechtung berechtigen nicht näher 
bezeichne. Die Nichtigkeit eines solchen Beschlusses könne demnach nur im Wege 
einer Feststellungsklage nach § 228 ZPO vom Gericht überprüft werden. Das 
erforderliche Feststellungsinteresse müsse dabei aus der Rechtslage des Klägers 
ableitbar sein. Ein allgemeines Interesse an fehlerfreien AR-Beschlüssen reiche 
hingegen nicht aus. 590 . Der Beschluss könne wegen Verletzung von 
Verfahrensvorschriften oder wegen inhaltlicher Mängel nichtig sein, doch habe nicht 
jeder bei Zustandekommen des Beschlusses unterlaufene Fehler das Gewicht die 
Rechtsfolge der Nichtigkeit auszulösen. Eine solche ist aber nach der Rspr591 jedenfalls 
dann anzunehmen, wenn der Beschluss gefasst wurde, ohne dass der AR 
beschlussfähig gewesen sei und ferner bei Missachtung von Verfahrensvorschriften, bei 
deren Einhaltung ein anderes Ergebnis möglich gewesen wäre. 
 
 Der BGH592 (und Teile der dL593) lehnt die Anfechtbarkeit von AR-Beschlüssen ab. 
Die Abgrenzung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen passe nicht. Er 
                                                 
588  Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 256; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 417; wohl auch 
Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92-94, Rz 72. 
589 Dies gilt nicht für den Verein. § 7 VerG ordnet ja explizit die Unterscheidung zwischen Nichtigkeit und 
Anfechtbarkeit für alle Organbeschlüsse an. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass die 
Entscheidungen vor dem Inkrafttreten des VerG 2002 gefällt wurden und somit § 7 VerG auch als 
Analogiebasis nicht in Betracht kommen konnte. 
590 Vgl zu dem Ganzen OGH 27.02.1985,1Ob514/85, SZ 58/32 = GesRZ 1985, 102; OGH 29.08.1995, 
5Ob554/94 = WBl 1996, 37. 
591 OGH 27.02.1985, 1Ob514/85, SZ 58/32 = EvBl 1998/170, 754 = GesRZ 1985, 102. 
592 Vgl BGH 17.05.1993, BGH II ZR 89/92, BGHZ 122, 342; BGH 21.04.1997, II ZR 175/95, BGHZ 135, 
244. 
593 Zustimmend Spindler/Stilz, AktG, § 108 Rz 73; vgl auch Beck’sches Hdb der AG, § 7 Rz 168 f; Raiser, 
Kapitalgesellschaften, § 15 Rz 72 ff. 
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anerkennt allerdings das Bedürfnis nach einer Zurückdrängung der Nichtigkeitsfolge von 
AR-Beschlüssen und beschränkt die Geltendmachung der Nichtigkeit neben der 
Voraussetzung eines Feststellungsinteresses dergestalt, dass es zu einer Verwirkung 
des Rechts auf Geltendmachung und folglich auch der Feststellung der Nichtigkeit 
komme, sofern der Mangel nicht rechtzeitig geltend gemacht werde. Der Mangel sei 
unverzüglich, dh ohne Aufschub, geltend zu machen. Die Erklärung könne formlos 
gegenüber dem AR-Vorsitzenden erfolgen594. Zudem könne es nicht bei jedem Mangel 
zu einer Verwirkung kommen. Bei schweren Mängeln sei eine solche ausgeschlossen. 
Diese Auffassung findet auch in der öL Zustimmung595.  
 
 In Anlehnung an die dL 596  und teilweise auch dRspr 597  wird vertreten, dass 
AR-Beschlüsse, wie Beschlüsse gefasst von Mitgliederversammlungen, sowohl 
anfechtbar als auch nichtig sein können. Eine Analogie zu den entsprechenden 
Bestimmungen der Mitgliederversammlung, also insb zu den umfangreichen 
Bestimmungen des AktG, sei zu befürworten598. Die im Bereich des AR bestehende 
Regelungslücke sei auf diese Art und Weise zu schließen. Die Regelungsproblematik 
fehlerhafter AR-Beschlüsse sei mit jener fehlerhafter Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung zu vergleichen und somit die erforderliche Ähnlichkeit gegeben. 
Die Abgrenzung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen erfolge nach den bei 
Mitgliederversammlungen geltenden Grundsätzen. Eine Klage entsprechend den §§ 41 
GmbHG und 195 AktG und damit einer Rechtskrafterstreckung sei grds zu 
befürworten 599 . 600  Hinsichtlich des Kreises der Anfechtungsbefugten herrscht 
                                                 
594 BGH 17.05.1993, BGH II ZR 89/92, BGHZ 122, 342. 
595 So Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, I, Rz 4/270 (anders noch Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 277 f); Kalss 
in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 89 ff; ebenfalls Kalss, Aufsichtsratsbeschlüsse en bloc, GesRZ 
2005, 66 ff. 
596 Vgl dazu ausführlich, jedoch mit Unterschieden im Detail Lemke, Der fehlerhafte Aufsichtsratsbeschluss, 
S 96 ff; Axhausen, Anfechtbarkeit von Aufsichtsratsbeschlüssen, S 113 ff; vgl auch K. Schmidt, 
Gesellschaftsrecht, S 834 f. 
597 Vgl dazu Lemke, Der fehlerhafte Aufsichtsratsbeschluss, S 53 ff, mit entspr Nachweisen. 
598 So Harrer, Aufsichtsratsbeschlüsse, WBl, 1996, 13 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14; dies 
andeutend Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 147.  
599 So auch Axhausen, Anfechtbarkeit von Aufsichtsratsbeschlüssen, S 212 ff. 
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Uneinigkeit601. Zu betonen ist an dieser Stelle, dass die Frage der Anfechtungsbefugnis 
auch mit dem Umfang der anfechtbaren Mängel zusammenhängt. Wird nämlich in die 
Rechtsposition eines nicht Anfechtungsbefugten eingegriffen, so muss es zur (zumindest 
relativen) Nichtigkeit kommen. Ein besonderes Rechtsschutzbedürfnis werde für 
AR-Mitglieder zum Geltendmachen der Anfechtbarkeit oder zur Feststellung der 
Nichtigkeit nicht gefordert602.  
 
 In der dL finden sich weiters Lösungsansätze, nach welchen ein Beschluss, der 
lediglich an einem Verfahrensmangel leidet, mittels unverzüglich getätigter Rüge eines 
betroffenen AR-Mitgliedes, schon durch diese, ex-tunc vernichtet werde. Die Frage, bei 
welchen Verfahrensmängeln die grds Nichtigkeit eines Beschlusses durch die 
Rügelösung ersetzt werde, wird zunehmend unterschiedlich beurteilt. Ferner wird nach 
anderer Ansicht vertreten, dass es zur Heilung eines unter einem Verfahrensmangel 
leidenden Beschlusses der ausdrücklichen Zustimmung bedürfe.603  
  
 ME sollte auch bei fehlerhaften AR-Beschlüssen zwischen anfechtbaren und 
nichtigen unterschieden werden. Das Unvermögen des allg Zivilrechts und damit das 
Bestehen einer in den Materiengesetzen vorhandenen Lücke zeigt sich insb durch den 
stetigen Versuch, die grds vom allg Zivilrecht vorgegebene Rechtsfolge der Nichtigkeit 
durch unterschiedliche, teilweise dogmatisch kaum begründbare, Lösungsansätze zu 
relativieren 604 . Außerdem ist ja das allg Zivilrecht, insb was den Bereich der 
Verfahrensmängel anbelangt, selbst lückenhaft und kann keine klare Auskunft geben. 
Darüber hinaus hat der Gesetzgeber in seiner Neufassung des VerG nunmehr eine 
Reglung geschaffen, die auch bei fehlerhaften AR-Beschlüssen eine derartige 
Differenzierung vorsieht. Gerade hier wird das Vorliegen einer Lücke in den 
                                                                                                                                                              
600 Vgl in Ö nur Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
601  Für die Anfechtbarkeit lediglich der Mitglieder des AR etwa Axhausen, Anfechtbarkeit von 
Aufsichtsratsbeschlüssen, S 218 ff; Lemke, Der fehlerhafte Aufsichtsratsbeschluss, S 182 ff. 
602 Vgl  Harrer, Aufsichtsratsbeschlüsse, WBl, 1996, 13 ff; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14.  
603 Vgl dazu die Übersicht bei Lemke, Der fehlerhafte Aufsichtsratsbeschluss, S 42 ff. 
604 Vgl dazu Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 6 f. 
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entsprechenden Materiengsetzen besonders deutlich605. Eine solche Lücke lässt sich 
eben nur durch eine Analogie zu jenen Vorschriften, die zwischen Anfechtbarkeit und 
Nichtigkeit von Organbeschlüssen differenzieren, schließen. Auch der Argumentation, 
dass bei Beschlüssen von Aufsichtsräten kein den Beschlüssen von 
Mitgliederversammlungen vergleichbares Rechtssicherheitsbedürfnis bestehe und 
deshalb eine Analogie abzulehnen sei, kann seit dem Bestehen des § 7 VerG nicht mehr 
gefolgt werden. Gewiss ist das Rechtsicherheitsbedürfnis auf den Bestand eines 
Hauptversammlungsbeschlusses größer als hinsichtlich des Bestands eines 
AR-Beschlusses. Das Gesetz lässt jedoch jenes auf einen AR-Beschluss genügen, um 
diese Differenzierung vorzunehmen. Warum dies nicht für AR-Beschlüsse von GmbH, 
AG und Gen gelten soll, ist nicht einzusehen606. Eine Analogie ist folglich zu bejahen, zu 
klären gilt es noch, welche Reichweite der Analogie schlussendlich zukommt.  
  
1.3. Anfechtung 
 
1.3.1. Anfechtungsgründe 
 
1.3.1.1. Voraussetzung für die Anfechtung von Aufsichtsratsbeschlüssen 
 
 Wie Beschlüsse der Verbandsmitglieder können auch AR-Beschlüsse wegen eines 
Inhalts- oder Verfahrensmangels fehlerhaft sein. Zusätzlich kann die Fehlerhaftigkeit 
darin bestehen, dass gewisse Formvorschriften nicht eingehalten wurden. Ebenfalls 
kommt eine Anfechtung wegen eines Willensmangels in Betracht. Auch hier gilt, dass 
eine Anfechtbarkeit grds nur dann infrage kommt, wenn der Beschluss nicht bereits 
                                                 
605 Zu erwähnen ist hier noch, dass die dL die grds Annahme einer Nichtigkeit von AR-Beschlüssen ua 
dadurch begründet, dass (anders als in Ö) es bei Fehlen einer entsprechenden Regelung im Bereich der 
AG, GmbH oder Gen zur subsidiären Anwendung der Bestimmungen über den Verein kommt und diese 
eben keine Anfechtbarkeit vorsehen. Vgl dazu grds zu Beschlüssen der Vereinsmitglieder Reichert, 
Handbuch des Vereins- und Verbandsrecht, Rz 1825 ff. 
606  Vgl aber Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195, Rz 41 u 46; ebenfalls Kalss, 
Aufsichtsratsbeschlüsse en bloc, GesRZ 2005, 66 ff. 
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nichtig ist. Unterliegt der Beschluss jedoch der geltendzumachenden Nichtigkeit, so 
könnte er gleichzeitig von Anfechtungsbefugten, deren halber die geltendzumachende 
Nichtigkeit nicht begründet ist, angefochten werden. 
 
 Voraussetzung zur Anfechtung ist grds, wie bei Mitgliederversammlungen, eine 
Gesetzes- bzw Satzungsverletzung oder die Sittenwidrigkeit des Beschlusses607. Dazu 
kommt noch die Möglichkeit der Anfechtung wegen eines Willensmangels.  
 
 Weiters stellt sich die Frage, ob der Beschluss eines AR deshalb anfechtbar sein 
kann, weil er die GO desselbigen verletzt608. Gemeint ist hierbei die GO, die sich der AR 
selbst gegeben hat609 und nicht jene, die bereits durch Satzungsbestimmung geschaffen 
wurde. Ein solcher Verstoß hat freilich den Charakter einer Satzungsverletzung. Gemeint 
sind im Folgenden also nur Verstöße gegen autonome Bestimmungen der GO des AR. In 
diesem Zusammenhang ist ferner die Selbstverständlichkeit noch zu erwähnen, dass hier 
nur Bestimmungen der GO gemeint sind, die ihrerseits Bestand haben und nicht etwa 
solche, die durch nichtige AR-Beschlüsse selbst nichtig sind. 
 
 ME ist die Frage zu bejahen. Nicht anders als bei satzungswidrigen 
Mitgliederbeschlüssen kann es auch bei geschäftsordnungswidrigen AR-Beschlüssen 
zur Anfechtbarkeit selbiger kommen610. Schreibt die GO gewisse Verfahrensvorschriften 
vor, so muss ein Verstoß dagegen grds, dh bei entsprechender Anwendung der 
Relevanztheorie611, zur Anfechtbarkeit des gefassten Beschlusses führen. Dies freilich 
nur dann, wenn er nicht bereits (absolut) nichtig ist. Verstößt ein Beschluss inhaltlich, 
                                                 
607  Vgl ungenau Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 93 u. 96; genauer Strasser in 
Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92-94, Rz 71. 
608 Für die Sanktionierung wegen eines Verstoßes gegen die GO, Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 
92-94, Rz 71. 
609  Vgl Ginthör/Barnet, Der Aufsichtsrat, Rz 19 ff u. 130; Straube/Rauter/Ratka, Die 
Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 88 ff. 
610 Straube/Rauter/Ratka, Die Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 93 f, differenzieren zwischen (wohl absolut) 
nichtigen, binnen Frist geltend zu machenden und belanglosen Verstößen gegen Verfahrensvorschriften 
der GO.   
611 Zur Relevanztheorie vgl oben unter V.2.3.3.2. 
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indem er etwa den Aufgabenbereich eines Ausschusses erweitert, gegen die GO, ohne 
selbst eine Änderung der GO herbeizuführen, so stellt sich die Frage, ob dieser, die GO 
durchbrechende Beschluss, anfechtbar ist. Hier ist mEn zu differenzieren. Zunächst ist zu 
fragen, ob die GO selbst gewisse Verfahrensvorschriften, wie etwa spezielle 
Einberufungsvorschriften, zu ihrer Änderung vorschreibt. Ist dies der Fall und wurden 
nicht alle Verfahrensvoraussetzungen, die zur Änderung einer GO notwendig sind, 
eingehalten, so ist dieser Beschluss anfechtbar, da ja in Wahrheit auch ein 
Verfahrensverstoß vorliegt. Hier zeigt sich auch deutlich, dass ein inhaltlich 
geschäftsordnungswidriger (oder bei Verbandsmitgliedern satzungswidriger) Beschluss 
auch immer unter einem Verfahrensfehler leidet612, denn würde man die entsprechenden 
Verfahrensbestimmungen zur Änderung der GO (bzw der Satzung) einhalten, so wäre 
der Beschluss nicht geschäftsordnungswidrig, sondern eine Abänderung derselbigen. 
Wurden allerdings alle Verfahrensbestimmungen eingehalten, die zur Änderung der GO 
notwendig sind und stellt der Beschluss dennoch keine Änderung, sondern eine 
Durchbrechung selbiger dar, so ist dieser mE nicht anfechtbar. Im Ergebnis ist eine 
Durchbrechung nur dann möglich, wenn der Beschluss nicht als GO ändernd gewollt 
oder bezeichnet ist oder gewisse Formvorschriften, die für Änderungen notwendig sind, 
nicht eingehalten wurden. Hier soll es zu einer Durchbrechung kommen. Diese 
Bestimmungen haben nicht den Sinn die GO durch ein spezielles Verfahren abzusichern, 
sondern lediglich den Sinn, neu geschaffene GO-Bestimmungen als solche zu 
bezeichnen, um für die entsprechende Klarheit zu sorgen. Genau das ist ja bei 
durchbrechenden Beschlüssen nicht gewollt und auch nicht der Fall.613  
  
1.3.1.2. Inhaltsmängel 
 
 Wie Beschlüsse der Mitglieder können auch Beschlüsse des AR dann anfechtbar 
sein, wenn sie ihrem materiellen Regelungsgehalt nach rechtswidrig sind. Auch hier gilt, 
dass es nicht strikt auf den Wortlaut des Beschlusses ankommt, sondern der Zweck des 
                                                 
612 Vgl dazu die Formulierung in § 42 Abs 1 Z 2 GmbHG. 
613 So im Ergebnis auch Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 170; die Durchbrechung ebenfalls bejahend 
Säcker, Aufsichtsratsbeschlüsse, S 41; anders Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92-94, Rz 71. 
- 159 - 
 
entsprechenden Beschlusses im Vordergrund steht 614 .  Zu betonen ist, dass ein 
Beschluss freilich nur dann angefochten werden kann, wenn er nicht bereits für den 
Anfechtenden nichtig ist. AR-Mitglieder brauchen daher selbstverständlich Beschlüsse, 
die bereits absolut nichtig sind, da sie in öff. Interessen eingreifen, nicht anzufechten. 
Unterliegt ein Beschluss jedoch lediglich der geltendzumachenden Nichtigkeit und ist er 
zugunsten eines Dritten oder eines Verbandsmitgliedes relativ nichtig, so muss ein 
AR-Mitglied, so es ihn vernichten will, den Beschluss anfechten, da dieser ja nur relativ 
zugunsten eines Dritten (bzw Verbandsmitglieds) nichtig ist615. 
 
 Ausschließlich 616  anfechtbar können somit nur Beschlüsse sein, deren 
Geltendmachung auch in die Verantwortung des AR gestellt werden kann. Beschlüsse, 
die etwa die Stellung des AR oder seiner Mitglieder beeinträchtigen, sind nicht anfechtbar, 
sondern absolut nichtig. Als Beispiel eines solchen Beschlusses sei etwa genannt, dass 
der AR beschließt, die Aushändigung des Abschlussprüferberichtes an die AR-Mitglieder 
auszuschließen, oder dass gewisse Tatsachen geheim zu halten sind. 617 Derartige 
Beschlüsse können die im öff Interesse gelegene Funktionsfähigkeit des AR 
beeinträchtigen. Dies kann auch bei gegen das Gleichbehandlungsgebot verstoßenden 
Beschlüssen der Fall sein 618 . Auch sie können uU die Funktionsfähigkeit des AR 
beeinträchtigen und deshalb nichtig sein 619 . Andere, wie etwa verfahrensleitende 
Beschlüsse, sind grds nur anfechtbar. Ein solcher wird wohl die Funktionsfähigkeit des 
AR nicht beeinträchtigen können. 
 
                                                 
614 Zur Mitgliederversammlung vgl oben (auch die Quellen angeben) 
615 Die Anfechtung durch ein nicht konkret betroffenes AR-Mitglied ist in einem solchen Fall (wenn nur ein 
nicht zur Anfechtung Berechtigter beeintrechtigt wird) nur dann möglich, wenn man eine abstrakte 
Anfechtungsbefugnis der AR-Mitglieder bejaht. Wurde (auch) in die Position eines AR Mitgliedes 
eingegriffen, so ist diesem gegenüber der Beschluss idR nur anfechtbar. 
616 Also Niemandem gegenüber nichtig. 
617 Vgl Baums, ZGR 1983, 300, 331; Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 152. 
618  Der BGH hat Hauptversammlungsbeschlüsse, die gegen das Gleichbehandlungsgebot der 
AR-Mitglieder verstoßen, bereits als nichtig angesehen. Vgl etwa BGH 25.02.1982, II ZR 123/81, BGHZ 83, 
106; BGH 25.02.1982, II ZR 145/80, BGHZ 83, 151. 
619 Vgl dazu weiterführend Axhausen, Anfechtbarkeit, S 176 ff; Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 154 f. 
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1.3.1.3. Verfahrensmängel 
 
 Verfahrensmängel können ebenfalls der Anfechtbarkeit unterliegen. Gerade sie 
sind es, die die Notwendigkeit einer Differenzierung zwischen Nichtigkeit und 
Anfechtbarkeit auslösen und die bestehende Lücke besonders deutlich machen. Es ist 
eben mE nicht im Sinne des Gesetzes, bereits wegen jedem Verfahrensverstoß, ohne 
Rücksichtsnahme auf Bestandinteressen, Nichtigkeit anzunehmen. Weiters zeigt sich 
auch bei unter Verfahrensmängel leidenden Beschlüssen des AR das Erfordernis einer 
Einschränkung der Anfechtung dieser Beschlüsse. 620  Auch hier gilt es eine 
Anfechtbarkeit nur dann zuzulassen, wenn der Verstoß eine Verfahrensbestimmung 
betrifft, die für die Willensbildung des Organs relevant ist. ME kommt es demnach bei 
AR-Beschlüssen, wie bei solchen der Verbandsmitglieder, nicht auf das strikte 
Kausalitätserfordernis an, sondern auf die Relevanz des Verstoßes im Sinne der 
Relevanztheorie 621 . Verstöße gegen Verfahrensbestimmungen, welche den Zweck 
haben die kollektive Willensbildung sicherzustellen, bedingen aufgrund ihrer Relevanz für 
den Willensbildungsprozess die Anfechtbarkeit. Bei rein mathematischen Fehlern, etwa 
wenn der Beschluss konstitutiv festgestellt wurde und ein Zählfehler unterlaufen ist, ist 
wohl auch hier auf ein Kausalitätserfordernis abzustellen.  
 
  Koppensteiner/Rüffler622 sprechen von der Anfechtbarkeit bei Verstößen gegen 
verzichtbare Verfahrensvorschriften. Was darunter genau zu verstehen ist, wird 
allerdings nicht erläutert. Es ist aber mE davon auszugehen, dass jedenfalls solche 
Beschlüsse, die überhaupt erst die Zurechnung zum Organ herstellen, oder deren 
Einhaltung im Interesse Dritter gegeben ist, als nicht verzichtbar anzusehen sind.  
                                                 
620 Vgl OGH 27.02.1985, 1Ob514/85,  SZ 58/32 = GesRZ 1985, 102; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, I, Rz 
4/265 (offenbar die Kausalitätstheorie vertretend); Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 96 
(offenbar ebenfalls die Kausalitätstheorie vertretend); Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92 - 94 Rz 
72 (spricht von Relevanz); Ginthör/Barnet, Der Aufsichtsrat, Rz 171 (spricht davon, dass der 
Verfahrensfehler das Stimmergebnis beeinflusst haben muss); Straube/Rauter/Ratka, Die 
Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 92.  
621 Zu dieser vgl oben V.2.3.3.2. 
622 Vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
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1.3.1.4. Willensmängel 
 
 Unterliegt ein Mitglied des AR bei Stimmabgabe einem Willensmangel, so ist der 
gefasste  Beschluss, wie bei Beschlüssen von Verbandsmitgliedern, anfechtbar, wenn 
die Voraussetzungen zu einer Anfechtung nach den §§ 870 ff vorliegen. Auch hier gilt, 
dass nur der Beschluss, also das Rechtsgeschäft, anfechtbar ist. Maßgeblich sind die für 
den entsprechenden AR geltenden Anfechtungsbestimmungen. Die Stimmabgabe selbst 
kann, wenn bereits ein Beschluss entstanden ist, nicht angefochten werden.  
 
 Inwiefern die Bestimmungen der §§ 870 ff ABGB auf Beschlüsse anwendbar sind, 
wurde bereits eingehend behandelt. Mangels erkennbarer Unterschiede kann an dieser 
Stelle auf obige Ausführungen verwiesen werden623. 
 
1.3.2. Rechtsfolgen  
 
 Ein Beschluss, der unter einem oben erwähnten Mangel leidet, ist anfechtbar. Ist 
also ein solcher Mangeltatbestand erfüllt, so kommt, wie bei Beschlüssen der 
Verbandsmitglieder, einem bestimmten Personenkreis das Gestaltungsrecht zu, den 
Beschluss in einem bestimmten Verfahren624 zu vernichten.   
  
1.3.3. Geltendmachung 
 
1.3.3.1. Allgemeines 
 
 Eine Anfechtung kann lediglich über den Weg einer gerichtlichen Klage erfolgen. So 
sieht es § 7 VerG für alle Organbeschlüsse eines Vereines und damit auch für den 
AR-Beschluss vor625. Die Anfechtungsnormen über die Anfechtung von Beschlüssen der 
                                                 
623 Vgl oben unter V.2.3.4.  
624 Dazu sogleich unten unter VI.1.3.3. 
625 Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 11. 
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unterscheidlichen Mitgliederversammlungen sehen ebenfalls eine gerichtliche 
Geltendmachung vor. Dieses Prinzip ist allg auf Beschlüsse des AR zu übertragen626. 
Andere Ansätze, die etwa bereits eine Erklärung gegenüber dem AR-Vorsitzenden 
genügen lassen, sind abzulehnen, da sie nicht die gewünschte Rechtssicherheit bringen, 
Gefahr laufen „auf Vorrat” erklärt zu werden und damit erst Gegenstand einer zeitlich 
nicht strikt limitierten Feststellungsklage werden können627. 
 
1.3.3.2. Befugte 
 
 (1) Allgemeines: Entscheidend für die Frage, welche Beschlüsse anfechtbar und 
welche nichtig sind, ist die Frage, wem überhaupt eine Anfechtungsbefugnis zukommt. 
Klar ist, dass ein Beschluss, der gegen Rechtsnormen verstößt, die den Schutz jener 
bezwecken, denen keine Anfechtungsbefugnis zukommt, nichtig sein muss. Es kann sich 
hierbei um eine absolute oder lediglich geltendzumachende Nichtigkeit handeln. Im 
Gesetz selbst finden sich nur äußerst beschränkt Regelungen darüber, wer zur 
Anfechtung von AR-Beschlüssen befugt ist. Lediglich § 7 VerG spricht allg davon, dass 
betroffenen Vereinsmitgliedern eine Anfechtungsbefugnis zustehe. Der Begriff 
„Mitglied“ ist allerdings interpretationsbedürftig und sein Wortlaut lässt mE stark 
unterschiedliche Auslegungsvarianten zu. Es ist die zweckmäßigste zu wählen. 
 
 (2) AR-Mitglieder sind zur Anfechtung von Beschlüssen, die durch den AR gefasst 
wurden, befugt. Sie sind es auch, die den Beschluss fassen. Fraglich ist in diesem 
Zusammenhang jedoch, ob sie nur dann befugt sind anzufechten, wenn der fehlerhafte 
Beschluss nur unmittelbar deren Rechte verletzt oder ob eine solche Befugnis auch dann 
besteht, wenn die Rechte eines anderen AR-Mitglies oder überhaupt die Rechte eines 
Dritten oder eines Gesellschafters verletzt wurden. Es stellt sich also die Frage, ob 
                                                 
626 So auch Axhausen, Anfechtbarkeit, S 212 ff, 224 ff; Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 178 f; wohl auch 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
627 So zutreffend, Axhausen, Anfechtbarkeit, S 214 f. 
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AR-Mitglieder abstrakt anfechtungsbefugt sind. Die Frage ist mit der hL zu bejahen628. 
Wie die Mitglieder einer Mitgliederversammlung629 haben auch die Mitglieder des AR 
rechtswidrige Beschlüsse ihres Organs nicht hinzunehmen und sind deshalb abstrakt 
anfechtungsbefugt630. Im Einklang mit dieser Sichtweise steht auch die Ansicht jener 
Autoren, die zwar, im Gegensatz zu dem hier Vertretenen, eine Anfechtbarkeit von 
AR-Beschlüssen nicht zulassen, jedoch ein Feststellungsinteresse der AR-Mitglieder 
grundsätzlich, dh ohne besondere Betroffenheit, bejahen631.  In diesem Sinne ist auch § 7 
VerG so auszulegen, dass Mitglieder des AR unter dem dort verwendeten Begriff 
„Vereinsmitglieder” (besser wäre wohl der Begriff „Organmitglieder”) zu subsumieren 
sind und eine in § 7 VerG geforderte Betroffenheit stets, also alleine durch einen 
Rechtsverstoß, gegeben ist. Dies ist mE durchaus mit dem Wortlaut in Einklang zu 
bringen.  
 
 Das GmbHG, AktG und mittels Analogie auch das GenG verlangen bei 
Beschlüssen der Mitgliederversammlung, dass Mitglieder, sofern sie ihr Recht auf 
Anfechtung der Beschlüsse wahren wollen, Widerspruch zu erheben haben632. § 7 VerG 
sieht von diesem Erfordernis ab, da die Anforderungen, die an Mitglieder von AG, GmbH 
oder Gen gestellt werden können, in der Regel nicht an rechtlich und kaufmännisch 
ungeschulte Vereinsmitglieder gestellt werden können633. Diese Begründung ist auf der 
Ebene der Mitglieder zutreffend, im Bereich des AR, aufgrund der höheren 
Anforderungen, die an ein Mitglied eines Organs gestellt werden müssen, dessen 
Hauptaufgabe es ist das Handeln der Geschäftsführung zu kontrollieren, nicht vertretbar. 
Es ist nicht einzusehen, dass ein AR-Mitglied eines Vereins derart anders zu behandeln 
                                                 
628  Vgl Axhausen, Anfechtbarkeit, S 219 (im Ergebnis); Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 179 ff; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
629 Vgl dazu oben unter V.2.5.2.2. 
630 So auch Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 180. 
631 So etwa Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 RZ 98; vgl auch Ginthör/Barnet, Der Aufsichtsrat, Rz 
173. 
632 Vgl die §§ GmbHG und AktG; zur Gen vgl oben unter IV.2.3. 
633 Vgl Erläut-RV zu § 7 VerG abgedruckt in Prändl, VerG, § 7; vgl auch Vartian, VerG, § 7; vgl auch oben 
unter V.2.5.2.2. 
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ist als etwa ein solches einer GmbH. Sollte man zum Schluss kommen, dass das 
Widerspruchserfordernis auch bei AR-Beschlüssen erforderlich ist, um die Möglichkeit 
einer wirksamen Beschlussfassung aufrecht zu erhalten, so sollte dies auch beim Verein 
gelten. Eine Analogie ist geboten und steht mE auch nicht mit dem sehr allg und offenen 
Wortlaut des § 7 VerG in Widerspruch. Diese Frage zeigt mE auch deutlich, dass § 7 
VerG, in Anlehnung an die Anfechtungsvorschriften des GmbH und AktG634, seinem 
Wortlaut nach auf die Beschlüsse einer Mitgliederversammlung zugeschnitten ist und auf 
die Besonderheiten anderer Organe wenig Rücksicht nimmt. Hier ist gegebenenfalls der 
bestehende Freiraum voll auszuschöpfen.  
 
 ME ist auch bei Beschlüssen vom AR ein Widerspruch seitens der AR-Mitglieder 
notwendig, um sich das Anfechtungsrecht zu bewahren635. Gerade von AR-Mitgliedern 
kann erwartet werden, dass sie einem fehlerhaften Beschluss entgegentreten. Zudem 
bringt ein nicht erfolgter Widerspruch Klarheit über die rechtliche Zukunft eines gefassten 
Beschlusses. Ein erfolgter Widerspruch kann noch im Zuge der Versammlung 
ausdiskutiert werden und etwaige Zweifel zerstreut oder ein anderer Beschluss gefasst 
werden. Selbst wenn das Interesse am Bestand eines AR-Beschlusses nicht so groß ist, 
wie selbiges an einem Beschluss der Verbandsmitglieder, so wiegt aber mE auch der 
Eingriff in das Rechtsschutzbedürfnis, der ja mit der Installierung des 
Widerspruchserfordernisses einhergeht, weniger stark, da von AR-Mitgliedern ein 
professionelles Handeln und ein diesbezüglicher Wissensstand erwartet werden kann. 
 
 Der Widerspruch muss bis zum Ende der Versammlung erklärt werden. Bei einer 
Beschlussfassung im schriftlichen (oder auf ähnlichem) Wege, oder wenn einzelne 
Stimmen auf diese Art und Weise abgegeben werden, muss der Widerspruch durch die 
ablehnende Stimmabgabe zum Ausdruck kommen.  
 
 Auch bei Beschlüssen des AR kann es, wie bei Mitgliederversammlungen, zur 
                                                 
634 Dazu vgl ErläutRV zu § 7 VerG abgedruckt etwa in Prändl, VerG, § 7. 
635 Dagegen Axhausen, Anfechtbarkeit, S 220 f; dafür Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 180 f. 
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Ausnahme vom Widerspruchserfordernis kommen. Die Gründe sind dieselben636. Bleibt 
ein AR-Mitglied aus von der Gesellschaft zu vertretenden Gründen der Versammlung 
fern, so kann es dennoch gefasste Beschlüsse anfechten. Ein solcher Fall liegt vor, wenn 
über einen Beschlussgegenstand abgestimmt wird, welcher nicht ordnungsgemäß 
angekündigt wurde und das entsprechende AR-Mitglied zur Versammlung nicht 
erschienen ist. Dies kann freilich nur bei einer Beschlussfassung im Wege einer 
Versammlung der Fall sein. Eine weitere Ausnahme ist auch hier, wenn der Mangel von 
einem vernünftigen AR-Mitglied nicht erkannt hätte werden können. Diese Ausnahme 
kann auch bei schriftlicher Beschlussfassung zum Tragen kommen. 
 
 (3) Weiters stellt sich die Frage, ob noch anderen Personen, außer den 
AR-Mitgliedern, eine Anfechtungsbefugnis zukommt.  
 
 Fraglich ist, ob den Mitgliedern des Verbandes (Gesellschaftern) eine 
Anfechtungsbefugnis zukommt637. Eine solche kann, sofern man sie bejaht, immer nur 
dann bestehen, wenn durch den AR-Beschluss in deren Mitgliedschaftsrechte 
eingegriffen wurde 638 . Ein umfassendes Recht der Verbandsmitglieder auf die 
Rechtmäßigkeit des AR-Handelns besteht mE jedenfalls nicht.  
  
 MEn ist im Fall des Eingriffs in Rechte der Verbandsmitglieder jedoch Nichtigkeit 
anzunehmen. Da die Verbandsmitglieder regelmäßig über die Beschlüsse des AR nicht 
informiert werden und deshalb davon keine Kenntnis erlangen, erscheint es mEn nicht 
sachgemäß und das Bedürfnis nach Individualrechtsschutz zu stark einengend, wenn 
man hier von einer Anfechtbarkeit ausginge. Man müsste bei Annahme einer 
Anfechtbarkeit die Anfechtungsfrist erst mit Kenntnisnahme vom Beschluss zu laufen 
beginnen lassen, um überhaupt irgendwie einem Rechtsschutzbedürfnis nachzukommen. 
Die Fristen würden folglich zu stark unterschiedlichen Zeiten oder womöglich überhaupt 
nicht zu laufen beginnen. Auf diese Weise ist auch dem Rechtssicherheitsbedürfnis nur 
                                                 
636 Vgl oben unter V.2.5.2.2. 
637 Dagegen Axhausen, Anfechtbarkeit, S 223 f; dafür Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 182 f. 
638 Vgl dazu Baums, Aufsichtsratsbbeschluss, ZGR 1983, 300, 340 f. 
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äußerst beschränkt gedient. Es bleibt also bei einer geltendzumachenden Nichtigkeit, 
relativ zugunsten der verletzten Verbandsmitglieder. Dies jedenfalls für die GmbH, AG 
und Gen.  
 
 Im Bereich des VerG kommt man bei der Argumentation dieser Linie in gefährliche 
Nähe der Wortlautgrenze des § 7 VerG639. Festzuhalten ist jedoch, dass bei Annahme 
einer Anfechtbarkeit von AR-Beschlüssen eines Vereins bei Eingriffen in die 
Mitgliedschaftsrechte von Vereinsmitgliedern die Anfechtungsfrist bereits mit 
Beschlussfassung beginnen würde und folglich eine Anfechtung innerhalb der 
Einjahresfrist oftmals nicht möglich wäre, da die betroffenen Mitglieder vom Beschluss 
nicht einmal Kenntnis erlangt hätten. Eine andere (angesichts des Problems notwendige) 
Auslegung dieser Frist würde ebenfalls eine Annäherung an die Wortlautgrenze mit sich 
bringen und insofern das Problem nicht entschärfen. Geht man, wie hier vertreten, von 
einer Nichtigkeit solcher Beschlüsse aus, so stößt man auf zweierlei Probleme. Zunächst 
verleiht § 7 VerG „betroffenen Vereinsmitgliedern” das Recht zur Anfechtung. Geht man 
von der Nichtigkeit aus, so kommt logischerweise Verbandmitgliedern keine 
Anfechtungsbefugnis zu. Der Begriff „betroffene Vereinsmitglieder” wäre demnach so zu 
reduzieren, dass damit bei gefassten AR-Beschlüssen nicht Mitglieder des Verbands 
sondern solche des AR gemeint sind. Zweitens kann ein Eingriff in die 
Mitgliedschaftsrechte auch darin begründet liegen, dass gegen Satzungsbestimmungen 
verstoßen wird. § 7 VerG sieht jedoch eine Nichtigkeit nur dann als mögliche Sanktion an, 
wenn gegen das Gesetz oder die guten Sitten verstoßen wurde. Auch hier wäre die 
Bestimmung des § 7 VerG entsprechend für AR-Beschlüsse einzuengen. Insgesamt 
zeigt sich deutlich, dass § 7 VerG grds für Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
formuliert ist 640  und bei Beschlüssen von anderen Organen schwierige 
Auslegungsprobleme mit sich bringt. ME ist jedoch auch unter diesem Gesichtspunkt die 
Wortlautgrenze aufs Äußerste zu strapazieren und von geltendzumachender Nichtigkeit 
auszugehen.  
 
                                                 
639 Gesteht doch § 7 VerG jedem betroffenen Vereinsmitglied die Anfechtungsbefugnis zu.  
640 Vgl Erläut-RV zu § 7 VerG abgedruckt etwa in Prändl, VerG, § 7. 
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 Dem geschäftsführenden Organ kommt nach hL 641  richtigerweise keine 
Anfechtungsbefugnis zu, da es nicht dessen Aufgabe ist, den AR zu kontrollieren. Eine 
Ausnahme kennt § 75 Abs 4 AktG. Hier ordnet der Gesetzgeber explizit eine Anfechtung 
des Beschlusses an642. Hier greift der AR-Beschluss unmittelbar in die Position des 
Vorstandes ein. Keinesfalls kann dieser Bestimmung jedoch derartige 
Verallgemeinerungsfähigkeit zugestanden werden, dass die Geschäftsführung generell 
zur Anfechtung befugt wäre. Nur für unmittelbar in die Position des Vorstands 
eingreifende Beschlüsse, die diesem auch zur Kenntnis gebracht werden, kann eine 
Anfechtung in Analogie zu § 75 Abs 4 AktG angedacht werden. 
 
1.3.3.2. Anfechtungsfrist 
 
 § 7 VerG legt universell für alle Organbeschlüsse eines Vereins eine 
Anfechtungsfrist von einem Jahr fest. Die Frist beginnt mit Beschlussfassung zu laufen643. 
Dabei wird es wohl, wegen der klaren Anordnung des § 7 VerG, auch bei Beschlüssen 
des AR bleiben, obwohl mE die Frist als zu lang erscheint und eher für Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung passend ist. Hier zeigt sich auch die Sinnhaftigkeit des 
Verlangens eines Widerspruches, da ansonsten ein ganzes Jahr lang (wie bei 
Beschlüssen der Mitgliederversammlung) Ungewissheit bestehen würde. 
 
 Bei AG, GmbH und Gen ist mE nach, die etwas zu lang bemessene Frist des VerG 
nicht zu übernehmen. Eine solche Analogie kommt dem Erfordernis nach 
Rechtssicherheit zwar nach, jedoch nicht in dem den Wertungshaltungen des Gesetzes 
entsprechenden Ausmaß. Es empfiehlt sich eine Analogie zu den Regelungen über die 
Anfechtungsfristen von Gesellschafterbeschlüssen einer GmbH oder AG und damit die 
Annahme einer einmonatigen Anfechtungsfrist. Axhausen644 verlangt, in Anlehnung an 
                                                 
641 So auch Baums, Aufsichtsratsbeschluss, ZGR 1983, 300, 340 f; Axhausen, Anfechtbarkeit, S 221 f; 
Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 182. 
642 Vgl Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 92. 
643 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 18. 
644 Axhausen, Anfechtbarkeit, S 217 f. 
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das vierteljährliche Zusammentreffen des AR, eine Frist von drei Monaten, um etwaige 
Zweifel noch in der nächsten Sitzung ausräumen zu können. Dem ist mE nach nicht zu 
folgen, da ja auch eine außerordentliche Sitzung einberufen werden kann. Ferner ist es 
nicht einzusehen, warum Mitgliedern des AR eine längere Frist als den 
Verbandsmitgliedern zustehen soll. Die Frist beginnt mit Beschlussfassung zu laufen. Die 
Gefahr, dass ein Mitglied übergangen wird und somit keinerlei Kenntnis von der 
Beschlussfassung erlangt, besteht insofern nicht, als solche Beschlüsse nichtig sind. Das 
Abstellen auf Kenntnis vom Beschluss ist mE nicht notwendig, zumal es keinen 
wesentlich besseren Individualrechtsschutz garantiert, jedoch in manchen Fällen, durch 
eine Ausdehnung der Anfechtungsfrist, ein Minus an Bestandschutz mit sich bringt645. 
 
1.3.4. Gesellschaft als Beklagte 
 
 Die Klage ist gegen die Gesellschaft zu richten. Das bestimmt schon § 7 VerG 
generell für Organbeschlüsse, das GmbHG 646  und das AktG 647  für Beschlüsse der 
Verbandsmitglieder und ist auch bei sonstigen AR-Beschlüssen absolut hM648. Hier zeigt 
sich auch die doppelte Natur eines Organbeschlusses einer jur Person. Einerseits 
handelt es sich dabei um einen Beschluss im Kreis der Organmitglieder, andererseits 
besteht der Beschluss als ein Willensakt des Verbandes selbst. Kommt es also zu einer 
Klage eines AR-Mitgliedes gegen den Verband, so wird dieser im Prozess von der 
Geschäftsführung vertreten. Interessenkollisionen sind grds nicht zu befürchten.  
 
                                                 
645 Vgl dazu aber Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 184. 
646 Vgl § 42 Abs 1 GmbHG. 
647 Vgl § 197 Abs 2 AktG. 
648  Vgl nur Axhausen, Anfechtbarkeit, S 226; Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 185; Reich-Rohrwig, 
GmbH-Recht, I, Rz 4/264; Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 98; Ginthör/Barnet, Der 
Aufsichtsrat, Rz 174; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
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1.3.5. Urteilswirkung 
 
1.3.5.1. Gestaltungswirkung 
 
 Auch beim Recht zur Beschlussanfechtung von AR-Beschlüssen handelt es sich 
um ein Gestaltungsrecht. Ein stattgebendes Urteil verändert die Rechtslage gegenüber 
jedermann 649 . Es besteht insofern freilich kein Unterschied zur Urteilswirkung der 
Anfechtung von Beschlüssen der Verbandsmitglieder650. 
   
1.3.5.2. Rechtskraft 
 
 Die Rechtskraft tritt grds nur inter partes ein. Andere, dh Dritte, müssen also die 
Gestaltungswirkung gegen sich gelten lassen, nicht aber die Wirkungen der materiellen 
Rechtskraft. 651  Bei Beschlüssen von Verbandsmitgliedern kommt es bei einer 
erfolgreichen Anfechtungsklage zu einer Rechtskrafterstreckung, wodurch sich die 
Rechtskraft des Urteils nicht nur auf den Verband selbst, sondern auch auf seine Organe, 
deren Mitglieder und die Mitglieder des Verbandes erstreckt. Ziel ist es, Streitigkeiten 
über die verbandsinterne Willensbildung ein für alle Mal einheitlich und verbindlich zu 
beseitigen. Eine analoge Anwendung dieser Bestimmung auch auf AR-Beschlüsse ist zu 
befürworten. Auch hier sollte im Falle einer verbandsinternen Streitigkeit eine einheitliche 
bereinigende Entscheidung getroffen werden. ME ist diese Form der 
Rechtskrafterstreckung bei internen Streitigkeiten, dh bei solchen Klagen, die von 
Organen, deren Mitglieder oder Verbandsmitgliedern gegen den Verband eingebracht 
werden, generell zu befürworten.  
 
                                                 
649 Vgl Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 327. 
650 Vgl oben unter V.2.6.1.  
651 Vgl Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 722. 
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1.3.5.3. Rückwirkung 
 
 Ein stattgebendes Anfechtungsurteil wirkt, wie bei Beschlüssen der 
Mitgliederversammlung, ex-tunc. Auch bei AR-Beschlüssen kann es durch die 
rückwirkende Vernichtung des Beschlusses zu Rückabwicklungsproblemen kommen 
bzw zu Konsequenzen kommen, die den Rechtsverkehr massiv beeinträchtigen würden. 
Man denke nur daran, dass ein Vorstandsbestellungsbeschluss rückwirkend wegfällt und 
bereits Vertretungshandlungen gesetzt wurden. Die Problematik wurde bereits allg im 
Zuge der Behandlung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung behandelt. Es kann 
an dieser Stelle dorthin verwiesen werden652. 
   
1.4. Nichtigkeit 
 
1.4.1. Nichtigkeitsgründe 
  
1.4.1.1. Voraussetzung zur Nichtigkeit 
 
 Die Nichtigkeit eines AR-Beschlusses kann grds, wie bei anderen 
Organbeschlüssen, dann eintreten, wenn er gegen ein Gesetz, die Guten Sitten oder 
gegen eine Satzungsbestimmung verstößt.  
 
 Geschäftsordnungswidrige Beschlüsse sind grds nur anfechtbar. Setzen sie jedoch 
Kriterien fest, die die Zurechnung des Beschlusses zum Organ festschreiben, so führt ein 
Verstoß gegen diese Kriterien, nicht anders als bei Beschlüssen von 
Verbandsmitgliedern, die in der Satzung determinierte Zurechnungsvoraussetzungen 
nicht erfüllen, zur absoluten Nichtigkeit des Beschlusses. Inhaltliche Verstöße (welche ja 
eigentlich ebenfalls Verfahrensverstöße sind) gegen GO-Bestimmungen bedingen 
hingegen nie (auch nicht die geltendzumachende) Nichtigkeit.  
                                                 
652 Vgl oben unter V.2.6.3. 
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 Weiters ist im Gegensatz zu Mitgliederversammlungen bei AR-Beschlüssen die 
Nichtigkeit eines Beschlusses aufgrund der Tatsache, dass er inhaltlich gegen die 
Satzung verstößt, möglich. Dies gilt auch für Vereine, weshalb der Anwendungsbereich 
des § 7 VerG hinsichtlich seiner Nichtigkeitsanordnung653, auszuweiten ist. Der Wortlaut 
des § 7 VerG sieht ja die Nichtigkeit wegen eines Inhaltsmangels654 nur dann vor, wenn 
ein Verstoß gegen ein Gesetz oder die guten Sitten vorliegt. Eine Satzungsverletzung 
könnte demnach nur zur Anfechtbarkeit führen. Dies mag für die Beschlüsse der 
Verbandsmitglieder gelten, ist aber für den Bereich des AR nicht haltbar, da es ansonsten 
im Belieben des AR stünde, satzungswidrige Beschlüsse schlichtweg nicht anzufechten. 
Den Mitgliedern kommt ja keine Anfechtungsbefugnis zu. Auch hier zeigt sich die auf 
Beschlüsse der Verbandsmitglieder zugeschnittene Wortwahl des § 7 VerG. 
 
1.4.1.2. Inhaltsmängel 
 
 Inhaltlich ist ein Beschluss dann nichtig, wenn er gegen Normen verstößt, deren 
Schutzzwecke dies erfordern655. Das ist auch die Aussage des § 7 VerG und in diesem 
Lichte ist auch § 199 Abs 1 Z 3 u 4 zu verstehen. Dieses Prinzip lässt sich auf Beschlüsse 
von Aufsichtsräten übertragen.  
 
 Die Problematik um die Nichtigkeit von AR-Beschlüssen steht in engem 
Zusammenhang mit der Frage, wem die Befugnis zukommt, den Beschluss des AR 
anzufechten. Wird nämlich durch einen Beschluss gegen eine Norm verstoßen, die den 
                                                 
653 § 7 VerG behält ja seinem Wortlaut nach die Ahndung von Verstößen gegen die Satzung der Anfechtung 
vor. 
654 Verfahrensmängel, welche die Nichtigkeit auslösen sind ja grds Zurechnungsmängel und sind vom 
Begriff Beschluss, wie er in § 7 VerG verwendet wird gar nicht erfasst. 
655Vgl dazu Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92-94, Rz 72. (Es wird hier allerdings auch davon 
ausgegangen, dass Beschlüsse, die inhaltlich gegen die GO verstoßen, nichtig sind.); 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14 gehen davon aus, dass ein Beschluss, der gegen zwingende 
Vorschriften (auch inhaltliche) verstößt, nichtig ist. Die Frage, ob eine Norm zwingend ist, steht allerdings 
mit der Frage, welchen Schutzzweck sie verfolgt, in Zusammenhang.  
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Schutz eines Nichtanfechtungsbefugten bezweckt und will man auch diesen Personen 
die Möglichkeit geben diesen Rechtsverstoß aufzugreifen, so bedarf es als logische 
Konsequenz der Rechtsfolge der Nichtigkeit. Die Nichtigkeit wegen eines Inhaltsmangels 
ist allerdings nur dann möglich, wenn ein Verstoß gegen ein Gesetz, die guten Sitten oder 
die Satzung vorliegt. Diese Normen sind es, die die Interessen jener schützen, bzw 
schützen können, denen keine Anfechtungsbefugnis zukommt. Ob es sich dabei um eine 
geltendzumachende oder eine absolute Nichtigkeit handelt 656, hängt wiederum vom 
Schutzzweck der entsprechenden Norm ab. Kommt es also zu einer Verletzung von im 
öff Interesse stehenden Vorschriften, so ist der gefasste Beschluss absolut nichtig. 
Ansonsten kommt es zur geltendzumachenden Nichtigkeit. Sie ist grds nur von jenem 
aufgreifbar, in dessen Position eingegriffen wurde. Nicht jeder Beschluss, der in die 
Rechtsposition eines Dritten eingreift, ist nichtig, er kann auch unwirksam sein. Die 
Abgrenzung ist im Einzelfall schwierig. Es sei auf das oben Erwähnte verwiesen657. Ist die 
Bestimmung so zu verstehen, dass die Zustimmung eine weitere 
Tatbestandsvoraussetzung darstellt, so ist der Beschluss unwirksam. Wird hingegen 
derart eingegriffen, dass der Mangel nicht in einer nicht erfolgten Zustimmung, sondern in 
einem grds Unwertgehalt des Rechtsaktes besteht, so kommt es zur Nichtigkeit. 
 
 Eine weitere denkbare Möglichkeit, wann es zur Nichtigkeit eines AR-Beschlusses 
kommen kann, ist, wie bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder658, jene, dass zwar 
gegen Bestimmungen verstoßen wird, die den Schutz eines Anfechtungsbefugten zum 
Gegenstand haben, aber der Eingriff so schwer wiegt, dass, in Anbetracht der Umstände, 
eine endgültige Heilung durch das Verstreichen lassen der Anfechtungsfrist nicht 
hinnehmbar wäre. Im Ergebnis wäre in einem solchen Fall die nach allg Zivilrecht 
vorliegende geltendzumachende Nichtigkeit, die ja unbeschränkt aufgegriffen werden 
kann, nicht durch eine Anfechtung zu ersetzen, obwohl lediglich die Interessen eines 
                                                 
656  Ebenfalls differenzierend (allerdings bei Beschlüssen einer GmbH-Generalversammlung) Thöni, 
Sittenwidrigkeit, WBl 1992, 353 ff; diese Differenzierung in den Raum stellend 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16, und Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 168 u 
147 f.  
657 Vgl oben unter IV.3.4. 
658 Vgl oben unter V.3.2.2.3. 
- 173 - 
 
Anfechtungsbefugten betroffen sind. Begründbar ist dieser Ansatz nur mit allg 
zivilrechtlichen Überlegungen hinsichtlich der ratio des § 879 ABGB. Die mangelnde 
Befristung der Geltendmachung der Nichtigkeit hat nämlich ihre Ursache wohl auch darin, 
dass gewisse Rechtsgeschäfte, welche einen von der Rechtsordnung missbilligten 
Regelungsgehalt aufweisen, unter keinen Umständen (in alle Seiten) verbindlicher 
Bestandteil selbiger werden sollen. Meist wird der Beschluss aber bereits entweder die 
Kompetenzgrenzen des AR überschreiten oder in öffentliche Interessen, wie insb das 
Wesen des Verbandes, eingreifen. 
 
 Absolute Nichtigkeit wegen eines Inhaltsmangels liegt insb dann vor, wenn der 
Beschluss gegen Vorschriften, die das Wesen des Verbands ausmachen, im Interesse 
der Gläubiger oder sonst im öff Interesse gelegen sind, verstößt659. Als sonstige im öff 
Interesse stehende Vorschriften sind insb jene über die Beteiligung der Arbeitnehmer im 
AR zu verstehen bzw jene Normen, die die Funktionsfähigkeit des AR sichern wollen. 
Wird etwa bei der Bestellung von Ausschüssen nicht die entsprechende Anzahl an 
Arbeitnehmervertretern bestellt, so verstößt dies gegen öffentliche Interessen und der 
Beschluss ist nichtig660. Selbiges muss gelten, wenn der Beschluss auf sittenwidrige Art 
und Weise in öff Interessen eingreift. Auch hier ist mE an der zu  § 879 ABGB 
entwickelten und in den §§ 195 ff AktG und vor allem § 7 VerG fortgeschriebenen 
Differenzierung festzuhalten. AR-Beschlüsse, die inhaltlich gegen 
Satzungsbestimmungen verstoßen, können grds nicht absolut nichtig sein, da die 
Einhaltung von Satzungsbestimmungen ja grds nicht im öff Interesse gegeben ist. Solch 
ein Beschluss kann jedoch der geltendzumachenden Nichtigkeit unterliegen, wenn er in 
die Mitgliedschaftsrechte der Verbandsmitglieder eingreift. Meist wird jedoch der AR zur 
Beschlussfassung über eine derartige Angelegenheit gar nicht zuständig sein, da hier die 
Kompetenz dem AR wohl durch die Anordnung in der Satzung entzogen sein wird. 
Schafft ein AR etwa eine Verfahrensbestimmung, die inhaltlich einer 
Verfahrensbestimmung im Satzungsrang widerspricht, so wird er dazu nicht kompetent 
                                                 
659  Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16; vgl dazu entsprechende 
Ausführungen zur Mitgliederversammlung. 
660 Ebenso Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 163 ff. 
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sein. Anderes gilt für weitere konkretisierende Anordnungen. 
 
 Im Falle einer inhaltlichen Satzungsverletzung kann es nicht zur absoluten, sondern 
lediglich zur geltendzumachenden relativen Nichtigkeit kommen. Der Grund dafür liegt 
darin, dass Satzungsbestimmungen von der Mitgliederversammlung und damit dem 
Verband selbst geschaffen oder aber auch nicht geschaffen werden und die Verletzung 
dieser damit auch lediglich in die Position des Verbandes bzw der Mitglieder eingreift. 
Selbst wenn sie, die Satzungsbestimmungen, dem öff Interesse dienen661, greift eine 
Verletzung dieser Bestimmungen nicht in dieses ein.  
 
 Es kommt immer dann, wenn eben gerade nicht in öff Interessen eingegriffen wird 
zur geltendzumachenden Nichtigkeit. Dies ist z Bsp dann der Fall, wenn in sittenwidriger 
Art und Weise in die Position eines Dritten eingegriffen wird. Da diesem keine 
Anfechtungsbefugnis zusteht, muss der Beschluss nichtig sein. Für den Verband jedoch 
hat der Beschluss Bestand, kann aber uU angefochten werden. Er ist nur relativ 
zugunsten des Verletzten nichtig. Es stellt sich die Frage, ob derjenige, dem das Recht 
zur Geltendmachung der Nichtigkeit zusteht, die Möglichkeit hat, darüber zu disponieren, 
sich also etwa dazu verpflichten kann, davon nicht Gebrauch zu machen. ME hängt dies 
wiederum davon ab, ob der Verzicht (selbst) gegen das Gesetz oder die 
Satzung 662verstößt oder sittenwidrig ist. 
 
 Hält man am Prinzip fest, dass Beschlüsse, die gegen Normen verstoßen, die dem 
Schutz jener, die nicht zur Anfechtung befugt sind, dienen, so muss dies auch für 
Verbandsmitglieder gelten. Dh, dass jeder Beschluss des AR der gegen Normen verstößt, 
die dem Schutz der Verbandsmitglieder dienen (oder in dieser Weise sittenwidrig ist), 
diesen gegenüber geltendzumachend relativ nichtig ist. Ein solcher Eingriff liegt etwa 
dann vor, wenn der AR im Zuge der Ausgabe von neuen Aktien im Rahmen des 
genehmigten Kapitals nach den §§ 169 ff AktG zum Ausschluss des Bezugsrechts 
                                                 
661 Also – wenn man so will – gemeinnützig sind. 
662 Dies ist therotisch nur denkbar, wenn der Betroffene Verbandsmitglied ist. 
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zustimmt, ohne dass dafür eine sachliche Rechtfertigung vorliegt663. Gesteht man den 
Mitgliedern, im Gegensatz zu dem hier Vertretenen, eine eigene Anfechtungsbefugnis zu, 
so würde es in diesen Fällen wohl bei der Anfechtbarkeit bleiben664. Verneint man - wie 
hier - die Anfechtungsbefugnis der Mitglieder des Verbandes, so kommt es zur Nichtigkeit 
des Beschlusses 665 . Grds kann aus den Mitgliedschaftsrechten der Gesellschafter 
jedoch nicht eine umfassende Befugnis zur Rechtmäßigkeitskontrolle des 
Verwaltungshandelns abgeleitet werden 666 . Die Möglichkeit der Geltendmachung 
beschränkt sich auf den Eingriff in die Mitgliedschaftsrechte667.668 Grds stellt auch ein 
Eingriff in die Kompetenz der Mitgliederversammlung einen Eingriff in das 
Mitgliedschaftsrecht dar669, doch führt dies bei fehlerhaften Beschlüssen ja ohnedies 
bereits mangels Zurechenbarkeit zur absoluten Nichtigkeit. Geschützt sind also die 
Mitgliedschaftsrechte der Verbandsmitglieder. Bei einem Eingriff ist der Beschluss relativ 
zugunsten des Verletzten nichtig. Es muss ihm überlassen bleiben, ob er die Verletzung 
seiner Rechte wahrnimmt oder ob er es dabei bewenden lässt. 
 
 Weiters ist mE noch davon auszugehen, dass ein Eingriff in das Verbandsinteresse 
auch ohne Eingriff in die Mitgliedschaftsrechte möglich ist und damit, dass ein über die in 
den Mitgliedschaftsrechten der Mitglieder verkörperten Mitgliederinteressen hinaus 
gehendes Verbandsinteresse (welches sehr wohl auch ein Interesse der 
Verbandsmitglieder sein kann, aber eben nicht durch Mitgliedschaftsrechte abgesichert 
ist) besteht. Im Bereich der Beschlüsse der Verbandsmitglieder ist diese Problematik 
                                                 
663  Vgl Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 157 ff; Axhausen, Anfechtbarkeit, S 174; Kalss in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 94. 
664 So etwa Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 157 ff. 
665 Die Anfechtungsbefugnis verneinend und Nichtigkeit annehmend Axhausen, Anfechtbarkeit, S 218 ff. 
666 Vgl BGH 25.02.1982, II ZR 174/80, BGHZ 83, 122; offen OGH 11.03.1996, 1Ob566/95, RdW 1996, 584 
= GesRZ 1997, 46. 
667 Zu den Mitgleiderrechten eine Aktionärs vgl Kalss/Wessely, Die Rechte des Aktionärs, S 7ff. 
668 In diesem Zusammenhang steht auch die umstrittene Frage um die Zulässigkeit von unmittelbaren 
Klagen (Schadenersatz und Unterlassungsklagen) der Mitglieder aus eigenem Recht gegen Organwalter 
der Verwaltungsorgane.  Vgl dazu (für die sog Aktionärsklage bei der AG) insb Spindler/Stilz, AktG, Vor § 
241 Rz 14 ff. Auch hier bedarf es eines Eingriffes in das Mitgliedschaftsrecht wie etwa in das Bezugsrecht. 
669 So BGH 25.02.1982, II ZR 174/80, BGHZ 83, 122. 
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nicht von dieser Bedeutung, da die Interessen des Verbandes durch die 
Anfechtungsbefugnis aller Mitglieder, wegen eines Rechtsverstoßes jeglicher Qualität, 
ohnedies ausreichend gewahrt scheinen. Bei Beschlüssen des AR können die 
Verbandsmitglieder eine inhaltliche Fehlerhaftigkeit nur dann aufgreifen, wenn sie in ihre 
Mitgliedschaftsrechte eingreift. Bei AR-Beschlüssen gilt es folglich zu fragen, ob das 
darüber hinausgehende Verbandsinteresse durch die Anfechtungsbefugnis der 
AR-Mitglieder ausreichend gewahrt ist und in deren Disposition gestellt werden kann. 
Dies ist mE wohl zu verneinen. Dem AR soll nicht das Aufgreifen der Fehlerhaftigkeit 
seiner eigenen Beschlüsse, so sie in fremde Interessen eingreifen, obliegen. Insofern 
müssen solche Beschlüsse ebenfalls nichtig sein, und zwar relativ zugunsten des 
Verbands. 
 
 Im Ergebnis sind damit alle Beschlüsse, die inhaltlich gegen Rechtsvorschriften 
verstoßen, sofern sie nicht lediglich die Position der AR-Mitglieder schützen, nichtig. 
Unterschiede aber bestehen in der Qualität der Nichtigkeit. 670 
 
1.4.1.3. Verfahrensmängel 
 
 (1) Allgemeines: Wie Beschlüsse der Mitgliederversammlung, können auch 
Beschlüsse des AR aufgrund von Verfahrensfehlern nichtig sein 671 . Neben der 
Selbstverständlichkeit, dass Beschlüsse, die derart mangelhaft sind, dass nicht einmal 
der Tatbestand des Rechtsgeschäfts Beschluss erfüllt ist, nichtig sind, handelt es sich 
hier grds um die Frage, ob ein Beschluss dem entsprechenden Organ zugerechnet 
werden kann672. Man könnte von Scheinbeschlüssen des AR sprechen673.  Jedoch gilt 
                                                 
670 Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 157 ff; Straube/Rauter/Ratka, Die Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 
92 ff; Ginthör/Barnet, Der Aufsichtsrat, Rz 171. 
671 Vgl dazu Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 122 ff; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, I, Rz 4/264 f und 4/269 
f; Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 96; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92 - 94 Rz 70; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. 
672  Vgl oben unter V.3.2.3.1. und Enzinger, Mehrheitsbeschlüsse, S 62 u. 380 f; Karsten Schmidt, 
Gesellschaftsrecht, S 441. 
673 Zum Scheinbeschluss vgl oben unter IV.3.2. 
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auch hier, dass ein Scheinbeschluss als ein Teil der Kategorie nichtiger Beschlüsse 
angesehen werden darf674. Die Frage, wann es zu einer Zurechnung des Beschlusses 
kommen kann, ist auch bei AR-Beschlüssen damit verbunden, ob den Mitgliedern des 
beschlussfassenden Gremiums die Möglichkeit zur Teilnahme am Verfahren gegeben 
wurde675. Es muss also ein gewisses Minimum an Einberufung stattgefunden haben, um 
einen wirksamen Beschluss erzeugen zu können. Weiters sind Beschlüsse, die von 
Nichtmitgliedern gefasst wurden, dem Organ nicht zurechenbar. Selbiges gilt, wie bei 
Mitgliederversammlungen, auch für Beschlüsse, die außerhalb des Kompetenzbereiches 
des Organs gefasst wurden. Weiters stellt sich noch die Frage, ob es 
Verfahrensbestimmungen gibt, die die Position Dritter schützen und deren Verletzung zur 
Nichtigkeit des gefassten Beschlusses führt.  
 
 (2) Einberufungsmängel: Wie bereits erwähnt, kann es zur Nichtigkeit eines 
Beschlusses wegen eines Verfahrensmangels dann kommen, wenn die Einberufung zur 
Beschlussfassung (bzw Verständigung von der Beschlussfassung) nicht 
ordnungsgemäß erfolgt ist. Die Beschlussfassung im AR kann nicht nur im Wege einer 
Versammlung, sondern auch alternativ im schriftlichen Wege oder auf eine andere Art 
und Weise erfolgen. Der Gesetzgeber lässt hier große Gestaltungsmöglichkeiten oder 
trifft überhaupt keine Regelungen676. Es ist demnach nicht möglich, jeden erdenklichen 
Einberufungsfehler, der die Zurechenbarkeit zum Organ hindert und damit die Nichtigkeit 
des Beschlusses bedingt, zu erfassen. Vielmehr gilt es, allg gültige Kriterien 
herauszuarbeiten. Wie bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder empfiehlt sich auch bei 
AR-Beschlüssen eine Differenzierung zwischen Beschlüssen, die im Zuge einer 
Versammlung gefasst werden und solchen, die im schriftlichen Wege oder auf ähnliche 
Weise zustande kommen. Der Grund für die Unterscheidung ist der, dass 
Versammlungsbeschlüsse, im Zuge eines Zusammentreffens 677, bei welchem jedes 
                                                 
674 Vgl oben unter IV.3.2. 
675 Vgl dazu wiederum § 199 Abs 1 Z 1 AktG. 
676 Vgl § 92 Abs 3 AktG, § 30g Abs 5 GmbHG, § 3 Abs 2 Z 9 VerG, das GenG enthält keine entsprechende 
Regelung; vgl Straube/Rauter/Ratka, Die Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 23. 
677  Zur Frage der Behandlung von Videokonferenzen vgl Straube/Rauter/Ratka, Die 
Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 48 ff.  
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Mitglied seinen Standpunkt darlegen kann, gefasst werden. Bei schriftlichen oder 
anderen nach diesem Prinzip zustande kommenden Beschlüssen besteht diese 
Möglichkeit nicht678. 
 
 (a) Abstimmung in einer Versammlung: Grds gilt, dass ein Beschluss nicht 
zugerechnet werden kann und deshalb nichtig ist, wenn nicht alle Mitglieder des AR von 
der Beschlussfassung ordnungsgemäß verständigt wurden679. Dieses Prinzip findet sich 
in § 199 Abs 1 Z 1 AktG. In solch einem Fall kann nicht von einem Beschluss aller 
AR-Mitglieder und damit des Organs AR gesprochen werden 680 . Ob es zu einer 
Abweichung von diesem Grundsatz kommen kann und eine Zurechnung trotz des 
Verabsäumens der Verständigung aller möglich ist, ist mE nach (wie bei 
Mitgliederversammlungen) grds zu verneinen. Immer dann, wenn es zu keiner 
Verständigung kommt, wird dem AR-Mitglied, das nicht verständigt wurde, kein Gehör 
verschafft. Es kann in der Versammlung seinen Standpunkt nicht darlegen. Selbst dann, 
wenn der Beschluss durch eine Mehrheit gefasst wurde, ist er nichtig. Man kann nicht von 
einem Beschluss aller AR-Mitglieder sprechen. Aus demselben Grund ist aber eine 
Beschlussfassung, bei der alle AR-Mitglieder, auch jene, die nicht ordnungsgemäß 
verständigt wurden, anwesend sind, nicht wegen der fehlenden Einberufung nichtig. 
Etwaige andere Mängel im Zuge der Einberufung, wie eine fehlende Ankündigung des 
Beschlussgegenstandes, lösen lediglich die Rechtsfolge der Anfechtbarkeit aus.  
 
 Wird die Versammlung von einem Unzuständigen einberufen, so findet eine 
Einberufung nicht statt, wodurch es folglich ebenfalls zur absoluten Nichtigkeit kommt. 
Selbiges gilt, wenn die Einberufung zwar erfolgt ist, aber selbst mangelhaft war und 
gewisse Mindestanforderungen (etwa Angeben über Ort und Zeit) nicht erfüllt wurden. 
Eine solche Einberufung kann nicht als gültige Einberufung angesehen werden, weshalb 
gefasste Beschlüsse nichtig sind. 
 
                                                 
678 Vgl dazu bereits oben unter V.3.2.3.2. 
679 Vgl oben V.3.2.3.2; so im Ergebnis auch Lemke, Aufsichtsratsbeschlüsse, S 124.  
680 Zu dieser Thematik vgl oben V.3.2.3.2. 
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 Nimmt man entgegen dem hier Vertretenen an, dass obige Mängel keine Nichtigkeit 
auslösen, so könnte man betroffene Mitglieder von der Beschlusskontrolle überhaupt 
ausschließen. Denn beginnt die Anfechtungsfrist, wie es § 7 VerG vorsieht, unabhängig 
von einer Verständigung vom gefasstem Beschluss, oder Kenntnisnahme des gefassten 
Beschlusses durch die AR-Mitglieder, so könnte es sein, dass ein AR-Mitglied vor 
vollendete Tatsachen gestellt wird und, ohne jemals von der Beschlussfassung erfahren 
zu haben, den entstandenen Beschluss nicht anfechten kann681.  
 
 Der Annahme, dass AR-Beschlüsse, bei denen ein AR-Mitglied übergangen worden 
ist, nur anfechtbar sein sollen, weil es dem AR-Mitglied überlassen bleiben soll, den 
Mangel geltend zu machen, da ja nur dieses selbst betroffen ist682, ist nicht zu folgen. Es 
kann einerseits nicht sein, dass ein AR-Mitglied durch (gezieltes) Übergehen in eine 
Anfechtung hineingedrängt wird683, andererseits wird bei dieser Annahme übersehen, 
dass das AR-Mitglied uU, mangels Information über die Beschlussfassung, die 
Anfechtungsfrist versäumt. Letzteres Argument greift freilich nur dann, wenn die Frist 
unabhängig von einer Kenntnisnahme oder Verständigung zu laufen beginnt. 
 
 (b) Beschlussfassung ohne Versammlung: Wird ein Beschluss auf schriftlichem 
Wege oder in vergleichbarer Weise gefasst, so stellt sich die Frage, welche Rechtsfolge 
es mit sich bringt, wenn ein Mitglied übergangen wurde. Grds ist mE auch hier davon 
auszugehen, dass das Übergehen auch nur eines Mitglieds bereits die Zurechenbarkeit 
hindert, da in solch einem Fall kein Beschluss aller Mitglieder vorliegt. Allerdings ist, wie 
bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder, auch hier, selbst dann, wenn ein AR-Mitglied 
übergangen wurde, eine Zurechnung von, im Ergebnis mit unbedeutenden Mängeln 
behafteten, Beschlüssen zuzulassen. 
 
 Bei einer Beschlussfassung im schriftlichen Wege findet kein Zusammentreffen 
                                                 
681  Dieser Problematik kommt bei der Beschlussfassung auf schriftlichem Wege wesentlich größere 
Bedeutung zu. 
682 So etwa Axhausen, Anfechtbarkeit von Aufsichtsratsbeschlüssen, S 190 ff. 
683  Vgl auch dazu bereits oben untrer V.3.2.3.2; vgl auch (zur GmbH-Generalversammlung) Thöni, 
Generalversammlungsbeschlüsse, S 73 f. 
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statt, weshalb die AR-Mitglieder auch nicht die Möglichkeit haben ihre Ansichten im Zuge 
einer Versammlung darzulegen. Wird ein AR-Mitglied folglich übergangen, so liegt keine 
Verletzung des Gehörs in dem Sinne, dass ihm die Möglichkeit genommen wurde seinen 
Standpunkt darzulegen, vor. Denn im Rahmen der schriftlichen Beschlussfassung hätte 
es die Möglichkeit sich Gehör zu verschaffen ohnedies nicht gegeben. 
 
 Jedoch besteht, wenn man trotz des Übergehens eines Mitglieds einen wirksamen 
Beschluss entstehen lässt, die Gefahr, dass ein Mitglied überhaupt keine Kenntnis vom 
Beschluss hat und eine Anfechtung, wegen des Fristablaufes nicht mehr möglich ist. Hier 
zeigt sich die Bedeutung der Frage, welches Ereignis als die Anfechtungsfrist auslösend 
anzusehen ist. Wird nämlich die Frist erst durch die Kenntnisnahme ausgelöst, so besteht 
diese Gefahr nicht und das übergangene AR-Mitglied wäre im Falle einer Zurechnung 
nicht schlechter gestellt, als es stünde, wenn der Fehler nicht unterlaufen wäre. Wird die 
Frist jedoch bereits durch die Beschlussfassung ausgelöst, so tritt genau diese 
Problematik in Erscheinung. Folglich hängt die Frage, ob derartige Beschlüsse 
zurechenbar sind von der Ausgestaltung des Anfechtungsrechts, namentlich der 
Ausgestaltung der Anfechtungsfrist ab684.  
 
 Die Bestimmungen des AktG 685  und GmbHG 686  sehen vor, dass, um einen 
Beschluss auf schriftlichen (oder vergleichbaren) Wege fassen zu können, kein 
AR-Mitglied der Beschlussfassung in diesem Modus widersprechen darf. Die Möglichkeit 
des Gehörs wird also derart gewahrt, dass eine Beschlussfassung durch einen 
Beschlussmodus, der den einzelnen Mitgliedern die Möglichkeit zur Darlegung ihrer 
Ansichten nimmt, nur dann zulässig ist, wenn keiner widerspricht. Ein schriftlicher687 
Beschluss steht damit mE bei AG und GmbH unter der aufschiebenden Bedingung des 
Nichtvorliegens eines Widerspruchs. Liegt ein solcher vor, so ist der Beschluss 
unwirksam. Das GenG und das VerG sehen dahingegen nicht vor, dass sich jedes 
Mitglied mit der Beschlussfassung auf schriftlichem Wege einverstanden zu erklären hat 
                                                 
684 Zur Anfechtungsfrist vgl oben unter VI.1.3.3.2. 
685 Vgl § 92 Abs 3 AktG. 
686 Vgl § 30g Abs 3 GmbHG. 
687 Oder auf ähnliche Weise gefasster Beschluss. 
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oder zumindest mittels Widerspruch eine solche Beschlussfassung verhindern kann. Es 
stellt sich die Frage, ob es möglich ist, Verfahrenbestimmungen zu schaffen, die ohne 
das Anknüpfen an eine weitere Voraussetzung, eine Beschlussfassung auf schriftlichem 
Wege erlauben. Konkret muss man sich die Frage stellen, ob ein Verfahren, in welchem 
die Beschlussfassung eines Aufsichtsorgans per se, ohne die Möglichkeit jedes 
Einzelnen, Gehör einzufordern, mit dem Wesen der Gen bzw des Vereins vereinbar ist. 
Trifft dies nicht zu, so sind derartige Satzungsbestimmungen (oder GO-Bestimmungen) 
als nichtig anzusehen. 
 
 Das GmbHG688 und AktG689 schaffen die Möglichkeit der ergänzenden schriftlichen 
(oder vergleichbaren) Stimmabgabe auch bei Versammlungen690. Einzelne Mitglieder 
haben demnach, ohne sich an der Versammlung zu beteiligen die Möglichkeit an der 
Beschlussfassung teilzunehmen. Bei Gen und Vereinen ist denkbar, dass dies in der GO 
festgelegt wird. Für ein derartiges gemischtes Willensbildungsverfahren kann in Bezug 
auf jenen Teil, in dem Stimmen auf schriftlichem Wege abgeben werden, nichts anderes 
gelten, als dies bei generell schriftlicher Beschlussfasung der Fall ist.      
 
 (c) Nachträgliche Genehmigung: Wurde etwa ein Mitglied von der 
Beschlussfassung ausgeschlossen, so stellt sich die Frage, ob eine nachträgliche 
Genehmigung durch dieses AR-Mitglied dem an sich nichtigen Beschluss Geltung 
verschaffen kann. Grds sollte eine solche nachträgliche Heilung eines nichtigen 
Beschlusses mE nicht zulässig sein, zumal dafür auch keine gesetzlichen Anhaltspunkte 
bestehen. Eine Analogie zu § 200 AktG kann nicht greifen, da dieser von einer 
Eintragung in das Firmenbuch ausgeht und nicht von einer Genehmigung durch ein 
übergangenes Mitglied. Allerdings kann diese nachträgliche Genehmigung wohl als 
andere vergleichbare Stimmabgabe gewertet werden, wodurch, abhängig von den 
konkret geltenden Verfahrensregeln, der Beschluss mit dieser Stimmabgabe entstehen 
kann691.  Haben etwa AR-Mitglieder einer GmbH einen Beschluss in einer Versammlung 
                                                 
688 § 30g Abs 5 GmbHG. 
689 § 92 Abs 5 AktG. 
690 Vgl Straube/Rauter/Ratka, Die Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 40. 
691 Vgl auch Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 172. 
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gefasst und wurde ein Mitglied nicht geladen, so ist der Beschluss nichtig, da nicht 
zurechenbar. Sieht nunmehr jedoch die Satzung oder der AR die Zulässigkeit einer 
Stimmabgabe nach § 30g Abs 5 letzter Satz GmbHG vor, so entsteht der Beschluss mit 
der zustimmenden Abgabe dieser Stimme. Man könnte dem mit dem Argument 
entgegnen, dass der Zweck des Zurechnungserfordernisses der Einberufung aller darin 
besteht, dass allen die Möglichkeit am Diskurs und damit Gehör verschafft werden muss 
und dass genau dieser Zweck bei einer solchen nachträglichen Stimmabgabe ohne 
vorherige Ladung nicht erfüllt ist, da dem entsprechenden AR-Mitglied nie die Möglichkeit 
am Diskurs gegeben wurde und es folglich bei der Nichtigkeit zu bleiben hat. Bedenkt 
man jedoch, wie sich für das GmbHG aus § 30g Abs 3 ergibt, dass jedes AR-Mitglied die 
Möglichkeit hat, auf die Teilnahme am Diskurs zu verzichten, so scheint es hier 
sachgerecht, den Beschluss, jedoch nur bei positiver Stimmabgabe, entstehen zu lassen. 
Stimmt das AR-Mitglied dagegen oder gar nicht ab, so bleibt es bei der Nichtigkeit.  
 
 (2) Teilnahme von Nichtmitgliedern: Beschlüsse einer Mitgliederversammlung692 
sind absolut nichtig, wenn sie von Nichtmitgliedern gefasst wurden. Dies gilt auch für 
Beschlüsse eines AR. Der Beschluss ist dem Organ nicht zuzurechnen. Wird jedoch ein 
Beschluss gefasst, an dem Nichtmitglieder lediglich mitgewirkt haben, also AR-Mitglieder 
auch teilgenommen haben, so liegt mE nach kein nichtiger Beschluss vor693. Ergibt sich 
das Beschlussergebnis aus einer konstitutiven Feststellung, so ist der Beschluss, wenn 
die Stimmen der Nichtmitglieder für das Beschlussergebnis kausal waren, wegen 
falscher Stimmzählung anfechtbar694. Eine andere Ansicht695 steht im Widerspruch zur 
                                                 
692 Dazu oben unter V.3.2.3.3; vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 
4; Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Diregger in 
Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, Vor § 195 Rz 31; Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 
Rz 26;  Hüffer in Münchner Kommentar zum AktG, § 241 Rz 11; OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k, SZ 72/15 = 
WBl 1999, 324 = RWZ 1999, 173. 
693 Das heißt natürlich nicht, dass der Beschluss nicht aus anderen Gründen nichtig sein kann, z. Bsp. weil 
nicht ordnungsgemäß einberufen wurde. 
694 So auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14. Dies wohl auch annehmend Reich-Rohrwig, 
GmbH-Recht, I, Rz 4/266. 
695 So offenbar Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92 - 94 Rz 970 u. 72. Allerdings ist anzumerken, 
dass eine konstitutive Beschlussfeststellung nur dann Sinn macht, wenn man von der Möglichkeit der 
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konstitutiven Wirkung der Beschlussfeststellung. Andernfalls, also dann, wenn das 
Beschlussergebnis nicht konstitutiv festgestellt 696  wird oder wenn bei konstitutiver 
Beschlussfeststellung die Stimmen der AR-Nichtmitglieder für das Ergebnis nicht kausal 
waren, stellt sich, wie bei der Beschlussfassung durch Verbandsmitglieder, die Frage, ob 
die Anwesenheit der Nicht-AR-Mitglieder alleine ausreichend ist, um einen relevanten 
Verfahrensverstoß zu begründen oder ob es sich dabei um eine bloße 
Ordnungsvorschrift handelt697.   
 
 (3) Überschreiten der Zuständigkeit: Auch bei Beschlüssen des AR gilt, dass dieser 
über Angelegenheiten, die nicht in den Bereich seiner Zuständigkeit fallen keine 
verbindlichen Beschlüsse fassen kann 698 . Es fehlt an der Zurechenbarkeit des 
Beschlusses zum Organ. Dies gilt nicht nur für gesetzliche Zuständigkeitsbereiche, 
sondern auch für solche, die die Satzung festschreibt. Eine Kompetenzüberschreitung 
liegt mE insb dann vor, wenn der AR die ihm zukommenden Zustimmungsvorbehalte zu 
extensiv auslegt. Auch hier stellt sich die Frage, ob eine Zurechnung bei nicht evident 
gegen das Zuständigkeitsregime des AR verstoßenden Beschlüssen möglich ist. Es kann 
hier auf das zur Mitgliederversammlung Ausgeführte verwiesen werden.  
 
 Eine weitere Frage ist jene, inwiefern Beschlüsse eines durch die GO des AR 
errichteten Ausschusses nichtig bzw anfechtbar sind, wenn sie außerhalb dessen 
Kompetenz gefasst werden. Verstoßen sie überhaupt gegen die Zuständigkeit des AR, 
                                                                                                                                                              
Anfechtbarkeit von AR-Beschlüssen ausgeht. Wird hingegen die Ansicht vertreten, dass Beschlüsse nur 
nichtig sein können, so wird es bei einer falschen Beschlussfeststellung bei der Nichtigkeit bleiben, gäbe es 
ja sonst keine Möglichkeit den Fehler aufzugreifen.  
696 Hier ist das Ergebnis des Beschlusses das rechtlich zutreffende, folglich haben die Stimmen der 
Nichtmitglieder außer Betracht zu bleiben. Vgl dazu oben unter V.3.2.3.5. 
697 Straube/Rauter/Ratka, Die Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 94, sehen dies als Verstoß gegen eine 
Ordnungsvorschrift an. 
698  So im Ergebnis Axhausen, Anfechtbarkeit von Aufsichtsratsbeschlüssen, S 165 f; Lemke, 
Aufsichtsratsbeschluss, S 162 f; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, I, Rz 4/267; 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 28 (jedoch nur bei evidenten 
Kompetenzverstößen); Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §§ 92 - 94 Rz 72; Koppensteiner/Rüffler, 
GmbHG, § 30g Rz 14. 
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so kann nichts anderes gelten als für den AR. Überschreiten sie jedoch nur den ihnen 
zugewiesenen Kompetenzbereich und bleiben sie somit im Zuständigkeitsbereich des 
AR, so stellt sich die Frage, ob dieser Beschluss ebenfalls die Rechtsfolge der Nichtigkeit 
mit sich bringt. ME muss in logischer Fortführung auch hier gelten, dass ein Beschluss, 
der die Grenzen der dem Ausschuss zukommenden Kompetenz überschreitet, dem 
dahinter stehenden Gremium, also dem Ausschuss nicht zugerechnet werden kann und 
folglich (absolut) nichtig ist. Als Beschluss des gesamten AR kann der Beschluss 
ebenfalls nicht zugerechnet werden, ist er doch mangels Einberufung nicht zurechenbar 
und damit absolut nichtig. 
  
 (4) Feststellen des Beschlussergebnisses: Die Satzung, die GO oder ein 
vorangehender Beschluss können vorsehen, dass das Beschlussergebnis von einem 
Vorsitzenden festzustellen ist. Das Gesetz sieht allerdings für AR-Beschlüsse von AG, 
GmbH, Gen und Vereinen, im Gegensatz zu HV-Beschlüssen von 
Aktiengesellschaften699, keine verpflichtende Beschlussfeststellung vor. Dennoch kann 
entweder in der Satzung oder mittels AR-Beschluss festgelegt werden, dass das 
Beschlussergebnis durch den Vorsitzenden festgestellt wird. Das von ihm festgestellte 
Ergebnis hat mE konstitutive Wirkung 700 . Allerdings gilt mE, wie bei 
Mitgliederversammlungen, bei denen das Gesetz nicht zwingend die Feststellung des 
Beschlussergebnisses bei sonstiger Nichtigkeit verlangt701, dass auch dann, wenn die 
Satzung, die GO oder ein vorangehender Beschluss die Festsetzung des 
Beschlussergebnisses mittels Beschlussfeststellung verlangen, ein Beschluss, dessen 
Ergebnis nicht festgestellt wurde, gültig ist. Der Inhalt bestimmt sich dann nach dem 
rechtlich zutreffenden Ergebnis. 
 
                                                 
699 Vgl § 111 Abs 2 AktG. 
700 So auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 30g Rz 14; dagegen Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, 
§§ 92 - 94 Rz 970 u. 72; vgl zur Beschlussfeststellung der GmbH-Generalversammlung Thöni, unklare 
Beschlussergebnisse, ÖJZ 2002, 215 mwN. 
701 Also bei Mitgliederversammlungsbeschlüssen von GmbH, Gen und Vereinen, nicht aber bei solchen 
einer AG. 
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 Wie bei Mitgliederversammlungen 702  steht auch bei Beschlüssen des AR die 
Möglichkeit offen, das Beschlussergebnis mittels Feststellungsklage gerichtlich 
feststellen zu lassen. Dieses Bedürfnis wird freilich bei solchen Beschlüssen, die nicht 
mittels konstitutiver Feststellung durch den Vorsitzenden zustande gekommen sind, 
regelmäßig bestehen. Auch hier ist mE eine Wirkung erga-omnes aus selbigen Gründen 
zu befürworten. 
  
 (5) Mangelnde Beschlussfähigkeit des AR: Nach der L 703  und Rspr 704  sind 
Beschlüsse, die vom AR einer AG oder GmbH im Zuge einer Versammlung gefasst 
wurden, bei der das erforderliche Präsensquorum nicht erreicht wurde, absolut nichtig.705 
Jedenfalls wird dies für AG und GmbH, wo ja gem den §§ 30g Abs 5 GmbHG, 92 Abs 5 
AktG eine gesetzliche Mindestteilnehmeranzahl von drei AR-Mitgliedern für die 
Beschlussfähigkeit vorgeschrieben ist, vertreten. Für andere Verbände, bei welchen 
keine gesetzlichen Mindesterfordernisse bestehen, kann die Satzung solche aufstellen. 
Bei AG und GmbH kann die Satzung strengere als die gesetzlichen Anforderungen 
aufstellen. ME gilt es zunächst zu klären, welchem Fehlertypus die mangelnde 
Beschlussfähigkeit zuzuordnen ist. Es handelt sich dabei um einen Fehler im Zuge des 
Zustandekommens des Beschlusses, also um einen Verfahrensfehler. Ein solcher 
Verfahrensfehler kann grds die Rechtsfolge der Nichtigkeit nur dann begründen, wenn er 
die Zurechnung zum Rechtsträger verhindert. Dies ist grds nur dann der Fall, wenn kein 
Beschluss aller vorliegt, da nicht ordnungsgemäß einberufen wurde oder der Beschluss 
die Zuständigkeitsgrenzen des Organs überschreitet. Beides liegt in diesem Fall nicht vor. 
Die mangelnde Beschlussfähigkeit müsste also auch beim AR, wie bei Beschlüssen der 
                                                 
702 Siehe oben unter V.3.2.3.5. 
703  Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 92 Rz 22; Straube/Rauter/Ratka, Die 
Aufsichtsratsgeschäftsordnung, S 93; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 7; aA 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 29, die bei allen Organen bei derartigen 
Fehlern lediglich von der Anfechtbarkeit ausgehen.. 
704 OGH 27.02.1985, 1Ob514/85, SZ 58/32 = GesRZ 1985, 102. 
705 Vgl zu dieser Problematik Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 137 f. 
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Verbandsmitglieder706, lediglich zur Anfechtbarkeit führen. Ist der Beschluss zurechenbar 
und leidet er an einem Verfahrensmangel, so kommt es grds nur zur Anfechtbarkeit, da ja 
die Verfahrensbestimmungen grds lediglich dem Schutz der Teilnehmer an einer 
ordnungsgemäßen Willensbildung dienen. Eine absolute Nichtigkeit lässt sich mE einzig 
durch folgenden Gedanken rechtfertigen: Die gesetzlichen Bestimmungen über das 
Präsensquorum stehen im öff Interesse, weshalb ein Verstoß dagegen zur absoluten 
Nichtigkeit führt. Die (im öff Interesse stehende) ordnungsgemäße Kontrolle des 
Verbandes durch den AR ist nach Ansicht des Gesetzgebers (offenbar nur bei AG und 
GmbH) nur durch einen Diskurs von mindestens drei Personen herzustellen. 
Satzungsbestimmungen, die ein höheres Präsensquorum festlegen, liegen freilich nicht 
im öff Interesse und führen trotz dieser Annahme nur zur Anfechtbarkeit.  
 
1.4.1.4. Formmängel 
 
  Die entsprechenden Materiengesetze sehen keine besonderen Formerfordernisse 
für Beschlüsse des AR vor. Allerdings bleibt es den Satzungen bzw der GO überlassen, 
gewillkürte Formerfordernisse aufzustellen. Es stellt sich hierbei, wie bei Beschlüssen der 
Verbandsmitglieder, die Frage, ob auf das allg Zivilrecht zurückgegriffen werden kann. 
Ein gewillkürtes Formerfordernis würde grds nach der Zweifelsregel des § 884 ABGB ein 
Gültigkeitserfordernis darstellen 707 . ME ist diese Frage zu verneinen. Auch bei 
AR-Beschlüssen sind Beschlüsse, die unter Formmängeln leiden, von den (wenn auch 
kraft Analogie geltenden) Vorschriften über die Anfechtbarkeit und Nichtigkeit erfasst. Ein 
Rückgriff auf das allg Zivilrecht hat nicht zu erfolgen.  
 
 Verstöße gegen Formvorschriften, die durch autonome GO-Bestimmungen 
                                                 
706 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 29 (Hier wird für alle Vereinsorgane 
übergreifend vertreten, dass Beschlüsse eines nicht ordnungsgemäß zusammengesetzten Organs lediglich 
anfechtbar sind. Allerdings können Vereine Voraussetzungen zur Beschlussfähigkeit nur mittels 
statutarischen Anordnungen vorsehen, da das Gesetz, im Gegensatz zum AktG und GmbHG, keine 
Beschränkungen kennt.);  Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 24. 
707 Vgl Koziol/Welser, ABGB I, S 189 f; P. Bydlinski, ABGB, AT, § 7 Rz 31.  
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geschaffen wurden, lösen mE lediglich die Anfechtbarkeit aus. Anders verhält es sich mit 
Formvorschriften, die durch Satzungsbestimmung geschaffen wurden. Diese sind 
Wirksamkeitsvoraussetzungen. Es steht nicht in der Macht des AR, über ihre Einhaltung 
zu disponieren. Entscheidend ist folglich der Rang der Vorschrift. Dies lässt sich mE aus 
§ 199 Abs 1 AktG ableiten, welcher bestimmt, dass das Nichteinhalten gesetzlicher  und 
damit höherranghiger (als das Recht, welches das betreffende Organ schaffen kann) 
Formvorschriften durch die Hauptversammlung die Nichtigkeit des Beschlusses bedingt. 
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass die Nichteinhaltung 
„gleichrangiger“ Formvorschriften, also solcher, die in der Satzung normiert wurden, nur 
die Anfechtbarkeit auslöst.  
 
 Innerhalb der Gruppe der Formvorschriften (für AR-Beschlüsse) im Satzungsrang 
ist jedoch noch eine weitere (theoretische) Differenzierung vorzusehen. Jene 
Formvorschriften, deren Anwendbarkeit, angesichts des Zwecks dieser Vorschriften, in 
die Disposition des AR gestellt werden kann, sind der Kategorie anfechtbarer 
Formvorschriften zuzuweisen. Hier erscheint es nicht sachgerecht stärker zu 
sanktionieren, als dies bei autonomen GO-Formvorschriften der Fall ist. 
 
 Inwiefern das Einführen derartiger Formvorschriften in der Satzung bzw der GO 
erlaubt ist, steht mit der Frage in Zusammenhang, ob diese zusätzlichen 
Formerfordernisse mit dem Wesen der entsprechenden Rechtsform zu vereinbaren sind, 
also ob ein derartiges Einführen eines Formerfordernisses inhaltlich nichtig ist. 
Übertriebene Formerfordernisse werden wohl auch hier diesen Anforderungen nicht 
mehr gerecht werden.  
1.4.2. Rechtsfolgen 
 
 Die Rechtsfolge eines einen Nichtigkeitstatbestand erfüllenden Beschlusses ist die 
Nichtigkeit. Diese kann eine absolute oder eine geltendzumachende Nichtigkeit sein, 
wobei Letztere wiederum idR nur relativ zugunsten gewisser Geschädigter besteht. Bei 
der absoluten Nichtigkeit besteht die Rechtsfolge im gänzlichen Ausbleiben der gewollten 
rechtlichen Wirkung (sofern es zu keiner Heilung kommt). Die Rechtsfolge der 
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geltendzumachenden Nichtigkeit erzielt diesen Effekt nicht und stellt insofern ein 
Gestaltungsrecht dar, als es der Berechtige in der Hand hat, die Nichtigkeit 
aufzugreifen708. Bezieht sich die Nichtigkeit nur auf einzelne Beschlussbestandteile, so 
kann es, wie im allg Zivilrecht, freilich auch hier, zu einer Teilnichtigkeit kommen, wenn 
die Bestandteile abtrennbare Einheiten bilden. Ist dies nicht der Fall, so ist von 
Gesamtnichtigkeit auszugehen. 
  
 Ob auch bei AR-Beschlüssen, wie bei Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 
eine weitere Rechtsfolge darin besteht, dass gewisse (verbandszugehörige) Personen 
die Möglichkeit haben, eine spezielle (rechtsgestaltende) Nichtigkeitsklage mit Wirkung 
gegenüber jedermann und Rechtskrafterstreckung im verbandsinteren Bereich 
anzustrengen wird noch zu erörtern sein.    
 
1.4.3. Geltendmachung 
 
 Auch für Beschlüsse des AR gilt, dass absolut nichtige Beschlüsse von jedermann 
aufgegriffen werden können und Beschlüsse, deren Rechtsfolge in der 
geltendzumachenden Nichtigkeit besteht, nur von jenen aufgegriffen werden können, 
welchen dieses Recht zukommt, also von jenen, zu deren Gunsten der Beschuss 
geltendzumachend nichtig ist.709  
 
 Prozessual wird die absolute Nichtigkeit eines Beschlusses mittels 
Feststellungsklage festgestellt. Dies setzt grds ein Feststellungsinteresse nach § 228 
ZPO 710  voraus. Freilich kann sie auch im Zuge eines Prozesses mittels Einrede 
eingewandt werden 711 . Die geltendzumachende Nichtigkeit ist grds mittels Einrede 
                                                 
708 Daraus ergibt sich auch, dass neben der geltendzumachenden Nichtigkeit – durch den Umstand der 
abstrakten Anfechtungsbefugnis der AR-Mitglieder – der Beschluss (inerhalb der Anfechtungsfrist) auch 
anfechtbar ist. 
709 Vgl dazu allg nur Krejci in Rummel, ABGB, I, § 879 Rz 247 ff. 
710 Vgl Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 190; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 412. 
711 Zu bemerken ist an dieser Stelle, dass dies grds nicht notwendig ist, das die absolute Nichtigkeit von 
Amts wegen wahrzunehemen ist. 
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aufzugreifen712, kann jedoch auch mittels einer Feststellungsklage nach § 228 ZPO 
festgestellt werden, so das Gestaltungsrecht ausgeübt wurde. 
 
 Es stellt sich auch im Zuge der Nichtigkeit von Beschlüssen des AR die Frage, ob 
auch hier eine Klage nach den Prinzipien des § 201 AktG zulässig ist. § 201 AktG 
ermöglicht das Aufgreifen der Nichtigkeit innerhalb des Verbandes durch eine spezielle 
Nichtigkeitsklage, welche die Nichtigkeit mit Wirkung erga omnes feststellt (bzw geltend 
macht) und gleichzeitig die Rechtskraft des Urteils auf den Verband und seine Organe, 
die Mitglieder der Organe sowie auf die Verbandsmitglieder, also auf den gesamten 
internen Bereich erstreckt. Wird also intern auf Klärung der Frage um die Nichtigkeit 
mittels Klage hingedrängt, so schafft ein stattgebendes Urteil, wie bei einer Anfechtung, 
endgültige Klarheit. ME besteht das Bedürfnis, ja die Notwendigkeit, einer einheitlichen 
Klärung auch bei Beschlüssen des AR713.   
 
 Im Weiteren bedeutet dies Folgendes: Wie bei den Beschlüssen der 
Verbandsmitglieder bedarf es auch beim AR keines rechtlichen Interesses, um eine 
Nichtigkeitsklage einzubringen. Dies gilt jedoch mE nur dort, wo die Klage von jemandem 
eingebracht wird, der auch abstrakt zum Erheben einer Anfechtungsklage berechtigt ist. 
Dies trifft nur auf AR-Mitglieder zu. Wer bei weniger schweren Mängeln kein besonderes 
rechtliches Interesse nachweisen muss, wird dies auch bei gravierenderen Mängeln nicht 
tun müssen. Andere, also Vorstände und Verbandsmitglieder, können eine Klage folglich 
nur bei Vorliegen eines rechtlichen Interesses erheben714. Unterliegt der Beschluss 
lediglich der geltendzumachenden Nichtigkeit, so ist ebenfalls die spezielle 
Nichtigkeitsklage zu erheben. Berechtigt sind freilich nur solche, denen das Recht zur 
Geltendmachung zukommt. Im Falle eines Eingriffes in die Mitgliedschaftsrechte ist 
dieses stets gegeben. Ist der Beschluss absolut nichtig, so muss jener, welcher die 
Nichtigkeit feststellen will, ein rechtliches Interesse nachweisen. Die Vertretung erfolgt 
auch hier nach den Regeln der Anfechtungsklage. 
                                                 
712 So OGH 17.05.2000, 6Ob1/00s ecolex 200/313, 795 = immolex 2000/181, 298; mwN Dietrich/Tades, 
ABGB, § 879 E 10.  
713 Ebenfalls dieser Ansicht Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 176 mwN zur dLit. 
714 So im Ergebnis auch Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 176 f.  
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 Mittels Feststellungsklage nach § 228 ZPO oder mittels Einrede müssen nur Dritte, 
also solche, die außerhalb des Verbandes stehen, die Nichtigkeit aufgreifen. 
 
 Ein stattgebendes Urteil der speziellen Nichtigkeitsklage wirkt, hinsichtlich der 
Tatsache, dass der Beschluss nichtig ist, auch bei AR-Beschlüssen, für und gegen 
jedermann. Die Rechtskraft erstreckt sich auf den Verband, die Mitglieder seiner Organe 
und auf die Verbandsmitglieder. Im Übrigen kann auf das oben Ausgeführte verwiesen 
werden715. 
 
2. Das geschäftsführende Organ 
2.1. Allgemeines  
  
 Auch das geschäftsführende Organ einer AG, GmbH, Gen oder eines Vereins kann 
seinen Willen durch Beschluss716 bilden717. Dies ist der Fall, wenn die Willensbildung  
des Organs kollektiv organisiert ist. Jedenfalls kommt es zu keiner Organwillensbildung 
durch Beschluss, wenn Einzelgeschäftsführung vorliegt 718. Hier hat der betreffende 
Organwalter die alleinige Kompetenz, für das Organ und damit die Gesellschaft 
verbindliche Willensakte (Beschlüsse iwS) zu schaffen. Liegt hingegen 
Gesamtgeschäftsführung719 vor, so erfolgt die Willensbildung grds durch ein Kollektiv, 
welches seinen Willen durch Beschluss bildet. Die Willensbildung durch Beschluss ist 
jedoch mE selbst bei einer Gesamtgeschäftsführung nicht lückenlos verwirklicht, auch 
                                                 
715 Vgl oben unter VI.1.3.5.2. 
716 Mit Beschluss (ieS) ist hier die Art und Weise des Zustandekommens des Willens des Organs und damit 
der Gesellschaft gemeint. Daneben gilt es den Beschluss (iwS) zu unterscheiden, der als Ausdruck des 
Willens des Organs zu verstehen ist. Dieser muss nicht notwendig ein solcher ieS sein. 
717 Vgl Höhn, Die Geschäftsleitung, S 58 f; Gellis/Feil, GmbHG, § 21 Rz 1; Strasser in Jabornegg/Strasser, 
AktG, § 70 Rz 45; Nowotny in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 70 Rz 20; Pichler/Weninger, Der Vorstand, S 
27; implizit Ginthör/Brodey, Der Vorstand, S 32. 
718 Allg zur Einzelgeschäftsführung vgl Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 140 ff. 
719 Vgl zur Gesamtgeschäftsführung allg Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 142 ff. 
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wenn teilweise durch in der Lit720 anzutreffende Stehsätze ein anderer Eindruck vermittelt 
wird. § 21 Abs 1 GmbHG bestimmt nämlich, dass trotz des Vorliegens einer 
Gesamtgeschäftsführung, bei Gefahr im Verzug, Geschäftsführungsmaßnahmen von 
Einzelnen wahrgenommen werden können721. Hier erfolgt die Willensbildung nicht durch 
Beschluss. Kommt es zu einer sog Ressortverteilung (oder Geschäftsverteilung)722, so 
bleibt es zwar bei einer Gesamtgeschäftsführung, doch kann jeder Geschäftsführer im 
Rahmen seiner Kompetenz alleine Geschäftsführungsmaßnahmen setzen 723 . Die 
Willensbildung zu einer solchen Maßnahme erfolgt nicht durch Beschluss. Daran kann 
ein Vetorecht der anderen Geschäftsführer nichts ändern. Im Folgenden soll zunächst 
lediglich die kollektive Willenbildung des geschäftsführenden Organs, also jene die 
mittels Beschluss (ieS) erfolgt, behandelt werden. Abschließend soll noch auf die 
Besonderheiten der alleinigen Willensbildung, also jener, die nicht mittels Beschluss 
erfolgt, eingegangen werden.   
 
 Wie bei AR-Beschlüssen oder Beschlüssen der Verbandsmitglieder kann freilich 
auch ein Beschluss724  des geschäftsführenden Organs fehlerhaft sein. Es stellt sich in 
weiterer Folge die Frage, welche Konsequenzen ein fehlerhafter Beschluss mit sich 
bringt. Anders als bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder finden sich gesetzliche 
Bestimmungen die sich mit dieser Problematik auseinandersetzen, nur in § 7 VerG, der ja 
für alle Organe eines Vereins gilt. Daneben findet sich noch die Einzelbestimmung des § 
                                                 
720  Vgl Pichler/Weninger, Managerpraxis, S 52; Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45; 
Pichler/Weninger, Der Vorstand, S 29. 
721 Vgl Gellis/Feil, GmbHG, § 21 Rz 1, nehmen an, dass hier Einzelgeschäftsführungsbefugnis vorliegt; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 21 Rz 6. 
722 Vgl dazu Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 381; Pichler/Weninger, Managerpraxis, S 46 ff; 
Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 33 ff; Nowotny in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 70 Rz 23 ff; 
Pichler/Weninger, Der Vorstand, S 20 f; Krejci, Gesellschaftsrecht I, S 144 ff; Gellis/Feil, GmbHG, § 21 Rz 1; 
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 10; Ginthör/Brodey, Der Vorstand, S 31 f. 
723 Das Vorliegen von Gesamtgeschäftsführung hat insb hinsichtlich der Frage der Verantwortung der 
anderen Geschäftsführer große Bedeutung. In diesem Zusammenhang ist auch wichtig, welches Organ die 
Geschäftsverteilung angeordnet hat. Kommt diese nämlich vom geschäftsführenden Organ selbst, so bleibt 
es grds bei einer solidarischen Haftung aller.  
724 Gemeint ist jener ieS. 
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202 AktG über die Nichtigkeit des vom Vorstand festgestellten Jahresabschlusses, aus 
dem sich grds rechtsformübergreifende Schlussfolgerungen mE nicht ableiten lassen. 
 
2.2. Anfechtung 
 
2.2.1 Existenz einer Anfechtung 
 
 Auch im Bereich des geschäftsführenden Organs stellt sich die Frage, ob 
Beschlüsse, die fehlerhaft sind, wie es das allg Zivilrecht vermeintlich gebietet, stets 
nichtig sind oder ob auch hier, kraft Analogie, eine Differenzierung zwischen 
anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen geboten scheint. Also (primär 725), ob eine 
Einengung der allg Norm des § 879 ABGB für materiell mangelhafte Beschlüsse 
dahingehend geboten scheint, als die Nichtigkeitssanktion teilweise durch eine 
Anfechtbarkeit zu ersetzen ist. Ferner darum, ob es im (allg zivilrechtlich grds nicht 
geregelten) Bereich der Verfahrensfehler, ebenfalls neben jenen Mängeln, die zur 
Nichtigkeit des Beschlusses führen, auch solche gibt, die lediglich die Rechtsfolge der 
Anfechtbarkeit auslösen.  
  
 Grds ist anzumerken, dass im österreichischen Schrifttum sowie in der Rspr, soweit 
überblickbar, die Frage nach den Rechtsfolgen fehlerhafter Beschlüsse eines gf Organs 
und insb, ob solche Beschlüsse anfechtbar sind, wenig Behandlung gefunden hat726.  
 
 Lässt man das allg Zivilrecht zur Anwendung kommen, so führt dies (wie mehrfach 
erwähnt) grds zur Nichtigkeit eines fehlerhaften Beschlusses. Das allg Zivilrecht neigt zur 
Nichtigkeitssanktion727. Keine klare Rechtsfolge lässt sich jedoch für Beschlüsse (bzw 
                                                 
725 Danben stellt sich die Frage ja noch bei anderen Mängeln wie Formmängel. 
726  Explizit auf dieses Thema bezugnehmend und die Anfechtbarkeit von Beschlüssen der 
Geschäftsführung sowie des AR verneinend, Kastner, Überprüfung, JBl 1953, 331 ff. 
727 So auch Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 6. 
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Rechtsgeschäfte) ableiten, die unter einem Verfahrensmangel leiden728. Dennoch wird 
auch hier angenommen, dass ein Fehler, so er sich auf das Beschlussergebnis auswirkt, 
die Rechtsfolge der Nichtigkeit mit sich bringt. 
 
 ME sollte, auch bei fehlerhaften Geschäftsführungsbeschlüssen, zwischen 
anfechtbaren und nichtigen unterschieden werden. Kastner führt dagegen ins Treffen, 
dass sich aus der Tatsache, dass der Gesetzgeber keine Regelung geschaffen hat  
ergebe, dass eine Anfechtungsklage nicht zulässig sei. Hätte der Gesetzgeber auch bei 
anderen Organen (gemeint AR und geschäftsführendes Organ) eine vergleichbare 
Überprüfung  gewollt, so hätte er eine entsprechende Regelung geschaffen. 729 Verneint 
man eine Analogie, so kommt es, wie es sich vermeintlich aus dem Zivilrecht ergibt, grds 
bei einer Fehlerhaftigkeit zur Nichtigkeit und nicht zur Anfechtbarkeit des Beschlusses. 
Der durch das VerG 2002 in Geltung getretene § 7 VerG sieht für 
Geschäftsführungsbeschlüsse, wie auch für alle anderen Organbeschlüsse, eine 
Differenzierung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen vor. Als 
Unterscheidungskriterium dient der Zweck der übertretenen Norm bzw der Zweck der 
Sittenwidrigkeit730. Es kommt also die zur Zweckerfüllung erforderliche Sanktion zum Zug. 
Für andere vergleichbare Verbände wurde diese Differenzierung jedoch nicht geschaffen. 
ME ergibt sich jedoch daraus nicht, dass eine Analogie mangels Lücke auszuscheiden 
hat. Vielmehr zeigt sich, gerade im Bereich des Beschlussmängelrechts von Verbänden 
(insb der hier behandelten), eine starke historisch gewachsene Uneinheitlichkeit, die sich 
aufgrund der gleich oder ähnlich gerichteten Interessenslage sachlich kaum begründen 
lässt.  Logisch betrachtet besteht mE zwischen einem Beschluss des gf Organs eines 
Vereins und eines solchen einer AG, GmbH oder Gen kein wesentlicher Unterschied. 
Eine analoge rechtsformübergreifende Anwendung erscheint zweckmäßig, zumal sich 
auch aus dem Gesamtkomplex der verschiedenen Rechtsquellen eine klare Tendenz zur 
Differnzierung zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen ableiten lässt.   
 
                                                 
728 Vgl dazu Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 63 ff; zur deutschen Rechtslage Lemke, Der 
fehlerhafte Aufsichtsratsbeschluss, S 68 ff. 
729 Kastner, Überprüfung, JBl 1953, 315.  
730 Vgl  Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 24 f. 
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2.2.2. Anfechtungsgründe 
 
2.2.2.1. Voraussetzung für die Anfechtung von Vorstandsbeschlüssen 
 
 Auch bei Beschlüssen des geschäftsführenden Organs ist zunächst davon 
auszugehen, dass sie wegen Inhalts- oder Verfahrensmangel, wegen Formvorschriften 
oder wegen eines Willensmangels fehlerhaft sein können. Voraussetzung zur 
Anfechtung kann auch hier eine Gesetzes- bzw Satzungsverletzung oder die 
Sittenwidrigkeit des Beschlusses sein. Dazu kommt noch, wie bereits erwähnt, die 
Möglichkeit der Anfechtung wegen eines Willensmangels.  
 
 Weiters stellt sich die Frage, ob ein Beschluss des Vorstands deshalb anfechtbar 
sein kann, weil er die GO desselbigen verletzt. Gemeint ist hierbei die GO, die sich der 
Vorstand selbst gegeben hat und nicht jene, die bereits durch Satzungsbestimmung der 
Mitglieder oder Beschluss des AR geschaffen wurde. Nicht anders als bei 
satzungswidrigen Beschlüssen von Mitgliederversammlungen oder 
geschäftsordnungswidrigen Beschlüssen des AR, kann es mE auch bei 
geschäftsordnungswidrigen Beschlüssen des gf Organs zur Anfechtbarkeit selbiger 
kommen. Schreibt die GO gewisse Verfahrensvorschriften vor, so muss ein Verstoß 
dagegen grds, dh bei entsprechender Anwendung der Relevanztheorie 731 , zur 
Anfechtbarkeit des gefassten Beschlusses führen. Dies freilich nur dann, wenn er nicht 
bereits (absolut) nichtig ist. Verstößt ein Beschluss inhaltlich gegen die GO, ohne dass 
dieser Beschluss eine Änderung der GO selbst herbeiführt, so stellt sich auch hier die 
Frage, ob dieser, die GO durchbrechende Beschluss, anfechtbar sein kann. Sind zur 
Änderung der GO gewisse Zusatzerfordernisse notwendig und wurden diese nicht erfüllt, 
so kommt es folglich, schon wegen eines Verfahrensmangels oder Formmangels, zur 
Anfechtbarkeit (oder gar Nichtigkeit) des Beschlusses. An eine Durchbrechung ist dann 
zu denken, wenn alle Vorschriften, welche die GO in ihrem Bestand schützen wollen, 
eingehalten wurden und lediglich Vorschriften verletzt wurden, deren Zweck die Wahrung 
der Form der GO und ihre Transparenz ist. Diese werden ja, da der durchbrechende 
                                                 
731 Zur Relevanztheorie vgl oben V.2.3.3.2. 
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Beschluss keine dauernde Änderung herbeiführen will, nicht berührt. 
 
 Weiters stellt sich die Frage, wie es sich mit Beschlüssen verhält, die gegen die GO 
des AR verstoßen. Klar ist, dass auch Beschlüsse, die gegen die GO des AR verstoßen, 
sanktioniert werden müssen. Eine Sanktion kann auch in einer Anfechtbarkeit bestehen. 
Dies etwa dann, wenn die GO des AR, wenn der AR dafür zuständig ist, gewisse 
Verfahrensbestimmungen zur Beschlussfassung im geschäftsführenden Organ 
vorschreibt.  
 
2.2.2.2. Inhaltsmängel 
 
 Wie bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder und Beschlüssen des AR kann auch 
ein Beschluss des gf Organs inhaltlich mangelhaft sein. IdR wird ein solcher Beschluss 
nichtig sein, da er in die Rechtsposition eines nicht Anfechtungsbefugten eingreift732. 
(Nur) anfechtbar können demnach, wie beim AR, nur Beschlüsse sein, deren 
Geltendmachung auch in die Verantwortung des Vorstands gestellt werden kann. Dies 
kann grds nur dort der Fall sein, wo ausschließlich die Position der Geschäftsführer 
betroffen ist. Auch hier ist davon auszugehen, dass die Funktionsfähigkeit der 
Geschäftsführung nicht in die Verantwortung des Vorstands gestellt werden kann. Solche 
Beschlüsse sind nichtig. Der Grund liegt in der Fremdnützigkeit des Organs. Lediglich 
anfechtbar werden wohl inhaltlich mangelhafte verfahrensleitende Beschlüsse sein. 
Diese können zweifelsohne in die eigene Verantwortung gestellt werden. Denkbar ist, 
dass ein wegen seiner inhaltlichen Mangelhaftigkeit nichtiger Beschluss lediglich relativ 
zugunsten eines nicht Anfechtungsbefugten nichtig ist. Ein solcher Beschluss kann 
daneben, in Bezug auf die Geschäftsführer, anfechtbar sein733. Voraussetzung dafür ist, 
dass man eine abstrakte Anfechtungsbefugnis der Geschäftsführer anerkennt. Tut man 
dies nicht, so bleibt es bei relativer Nichtigkeit und die Geschäftsführer müssen den 
Beschluss gegen sich gelten lassen.  
                                                 
732 Etwa eines Dritten oder eines Verbandsmitglieds. Ferner kann noch uU in die Position des Verbandes 
selbst eingegriffen sein. 
733 Zum AR vergleiche oben unter VI.1.3.1.2. 
- 196 - 
 
 
2.2.2.3. Verfahrensmängel 
 
 Ebenso ist denkbar, dass der Beschluss unter einem Verfahrensmangel leidet, also 
im Zuge des Zustandekommens Fehler unterlaufen sind. Diesbezüglich gilt es zunächst 
festzuhalten, dass die entsprechenden Gesetze keine Bestimmungen über das 
Verfahren zur Beschlussfassung des Vorstands vorsehen734. Der Privatautonomie sind 
also weite Gestaltungsspielräume offen. Klar ist, dass ein Beschluss, wenn er unter 
einem Verfahrensmangel leidet, nur dann anfechtbar sein kann, wenn er nicht bereits, 
aufgrund der Qualität des Mangels, der Nichtigkeitssanktion unterliegt. Der Sinn und 
Zweck der Differenzierung zwischen Anfechtung und Nichtigkeit tritt mE bei 
Verfahrensmängeln besonders deutlich zum Vorschein, da gerade nicht jeder solche 
Mangel, Nichtigkeiten herbeiführen soll.   
 
 ME kommt es, wie bei AR-Beschlüssen und solchen einer Mitgliederversammlung,  
bei Beschlüssen des Vorstands, ebenfalls nicht strikt auf die Kausalität des Mangels für 
das Beschlussergebnis an. Vielmehr ist die Relevanz im Sinne der Relevanztheorie735  
maßgebend. Verstöße gegen Verfahrensbestimmungen, welche den Zweck haben, die 
kollektive Willensbildung sicherzustellen, bedingen aufgrund ihrer Relevanz für den 
Willensbildungsprozess die Anfechtbarkeit des Beschlusses. Auch hier ist anzunehmen, 
dass bei Verstößen gegen Vorschriften, die der Feststellung des Beschlussergebnisses 
dienen, am Kauslatitätserfordernis festzuhalten ist. 
  
2.2.2.4. Willensmängel 
 
 Unterliegt ein Mitglied des gf Organs bei Stimmabgabe einem Willensmangel, so ist 
der gefasste  Beschluss anfechtbar, wenn die Voraussetzungen zu einer Anfechtung 
                                                 
734 Vgl nur Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45. 
735 Zu dieser vgl oben unter V.2.3.3.2. 
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nach den §§ 870 ff vorliegen736. Maßgeblich für die Anfechtung des Beschlusses sind die 
für das entsprechende Organ geltenden Anfechtungsregelungen. Die Stimmabgabe 
selbst, kann, wie auch bei den anderen Organen 737 , wenn bereits ein Beschluss 
entstanden ist, nicht angefochten werden. 
 
 Inwiefern die Bestimmungen der §§ 870 ff ABGB auf Beschlüsse anwendbar sind, 
wurde bereits eingehend im Rahmen fehlerhafter Beschlüsse von Verbandsmitgliedern 
behandelt. Für Vorstandsbeschlüsse gilt das Erörterte mangels wesentlicher 
Unterschiede sinngemäß738. 
 
2.2.3. Rechtsfolgen 
 
 Die unmittelbare Rechtsfolge besteht darin, dass der Beschluss anfechtbar ist, also, 
wie bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder oder des AR, einem bestimmten 
Personenkreis das Gestaltungsrecht zukommt, den Beschluss in einem bestimmten 
Verfahren739 zu vernichten.   
 
2.2.4. Geltendmachung 
 
2.2.4.1. Allgemeines 
 
 Eine Beschlussanfechtung kann nur mittels Rechtsgestaltungsklage geltend 
gemacht werden. So sieht es § 7 VerG für alle Organbeschlüsse eines Vereines und 
damit auch für den Beschluss des gf Organs vor740. Diesem Prinzip kommt mEn allg 
Geltung zu. Hinsichtlich anderer Ansätze gilt das zur Anfechtung von AR-Beschlüssen 
                                                 
736 Zur Mitgliederversammlung vgl oben unter V.2.3.4; zum AR vgl oben unter VI.1.3.1.4. 
737 Vgl Fn gleich oben. 
738 Vgl oben V.2.3.4. 
739 Dazu sogleich unten. 
740 Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 11. 
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Erwähnte741. Sie sind abzulehnen, laufen sie doch Gefahr, „auf Vorrat” erklärt zu werden, 
um damit erst Gegenstand einer zeitlich nicht strikt limitierten Feststellungsklage zu 
werden742. 
 
2.2.4.2. Befugte 
 
 Auch bei Geschäftsführungsbeschlüssen stellt sich die Frage, wem überhaupt eine 
Anfechtungsbefugnis zukommt. Sie steht auch damit in Zusammenhang, welche 
Beschlüsse der Anfechtbarkeit unterliegen. Beschlüsse, die in die Rechtsposition nicht 
Anfechtungsbefugter eingreifen, unterliegen der Rechtsfolge der Nichtigkeit. Eine 
gesetzliche Regelung findet sich nur im stark interpretationsbedürftigen § 7 VerG für 
Vereine.  
 
 Mitglieder der Geschäftsführung sind zur Anfechtung von Beschlüssen, die durch 
den Vorstand gefasst wurden, befugt. Sie sind schließlich auch jene, die den Beschluss 
als solchen fassen. ME kommt ihnen, wie dies auch bei Mitgliedern des AR743 oder bei 
Verbandsmitgliedern 744  der Fall ist, eine abstrakte Anfechtungsbefugnis zu. Auch 
Mitglieder der Geschäftsführung haben rechtswidrige Beschlüsse nicht hinzunehmen745. 
§ 7 VerG ist demnach auch bei Beschlüssen der Geschäftsführung entsprechend 
auszulegen746. Dies bedeutet, dass ein besonderes konkretes rechtliches Interesse des 
Anfechtenden nicht vorliegen muss. ME muss jedoch sehr wohl ein abstraktes Interesse 
an der Geltendmachung bestehen. Hat eine erfolgreiche Anfechtung keinerlei 
Konsequenz, so ist eine Klage abzuweisen. Dies wird bei Vorstandsbeschlüssen auch 
häufig der Fall sein, insb dann, wenn entsprechende Vertretungshandlungen bereits 
                                                 
741 Vgl oben unter VI.1.3.3.1. 
742 So zutreffend zu Beschlüssen des AR, Axhausen, Anfechtbarkeit, S 214 f. 
743 Vgl oben unter VI.1.3.3.2. 
744 Vgl oben unter V.2.5.2.2. 
745 Vgl dazu treffen zum AR Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 180. 
746 Zur Problematik des § 7 VerG und seiner Auslegung bei Beschlüssen gefasst von anderen Organen als 
die Mitgliederversammlung vgl oben. 
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gesetzt wurden. Eine Anfechtung ist in einem solchen Fall nicht mehr sinnvoll.  
  
 ME ist auch bei Vorstandbeschlüssen ein Widerspruch seitens der 
Vorstandsmitglieder notwendig, um sich das Anfechtungsrecht zu bewahren. Trotz des 
weniger starken Bestandsbedürfnisses von Vorstandsbeschlüssen, kann mE gerade von 
Vorständen erwartet werden, dass sie sich gegen den Beschluss stellen, also 
Widerspruch erheben. Die mit den Vorteilen des Widerspruchs (insb der höhere 
Bestandschutz, die Klarheit über die rechtliche Zukunft und die Möglichkeit der sofortigen 
Bereinigung) einhergehenden Nachteile des geringeren Individualrechtsschutzes sind 
mE nach verkraftbar und im Zuge einer Abwägung hinzunehmen. Der Widerspruch muss 
bis zum Ende der Versammlung verkündet werden, bei einer Beschlussfassung im 
schriftlichen (oder auf ähnlichem) Wege oder wenn einzelne Stimmen auf diese Art und 
Weise abgegeben werden, muss der Widerspruch durch die ablehnende Stimmabgabe 
zum Ausdruck kommen. Tatsächlich ist ein Widerspruch meist wohl nur dort von 
Bedeutung, wo Mehrheitsbeschlüsse747 gefasst werden, andernfalls ja ohnedies das 
Zustandekommen eines gültigen Beschlusses vereitelt werden kann. Auch bei 
Vorstandsbeschlüssen kann es, aus den bereits mehrfach genannten Gründen, zu einer 
Ausnahme vom Widerspruchserfordernis kommen. Dies ist namentlich dann der Fall, 
wenn das Vorstandsmitglied, aus von dem Verband zu vertretenden Gründen, der 
Versammlung ferngeblieben ist oder wenn der Mangel von einem vernünftigen 
Vorstandsmitglied748 nicht hätte erkannt werden können.  
 
 Weiters stellt sich die Frage, ob noch anderen Personen außer den Mitgliedern der 
Geschäftsführung eine Anfechtungsbefugnis zukommt.  
 
                                                 
747 Im AktG geht die hL davon aus, dass die Beschlussfassung nach dem Mehrheitsprinzip erfolgt (vgl 
Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, §  70 Rz 48; Nowotny in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG, § 70 Rz 21). 
Bei Beschlüssen der Geschäftsführer einer GmbH wird hingegen angenommen, dass diese einstimmig zu 
erfolgen haben (vgl Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 381; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 
21 Rz 58).  
748 Der Sorgfaltsmaßstab kann unterschiedlich sein. So ist bei einem Verein ein geringerer Maßstab 
anzusetzen als bei den anderen Verbänden. 
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 Verbandsmitgliedern kommt mE keine allg Anfechtungsbefugnis zu. Es ist nicht ihre 
Aufgabe, die Rechtmäßigkeit der Beschlüsse des Vorstandes zu überprüfen. Greift ein 
Beschluss des Vorstandes in ihre Mitgliedschaftsrechte ein, so ist mE, wie bei 
AR-Beschlüssen und aus den dort erwähnten Gründen749, auch hier von Nichtigkeit 
auszugehen. Im Bereich des VerG kommt man bei dieser Annahme, nämlich, dass 
Verbandsmitglieder nicht anfechtungsbefugt sind, wie bei AR-Beschlüssen in die Nähe 
der Wortlautgrenze des § 7 VerG. Zu dieser Thematik kann ebenfalls auf das zur 
Fehlerhaftigkeit von AR-Beschlüssen Erwähnte verwiesen werden750. 
 
 Eine Anfechtungsbefugnis von Mitgliedern des AR scheint mE grds denkbar. Ist es 
doch deren Aufgabe,  das Handeln der Geschäftsführung zu überprüfen. Allerdings tritt 
eine Anfechtbarkeit ja nur in jenen Fällen ein, in welchen die Fehlerhaftigkeit lediglich die 
Position der einzelnen Mitglieder der Geschäftsführung beeinträchtigt, also im Bereich 
rein interner Geschäftsführungsangelegenheiten. Das Einmischen in diesen rein internen 
Bereich ist mE nicht Aufgabe des AR, weshalb eine Anfechtungsbefugnis abzulehnen ist. 
 
2.2.4.3. Anfechtungsfrist 
 
 § 7 VerG bestimmt für Vorstandsbeschlüsse751 eines Vereins eine Anfechtungsfrist 
von einem Jahr, die mit Beschlussfassung zu laufen beginnt 752 . Für 
Vorstandsbeschlüsse eines Vereins wird, nicht zuletzt wegen der klaren Anordnung, 
daran festzuhalten sein, obwohl mE die Frist eher auf Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung passend scheint. Bei Vorstandsbeschlüssen der AG, GmbH und 
Gen ist mEn die etwas zu lang bemessene First des VerG nicht zu übernehmen. Wie bei 
Beschlüssen des AR 753  empfiehlt sich eine Analogie zu den Regelungen über die 
Anfechtungsfristen von Gesellschafterbeschlüssen einer GmbH oder AG und damit die 
                                                 
749 Vgl oben unter VI.1.4.1.2. 
750 Vgl oben unter VI.1.3.3.2. 
751 Und für alle anderen Organbeschlüsse. 
752 Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 18. 
753 Vgl dazu oben unter VI.1.3.3.2. 
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Annahme einer einmonatigen Anfechtungsfrist. Die Frist beginnt auch hier mit der 
Beschlussfassung zu laufen. 
 
2.2.4.4. Gesellschaft als Beklagte 
 
 Die Klage ist, wie es schon § 7 VerG für alle Organbeschlüsse und das GmbHG754 
und das AktG755 für Beschlüsse der Mitglieder bestimmen, gegen die Gesellschaft zu 
richten. Die Vertretung der Gesellschaft im Prozess erfolgt nach den jeweiligen für die 
entsprechenden Verbände geltenden Vorschriften, die zur Anwendung kommen, wenn 
Streitigkeiten zwischen Vorstandsmitgliedern und der Gesellschaft auszutragen sind. 
   
2.2.5. Urteilswirkung 
 
 Auch das Recht zur Beschlussanfechtung von Vorstandsbeschlüssen ist ein 
Gestaltungsrecht. Ein stattgebendes Urteil verändert die Rechtslage gegenüber 
jedermann 756 . Es besteht insofern freilich kein Unterschied zur Urteilswirkung der 
Anfechtung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung757 oder des AR758. 
   
 Die Rechtskraft tritt grds nur inter partes ein. Andere, dh Dritte, müssen die 
Gestaltungswirkung gegen sich gelten lassen, nicht aber die Wirkungen der materiellen 
Rechtskraft.759  Eine Rechtskrafterstreckung, wie sie bei einer erfolgreichen Anfechtung 
von Beschlüssen der Mitgliederversammlung vorgesehen ist, ist mE auch bei einer 
erfolgreichen Anfechtung eines Vorstandsbeschlusses zu befürworten. Auch hier soll 
eine verbandsinterne Streitigkeit über den Willen des Verbandes einheitlich und für alle 
verbindlich ein für alle Mal beseitigt werden.  
                                                 
754 Vgl § 42 Abs 1 GmbHG. 
755 Vgl § 197 Abs 2 AktG. 
756 Vgl Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 327. 
757 Vgl dazu oben unter V.2.6.1.  
758 Vgl dazu oben unter VI.1.3.5.1. 
759 Vgl Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 722. 
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 Auch bei Vorstandsbeschlüssen kommt es zur rückwirkenden ex-tunc Vernichtung 
des Beschlusses. Auch hier sind Rückabwicklungsprobleme denkbar. Es kann an dieser 
Stelle auf das bereits Ausgeführte verwiesen werden760. 
 
2.3. Nichtigkeit 
 
2.3.1. Nichtigkeitsgründe 
 
2.3.1.1. Voraussetzung zur Nichtigkeit 
 
 Die Nichtigkeit eines Geschäftsführungsbeschlusses kann, wie bei anderen 
Organbeschlüssen, grds dann eintreten, wenn er gegen ein Gesetz, die guten Sitten oder 
gegen eine Satzungsbestimmung 761  verstößt. Ferner dann, wenn gewisse 
Formvorschriften nicht eingehalten wurden. Ein solcher Verstoß kann sowohl in einem 
verfahrensrechtlichen wie auch einem inhaltlichen Fehler begründet sein. 
  
 Geschäftsordnungswidrige762 Beschlüsse sind grds nur anfechtbar. Dies deshalb, 
da sie idR nicht die Position eines nicht Anfechtungsbefugten schützen werden und somit 
in die Verantwortung des Vorstands gestellt werden können. Setzen sie jedoch Kriterien 
fest, die die Zurechnung des Beschlusses zum Organ festschreiben, so führt ein 
Nichterfüllen dieser Kriterien zur Nichtigkeit. 
 
 AR-geschäftsordnungswidrige Beschlüsse können ebenfalls die Nichtigkeit des 
                                                 
760 Vgl dazu die Ausführungen oben unter V.2.6.3. 
761 Dies steht nicht im Einklang mit dem Wortlaut des § 7 VerG, ist aber mE dennoch zu vertreten, da ,wie 
bereits mehrfach erwähnt, § 7 VerG auf Beschlüsse der Mitgliederversammlung zugeschnitten ist. Als 
Pendant für die Satzung dient bei Vorstandsbeschlüssen die vom Vorstand gegebene GO. 
762  Gemeint ist die GO die sich der Vorstand selbst gibt und nicht jene, die durch Rechtsakte der 
Mitgliederversammlung oder des AR geschaffen wurde. 
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Beschlusses bedingen. Dies liegt daran, dass die Einhaltung dieser Bestimmungen nicht 
notwendigerweise und gänzlich in die Verantwortung der Vorstandsmitglieder gestellt 
werden kann. Ein Verstoß kann folglich die Rechtsfolge der Nichtigkeit verlangen. 
 
2.3.1.2. Inhaltsmängel 
 
 Inhaltlich ist ein Beschluss dann nichtig, wenn er gegen Normen verstößt, deren 
Schutzzwecke dies erfordern763. Dieses Prinzip gilt auch für das Rechtsgeschäft des 
Vorstandsbeschlusses 764 . Auch hier steht die Frage um die Nichtigkeit in 
Zusammenhang mit der Frage, wem die Befugnis zukommt, Beschlüsse anzufechten. 
Geht man, wie hier, davon aus, dass diese Befugnis lediglich den Vorstandsmitgliedern 
zukommt, so müssen grds all jene Beschlüsse, die in die Position anderer eingreifen, 
nichtig sein. Hier kann durch die Annahme einer Anfechtung eine - nach den 
Grundsätzen des allg Zivilrechts gebotene - Nichtigkeit nicht überlagert werden. 
   
 Ob die Rechtsfolge in einer absoluten oder geltendzumachenden Nichtigkeit 
besteht, hängt wiederum vom Schutzzweck der übertretenen Norm ab. Greift ein 
Beschluss in öff Interessen ein, so kommt es zur absoluten Nichtigkeit, andernfalls bedarf 
die Nichtigkeit einer Geltendmachung durch jenen, der in seiner Position beeinträchtigt 
ist.  
 
 Absolute Nichtigkeit wegen eines Inhaltsmangels liegt insb dann vor, wenn der 
Beschluss gegen Vorschriften, die das Wesen des Verbandes ausmachen, im Interesse 
der Gläubiger oder sonst im öff Interesse liegen, verstößt765. Ob dies auch dann der Fall 
ist, wenn durch einen Beschluss die Funktionsfähigkeit des Vorstandes beeinträchtigt 
                                                 
763  Vgl dazu zu den Beschlüssen anderer Organe oben. Vgl auch 
Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 24. Vgl zum allg Zivilrecht statt vieler 
Bollenberger in Koziol/Bydlinski/Bollenberger, ABGB, §§ 879 Rz 27 ff. 
764 Zur Mitgliederversammlung vgl oben unter V.3.2.2; zum AR vgl oben unter VI.1.3.1.2. 
765  Vgl Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 16. Vgl dazu entsprechende 
Ausführungen zur Mitgliederversammlung. 
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wird, ist mE, anders als bei Beschlüssen des AR766 , nicht ohne weiteres in dieser 
Deutlichkeit zu bejahen767. Bedenkt man, dass der Vorstand, anders als der AR, keine im 
öff Interesse liegende Kontrollbefugnis ausübt, so könnte man dies unter diesem 
Gesichtspunkt verneinen und anstatt einer absoluten eine (relativ dem Verband 
gegenüber) geltendzumachende Nichtigkeit annehmen.   
 
 Verstößt der Beschluss nicht gegen öff Interessen, so kommt es zur 
geltendzumachenden Nichtigkeit. Sie kann von jenem geltend gemacht werden, in 
dessen Position eingegriffen worden ist. Dies kann grds ein Dritter oder ein 
Verbandsmitglied, wenn in Mitgliedschaftsrechte eingegriffen wurde, sein. Grds kann ein 
rechtswidriger Beschluss auch in die Interessen des Verbandes eingreifen. Dieser 
müsste dann der geltendzumachenden Nichtigkeit zugunsten des Verbandes unterliegen. 
Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob ein Beschluss, der in 
Gesellschaftsinteressen eingreift auch automatisch in die Mitgliedschaftsrechte der 
Verbandsmitglieder eingreift. Dabei gilt es mE jedoch zu bedenken, dass der Begriff 
Mitgliedschaftsrechte nicht mit jenem der Mitgliedschaftsinteressen ident ist. 
Mitgliedschaftsrechte sind lediglich Mechanismen, mit welchen die Interessen der 
Mitglieder durchgesetzt werden können. Ein Verstoß gegen Gesellschaftsinteressen 
oder auch Mitgliedschaftsinteressen muss deshalb mE kein Verstoß gegen 
Mitgliedschaftsrechte sein. 768  Verstößt demnach ein Beschluss gegen im 
Gesellschaftsinteresse (was, sofern man ein agesondertes Interesse der Gesellschaft 
verneint, die Summe der Mitgliedschaftsinteressen darstellt), so kommt es zu einer 
geltendzumachenden Nichtigkeit zugunsten des Verbandes. Jedes Organ oder Mitglied 
kann sich auf die Nichtigkeit berufen. 
 
 Eine weitere theoretisch denkbare Möglichkeit eines nichtigen Beschlusses wäre, 
dass zwar lediglich Vorstandsmitglieder von der Rechtswidrigkeit betroffen sind, aber 
eine Anfechtung aufgrund der Intensität des Eingriffes ausscheiden muss. (Denkbar wäre 
                                                 
766 Vgl dazu oben unter VI.1.3.1.2. und VI.1.4.1.2. 
767 Jedenfalls verstößt er aber gegen Verbandsinteressen.  
768 Vgl dazu schon oben VI.1.4.1.2; vgl auch Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 61 Rz 8. 
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dies bei Beschlüssen, die inhaltlich sittenwidrige Regelungsgehalte schaffen.)  
 
 Daneben sei auch hier die Möglichkeit der Unwirksamkeit eines Beschlusses 
erwähnt. Allerdings ist bei unwirksamen Beschlüssen der Beschluss selbst nicht 
fehlerhaft, sondern es fehlt ein weitereres, von der Mangelhaftigkeit des Beschlusses 
unabhängiges, Tatbestandsmerkmal.769.  
 
2.3.1.3. Verfahrensmängel 
 
 (1) Allgemeines: Das Verfahren zur Beschlussfassung findet bei Beschlüssen des 
Vorstands keine gesetzliche Regelung 770 . Oft wird wohl eine Geschäftsordnung 
Aufschluss darüber geben, wie Beschlüsse des Leitungsorgans zu fassen sind. Dennoch 
lassen sich, wie auch bei Beschlüssen anderer Organe, gewisse Gruppen an 
Verfahrensmängeln zusammenfassen, die die Rechtsfolge der Nichtigkeit mit sich 
bringen. Es handelt sich dabei um Mängel, die die Zurechnung des Beschlusses zum 
beschlussfassenden Gremium (also zum Organ) verhindern. Es sind dies Mängel, die 
immer dann auftreten können, wenn ein Rechtsgeschäft in der Form eines Beschlusses 
erzeugt wird. Das Einhalten dieser Grenzen ist Voraussetzung, dass überhaupt von 
einem Beschluss dieses Organs gesprochen werden kann771.  Es handelt sich dabei in 
erster Linie um Mängel im Zuge der Einberufung zur Beschlussfassung. Ferner um 
Beschlüsse, welche die Kopetenz des Organs überschreiten und um Beschlüsse, die  
überhaupt von Nichtmitgliedern gefasst werden. 
 
  (2) Einberufungsmängel: Wie bereits erwähnt, sehen die entsprechenden 
Materiengesetze keine konkrete Prozedur zur Beschlussfasung vor. Es bleibt also im 
Wesentlichen der Privatautonomie überlassen, Regelungen zu schaffen. Dennoch ist 
mEn davon auszugehen, dass ein Beschluss (schon seiner Natur nach) nur dann 
zugerechnet werden kann, wenn alle Mitglieder des beschlussfassenden Gremiums die 
                                                 
769 Zur Unwirksamkeit vgl oben IV.3.4. 
770 Vgl nur Strasser in Jabornegg/Strasser, AktG, § 70 Rz 45. 
771 Man könnte bei Vorliegen eines solchen Mangels den Beschluss als Scheinbeschluss bezeichnen.  
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Gelegenheit hatten, an der Beschlussfassung teilzunehmen. Zur Fassung eines gültigen 
Beschlusses bedarf es somit der Information der Mitglieder über die Beschlussfassung 
und damit einer gewissen Form der Einberufung. Es handelt sich mEn dabei um ein dem 
Rechtsgeschäft des Beschlusses immanentes Prinzip, ohne dessen Einhaltung ein 
gültiger Beschluss nicht gefasst werden kann772. Wie diese Einberufung stattzufinden hat, 
kann unterschielich ausgestaltet sein 773 . Auch ist denkbar, dass keine Reglung 
geschaffen wurde und somit mittels Auslegung erst zu ermitteln ist, wie die Einberufung 
erfolgt. IdR wird wohl eine mündliche persönliche Verständigung genügen.  
 
 Koppensteiner/Rüffler vertreten, dass die Verständigung eines Vorstandsmitglieds 
unterbleiben könne, wenn ohnedies von einer Zustimmung auszugehen ist774. Dem kann 
mEn, wenn man die Ansicht vertritt, dass die Vorstandsmitglieder die Geschäfte bei 
Vorliegen einer Gesamtgeschäftsführung grds, dh wenn etwa keine Ressortverteilung 
vorliegt, gemeinschaftlich zu führen haben und dabei ihren gemeinsamen Willen mittels 
Beschluss fassen, nicht gefolgt werden. Es liegt nämlich in einem solchen Fall kein 
Beschluss mehr vor (oder anders ausgedrückt: der Beschluss ist immer nichtig). Nimmt 
man, wie Koppensteiner/Rüffler775, dennoch an, dass die Willensbildung auch ohne 
Verständigung erfolgen könne, so vertritt man die Ansicht, dass auch bei 
Gesamtgeschäftsführung, gleich einer Ressortverteilung, die einzelen 
Vorstandsmitglieder selbstständig die Geschäfte (genauer: Teile davon) führen können. 
Die Willensbildung würde in solchen Fällen durch Entschluss eines Geschäftsführers 
erfolgen und stellt keinen Beschluss dar. Auch nachträgliche Vetorechte ändern daran 
nichts. Dogmatisch betrachtet, wird vertreten, dass die Geschäftsführer per se gewisse 
Geschäfte alleine führen können.  
 
 ME trifft der Vorstand kollektive Entscheidungen grds mittels Beschluss, weshalb 
                                                 
772 Vgl Gschnitzer in Klang, ABGB, IV 1, S 861; Rummel in Rummel, ABGB, I, § 876 Rz 4; vgl auch (zur 
GesBR) Kastner/Doralt/Nowotny, Gesellschaftsrecht, S 62 f. 
773 Denkbar wäre etwa persönliche mündliche Verständugung oder eine schriftliche Bekanntgabe. Es kann 
auch für unterschiedliche Beschlussgegenstände eine unterschiedliche Einberufungsform gewählt werden.  
774 Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 21 Rz 5. 
775 Siehe Fn gleich oben. 
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auch eine Verständigung notwendig ist. Freilich kann, insb durch vorangehenden 
Vorstandsbeschluss, anderes vereinbart werden. Oftmals wird dies auch der Fall sein. 
Wenn über die Vornahme eines gewissen Geschäfts beschlossen wurde, wird von 
diesem Beschluss idR eine Ermächtigung zur Geschäftsführung jedes Einzelnen, für die 
damit verbundenen Ausführungsgeschäfte, ausgehen. 
 
 An dieser Stelle sei noch zu erwähnen, dass die L 776 und Rspr 777 zur GmbH 
vertreten, dass das Schweigen eines Organmitgliedes als Zustimmung zum Beschluss, 
also als positive Stimmabgabe, zu werten sei. Anders als die oben erwähnte 
Lehrmeinung ist die Annahme einer Zustimmung durch Schweigen grds mit dem 
Rechtsgeschäft des Beschlusses kompatibel.  
 
 Der Versuch die Willensbildung im Vorstand zu vereinfachen findet seine Ursache 
in praktischen Erwägungen. So findet sich in der Lit 778  die Ansicht, dass eine 
gemeinsame Geschäftsführung, etwa bei Telefonaten, beim Schreiben von Briefen oder 
ähnlichen Maßnahmen,  oftmals gar nicht oder nur sehr schwer möglich sei. ME wird hier 
übersehen, dass gerade solche Handlungen eines einzelnen Organmitglieds oftmals ihre 
Legitimation in einem vorangegangenen Beschluss finden werden. Ein Beschluss, ein 
gewisses Projekt zu verwirklichen, beinhaltet wohl oftmals auch die Legitimation der 
einzelnen Geschäftsführer entsprechende Ausführungsmaßnahmen zu setzen. Insofern 
ist mE dieses Problem entschärft.  
  
 (3) Teilnahme von Nichtmitgliedern: Wie bei Beschlüssen einer 
Mitgliederversammlung779 und Beschlüssen des AR780 gilt auch bei Beschlüssen des 
                                                 
776 Vgl Gellis/Feil, GmbHG, § 21 Rz 1; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8; Torggler, Rechtsstellung 
II, GesRZ 1974, 44.  
777 OGH 15.06.1976, 4Ob48/76, GesRZ 1977, 66. 
778 Vgl Gellis/Feil, GmbHG, § 21 Rz 1; Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8. 
779  Dazu oben, vgl Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 41 Rz 8; Gellis/Feil, GmbHG, § 41 Rz 4; 
Kostner/Umfahrer, GmbH, Rz 482; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht, S 395; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalss, 
AktG, Vor § 195 Rz 31; Krejci/S.Bydlinski/Raschauer/Weber-Schallauer, VerG, § 7 Rz 26;  Hüffer in 
Münchner Kommentar zum AktG, § 241 Rz 11; OGH 28.01.1999, 6Ob290/98k = SZ 72/15 = WBl 1999, 324 
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Vorstands, dass sie nichtig sind, wenn sie von Nichtmitgliedern gefasst wurden. In diesen 
praktisch wohl nicht relevanten Fällen der Beschlussfassung ausschließlich durch 
Nichtmitglieder kann es zu einer Zurechnung zum Organ nicht kommen. Es fehlt am 
notwendigen Element der Willenserklärung (Abstimmung) durch ein Mitglied des 
beschlussfassenden Organs. Haben Nichtmitglieder lediglich mitgewirkt, gilt, wie bei 
anderen Organen781, dass im Falle konstitutiver Beschlussfeststellung, bei Mitzählung 
dieser Stimmen, ein Verfahrensmangel vorliegt, der uU (bei Kausalität) die 
Anfechtbarkeit des Beschlusses auslöst. Wird das Beschlussergebnis nicht konstitutiv 
festgestellt, was wohl den Regelfall darstellen wird, so kommt der Beschluss ohnedies 
mit dem rechtlich zutreffenden Inhalt, also ohne Hinzuzählung der Stimmen der 
Nichtmitglieder, zustande.  
 
 (4) Überschreiten der Zuständigkeit: Wie bei anderen Organen 782 , sind auch 
Vorstandsbeschlüsse, die über den Kompetenzbereich des Organs hinausreichen, 
nichtig. Dies gilt mE insbesondere für solche Beschlüsse, deren Inhalt über die 
Geschäftsführungsbefugnis hinausreicht. Sie können dem Organ nicht zugerechnet 
werden und sind absolut nichtig. 
 
 Ist für das betreffende Geschäft der Vorstand zwar sehr wohl zuständig, bedarf es 
aber der Zustimmung eines anderen Organs, so ist der Beschluss, bis zum Vorliegen der 
Zustimmung, schwebend unwirksam. Wird diese nicht erteilt, so ist er endgültig 
unwirksam. 
 
 (5) Feststellen des Beschlussergebnisses: Auch bei Vorstandsbeschlüssen kann 
vorgesehen sein, dass deren Inhalt, etwa durch den Vorsitzenden, festgestellt wird. 
Verpflichtend ist dies, im Gegensatz zu Beschlüssen der Hauptversammlung von AG783, 
                                                                                                                                                              
= RWZ 1999, 173. 
780 Vgl oben unter V.3.2.3.3.  
781 Vgl oben unter VI.1.4.1.3. 
782 Vgl dazu oben unter  V.3.2.3.4. und VI.1.4.1.3. 
783 Vgl § 111 Abs 2 AktG. 
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nicht. Der Feststellung kommt konstitutive Wirkung zu 784 , wobei auch bei 
Vorstandsbeschlüssen gilt, dass das Unterbleiben der Feststellung nicht zur Nichtigkeit 
des Beschlusses führt. Der Inhalt bestimmt sich dann nach dem rechtlich zutreffenden 
Ergebnis. Tauchen Streitigkeiten über den Inhalt des Beschlusses auf, so kann, wie bei 
anderen Organen785, eine Feststellungsklage erhoben werden. Dieser kommt ebenfalls 
erga-omnes Wirkung zu.  
  
2.3.1.4. Formmängel 
 
 Grds sind Beschlüsse des Vorstandes formfrei möglich786. Allerdings bleibt es den 
Satzungen bzw der GO überlassen, gewillkürte Formerfordernisse aufzustellen. Es ist 
hierbei, wie bei Beschlüssen der Verbandsmitglieder787 oder des AR788, nicht auf das allg 
Zivilrecht zurückzugreifen. Formerfordernisse, aufgestellt durch die autonome GO des 
Vorstands, lösen die Anfechtbarkeit aus, höherrangige Formvorschriften die Nichtigkeit, 
wobei auch hier nach dem Zweck der Vorschrift zu fragen ist. Kann nach diesem das 
Einhalten in die Disposition des Vorstands gestellt werden, so besteht die Rechtsfolge 
des Verstoßes in der Anfechtbarkeit des Beschlusses. Übertriebene Formerfordernisse, 
die etwa die Funktionsfähigkeit des Vorstandes beeinträchtigen, wären daher nichtig.  
 
2.3.2. Rechtsfolgen 
 
 Der Vollständigkeit halber sei hierzu nur erwähnt, dass auch bei 
Vorstandsbeschlüssen die Rechtsfolge im Eintritt der Nichtigkeit besteht. Auch hier ist 
zwischen geltendzumachender und absoluter Nichtigkeit zu differenzieren. Ob die 
Rechtsfolge nichtiger Vorstandsbeschlüsse auch darin besteht, dass einem gewissen 
Personenkreis das Gestaltungsrecht erwächst, die Nichtigkeit gegenüber jedermann 
                                                 
784 Zu dieser Thematik vgl umfassender oben. 
785 Zu den anderen Organen vgl oben. 
786 Zur AG vgl nur Pichler/Weninger, Managerpraxis, S 53; Pichler/Weninger, Der Vorstand, S 29. 
787 Vgl oben unter V.3.2.4. 
788 Vgl oben unter VI.1.4.1.4. 
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gerichtlich festzustellen, wird noch zu klären sein. 
 
2.3.3. Geltendmachung 
 
 (1) Grundsätzliches: Auch für Vorstandsbeschlüsse gilt, dass absolut nichtige 
Beschlüsse von jedermann aufgegriffen werden können und Beschlüsse, deren 
Rechtsfolge in der geltendzumachenden Nichtigkeit besteht, nur von jenen aufgegriffen 
werden können, zu deren Gunsten der Beschuss relativ nichtig ist.789  
 
 Prozessual wird die absolute Nichtigkeit eines Beschlusses mittels 
Feststellungsklage festgestellt. Dies setzt freilich ein Feststellungsinteresse nach § 228 
ZPO790 voraus. Weiters besteht noch die Möglichkeit, die Nichtigkeit mittels Einrede 
aufzugreifen 791 . Die geltendzumachende Nichtigkeit ist grds mittels Einrede 
aufzugreifen792. Ebenfalls ist eine Feststellungsklage nach § 228 ZPO möglich. Dies setzt 
aber mE die Annahme voraus, dass die Nichtigkeit, wie dies im Beriech des allg 
Zivilrechts vertreten wird793, außergerichtlich geltend gemacht werden kann und dieses 
Gestaltungsrecht auch entsprechend ausgeübt wurde.   
 
 (2) Nichtigkeitsklage: Es stellt sich im Rahmen der Nichtigkeit von 
Vorstandsbeschlüssen die Frage, ob auch hier eine Klage nach den Prinzipien des § 201 
AktG zulässig ist. ME besteht das Bedürfnis einer einheitlichen Klärung auch bei 
Vorstandsbeschlüssen, womit eine solche Klage, wie auch bei Beschlüssen der 
Mitgliederversammlung794 oder des AR795 , zulässig scheint.   
                                                 
789 Vgl dazu allg nur Krejci in Rummel, ABGB, I, § 879 Rz 247 ff. 
790 Vgl Ballon, Zivilprozessrecht, Rz 190; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht, Rz 412. 
791 Zu bemerken ist an dieser Stelle, dass dies grds nicht notwendig ist, da die absolute Nichtigkeit von Amts 
wegen wahrzunehemen ist. 
792  So 6Ob1 OGH 17.05.2000, 6Ob1/00s ecolex 200/313, 795 = immolex 2000/181, 298; mwN 
Dietrich/Tades, ABGB, § 879 E 10.  
793 Vgl Gschnitzer, ABGB AT, S 690. 
794 Vgl oben unter V.3.4.2.1. 
795 Vgl oben unter VI. 1.4.3. 
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 Konkret bedeutet dies, dass es, wie bei der Mitgliederversammlung oder des AR, 
auch beim Vorstand keines besonderen rechtlichen Interesses bedarf um eine 
Nichtigkeitsklage einzubringen. Dies gilt (wie bei Beschlüssen des AR) jedoch nur, soweit 
die Klage von jemandem eingebracht wird, der auch abstrakt zum Erheben einer 
Anfechtungsklage berechtigt ist. Dies trifft nur auf Vorstandsmitglieder zu. Auch hier 
muss gelten, wer bei weniger schweren Mängeln kein besonderes rechtliches Interesse 
nachweisen muss, wird dies auch bei gravierenderen Mängeln nicht tun müssen. 
Allerdings bedarf es, wie bei der Anfechtung von Vorstandsbeschlüssen, eines 
zumindest abstrakt vorhandenen Rechtsschutzbedürfnisses. Kann eine Feststellung der 
Nichtigkeit eines Beschlusses objektiv keinerlei Effekt erzielen, so ist sie abzuweisen. 
Dies wird auch oftmals der Fall sein. Namentlich wohl meist dann, wenn der Beschluss 
bereits ausgeführt wurde. Andere, also Vorstände und Verbandsmitglieder, können eine 
Klage folglich nur bei Vorliegen eines rechtlichen Interesses erheben 796 . Bei  
geltendzumachender Nichtigkeit ist ebenfalls die spezielle Nichtigkeitsklage zu erheben, 
wobei nur solche berechtigt sind, denen das Recht zur Geltendmachung zukommt. Die 
Vertretung erfolgt nach den Regeln der Anfechtungsklage.  
 
 (3) Rechtsfolgen einer erfolgreichen (speziellen) Nichtigkeitsklage: Ein 
stattgebendes Nichtigkeitsurteil wirkt hinsichtlich der Tatsache, dass der Beschluss 
nichtig ist, auch bei AR-Beschlüssen für und gegen jedermann. Die Rechtskraft erstreckt 
sich auf den Verband und die Mitglieder seiner Organe sowie auf die Verbandsmitglieder. 
Im Übrigen kann auf das oben Ausgeführte verwiesen werden797. 
  
2.3.4. Besonderheiten bei Einzelgeschäftsführung 
 
 Wie bereits erwähnt, werden Geschäftsführungsmaßnahmen durch den Vorstand 
oftmals nicht mittels Beschluss gefasst. Sowohl bei Einzelgeschäftsführung als auch im 
Fall einer Ressortaufteilung und in anderen Fällen, denkbar wäre etwa die Legitimation 
                                                 
796 So im Ergebnis auch Lemke, Aufsichtsratsbeschluss, S 176 f.  
797 Vgl oben unter V.2.6;V.3.4.2.3; VI.1.3.5; VI.1.4.3; VI.2.2.5. 
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eines einzelnen Geschäftsführers durch einen vorangehenden Beschluss, erfolgt die 
Willensbildung des Organs nicht mittels Beschluss798. Hier bedarf es lediglich eines 
Entschlusses des betreffenden Organmitglieds. Auch dieser Entschluss tritt jedoch als 
Wille des Organs und damit der Gesellschaft zutage. Hält man an der zur 
Mitgliederversammlung entwickelten Terminologie fest, so kann man diesen Willensakt, 
in Bezug auf die Gesellschaft, auch als Beschluss (iwS) bezeichnen. Das Organ bildet 
intern seinen Willen mittels Entschluss, welcher ein einseitiges Rechtsgeschäft ist. 
Gleichzeitig besteht der Rechtsakt als einer der Gesellschaft. Es handelt sich dabei um 
einen Beschluss iwS, welcher mittels Entschluss, also einseitigem Rechtsgeschäft, 
innerhalb des Organs erzeugt worden ist.  
 
 Freilich kann auch ein solcher Willensakt (Beschluss iwS) fehlerhaft sein. Grds ist 
mE davon auszugehen, dass auch ein solches Rechtsgeschäft anfechtbar oder nichtig 
sein kann. Dies ergibt sich daraus, dass bei GmbH und AG auch Beschlüsse (iwS), die 
lediglich von einem Alleingesellschafter gefasst wurden, den selben Reglen folgen, wie 
solche, die mittels Beschluss (ieS) gefasst wurden. Jedoch ergibt sich aufgrund der 
Tatsache, dass lediglich einer alleine zur Willensbildung befugt ist, eine besondere 
Situation. Es gilt zwischen den einzelnen Fehlergruppen zu differenzieren: 
 
 Verfahrensfehler: Grds bedarf ein einseitiges Rechtsgeschäft, im Gegensatz zu 
einem Beschluss, keines besonderen Verfahrens, was freilich daran liegt, dass zu seiner 
Erzeugung nicht auf andere Interessen Bedacht zu nehmen ist. Eine Anfechtung oder 
Nichtigkeit wegen Einberufungs- Ankündigungs- oder sonstigen vergleichbaren 
Verfahrensfehlern kann es mangels Existenz solcher Verfahrensvorschriften nicht geben. 
Existieren solche Vorschriften doch, denkbar wäre etwa ein Anhörungsrecht anderer 
Vorstandsmitglieder, so löst ein diesbezüglicher Verstoß, da er nur die Position 
anfechtungsbefugter Vorstandsmitglieder betrifft, die Anfechtbarkeit des Willensaktes 
aus.  Andere Verfahrensfehler, wie insb das Überschreiten der Zuständigkeit, können 
aber auch bei der Willensbildung durch einen Geschäftsführer auftreten. Hier kommt es 
                                                 
798 Nach Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, § 21 Rz 5, auch offenbar dann nicht, wenn es sich um Geschäfte 
handelt, bei denen eine Zustimmung zu erwarten ist. Diese Ansicht wird hier allerdings nicht geteilt. 
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zur selben Rechtsfolge, wie bei Beschlüssen, also zur absoluten Nichtigkeit.   
 
 Inhaltsfehler: Hier besteht grds kein Unterschied zu den durch Beschluss gefassten 
Willensakten. Auch einseitige Rechtsgeschäfte können inhaltlich mangelhaft sein. Die 
Rechtsfolge richtet sich auch danach, welche Rechtsposition beeinträchtigt wurde. IdR 
wird dies die Nichtigkeit sein. Jedoch ist mE theoretisch, dh wenn lediglich in 
Angelegenheiten die den Vorstand und seine Mitglieder selbst betreffen, eingegriffen 
wurde, eine Anfechtbarkeit denkbar.  
 
 Formfehler: Hier besteht mE kein Unterschied zur Willensbildung mittels Beschluss. 
Wird eine gewisse Form verlangt, so gelten auch hier die allg Grundsätze.  
 
 Die Geltendmachung erfolgt mE ebenfalls so, wie dies bei der Willensbildung mittels 
Beschluss vorgesehen ist. Allerdings wird eine solche regelmäßig nicht möglich sein, da 
das Fassen eines solchen Entschlusses meist mit der Ausführungshandlung 
zusammenfallen wird, weshalb eine Geltendmachung oftmals ihren Effekt verliert und 
daher nicht mehr statthaft ist. Außerdem gilt es mE zu erwähnen, dass ein solcher, 
einmal gebildeter Wille, da er nur von einem Einzelnen gebildet wird, jederzeit wieder 
abgeändert werden kann. Insgesamt stellt sich mE auch die Frage, wann ein solches 
einseitiges Rechtsgeschäft überhaupt rechtliche Existenz erlangt. Schließlich ist es ja an 
keinen bestimmten Adressaten gerichtet. Man könnte, wie dies bei der bürgerlich 
rechtlichen Auslobung der Fall ist, davon ausgehen, dass die rechtliche Existenz durch 
„öffentliche“ Bekanntmachung erzielt wird, in concreto also durch eine verbandsinterne 
Bekanntmachung. Daran würde sich auch der Lauf einer (theoretisch) möglichen 
Anfechtungsfrist799 knüpfen. 
                                                 
799 Diese kann freilich nur vorliegen, wenn der Rechtsakt anfechtbar ist, was ja wie erörtert nur einen 
theoretische Möglichkeit bleibt.  
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VII. Allg zivilrechtliche Annahme einer Anfechtbarkeit von 
Beschlüssen bei Verfahrensmängeln 
 
 Abschließend kann man sich mE noch die Frage stellen, in welchem Umfang 
fehlerhafte Beschlüsse, auf welche lediglich das allg Zivilrecht und nicht etwaige 
verbandsrechtliche Sondernormen Anwendung finden, anfechtbar sein können. Das allg 
Zivilrecht ordnet für die meisten denkbaren Fehler eine entsprechende Rechtsfolge an 
und differenziert dabei zwischen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit. Diese Differenzierung 
gilt freilich auch für das Rechtsgeschäft des Beschlusses. So ist ein Beschluss, im Falle 
eines Willensmangels wohl, wie ein Vertrag, auch anfechtbar. Leidet er an einem 
Inhaltsmangel, so ist auch er nach § 879 ABGB nichtig. Auch für Formfehler sieht § 884 
ABGB eine entsprechende Zweifelsregel vor. Überall dort, wo das allg Zivilrecht 
Konsequenzen fehlerhafter Rechtsgeschäfte kennt, sind diese grds auch auf Beschlüsse 
anwendbar. Lediglich dort, wo solche nicht existieren, muss man sich die Frage nach 
dem rechtlichen Schicksal der Beschlüsse stellen. 
  
 Keine eindeutigen Regelungen finden sich bezüglich etwaiger Verfahrensfehler800, 
zumal sich das allg Zivilrecht am Rechtsgeschäftstyp des Vertrages orientiert und dort - 
logischerweise - derartige Fehler regelmäßig nicht auftreten. Wo das allg Zivilrecht 
jedoch sehr wohl ein Rechtsgeschäft, welches unter einem Verfahrensfehler leidet, mit 
der Rechtsfolge der Nichtigkeit (oder besser Nichtexistenz) belegt, ist jener Fall, in 
welchem das Verfahren zur Erzeugung des Rechtsgeschäfts derart mangelhaft war, dass 
nicht einmal die Tatbestandsmerkmale des entsprechenden Rechtsgeschäfts selbst 
erfüllt sind. Ein Vertrag, der nur aus einer gültigen Willenserklärung besteht, ist nicht 
existent, also nichtig. Diese Selbstverständlichkeit gilt natürlich auch für das 
Rechtsgeschäft des Beschlusses. Sind nicht alle Tatbestandsmerkmale, die ein 
spezifisches Rechtsgeschäft überhaupt erst zu einem solchen machen, erfüllt, so ist das 
Rechtsgeschäft freilich nicht Teil des bestehenden Rechtsgefüges und somit nichtig. 
Ferner ist ein Beschluss nach allg zivilrechtlichen Überlegungen dann nichtig, wenn 
dieser dem beschlussfassenden Gremium nicht zugerechnet werden kann. Wird nämlich 
                                                 
800 So auch Thöni, Generalversammlungsbeschlüsse, S 63 ff. 
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nicht jeder von einem zu fassenden Beschluss ordnungsgemäß informiert, so würde ein 
dennoch verbindlicher Beschluss unzulässigerweise in die Rechtsposition des 
Ausgeschlossenen eingreifen801. Selbiges gilt etwa dann, wenn Beschlüsse, über die 
vereinbarte Kompetenz hinaus, Verbindlichkeit erlangen sollen. Auch sie sind grds 
absolut nichtig. Höchstens könnte man, bei einem kompetenzüberschreitenden 
Beschluss, so alle zugestimmt haben, eine konkludente vertragliche Änderung des 
Grundlagengeschäfts erblicken. Daneben gibt es jedoch gewisse (beim Rechtsgeschäft 
eines Vertrages in aller Regel nicht auftretende) Verfahrensfehler, die nicht unter die 
eben erwähnten Fehlertypen subsumiert werden können. Für solche „gewöhnlichen” 
Verfahrensfehler lassen sich aus dem allg Zivilrecht keine konkreten Rechtsfolgen 
ableiten. Der allg Teil des Zivilrechts ist insofern unvollständig. Es stellt sich mE die Frage, 
wie diese bestehende Lücke aufzufüllen ist. Klar ist, dass auch derartige Fehler nicht 
folgenlos beleiben können und somit sanktioniert werden müssen. Man könnte 
annehmen, dass auch sie, die „gewöhnlichen“ Verfahrensfehler aus 
Rechtsschutzerwägungen, die Nichtigkeit des Beschlusses bedingen. Andererseits 
könnte man, in Anbetracht der verbandsrechtlichen Sondernormen, die für derartige 
Fehler rechtsformübergreifend die Anfechtbarkeit des Beschlusses anordnen, auch im 
allg Zivilrecht - mittels Analogie - die Anfechtbarkeit solcher Beschlüsse annehmen und 
somit eine im allg Zivilrecht bestehende Lücke, durch den Rückgriff auf ein in speziellen 
Gesetzen auffindbares Prinzip, schließen und dieses Prinzip, aus der speziellen 
Regelungsmaterie heraus, „vor die Klammer“ in das allg Zivilrecht ziehen. Es ist nicht 
Gegenstand dieser Arbeit, sich mit dieser Frage im Detail auseinanderzusetzen, doch 
soll diese Möglichkeit als Ausfluss eben dargelegter Gedankengänge aufgezeigt werden.  
                                                 
801 Dieser Fall weist eine Ähnlichkeit zum Vertrag zulasten Dritter auf. 
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VIII. Anhang 
 
1. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 
 
Die wesentlichsten Ergebnisse der Arbeit lassen sich überblicksmäßig wie folgt 
zusammenfassen: 
 
- Beim allg zivilrechtlichen Rechtsgeschäft des Beschlusses handelt es sich um ein 
Rechtsgeschäft eigener Art, bei dem eine Personenmehrheit über einen Antrag abstimmt.  
Bei den dazu nötigen Stimmabgaben handelt es sich um Willenserklärungen. Der im 
AktG oder GmbHG verwendete Rechtsbegriff „Beschluss“ beschreibt das 
Rechtsgeschäft, in welchem sich der Wille des Organs manifestiert. Dieses 
Rechtsgeschäft muss jedoch nicht ein Rechtsgeschäft der rechtswissenschaftlichen 
Kategorie Beschluss sein, sondern kann (etwa bei einer Ein-Mann-GmbH) ebenso ein 
einseitiges Rechtsgeschäft sein. Diese Differenzierung wirkt sich auf die Konsequenzen 
etwaiger Mängel eines „Beschlusses“ im Sinne des AktG und GmbHG aus. 
 
- Bei allen behandelten Verbänden (GmbH, AG, Gen und Verein) ist zwischen 
anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen der Verbandsmitglieder zu differenzieren.  
 
- Neben dem Organ der Mitglieder eines Verbandes ist auch bei den anderen Organen 
der behandelten Verbände (GmbH, AG, Gen und Verein) im Sinne des § 7 VerG 
zwischen anfechtbaren und nichtigen Beschlüssen zu differenzieren.  
 
- Ein Mangel im Verfahren zur Beschlussfassung begründet bei seiner Relevanz für das 
Beschlussergebnis grds nur die Anfechtbarkeit des Beschlusses. Leidet ein Beschluss 
jedoch unter derart weitgehenden Verfahrensfehlern, dass er dem dahinter stehenden 
Organ nicht mehr zugerechnet werden kann, so ist er, da er nicht als ein solcher des 
entsprechenden Organs zu qualifizieren ist, absolut nichtig. 
 
- Innerhalb der Kategorie inhaltlich nichtiger Beschlüsse ist zwischen absolut nichtigen 
und solchen die der geltendzumachenden Nichtigkeit unterliegen zu differenzieren: 
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Absolut nichtige Beschlüsse sind dann anzunehmen, wenn in öff Interessen eingegriffen 
wird. Geltendzumachende Nichtigkeit ist anzunehmen, wenn in die Rechtssphäre Dritter, 
die nicht zur Anfechtung befugt sind, eingegriffen wird. Wird in die Rechtssphäre 
Anfechtungsbefugter eingegriffen ist grds - mit wenigen Ausnahmen - von Anfechtbarkeit 
auszugehen.  
 
- Neben den von den Sondervorschriften (auch mittels Analogie insb zum AktG) erfassten 
Mängeln können Beschlüsse auch aufgrund anderer allg zivilrechtlicher Bestimmungen 
mangelhaft sein. Ob diese Mängel mittels Analogie dem Rechtsfolgenreglement der 
Sondervorschriften unterstellt werden ist gesondert zu prüfen.  
 
- So können die von den Sondervorschriften nicht erfassten Willensmängel bei der 
Stimmabgabe unter gewissen Voraussetzungen zur Anfechtbarkeit des Beschlusses 
führen. Dabei hat die Anfechtung nach den jeweils auch für andere Mängel geltenden 
Anfechtungsvorschriften zu erfolgen. 
 
- Aus dem allg Zivilrecht lässt sich für Verfahrensfehler - mit Ausnahme jener, die derart 
gravierend sind, dass nicht einmal der Tatbestand des Rechtsgeschäfts Beschluss erfüllt 
ist und jener, die eine Zurechnung des Beschlusses zu der dahinter stehenden 
Personenmehrheit hindern - keine konkrete Rechtsfolge ableiten. Eine Analoge 
Anwendbarkeit der verbandsrechtlichen Sonderbestimmungen, die für derartige Fehler 
die Rechtsfolge der Anfechtbarkeit vorsehen, ist zu überlegen. 
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